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r. 

Das Erforderniss der Stimmeneinhelligkeit des Wahr- 
spruchs der Geschwornen nach den neuesten Ver- 
handlungen in England verglichen mit den 

Erfahrungen anderer Länder, ' , 

Von 
Mltteriiuiier« 

Wir setzen als -bekannt iroraus, ^3 dass das Erforderniss der 
Stimmeneinhelligkeit eines Wahrspruchs der Geschwornen in 
England nur allmählig entstanden ist und mit manchen eigen- 
thtimlichen Verhältnissen zusammenhängt, welche auf die Aus- 
bildung des Instituts wirkten. Bekannt ist es auch, dass schon 
früh ^3 sich gegen die Zweckmässigkeit dieses Erfordernisses 
Stimmen erhoben, dass selbst Locke ^) nur mit Stimmenmehr- 
heit sich begnügen wollte. Es ist begreiflich, dass bei allen 
Verhandlungen über Verbesserung des Strafverfahrens in Eng- 
land auch die Frage zur Sprache kam, ob dies Erforderiüss 
beibehalten werden sollte, und es an (oft übertriebenen3 Schilde- 
rungen von ärgerlichen Scenen nicht fehlte), ^3 welche die 
UnZweckmässigkeit eines Erfordernisses zeigen sollten, bei wel- 



1) Nachweisungen in meiner Schrift: Das englische Strafverfahren. 
S. 471. Biener, das englische Geschwornengerlcht. H. Bd. S. 107. 
Gundermann, über die Einstimmigkeit der Geschwornen. Mün- 
chen. 1849. 

2) Emiyns, Vorrede zu den State Trials. Vol. L p. XXIX. 

3) Bei Gelegenheit der Abfassung der Constitution for South Ca- 
rolina s. Lieber, on civü liberty and selfgovemment. Vol. I. p. 257. 

4) Z. B. im Law magaiin. XVL p. 44-66. 

JMi. Mifdhr. f. d. AmImi». Jü^nL Bä, /. mfk l 
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chem ein eigensinniger, mit gehöriger körperlicher Kraft und 
Ausdauer versehener Geschwomer die Uebrigen zwingen könnte, 
gegen ihre Ueberzeugung seiner Meinung zu folgen. Es zeigt 
sich aber auch, dass immer in England die Stimmen getheilt 
waren. Die common law commissioners von 1831 ^) erklärten 
sich entschieden gegen dieses Erforderniss und schlugen vor, 
dass wenn die Geschwornen nach zwölf Stunden nicht sich 
yereiBigten und nicht wünschten, noch länger zusammenzu- 
bleiben, die Mehrheit von neun Stimmen für einen Wahrspruch 
genügen sollte. Als im Jahre 1845 von der Parlamentscom- 
misstofi sftchvetstSndige Männer über die Verbesserung des 
Strafverfahrens vernoikimen wurden, erklärten sich zwar meh- 
rere Stimmen für eine Einrichtung, wie sie 1831 vorgeschla- 
gen war; allein die Mehrzahl^) hielt es für bedenklich, die 
bisherige Vorschrift aufzuheben. Die Frage, ob Stimmenein- 
helligkeit als Erforderniss eines Wahrspruchs der Geschwornen 
beibehalten werde« sollte, wurde in neuester Zeit bei der Be- 
vatkfang des Geseteentwurfs über common law pre«ediire 
alttf das Neie angeregt Die Commission hatte in ihrem Be*- 
ridfte 4ie Naohtheile dieses Erfordernisses hervorgehoben, aber 
ttoeh ^ entsdiiedenen Vovtheile entwidEelt, welche das Er- 
forderniss gewährt, '') und v<^g>eBchlagen, dass die Geschwornen 
nicht länger als 12 Stunden BSar Berathung abgesondert ge- 
halten werden sollten, wenn «ie nicht einstimmig längere Be^ 
rathung wünschen, dass sie während der Zeit die nöthigen 
Bequemlichkeiten n^ Erfrischungen erhalten sollten, dass wenn 
nach Ablauf der 12 Stunden keine Einstimmigkeit erzielt wer- 
den kann, der Ausspruch von 10 oder 11 genügen und, wenn 
äese Zahl nicht zu erreichen ist, die Jury entlassen werden 
soll. Wir bitten zu bemerken, dass dieser Vorschlag sich 
nur auf die Jury in Oivilsachen bezog, weü dort die Fälle, 



5) Third Report of the commiBsioners appointed to inqaire inte 
the practice of the superior eourtg. 1831. p. 69. 

6) Nacbweüsangen in meiner Schrift S. 4*77. 

7) Aufffeüg^ ans dem Berichte der üommission In der Zeitschrift Hat 
die Gesetsgebung des Anslandei. XXVI. 8. 466. 
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dafls die Gesohwornen nicht aich eioigiea können » am Mn- 
%sten vorkommen {erklärbar daraus, daas bäuig unmjttel*- 
bar widerstreitende Beweise vorliegen und die Jury im Ci- 
viJprocesse in der Lage ist, zwischen zwei Ferste» t 4esi 
Kläger und Beklagten, entscheide» zu müsfieo. Im Oherhause 
erklärte sich die Mehrheit £üx den Vorschlag in der Axt, ä»W 
man, im Falle der Uneinigkeit der Gesehwpmen, sieb mtt 
der Mehrheit von 11 Stimmen begnügen polMe« Als 4er 
darauf bezügliche Artikel (17), nach wekbevi man wüt dem 
übereinstimmenden Wahrspruch von 11 .Qescbwormen siiob b9<- 
gnügen musste, im Unterhause (29. März 1854) «nr Sprache 
kam^ fragten sogleich mehrere Mitglieder, ob man die Vor^ 
Schrift auch auf Strafsachen ausdehnen wolle, und klärte, 
dass dies grossen Widerspruch finden würde. Während der 
Attorney general Englands zwar anerkannte, dass die Einführung 
der Maasregel Vortheile haben würde, aber doch entschieden sich 
für die Stimmeneinbelligkeit aiussprach, und andere Mi^gUed^r 
sich auf Schottland beriefen, wo der Wahrfiprach niur auf 
Mehrheit der Stimmen gebaut wäre, ^klärte 4er 6enera)r 
prokurator für Irland (Napier) , dass er für StimmeneinheUig^ 
keit sei und dass, wenn man auf Criminalsachen die Maiass^ 
regel ausdehnen wollte, sich mit der Mehrheit von 11 Stim- 
men zu begnügen, bald kein Todesurtbeil vollstreckt werden 
würde, bei welchem nur 10 Geschwiorne steh für die Schuld 
des Angeklagiten aussprächen. Die BesrOf gniss, dass wenn ein- 
mal im Civilprozesse gesetzUch die StimmeneinhelUgkelt nieht 
mehr Cur nöthig erkannt wäre^ bald auob in g^ra&acben man 
sich mit der Stimmenmehrheit begnügen wüüde, bewirkte, d«ss 
die Mehrheit des Unterhauses den darauf bezüglichen Art&el 
in der Bill der common law procedure strich. 

Als die Bill wieder an das OberJhaus gebracht wurde, kam 
die Frage wiederholt zur Verhandlung (am 11. August 1854). 
Der LordkanxLsr erklärte, dass die vom Oherhause beschlossene 
Sünriebiong, aacfa welcher, wenn die Jury innerhalb 12 Stun^ 
den lucht .einig werde, die Mdirheit von 10 oder 11 Stim- 
men genügte, beaser .gewesen wäre als der gemachite Yor- 
ikdihlgi für dim FaU dar UMinigkeit der I^MCbwoman na^ 
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12 Stunden die Geschwornen zu entlassen ; denn darnach würde 
es in der Macht eines Geschwornen liegen, das Zustande» 
kommen eines Wahrspruchs durch sein Beharren auf der ab- 
weichenden Meinung während 12 Stunden zu hindern. 

Der ehrwürdige Oberrichter Campbell stimmte bei, und 
äusserte, dass man der Gefahr des Eigensinns eines Geschwor- 
nen nicht sich aussetzen dürfe; er bemerkte, dass wenn ein^- 
mal in Civilsachen die neue Vorschrift eingeführt wäie, sie 
bald auch auf Strafsachen ausgedehnt würde, und dann sicher 
die Aufhebung der Todesstrafe eintreten müsste, weil bei dem 
jetzigen Stande der Ansichten einer der Geschwornen das Zu- 
standekommen des Wahrspruchs der Schuld hindern könnte. 

Merkwürdig ist es, dass von den durch den Lordkanzler 
befragten Richtern über die neuen Bills Lord Crompton 
(ein erfahrner scharfsinniger Jurist) gegen den Vorschlag in 
der Bill sich erklärte, weil sonst leicht jeder Geschworne, 
welcher Zweifel oder eine vorgefasste Meinung hegte, der 
Pflicht, seine Stimme abzugeben, sich entziehen könnte, dass na- 
mentlich bei Strafsachen, insbesondere bei Anklage wegen todes- 
würdiger Verbrechen die vorgeschlagene Massregel gefahrlich sein 
würde, daher er die Ansicht aussprach, dass er lieber die 
Einrichtung billigen würde, es dem Ermessen der Richter zu 
überlassen, die Geschwornen, wenn während einer gewissen 
Zeit die Uneinigkeit der Geschwornen fortdauerte, zu entlassen. 
Auf diese Art kann mit Zuversicht vorhergesagt werden, dass 
noch lange in England der Grundsatz der Stimmeneinhelligkeit 
der Gesdiwornen erhalten bleiben wird, daher selbst Lord 
Brougham, der grosse Förderer der Verbesserungen der Ge- 
setzgebung, im Oberhause am 31. März 1855 aussprach, dass 
er grossen Anstand nehmen würde, zuzustimmen, dass auch 
in Strafsachen das Erforderniss der Stimmeneinhelligkeit auf- 
gegeben werden soll. 

Die grosse Frage ist neuerlich zum erstenmale in Eng- 
land Gegenstand wissenschaftlicher Erörterungen geworden. 
Wir freuen uns, die Aufmerksamkeit deutscher Leser auf den 
darüber gehaltenen Vortrag aufmerksam zu machen, welche 
der aasgezeichnete Jurist Hr. Best in den Verhandlungen der 
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neu gebildeten juristischen Gesellschaft (jaridical society) am 
7. März 1855 gehalten hat.®) Wer es weiss, wie wenig in 
England, das so reich an praktischen Juristen ist, für Rechts- 
wissenschaft geleistet wird, muss mit Freude diese neue 
Gesellschaft begrüssen, die, wie ihr hochachtbarer Vorstand, 
Hr. Bethell, sollicitor general, in der Eröffnungsrede ausdrückte, 
zu ihrer erhabenen Aufgabe die Ausbildung der Rechtswissen- 
schaft sich setzte, damit England, bisher hervorragend vor an- 
dern Nationen durch gewerbliche, Handelsgeschicklichkeit und 
Industrie, auch bald hoffen könne, stolz zu sein auf den Be- 
sitz liberaler Einrichtungen für juristische Erziehung und auf 
eine gleichförmige, einfache und allgemein verständliche 
Jurisprudenz. Es macht der Offenheit . des würdigen Präsi- 
denten Ehre, wenn er aasspricht, dass die Juristen Englands 
wenig für die Fortschritte der Rechtswissenschaft geleistet 
haben, und wenn er offen die Hindernisse hervorhebt, die sich 
der Ausbildung der Rechtswissenschaft Entgegensetzen. Das 
erste Heft der Vorträge, welche in der Gesellschaft gehalten 
wurden, enthält ausser der angeführten geistreichen Einlei- 
tungsrede des Präsidenten: l) eine Abhandlung (p. 7) über 
die Zweckmässigkeit der englischen Vorschriften, welche zu 
den Wahrsprüchen der Geschwomen Einstimmigkeit fordert, 
von Best ; 2) eine Abhandlung über die Idee der Souveränität 
und ihre Wichtigkeit in Bezug auf das internationale Recht 
von H. Sumner Maine (p. 26) (mit einer interessanten Ent- 
wickelung der verschiedenen Bedeutungen der Souveränität); 
3) über den Ursprung der gegenwärtigen Art der Familien- 
fideicommisse an Liegenschaften von Williams (p. 45) mit 
wichtigen ungedruckten Urkunden; 4) über die Zweckmäs- 
sigkeit, die im bestehenden Rechte gesetzten Gränzen der 
Verantwortlichkeit des Geisteskranken in Strafsachen aufrecht 
zu erhalten, von Stephen (p. 67) (mit dem Zwecke, die Ge- 
fahren naöhzuweisen, welche entstehen, wenn man die Freiheit 



8) Der Vortrag ist abgedruckt in der vor einigen Woclien erscliie- 
nenen, von der Gesellschaft herausgegebenen Zeitschrift: Papers read 
before the juridical society. London 1855. pag. 3—26. 
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^068 jMl^ii Odatoftkranken von Strafe aufteilt). Alle diese 
AuMtse tragen einen wissenschaftlichen Charakter an steh. 

Für den Zweck unseres Aufsatzes bedarf es nur der nähern 
Betrachtung des erst^ Aufsatzes, den man Hm. Best, dem 
Endlichen Verfasser der durch die Uebersetznng von Mar— 
qnardsen in Dentschland bekannt gewordenen treffliefaen Be- 
W^Mehre rerdankt. Der Aufsatz des Hm. Best, der zu den 
tfiehtigsten englischeii Bchriftstellern gehört, verdient die Auf- 
merksamkeit aller Juristen. Der Verf. spricht seine Ueber- 
zeugung von den Vortheilen der Schwurgerichte aus. Nach« 
dem er die geschichtliche Ausbildung des Grondsatzes der Stirn- 
meneinbelligkelt efötieTt und nachgewiesen hat, dass allerdmgs 
schon frtth, ebenso wie in neuerer Zelt, viele Stimmen sich 
ftir die Aufhebung dieses Grundsatzes (mit sehr verschiedenen 
Verbesserungsvorschlägen) ausgesprochen haben, erklärt Best 
sich fSr die Beibehaltung und hebt folgende Vortheile hervor: 
1) Es wird dadurch die Erreichung der Wahrheit des Wahr- 
spruchs gesichert, weil nach den Regeln der Wahrscheinlich- 
keitslehre der Glaube an die Wahrheit eines Ausspruchs steigt, 
je weniger Wahrscheinlichkeit eines Irrthums vorbanden ist, 
und bei Stimmeneinhelligkeit die Wahrscheinlichkeit des Irr- 
thums am meisten vermindert wird. ^) 2) Wo dies Erfordernlss 
gilt, wird bei jedem Geschwornen das Gefühl erhöht, dass er 
an dem Wahrsprache eine persönliche Verantwortlichkeit über- 
nimmt, wodnrdi zugleich die Ueberzeugung vermehrt wird, 
dass eine ungetheiite Aufmerksamkeit und geistige Anstrengung 
nöthig ist. 3) Es wird dadurch eine vollständig freie und 
wkksame Berathung gesichert; der schlichteste Gesohwome 
weiss dami, dass seine Stimme gehört und von Allen gewür- 
digt werden muss, während, wo Stimmenmehrheit genügt, die 
Berathung als nutzlos erklärt und die Stimme der Minderheit 
oft mit Unart zurückgewiesen wird, sobald die nöthige Mehr- 



9) Der Verf. beruft sich auf die durch Anwendung der combina- 
torischen Analysis gefundenen Sätze von Poisson, Lacroix über 
WahrsoheittWcfakeitslehre. Darnach ergibt sich, dass bei einer Mebrheil 
von 9 (von 12 Stimmen) die Wahrscheinlichkeit des Irrtums von 
1 zu 22 und bei Stumoeneinhelllgkeit wie 1 sa 8060 sicli verhält, 
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heit der SUmiam gewom^n ut, 4) Das Yertr«u90 dq« PuUi^ 
kums za der Gerechtigkeit des Wabrspri^cbs wird gembert, 
wenn dieser als Ausdruck der Ueber«e4igUBg Aller eies^beiBt, 
die Kraft und der Eindruck der Wirksamkeit der Justi« wifd 
vermehrt. 5) gelbst für die Bildnog der GesebwiKQeQliste 
wird die Stimmeneinhelligkeit wichtig, weil dA| wo Mehjrbeit 
der Stimmen genügt, die Gefahr steigt, dass der niit de? AUfl^ 
wabl der Gesdiwornen beauftragte Beamte i« eUtfsu p^tei* 
ischen oder selbst verderblichen Geiste leichter die Geaebwerr 
neu auswählen kann, wenn er nur sieber ist, dass er fQf die 
Mehrheit Männer finden wird, welche eioeD Wahropr^cb, wie 
man ihn wünscht, geben werden. 6) Selbst das oft läcb^Iieh 
gemachte Verbot, den Geschwomen Im BwatbuDgejämiatr Er- 
frischung zu geben, ist nicht so werthlos, weil dadorofa bei den 
Geschwornen das Gefühl verstärkt wird, dass es mk um ein 
grosses, wichtiges, die ungetheilte Aufmerksamst foirderndes 
Geschäft handelt. 

Hr. Best verscbweigi aber nicht die gewiebtigeo GrUmley 
welche von den Gegnern der Forderung der Stimmeneinbel^ 
ligkeit angegeben werden. Sie sipd folgende: 1) Man kann 
nicht hoffen, dass in vielen Fällen, wo ^ne Verecbiedenbelt 
von Ansiebten häufig vorkommen wird, eine UebereinsAin)in«»% 
von 12 Männern zu erzielen ist, so dass voraussichtlich sebr 
häufig» wenn man doch UebereSnstimmung fordert, die Ge- 
schwornen m einer Verabredung kommen werden, bei wel- 
eher jede Partei etwas von ihrer Ansicht nachgibt, um eine 
Vereinigung m erzielen und aus einer unangenehmen Lage 
au kommen. Hr, Best erwidert darauf, iwß «eben ein Groad- 
)rrtb^m bei dem Streite darin lie^e, indem man häofig glaube, 
dass jeder Geschworne durch seinen Sid gebunden sei, sein 
UrtheU auf die vorliegenden Beweise m gründen und bei sei- 
nem Urtfaeil, ohne Prüfung der Gründe der Meinung seiner 
Genossen, stehen zu bleiben, während doch der Geschworne 
nur sefawöTt, wohl und aufrichtig die Sache zu prüfen, hiebe! 
aber setzt das Gesetz voraus, dass jeder Geschworne mit seinen 
Genossen in Pezug auf das Urtheil sich benehmen werde, da das 
Gesetz den Wahrspruch als einen Gesammtansspri]i(^der Jury und 
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nicht ab eine Reihe unabhängiger Wahrsprüche der einzelnen 
Personen anffasst, welche die Jury bilden. Daher fragt auch 
der Richter die Geschwornen , ob sie übereingelcommen wären 
(agreed), so dass der von dem VormanD ausgesprochene Wahr- 
Spruch als der aller Geschwornen angesehen werden kann. ''^3 
Eine solche Verständigung (compromise) ist nicht gesetzwidrig 
und kömmt ebenso vor bei Abstimmungen in Richtercollegien 
als auch da, wo Geschworne nach Mehrheit entscheiden. Die 
Gegner der Stimmeneinhelligkeit misskennen, Wie Herr Best 
zeigt, die Stellung der Geschwornen, da diese in Straf- 
sachen nicht zu entscheiden haben, ob der Angeklagte un- 
schuldig ist, sondern nur, ob der vorliegende Beweis gentigt, 
um die Geschwornen von der Schuld zu überzeugen. — Ebenso 
wenig ist die Vorstellung, dass bei vorliegenden Meinungen 
der normale Zustand der des Widerstreits sei, während rich- 
tiger nach dem Naturgesetze und der Erfahrung gerade in 
der Jurisprudenz weit mehr Uebereinstimmung der Ansichten 
vorkömmt als die Gegner glauben. Juristische Bera- 
thungen unterscheiden sich, wie Best gut nachweist, vöu Ent- 
scheidungen über politische, sociale und religiöse Gegenstände. 
In der grössten Mehrzahl der Fälle lehrt die Erfahrung das 
Torkommen der Uebereinstimmung der Geschwornen. Best 
theilt das Ergebniss von Erkundigungen bei Männern mit, 
welche als Geschworne oft thätig waren und angaben, dass 
kaum in einem Falle unter 20 die Jury zur Berathung sich 
zurückzieht und nicht in einem Falle von 500 entlassen wer- 
den muss, weil sie sich nicht verständigen konnte (nach der 
Aussage eines erfahrenen Mannes in England kann man an- 
nehmen, dass unter 1000 Fällen einmal die Jury nicht sich 
vereinigt). Uebereinstimmung ist, wie Best nachweist, die 
Regel, und Nichtübereinstimmung die Ausnahme. Hr. Best 
bemerkt, dass nach einer Vergleichung der von verschiedenen 



10) Der Verfasser ierg[liedert den Fall, wo die Geschwornen über 
die Entschädigungssamme entscheiden sollen, und wo zwar jeder Ge- 
schworne eine gewisse Summe im Sinne hat, zuletzt aber durch Ver- 
ständigung eine Summe angegeben wird, über welche die Geschwornen 
übereingekommen sind. 
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Sammlungen von Berichten über vorgekommene gerichtliche 
Fälle, wo Richter Urtheile gaben, die Nichtübereinstimmung, 
die seltene Ausnahme bildete (von 213 Fällen kaum 5, nach 
einer andern Sammlung von 140 zehn Fälle), worin die Sich- 
ter nicht sogleich über das Urtheil einig waren. 2) £ine fer- 
nere Einwendung gegen das System der Stimmeneinhelligkeit 
hebt die Gefahren hervor, dass ein bestochener oder sonst 
verdorbener Oteschworner durch seine Weigerung, den Aus- 
Sprüchen würdiger und verständiger Geschwornen zuzustim- 
men, die Erreichung der Zwecke der Justiz vereiteln kann; 
Hr. Best erwidert darauf, dass man bei dieser Behauptung, 
indem man den äusserst seltenen Fall hervorhebt, den Grund- 
satz verletzt, dass die Gesetze nach dem, was regelmässig 
eintritt, und nicht nach der »Ausnahme abzufassen sind; er 
zeigt, dass der Einfluss eines so verdorbenen Geschwornen 
von Umständen abhängen werde, auf deren Dasein man nicht 
rechnen darf, and hebt hervor, dass da, wo das Gesetz mit 
Stimmenmehrheit sich begnügt, die Gefahren, die man be- 
fürchtet, ebenso häufig eintreten könnten. 

Gegen die dritte Einwendung, dass in allen Fällen, in wel- 
chen mehrere Personen über juristische, politische und sociale 
Fragen zu entscheiden haben, Stimmenmehrheit als genügend 
betrachtet wird, erwidert Best, dass daraus kein Schluss auf 
Wahrsprüche der Geschwornen gezogen werden dürfe, weil 
es in den zuerst berührten Verhältnissen mehr auf begreiflich 
sehr verschiedenartige Meinungen und weniger auf Wür- 
digung der Thatsachen ankömmt, und dass die Gründe, aus 
welchen man sich bei Entscheidungen der Pairskammer, der 
Gerichte, der Grand Jury und der Jury des coroner mit Stim- 
menmehrheit sich begnügt, eigenthümliche sind, die nicht bei 
der Urtheilsjury in Betrachtung kommen. 

4) Wenn Andere sich auf Schottland und andere Länder 
berufen, in denen die StimmeneinhelUgkeit nicht gefordert ist, so 
macht Best aufmerksam darauf, dass man auf Frankreich als 
Vorbild sich nicht berufen darf, weil eben in Frankreich der 
beständige Wechsel der Gesetzgebungen in Bezug auf die er- 
forderliche Stimmenzahl zeig^, wie prinziplos die Gesetzgebung 
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wird, wenn mm mit der Mehrheit 8icb bei^ntt^t, und well die 
Erfahrung In Frankreich lehrt, wie gerade in diesem Lande 
die Wahrsprüche häufig auf conventloneUer Mehrheit beruhen. 
In Bean^ auf Schottland erinnert Best , dass dort in Straf** 
saohen 15 Gesohworne sitzen und die Mehrheit derselben 
entscheidet, während in Civtlsachen der Grundsats gilt, dass 
wenn während 12 Stunden die Jury nicht einig wurde, diese 
Atlassen wird, wenn die Qescbwornen nicht wünschten, dass man 
ihnen eine weitere Zeit zur Beratbung geben möchte , bis das 
neueste Gesetz für Schottland (17. 18 Victoria c. 59) bestimmte, 
dass wenn nach 6 Stunden die Geschwornen nicht einig werden, 
die Mehrheit Ton 9 Stimmen genügen soll. 

Hr. Best hebt noch hervor, dass in Braunschweig die 
Forderung, dass StimmeneinheUlgkeit vorhanden sein müsse, 
als wobltbätig sich bewäiirc* 

Bemerkt muss noch werden, dass neuerlich in England^') 
die Ansicht sich geltend machte, dass man in Strafsachen 
Stlmmeneinbelligkelt, in CiFÜsachen Mehrheit fordern sollte; 
allein mit Recht zeigt Best (p. 23), dass diese Ansiebt auf 
zweifachen Irrtbum beruht, nämlich dass der Hauptwerth der 
Jury in dem constitutionellen Schutze beruhe, dieser nun in 
Strafsachen gefordevt werde, während richtiger die politische 
und sociale Existenz eines Bürgers ebenso durch eine unge- 
rechte Verwaltung der Civiljnstiz gefährdet werden kann, weil 
auch nach der engliscben Ansicht der Werth der Juryeinridi* 
tung darauf beruht, dass sie als der beste Weg Ge- 
rechtigkeit zu üben erscheint, weil dabei das Gericht 
weder ein ständiges, noch ein zufälliges ist, vielmehr dnreb 
Zusammenwirken von Richter und Geschwornen die zwei Ele^ 
mente, nämlicb das der Ständigkeit und das des Wechsels «ul- 
sammenwirken, um die m<>glich8t grössten Vortbeile au aiehem; 
der consttitttionelle Schutz, welchen die Jury gewährt, ist nun 
ein zwar wichtiger Nebengrund, aber nicht die Hauptsache, 

Hr. Best kömmt au dem Schlüsse , dass man nidit leicht 
das altherkömmliche wohlthätige Erforderniss der Stlmmeneiu- 



It) YerattgUtth dilPfb Forsytfa, triid by Jury p.aJHl--*2öa 
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helligkeit aufgeben und an die Stelle neae bedenkliche Ein- 
ricbtUDgen setsen sollte, z. B. dass nach 13 Stunden, wenn 
die Geschwornen nicht ejnig werden, die Mehrheit entscheiden 
soll. ^^) Die Erfahrung in Schottland habe gelehrt, dasB die 
Einrichtung nichts taugt. — Die jetzige Rechtsübung in Eng- 
land gibt den Bichtern das Recht, die Jury, wenn nadi Um* 
ständen nicht erwartet werden kann, dass sie sich vereinige, 
0tt entlassen. Nicht unzweckmässig scheint es nach Best zu sein, 
wenn das Gesetz eine Frist setzt (z. B. 24 Stunden), nach 
deren Ablauf die Entlassung der Jury erfolgen soll. Auch 
gibt er zu, dass in der Einrichtung der Jury manche Vor* 
besserungen einzuführen sind. *^ 

Unsere Leser werden sich überzeugen, dass Hr. Best die 
wichtige Frage auf eine Weise klar und umsichtig behandelt 
hat, wie sie noch- nie erörtert wurde. Es sei erlaubt, Ergeb- 
nisse eigener Beobachtung in Bezug auf die Rechtsprechung 
in England beizufügen. Es ist auffallend, wie selten in Eng- 
land die Fälle sind, dass Geschwome nicht einig werden. In 
der grössten Mehrzahl der Fälle verlassen die Geschwornen 
das Berathungszimmer nicht. Zu den von uns in der Schrift 
über englisches Strafverfahren ^^) mitgetheilten bis l6bO vor- 
gekommenen Fällen, in denen keine Vereinigung erfolgte, be- 
merken wir einige interessante neuerlich vorgekommene. Am 
28. Nov. 1852 zog in einem Falle der Anklage wegen Noth- 
Eucht eines Kindes die Jury sich in das Berathungszimmer 
um 7 Uhr Abends zurück, erklärte um 9 Uhr, dass keine 
Wahrscheinlichkeit der Uebereinstimmung vorliege; die Ge- 
schwornen wurden nun für die Nacht eingeschlossen, am Mor- 



12) Audli Gundermann in der oben angeführten Schrift sucht 
zu xeigen (S. 35), dass Einstimmigkeit von mindestens 11 Geschwornen 
genügen soll. 

13) Best hebt auch die immer häufiger vorkommenden Fälle her- 
vor, dass Geschwome, welche Gegner der Todesstrafe sind, nicht su 
bewegen sind, dem Wahrspruch der Schuld zuzustimmen, wenn die 
Folge desselben ein Todesurtheil sein soll. 

14) Meine Sobrift S. 473. 
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gen erklärten sie, ^^ dass sie nicht einig wären, worauf der 
Richter (Parke) aussprach, dass er sie nicht entlassen könne, 
wenn sie nicht nachweisen könnten, dass ihre Gesundheit ge- 
fährdet wäre. Als der Foreman erklärte, dass eine Vereini- 
gung unwahrscheinlich wäre, verfügte der Richter doch die 
weitere Einschliessung , und als Geschworne bemerkten, dass 
sie Erfrischungen wünschten, erklärte der Richter, dass er 
zweifle, ob dies in seiner Macht stände; die Geschwornen 
kehrten in das Berathungszimmer zurück, kamen bald wieder 
mit dem Wahrsprueli : guilty, jedoch mit Empfehlung zur Gnade. 
— In einem Falle in London (8. Febr. 1855) erklärte die Jury 
nach einer Stunde Berathung, dass keine Hoffnung vorliege, 
dass sie sich vereinigen würden, worauf der Richter mit den 
Anwälten berieth und zuletzt die Jury entliess. 

Der Verfasser des gegenwärtigen Aufsatzes konnte in 
England oft sein Erstaunen darüber nicht unterdrücken, dass 
dort die Geschwornen so rasch zu einem Wahrspruche 
kommen und so selten eine NichtVereinigung eintritt. Er be* 
nützte in England jede Gelegenheit, bei Männern, welche schon 
oft als Geschworne thätig waren, über die Ursachen sich zu 
erkundigen. Das Ergebniss der Erkundigung, vorzüglich auch 
bei Männern, welche die französischen Geschwornengerichte ge- 
nau beobachteten, ist das folgende. Man bemerkt, dass die 
englischen Geschwornen in einer weit günstigeren, die Schnel- 
ligkeit des Zustandekommens des Wahrspruchs mehr begrün- 
denden Lage als die französischen Geschwornen sich desswe- 
gen befänden, weil die englische Verhandlung weit einfacher 
als die französische, das Material der Urtheilsfäiiung den Ge* 
schwornen vorlegt und die Beurtheilung erleichtert, weil in dem 
englischen Verfahren nicht die durch die französische unklare 
Hinweisung auf die intime conviction erklärbaren Bemühungen 
des Anklägers vorkommen, durch eine Masse entfernter Ver- 



15) Nach der jetzigen Rechtsübung (am besten geschildert bei 
Archbold, Summary od practice and pleading 11. Aug. 1849 p. 105) 
hängt es völlig von dem Richter ab, ob er die nothwendigen Erfri- 
schungen, wenn die Berathung lange dauert, den Geschwornen bewil- 
ligen will ; die Richter sind aber sehr wenig geneigt das zu thun. 
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dachtsgründe , durch Schlüsse aus dem Charakter des Ange» 
klagten, durch Hereinziehen der Zeugnisse von Hörensagen auf 
den Geschwornen zu wirken, da der englische Geschwome nur 
nach den traditioneil allgemein bekannten Beweisregeln die 
Beweise strenge zu prüfen und darauf zu sehen habe, ob 
vernünftige Zweifel an der Schuld vorliegen. Die Berathang 
wird daher in der Mehrzahl der Fälle leicht { die Geschwornen 
fragen sich, ob nach den vorliegenden Beweisen die Schuld 
erwiesen ist, und ob ein Geschwomer einen Zweifel hat So- 
bald nun nach beendetem Schlussvortrage des Richters (häufig 
schon früher) die Geschwornen erklären, dass sie keinen Zwei- 
fel an der Schuld haben, '^ spricht der Vormann das Yerdict 
der Schuld aus. Sobald die Verhandlung und der Sehluss- 
vortrag des Richters beendigt ist, sprechen die Geschwornen 
mit einander, und in der Mehrzahl der Fälle erfolgt die Ab- 
stimmung gewöhnlich auf die Frage des Obmanns: haltet Ihr 
den Angeklagten für schuldig? Oft erfolgt nur ein zustim- 
mendes Kopfnicken. Da das Urtheil der Schuld nur gehindert 
ist, wenn wichtige Zweifel gegen die Schuld von Geschwor- 
nen gehegt werden, so dreht sich die Berathung nur darum, 
ob ein Geschworner einen Zweifel äussert. — Oft wird von 
allen übrigen Geschwornen so schnell die Erklärung ausge- 
sprochen, dass der von einem Geschwornen vorgebrachte 
Zweifel völlig grundlos ist, und der vorher zweifelnde Ge- 
schworne wird durch diese übereinstimmende Erklärung seiner 
Collegen, oft auch durch ihre vorgebrachten Gründe jetzt be- 
stimmt, seinen Zweifel zurückzunehmen, und der übereinstim- 
mende Ausspruch der Schuld erfolgt. Wenn dagegen der Ge- 
schwome auf seinem Zweifel beharrt, oder Mehrere ihm zu- 
stimmen, oder aus verschiedenen Gründen die Schuld bezwei- 
feln, so ziehen sich die Geschwornen zurück, und jetzt erfolgt 
eine Berathung, die eigentiich nur darum sich dreht, ob die 
vorgebrachten Zweifel widerlegt werden könnten. Zeigt sich 



16) Man vergesse nicht, dass die englischen Geschwornen nur über 
die einfache Frage: ob der Angeklagte des in der Anklageschrift be- 
zeichneten Verbrechens schuldig ist, zu urtheUen haben. 
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«Im» ke!ii6 Wahrscheinlichkeit, so sdiümeD die Gesehwornen zu, 
dass das Urth^l : Nicbtschaldig, ausgesprochen werde, ^'^ worin 
nach der Voiksansicfat kein Urtheil liegt, dass der Angeklagte 
tinschuldig sei, sondern nur, dass erhebliche Zweifel an der 
Schuld bei den Geschwornen obwalten. Die Hauptgründe, 
w«lck6 verständige Engländer fär die Beübehaltnog des Grund- 
satees der EinstUnmigkeit angeben, sind die, dass sobald man ^) 
4iesen Grundsatz verlässt, der Gesetzgeb^ zu einer prinzip- 
losen Mehrheit k^mmt, bei welker das Feld der Willkür ^- 
öffiaet wird, wall es willkürlich ist, ob man mit Mehrheit von 
7 zu ö oder mit 8 oder 9 sich begnügen will. Wo aber ein 
Strafurthdl nur auf Mehrheit gebaut ist, liegt immer ein Aus- 
spruch vor, dass ein Tbeü der Geschwornen Zweifel an der 
Bichtigkdt der Schuld hegte; dadurch aber wird das Ver- 
trauen zur Wahrheit des Ausspruchs der Schuld gestört und 
das Volk beginnt zu prüfen, welche Gesdiworne unter dm 
Zweifelnden sich befanden. Trotz aller gesetzlichen Gebote, Ge- 
heimniss zu halten, bleibt es doch nicht verschwiegen, wer 
zweifelte; niid befinden sich unter der Minderheit Männer, ctie 
wegen ihrer Beurthellungskraft und ihres Charakters grosse 
Achtung geniessen, so ist die Kraft des auf Mehrheit gd)au- 
ten Wahrspruchs vernichtet. 

Es ist nicht ohne Wertii, den Stand der Ansichiten in 



17) In manchen Fällen erklärt sich diese Zustimmung dadurch, 
dass die Geschwornen den Angeklagten nicht des in der Anklage ent- 
haltenen, z. B. des Mordes , sondeni eines geringern YerbreoheiM för 
schuldig erklftren, k. B. des Todtschlags^ während in andern Fttlkn 
die Zweifel äussernden Geschwornen nur einem Ausspruch der Schuld 
zustimmen, wenn beschlossen wird, dass der Zusatz der Empfehlung zur 
Gnade gemacht werde, was die Folge hat, dass der Richter dann nur 
mildere Strafe erkennt, als er sonst erkannt haben würde. 

18) Die dem Verfasser dieses Aufsatzes zur Kenntniss gekommenen 
Stimmen cuersttodiger Engländer beziehen sich entweder darauf, dMs 
man nur zum Urtheil der Schuld, nicht aber zu dem der Nichtschuld 
Einstimmigkeit fordern soll, Andere, dass man, wenn die Geschwornen 
<in einer gewinen Zeit (deren Würdigung man dem Riehter flbeflassen 
muss) iii<lhl einif werden, der Ridiler si» ettdassen und die $a^^ 
an eine neue Jo^ ^cdseii iniMf« 
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Nordamerika tiber die Stimmeneinhelligkeit zu beachten. 
Als feststehend kann noch immer die Ansicht betrachtet 
werden, dass das Erfordernis^ als Grundsatz beibehalten wer- 
den müsse; allein man bemerkt leicht eine doppelte Richtmig 
der Ansidbten über die Anwendung des Grundsatzes in der 
Gesetzgebung Amerika's. Während in einem Theile derStaa^ 
t(m Amerika'« der Grundsatz bis zur letzten Zeit beobachtet 
wurde, dasS' die ^Jury nicht entlassen werden k(mne, bis sie 
zu einem übereinstimmenden Wahrspruch gekommen ist, *^) 
brieht sich in den meisten Staaten immer mehr die Ansicht, 
gegründet auf die Autorität von Livingstone, Bahn,^^) 
dass die Jury von dem Richter entlassen werden kann, wenn 
nach einer gewissen Zeit keine Wahrscheinlichkeit sich ergibt, 
da£is sie übereinstimmen wird. Die zuerst genannte Ansicht 
gründet sich in Amerika darauf, dass wenn man die Jury 
eatlassenv und den Angeklagten vor eine neue Jury stellen 
würde, der in der Yerfassungsurkunde aufgestellte Grundsatz 
verletzt werden könnte, dass Niemand genöthigt werden kann, 
zweimal die Gefahr fär sein Leben auszustehen, wenn er we- 
ge& des nämlichen Verbrechens wieder vor Gericht gestallt 
werden k&imte, sobald er schon einmal deswegen vor Gericht 
stand. Die strenge Ansicht führte dazu,^') dass in manchen 
Staaten der Richter die Geschwomen, wenn sie nicht einig 
werden konnten^ auf einem Karren von einem circuit zum 
Andern mit sich führte, keine Erfrischunge reichen Hess, 
bis sie einig waren. In einigen Staaten kam man dazu, das 
Recht des Richters, die nicht zur Einstimmigkeit gelangte Jury 
zu entlassen, am die Zustimmung der beiderseitigen Anwälte zu 
binden, während in anderen Staaten, z. B. in Alabama, ein 
Dirterschied gemacht wurde, ob die Anfklage auf ein todes- 
würdiges Verbrechen ging oder auf ein anderes gerichtet war, 
00 dass nur in Fällen der letztem Art der Richter ein Redit 



19) Nackweisungeti In ttieiuer Scfarift: Bas englische ^trafver- 
fähreta S. 474. 

20) Livingstone, Code of procedare p. 85. 

81) Wb erteil, freatiie oii the criminal law df the imited'States 
1. c. p. 207. 



Digitized by VjOOQIC 



16 Mittormaier: Stimmeiieinbelligk. d. GMcbworneii in England. 

habe, die Jury eu entlasaen und die Sache vor eine andere 
Jury zu weisen. 

Immer entschiedener gelangt dagegen in neuerer Zeit die 
oben bemerkte Ansicht von Livingstone zum Siege, ^'} 
welche zwar von dem Grundsatze der Stimmeneinhelligkeit 
ausgeht, aber den dadurch möglicher Weise entstehenden bar* 
ten Zwang für die Gesehwornen und die Nachtheile vermeiden 
will, dass zuletzt durch den Eigensinn oder das Yorurtheil eines 
Gesehwornen der Schein des einhelligen Wahrsprucbs bewirbt 
werden kann, und so zum Auswege gelangt, dass der Richter 
die Jury, wenn Uebereinstimmung nicht zu erlangen ist, ent- 
lassen kann.^^) Vorschriften dieser Art finden sich in den Ge- 
setzgebungen von Massachussets, Newyork, Virginien. ^^3 

Merkwürdig ist, dass in Nordamerika weit häufiger als in 
England die Fälle vorkommen, in welchen die Gesehwornen 
sich nicht vereinigen können. Der Grund liegt theils darin, 
dass in Amerika weit schroffer als in England die Parteien 
sich gegenüber stehen, theils in den Anstrengungen, mit wel- 
chen reiche Personen, wenn sie 'wegen eines Verbrechens an- 
geklagt werden, sich bemühen, auf die Gesehwornen zu wir- 
ken und sie zu einem Urtbeil der Nichtschuld zu bewegen, 
theils in der stärker hervortretenden Abneigung der Bürger 
gegen die Anwendung der Todesstrafe. In der ersten Be- 
ziehung zeigt sich in dem durch freie Bewegung begünstigten 
Kampfe der Parteien der Gesehwornen theils in Fällen, in 
welchen der Angeklagte einer Partei angehört, während der 
Beschädigte zu einer andern Partei gehört, oder wo die Ge- 
sehwornen zu verschiedenen Parteien gehören, eine Vereini- 
gung der Gesehwornen nicht leicht zu hoffen ist, theils in 
Fällen, wo die Klage eines der verhassten neuen Gesetze 
betrifft, z. B. das Gesetz über die Verfolgung flüchtiger Skla- 
ven oder über Verkauf geistiger Getränke, ein Theil der 



22) Walker, Introdaction on american law p. 617. 

23) Livingstone'« treffliche Auaftthrangen in seiner introduc- 
tory Report zum Code p. 38. 

24) Nachweisnngen in meiner Schrift Über das englische Strafver- 
fahren S. 975. 
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Gescbworneo lossprechen will, weil sie das Gesetz yerdam- 
meD, während ein anderer Theil dureh das' Gesetz sich für 
gebunden hält. In Bezug auf den zweiten Punkt zeigt sichi 
dass reichere Angeklagte alle Mittel aufbieten, um die Ge- 
schwornen günstig für sich zu stimmen, ^^) z. B. indem die 
angesehensten Advokaten Amerika's bestellt, irrleitende Arti- 
kel in den Zeitungen verbreitet werden. Am meisten be- 
merkt man, dass immer mehr die öffentliche Meinung in Ame- 
rika sich gegen die Todesstrafe erklärt, so dass, wenn einige 
Geschworne Gegner der Todesstrafe sind, andere das Gesetz 
befolgen wollen, in Anklagen wegen todeswürdiger Verbrechen 
nicht leicht ein übereinstimmender Wahrspruch zu erwarten ist. 

Wir wollen nun, um unsere Behauptungen zu erweisen, 
aus der uns vorliegenden Criminalstatistik von Neuyork 
Mittheilungen machen. Im Jahre 1851 wurden im Staat 
Newyork 709 Angeklagte verurtheilt, 365 wurden nicht schul- 
dig erklärt, in 24 Fällen konnten die Geschwornen nicht einig 
werden. 

Im Jahr 1852 wurde gegen 792 das Schuldig, gegen 
363 das Nichtschuldig ausgesprochen, in 29 Fällen wurden 
die Geschwornen nicht einig. 

bu Jahre 1853 erkannten die Geschwornen das Schuldig 
gegen 1059, das Nichtschuldig gegen 450 und in 27 Fällen 
erfolgte NichtVereinigung der Geschwornen. Darüber, dass 
das Disagreement am meisten bei todeswürdigen Verbrechen 
hervortritt, gibt die Statistik des Staats Massachussets Nach- 
richt, wo in 10 Jahren (von 1832 bis 1842) in 10 Fällen 
bei Anklagen wegen mit Todesstrafe bedrohten Verbrechen 
die Geschwornen sich^ nicht vereinigten. ^^) 



25) Ueber einen der merkwürdigfsten Fälle, der grosses Aufsehen 
erweckte, weil die Geschwornen in Kentuky einen reichen, des Mordes 
angeklagten Mann freisprachen, wo die öffentliche Stimme den Ange- 
klagten, der entschieden schuldig war, beschuldigt, schlechte Mittel an- 
gewendet zu haben. S. Aufsätze in the Monthly Law Reporter. (Boston 
1855.) February p. 541. April p. 661. 

26) S. den guten Aufsatz über die Todesstrafe in Nordamerika im 
Law Reporter. March 1846. p. 494. 

BrU. ZHitchr, f. Biehttw. XXVllL BtU L Bfi. 2 
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Es mag ati8«ii Lesern noch von Wertb sein, die Ergebe 
rosse der Becbtsprechung in Braunschweig, dem einzigen deut« 
scben Lande, in welchem Stimmeneinhelligkeit der Wahrsprüche 
gefordert ist, anzuführen. Wir haben bereits an einem ande«> 
ren Orte^'') mitgetheilt, dass in Braunschweig sich alle oben 
(aooli Ton Best) hervorgehobenen Vertheile der Einrichtung 
bewährten, und nach den Stimmen aller vorurtheilsfrei he* 
obaehtenden Männer die Wahrsprüche in Braanschweig einen 
höheren Grad des Vertrauens erhingen. Nur 1851 kam ein 
Fall (bei Anklage wegen Aufruhrs) vor, wo die Geschwornen 
nach 248tündiger Beratbung sich nicht verdnigten, dann ent-^ 
lassen wurden und die neue Jury den Angekla^en nicht 
sdinldig erkannte. Ein anderer Fall kam 1852 vor (wegen 
leiehtsinnlgen Eides), wo die zweite Jury das Schuldig 
aussprach. Beide Fälle waren, wie wir aus zuverlässiger 
Quelle wissen, sehr schwierig. Seit 1852 ist uns ein Fall 
vorgekommen, wo die Geschwornen nach 24 Stunden noch 
nicht einig werden konnten, nämlich im September 1855 bei 
dem AsMSenhofo Holzminden in einer Anklage gegen den 
Sehuhmacher Elisen wegen Meineids, der in der Ehigsaehe 
wegen Schwängerung die Vollziehniig des Beischlafs zur ent« 
spreebenden Zeit eidlfeh abgeläugnet hatte» Nach eingeholten 
Erknndigimgen unterlag der Sprach über Schuld und Nicht- 
sd^nld erheblichen Bedenkea Erst die Jury der nächsten 
Assisen bat über den Fall za urtheilen. 

Nach den Erkundigungen bei Braunsohweigischen Frak«* 
tikesn ^nert die Beratbung der Geschwocnen oft lange, waa 
seinen Gttmd darin hat, daaa häufig viele Fragen, hssbeso»» 
dere auch eventuelle gestellt werden^ wo eine Yeremlgung 
oft schwierig wird. 

Wir wollen zum Schlüsse nur auf den Ausspruch eines 
Mannes aufmerksam machen, welcher mit seltenem praktischen 
Sinn nach langer Beobachtung des Strafverfohrens in England 
nnd Amerika seine Ueberzeuirung über die Jury ausspricht. 
Wir meinen das mit Unrecht so wenig beachtete inhaltsschwere 



37) hn GerichUiaal 1853. S. 18. 
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Werk d€0 ebemaligen rassisct^ StuflUmdis Torat^emeff^^ 
Er sagt: ^La verit^ et la certitade, qu' ett derfre obtenir itatä 
la d^cision des jor^s, ne peuTent jatnais se trbttTier compldte», 
que lorsqn' il y a ttnaniaiit^, et qa^ par la ttietboie im 
majorit^ oe ne sont jamais, que des probaliillti^s ^ qu'oii 
obtieht en ren^gatit au prftidpe de VtLnkMnAi6i et eil i^ecle«^ 
rant forc^ftieht k rinter^eiltioii des jngtsB oa tenofteiö aia }ntf 
lai tD^me; rnnanimit^ est ie setfl moyea eÜeaM de giaraarfir 
de la pari des jar^ nn examea serlevx^ et apptokfn&i da 
Faffaiie. J' ajonterai k eela une eonsld^atidn d'ttQ ardref dii* 
ferent) c'est, que, si TobstiDation dim }ur^ pedt aboaiir k 
un aboB du prindpe de l'unantavit^, eatte dbstlfiatlöii auvä 
plutöt lieu en faveur de rimputiit^ d'u» ooupable qu« pottff 
la ^ondamnation d'im innocent — Qnaat a»x condamaatioiM^ 
d^anocents qae poutroit amener Tobstinätiod d'un juri^ oeii 
erfeursj bien plui^ deplorable» ne sont g^tB dans la prob»» 
bilit^ des cboses. Et general les homm^ » n'^Mtft jm/uda t& 
tomt IK falt bt>n8 ni tont h kkt m^chantd, eettiale k dit Maehtate^t 
g'obutitierctot Urnjonn ptotdt ^ la cfeffidnc^ qti' k ht ttgt^eur» 

■ - -" ''■■■«* 

IL 

Englische BeehUgescbichte* 

Mitgfellteilt 

von 

Herrn Dr^Bicaüielr» 

feheinien Jasikniihe in Dnlid^n. 



An rn^mr^ inh An^Stmn Mm'k^C9iM» diuf «ftdr t4ätion to nmMitd 
4md mimMMfNfl tiMtibi/tMi» and tfial by jury. By Wiükim Muurett 
LondoHy Manchester i855. 

Der YerfiAsser ist ein Deutscher, aus Darmstadt gebürtig^ 
welcher sich als Pri?atlehrer einige Jahre m Manchester auf- 
gehalten hat und seine Muse ssu historischen ForschnnipeA 
über die Institutionen Englands verwendet. Nach der Vorrede 



fß) U Ihmle et Im Küsse« paf Im foitfir^neff. Parts 1847. 
VoL n. p. 348. 
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iat er nicht professionsinSssig Jurist und bat seinen einstweiligen 
Aufenthalt in England nur verlängert, um diese Studien zu 
verfolgen. Der Standpunkt, von welchem er dabei ausgeht, ist 
der der germanischen recbtsgescbichtlicben Forschungen, wie sie 
durch Grimm, von Maurer, Waitz, Wilda, Sachse 
und Andere in ihren Schriften niedergelegt worden sind. Diese 
Stellung bezeichnet sich schon durch den Titel: Untersuchung 
über die Markgerichte der Angelsachsen, indem dieser Aus- 
druck in England nicht vorkommt. Die geschichtlichen Quel- 
len' Englands sind mit grossem Fieissc benutzt und einzelnen 
wenig benutzten, z. B. den von mir in Engl. Geschw. 
Ger. in. S. 191 angeführten Rotuli Hundredorum und Pla- 
cita de Quo Warranto sorgfältige Aufmerksamkeit zugewendet. 
Von eigentlich juristischen Schriften ist dagegen wenig Ge- 
brauch gemacht. Es wird z. B. die Rechtsgescbichte von 
Reeves gar nicht angeführt, und F o r s y t h ' s Geschichte der 
Jury nur einmal S. 47, aber mit einem Missverständniss. Nur 
Nelson 's Lex Maneriorum, ein in gewöhnlicher praktischer 
Weise verfasstes Buch, was Referent zufallig selbst besitzt, ist 
öfters benutzt. 

Die ersten Begriffe, von welchen der Verfasser ausgeht, 
sind Hundred und Mark, welche er durch Beziehungen 
auf continentales germanisches Recht erörtert. Hierbei bemerkt 
der Verfasser selbst S. 13, dass er von Kemble in Ansehung 
der Bedeutung der Mark abweicht und wir möchten hinzu- 
setzen, dass das Wort Mark, in England überhaupt selten 
und wohl nur in Bedeutung als Gränzzeichen, Gränzland vor- 
kommt. ^ So sind z. B. nach der wälischen Seite hin die 
Barones de Marchia eine bekannte Art von Gutsbesitzern. 
Die Gegenstände, auf deren Erörterung der Verfasser beson- 
deren Werth zu legen scheint, sind das Franc-pledge und die 
Jury. Das erste hat er in der Vorrede erwähnt und das 
zweite auf dem Titel des Buches; beiden werden auch im 
Anhang besondere Nummern gewidmet. 



1) Grimm, Rechts-AIft. S. 496. Vergleiche jedoch Phillip», 
Angels. Recht $. XXV. 
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Von dem ersten dieser Gegrenstfinde, der in Deutschland 
ebenso wie in England in sehr abweichender Weise behandelt 
worden ist/ sollen hier nur einige bezeichnende Sätze mitge- 
theilt werden. Der Verfasser hat in Berücksichtigung des in 
Deutschland erfundenen Wortes Cresa mmtbtirgschaft dem 
englischen Ausdruck noch ein Beiwort hinzugefügt, indem er 
es collective francpledge nennt. Der Entstehung nach war 
diese Einrichtung (S. 29, 36, 56) mit dem Umgänge (tumus) 
des Sheriffs durch die Hundrieden eng verbunden und beides 
kann dem König Alfred zugeschrieben werden, obwohl in d^ 
Gesetzen dieses Regenten sich nichts davon vorfindet. Der 
Zweck des Frithborg war (S. 56), die Administration der 
Straf-Justiz im Turnus zu unterstützen, was der durch Kriege 
und feindlJche Einfälle der Dänen demoralisirte Zustand noth* 
wendig machte. Zugleich lag dieser Einrichtung (S. 29) eine 
Tendenz zu Centralisation der Justiz zum Grunde; sie ist 
später (S. 33) durch die Normannischen Eroberer in Hinsidit 
auf politische Zwecke noch verstärkt und fester gesteUt wor- 
den. Ihrem Gedanken nach (S. 29. 56) hängt diese Institu- 
tion mit keinem allgemeinen Prinzip des germanischen Rechts 
zusammen; sie ist ganz eigenthümlich in England und nichts 
Gleiches hat auf dem Continente existirt. Der Ref. erlaubt 
sich hierbei die Bemerkung hinzuzusetzen, dass die Frithborge 
zwar mit der Rügejury in England in erwiesener Verbindung 
stehen, ohne aber als wesentliches Fundament derselben gelten 
zu können. So erkennen z. B. die Gesetze Wilhelms d. Erob. 
Art. 50 an, dass eine Rüge durch vier Männer des Hundredes 
schon ausreicht, zu einem Reinigungseid selbstzwöliter zu 
verbinden. Die ausgebildete Form der Rügejury, wie wir sie 
seit 1176 kennen, ruht nicht auf der damals wohl längst ver- 
gessenen Anordnung von Ethelred, sondern auf dem Gedanken 
der normannischen enqu#te. Als Vorbild können zugleich die 
Sendgerichte der Kirche gedient haben , wie bereits Ref. in 
seinen Beiträgen S. 307 bemerkt hat. Die nahe Verwandt- 
schaft dieser beiden Institute zeigt sich überdies in dem Art. 6 
der bekannten Schlüsse yon Clarendon 1164, welche mit den 
kirchlichen Streitigkeiten unter Heinrieh IL zusammenhängen. 
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C«ber den sweiUn Hi^gegemUnd, die Jttry» wollen 
wit ■uvördertt eine allgeaieiiie SkizzA der ?on deo» Yerbsaer 
dwrehgeltlbrten Ansieht vorauBechioken, und nadiber erst einen 
Auisiig der Eiutelnheiten folgen leasen. Die Grundlage des 
Qescbwomeagerichts wird darin gefunden, dass bereits bei den 
Angalsadisen kleinere wie grössere Gemeinden in den gemeint 
SfibafUiiAen und gericbtliehen Angelegenheiten durch eine ge«> 
ivisse Z^abl angesetteaer G^meindeglieder vertreten wurden« 
weJebe demnadb als Scböpp^i (S. 25) anausehen sind. Diese 
fi^rftsentanten werden von dem Verfasser häufig als Quorum 
beeeichnety ein Ausdruck des neueren engllacben Beehts, un-r 
ter welchem gewisse Personen oder eine gewisse Anaahl rerr 
^tjindeii werden» die aus mehreren Beauftragten erforderlieh 
sindy um ein Geschlft rechtsgültig auszufahren. Jene Reprä« 
sentanten oder Schöffen sind nach der Annahme des Yerfas* 
ssrs nach und nach bei grösserer Centralisation der Qeilehta- 
barkeit in die Hände königlieher Behörden ebenfalls als Stell-« 
verUeter der Gemeinden zu den Gerichtstagen in Anwendung 
gekommen und haben, seit sie durch einen Eid besonders 
ireipflichjtel wurden, den Namen als Geschworne, sowie ihr 
Verein den Namen Jury erhalten. 

Die Grundetige dieset von dem Verfasser durchgeführten 
Apsieht haben einige Aebnlichkeit mit der von Phillips in 
meinem Angelsächsischen Eeobt und der Englischen BeehtST 
gesohicbte angenommenen Darstellung, indem der letstere 
ebenfalls den Angeleiaehsen Schoppen zuschreibt und diese 
wiederam für den Ursprung der Gesokwomen geltend macht; 
auch die vorfa^ erwähnte Deutaing der Mark stimmt mit der 
Erklärung von Phillips in dem Angelsächsische Becbt. 
Indeas sind die Ansiebten des Verfassers dennoch sehr ahn 
weiebend yon den bei Phillips vorgetragenen; auch wird 
der letztere nirgends angeführt, so dass demnach dessen Werke 
dem Verfasser nicht zur Hand waren und vielmehr Grimm 
(Bedits-Alt. 778), welcher sich an Phillips aasehliesst, die 
Grundlage lieferte. Im Ganzen liegt aber hier ein Vereuch 
vor, auf Grund eigner sorgfältiger Quellenforschung die EuIt 
atebaog d^ Geschwornengerichts au erklären, wie dergleichen 
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vor einigen Jfthren von Maurer, ron Daniels, Oan- 
dermann rer&ffentlicht haben. Von Maurer liat sich da* 
bei auf die Fritfaborge gestütst; von DanieU auf einige 
GaroUngi«ebe Capitularien ; Grundermanu eigentlich auf die 
Eidbelfer des Klügers, wobei er aber in paradoxer Welse die 
handhabe Tbat in den Vordergrund stellt Köstlin in sei- 
nem Wendepunkt kann genau genommen su der erwähnten 
Kategorie nicht gerechnet werden. Er hat sich begnügt, den 
Satz anfisustellen, dass die Geschwornen ursprünglich wie Zett* 
g^ funktionirten, aber dadurch, dass man ihnen Beweismittel 
vorlegte, den Charakter eines Eideshelfers erhielten, was auf 
frühere bekannte Aeuaserungen von Hegel und Gans hin- 
auskommt. Einen historischen Zusammenbang mit den älteren 
Eideshelfern nachzuweisen hat dabei KOstitu nicht unter- 
nommen, sondern nur die von Anderen (jm. 6. YOn mir in den 
Beiträgen S» 236) bereits gemachte Bemerkung hervorge- 
hoben, dass aus diesen Eideshelfern, sobald sie sorgfältiger 
mit CoDcnrrenz beider Parteien und mit Büoki^cbt auf beson- 
dere Glaubwürdigkeit ausgewählt wurden, also der Eigenschaft 
von Zeugen sich näherten, ein dem Geschworneugericht nahe 
verwandtes Institut hervorgehen konnte. Hierzu bildet nun- 
mehr der vorher angegebene Satz, dass die Geschwornen sich 
aus Zeugen In Eidhelfer verwandelten, ein passendes Gegenstück 
und in dieser Zusammenstellung zweier schon vorher bekannter 
Ansichten liegt die Eigenthümllchkoit der von Köstlin vor- 
getragenen Erklärung der Jury aus dem Eidhelfer^Institute. 
Noch weniger kann Sintel in seinem Buche von der Jury 
der oben aufgestellten Kategorie beigezählt werden, indem er, 
soweit es das Geschichtliche der englischen Jury betrifft, nur 
aus bekannten Büchern allerlei Excerpte zusammengestellt, da- 
bei aber mannigfacher Missverständnisse sich schuldig gemacht 
hat. Die holländischen Dissertationen, welche von den Tex 
in der Kritischen Zeitschrift für Bechtswisaenschaft des Aus- 
hindes KIK* S. 363—366 etwas näher bezeichnet werden, 
scheinen kaum etwas Eigenthümliches zu enthalten» Von einer 
Heidelberger Doctocdissersation eines Amerikaners (Beynolds, 
d/a juditui juratorum ortgine 1^4^} habe kh In meinen Ab- 
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bandlungen I. S. 19 — 22 näheren Bericht gegeben, zufolge 
dessen in derselben , nicht ohne einige schwerlich zu billigende 
Hypothesen, die Geschwornengerichte aus einer in der nor- 
mannischen Zeit eingetretenen Umformung der alten Volles- 
gerichte • hergeleitet werden. Das sehr vorzügliche Werk 
von Stemann, die Jury in Strafsachen, enthält über 
die Entstehung der englischen Jury nur wenige Bemerkungen 
und auch diese nicht ohne Irrthümer, während der übrige 
Inhalt des Buches über die neueren Verhältnisse der Jury in 
England und Frankreich eine schätzbare Darstellung liefert. 
Der Verfasser dieses Werkes hat seitdem noch mehrere vor- 
zügliche Abhandlungen verwandter Art bekannt gemacht, unter 
denen die neueste in Goltdammer, Archiv III. S. 335 — 347 
die aus dem englischen Gebrauche vielleicht auf Deutschland 
zu übertragenden Einrichtungen gründlich erwägt. 

Wir kommen nunmehr zu den Einzelnheiten der von dem 
Verfasser gelieferten Darstellung. Als die niedrigste Stufe der 
Jurisdiction (S. 17 — 19) und als diejenige, welche er (S. 28) 
mit den Markgericbten identificirt, nimmt er an, dass vier villae 
einen Distrikt bildeten (Frithsocn, Sitbsocn genannt) > der 
einen Leet als gebotenes Ding hatte. In diesen Gerichten 
vertraten drei Mann, der Aldermann und zwei Genossen, jede 
Villa, und diese zwölf bildeten (S. 18. 23) die dozeine, die 
Leet-Jury, welche frühzeitig (S. 24) zu einer stehenden Ma- 
gistratur wurden. Auf diesem Fundamente (S. 19. 22) be- 
ruhen auch die Patrimonialjurisdictionen der Barone, welche 
eine Court Leet haben, und die Einrichtung der municipalen 
Gerichte, bei welchen (S. 23) vier Quartiere (wards) einen 
Gerichtsbezirk bildeten. Die erwähnten Eigenschaften der Leet- 
distrikte finden sich wieder vor bei den Hundredgerichten im 
Turnus des Sheriflfe, von welchem schon vorher bemerkt wurde, 
dass der Verfasser dessen Anfang in die Zeit des Königs Al- 
fred setzt. Die Sachsen rechneten (S. 24) nach Hundreden 
zu 10 mal 12, so dass die volle Zahl von Leetdistrikten zehn 
war. Diese Distrikte erschienen hier ebenfalls durch Reprä- 
sentanten (S. 37) und diese einzelnen patriae machten ihre 
Rügen, lieber diesen standen aber (S. 29. 37. 39) die zwölf 
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Geschworn^n des Hundred, bestehend aus swei assistirenden 
Beamten der curia und zehn Thanen als Repr&sentanten der 
zehn Leetdistrikte. Die zwölf (S. 39) prüften and prodamir- 
ten die von jenen Distrikten ausgegangenen Ragen. Von den 
Grafschaften, also der höchsten Stufe des Territorialbezirks, 
wird (S. 16) bemerkt, dass sich bei demselben eine Elnthei- 
lung in vier Viertel zeige. Vier Beamte (später Coroners ge- 
nannt) wurden in der Curia Comitatus gewählt und diese 
Wahl ist ein Beweis für das Altertfaum dieses Amtes, obwohl 
sie vor der Zeit Heinrichs IL nicht erwähnt werden. Ihr an- 
gelsächsischer Name ist nicht bekannt; vielleicht hiessen sie 
Witan, Deman. Gleich den friesischen Redgeven scheinen sie 
ausser ihrem eigenen Distrikt noch eine verbundene Jurisdic- 
tion über einen grösseren gehabt zu haben. Der Umfang ih- 
rer Funktion ist im Laufe der Zeit beschränkt worden, so 
dass nur üeberreste höherer Begabung ihnen verblieben. 

Trial by jury (S. 28) in allen seinen Zweigen beruht 
wesentlich auf den geforderten Erklärungen der Männer aus 
dem socn, welche Verdicte geben in Civil- und Criminalsa- 
cheI^, als einer Gesammtheit von Zeugen, welche 
Thatsachen feststellt aus dem Bereich des Wis- 
sens der patria, auf Grund entweder des Gerüchtes oder 
der allgemeinen Meinung oder speciell erworbener Eenntniss. 
Der erste Schritt zu diesem System des Verfahrens liegt viel- 
leicht in der Einrichtung des SheriflFs Tourn, welcher allmSlig 
den Weg gebahnt haben mag zu der Ueberführung der Civil- 
und Criminalsachen in das Grafschaftsgericht, namentlich in 
der Normannischen Periode, wo die Justiz nach Centralisation 
strebt. Erklärungen der patria waren, wie der Verf. annimmt, 
ursprünglich nicht nothwendlg eidlich, wie dies Fälle des 12. 
und 13. Jahrhunderts ergeben. Als allgemeine Regel mag 
di^ Vereidung erst nach der Eroberung eingeführt sein, so 
dass die Männer der Socn von den Normannischen Juristen 
jurata patriae genannt wurden. 

Während früher (S. 40) das ürtheil dem Reeve und den 
Xn zustand, änderte diess sich in der Zeit Heinrich's II., in- 
dem das Urtheil den Justitiarii itinerantes zugewiesen wurde, 
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und den ZU hWB die Mgvi fibd« UMbeo. Dio iSII batleo 
die i^aiMitweDts der juritU cv prüfen und daqn den reiMH- 
den Jüfltitiftmn ypTsale^ep. Diew, wie wir eebea werden, 
war der Ursprong der petit jury. Der Gerügte (S. 42) hatte 
nacb der Assiae van Clarendon da« Ordal. Als dies abge- 
aokaffl;» wurde eigentUoh das Verdict der XII definitiv; anw^ 
Itn wnrde ein ewelte« inqnest durch die patriat zuweilen einee 
dmeh die XU vor den Siebtem durch epecielles Beacript be^ 
willigt. So lange der Toum noeb üblicb war, bestätigten die 
XII vor den reisenden Biehtern die vorher gemachten indict- 
mente als Antwort auf die oapitula itineris. Als der Tourn 
des Sberiffs ausser Qebrauch kam (3.39. 43), wurde die Kör- 
peraehaft der XII, welche bei dem Tourn die Prüfung der 
presentments der doseines bisher gehabt hatte, aufgelöst und 
den reisenden Justitiaren augeordnet. J^e XII verbanden 
sich mit den juratae und bildeten nunmehr die grand juiy, 
welche aus 23 bestand. Artikel wie bei dem Tourn wurden 
nicht mehr beantwortet; die Bügen (S. 40. 42) wurden ge- 
macht in Form von Verdicten über einzelne durch Zeugen 
oder sonst verificirte Fälle, lieber diese Tfaatsacben hatte die 
betreffende patria zu sprechen und ein Verdict für den Distrikt 
au geben. So war die peUt jury von den Bicbtem entschie- 
de eingerichtet, indem (S. 48) die XII des Hundred eine 
Corporation wurden, der Becuaation unterworfen nnd zu ein^ 
stiounlgem Verdict verpfliebtet. 

Ueber das Geschwornengericbt in Civilaachen finden aiob 
S. 49. 47, 48 folgende Angaben. In Civilsacben wurde die 
juri^ta verdrängt durch eine fictitious jurata. Die Ajsisiaa von 
Uemicib II. war als Verfabi en oifenbar naebgebildet dem Prin- 
eip der juriita patriae. Wenn ein Fall 7or assiaa kommen 
sollte, wurden 12 Bitter gewählt, und da sie moht die jnrata 
des Platzes waren^ konnte der Beklagte einzeln recnsiren, waa 
allmäUg aueb bei der jurata in Uebung kam« Sie wirkten ab 
jurata und gleich dem Quorum mit Ein^timmigkeiU An <Ue 
Stelle der Nicht- Wissenden wurden andere gewählt« Der Saupt- 
unteRrUed zwischen aeaisa nnd jurata war der, dans die 
letate iris wirkliche patria mit der 9aebe gnn« nnbekiwnt aeiii 
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tem bekiinnteii Wahrbeit hiiuirbelt«let ein« fietiäoQB juratUi 
Die BezeiehmiDg als miächte jurata acbeiot ato9 9a6b dem 
Verl« darauf zu beruhen, dass die Gescbwomen auf amtlicbeai 
Wege emaant werden und eiaer Reeasaftlon ooterlieg^ny aus- 
Beffdem epecleUes Wissen und für das Veidiot EinaUoiillifi^eU 
verlangt wird. Dabei wird S. 46 aagedeutet, dass aoeb die 
Orfanhialjarj aoletzi auf diesen Fiias gestellt wurdet alffO (eeUeo 
wir biBBu) ebenfalls für unScbte Jurata anxuseben ist. 

Im Allgemeinen bat der Beferent zu bemerkePi dass 
mattcbe Stellen in dieser Abhandlung ihm nicht klar scheineili 
so dass er dadurch öfters veranlasst werden ist, der Sicberbeit 
wegen die eigenen Worte des Verfassers wieder zu geben; 
ferner, dass Beweisstellen aus der Zeit des 11 — 14. Jabrbnn* 
derts zuweilen glelobgeltend neben einander, mitunter sogar 
Stellen des germanisohep Rechts daneben als Beweisstiiefca 
gebraucht worden sind; endlich, dass die SUhlverbältaisse^ auf 
welche Tiel gebaut wird, nicht so sicher sind als nöthig ist, 
wie denn auch der Verf. aa mehreren Stellen S. 21. 27« 37. 
48« Differenzen bemerkt hat. In der Sache selbst ist der Be* 
ferent all^dinge mit der Zarückführung des Anfanges der Jury 
auf die angelsäcbsische Zeit nicht eiBTerstanden und ebenso** 
wen^ mit den speeiellen Ausführungen; indess b«chrMnkt er 
sich der KOr^ halber aof einzrine Bedenken, ohne sie ge* 
naner zu motivireit Er bezweifelt daher die Existenz einer 
Leet^'Jarj oder dozeine bei den Aagelsaehsen, weiche aus dem 
Quorum der drei Schippen von jeder der vier verbundenen 
vllUie hervorging. Ebensowenig ist er geneigt, den An&ng 
de» Turnus des Sheriff schon in die Zelt Königs Allred nn 
Tarsetaen, und die Zusammensetzung der aus XII bestehendoi 
Obeijur^^ welche bei diesem Turnus die Bügen der ktekteten 
AbdieiluBgen zu prüfen hatten, aus zwei Beamten des 6^ 
riebtsholse und zdm RepriSeentanten der angenommenen zehn 
Leetdistricte scheint nicht genügend bewiesen zu sein. Eine 
ake Eiolhellung der Graischaftea In vier Thcdle, deren jeder 
ein Beamter vorgesetat war, aus dem später Corener wurden, 
Ist «lebt fltgiieh jwmigeben, Indem die l^gw Edvardl c »S 
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(34) Yielmehr eine Theilungin drei Bezirke aussprechen, wo- 
von die Spuren noch jetzt in den drei ridings (trithyngs) der 
Grafschaft York vorliegen. Die 8. 16 vorgetragene Vermu* 
thnng, dass die Vorfahren der Coroner, für die sich keine 
Spur in dem angelsächsischen Recht findet, Witan oder De- 
man könnten geheissen haben, ist aus Grimm, Rechtsalter« 
thümer 8. 778 entnommen, welcher aber diese Namen für die 
angelsächsischen Urtheiler conjecturirt. Die Entstehung so* 
wohl der grossen als der kleinen Jury erregt ebenfalls tnan« 
nichfaohe Bedenken, um so mehr da sie mit dem Aufhören des 
Sheriffs-Toum in Verbindung gesetzt ist, welcher sich noch 
im 15. Jahrhundert nachweisen lässt. Endlich aber muss sich 
der Referent gegen die Darstellung erklären, zufolge deren 
gerade die neuere noch jetzt bestehende Jury als eine un- 
ächte (fictitious) Jury bezeichnet wird, weil sie von der bei 
dem Verfasser für die Angelsachsen postulirten jurata patriae 
in bedeutenden Stücken abweicht. 

Ungeachtet dieser Einwendungen ist dennoch der Ref 
überzeugt, dass sich vor und neben dem Geschwornengerichte 
angelsächsische Einrichtungen vorfinden, deren genauere Be- 
achtung nothwendig ist. Sie sind in meinem Buche über das 
englische Geschwornengericht (nachher als G.-G. zu ciUren) 
angeführt, aber eine unzweifelhafte Erklärung darüber ist nicht 
aufgestellt worden; die Forschungen der vorliegenden engli« 
sehen Schrift haben ebenfalls für diese Frage kein besonderes 
Licht gegeben. Der erste Umstand solcher Art ist, dass in 
mehreren Rechtsiallen ans der Zeit Eduards des Bekenners 
G.-G. III. 137. 140) bemerkt wird, dass die Handlung an 
den Gerichtstagen coram XXIV judicibus vor sich gegangen 
sei. Phillips hält diese für Schoppen, was aber nicht füg- 
lich angenommen werden kann, weil in einer nicht ganz un- 
bedeutenden Zahl von RecbLsfällen (G.-G. III. 138) des zwölf- 
ten Jahrhunderts, bei welchen Verfahren nach angelsächsischer 
Art stattfand, keine Spur von Schoppen sich findet, auch die 
aus jener Zeit stammenden Leges Eduard! und Henrici nichts 
dafür enthalten. Es ist daher wohl anzunehmen, dass jene 
Bezeichnung von 24 Richtern nur ein vollständig in genü- 
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gender Zahl besetztes Gericht bedeuten soll, zugleich aber 
darin eine Andeutung liegt, dass in weiterem Fortgange bei 
den Angelsachsen sich Schoppen würden gebildet haben, wenn 
nicht die normannische Eroberung auf das Gerichtswesen Ein- 
fluss sich verschafft hätte. Ein Beweis für eine wirkliche der- 
gleichen Bildung von Schoppen liegt in der Assise von Fitz 
Aylwin zu London 1189, wo für Baustreitigkeiten ein Gericht 
des Major mit zwölf Aldermannen als Schoppen organisirt 
wird (G.-G. IH. 75. 158). Eine andere in G.-G. III. S, 140 
mitgetheilte Kotiz ergibt, dass es anter Heinrich I. in der 
Grafschaft York Judices et Juratores gab in einer anscheinend 
festen, gleichsam amtlichen Stellung. Dass hier etwas Eigen- 
thümliches zum Grunde liegt, scheint klar, denn der Beruf 
als Geschworner im gewöhnlichen Sinn gibt keine bleibende 
Stellung, aber was für ein Verhältniss hier vorliegt, ist schwer 
zu errathen, wenn man nicht geradezu hierin Schoppen er- 
kennen will, wobei aber zu beachten ist, dass in der Graf- 
schaft York zu jener Zeit mancherlei Abweichungen von den 
Einrichtungen des südlichen Englands sich noch vorfanden, 
weil die Bevölkerung dort zum grösseren Theiie aus in frühe- 
rer Zeit dort eingedrungenen Dänen bestand. Endlich aber 
findet sich im zwölften und dreizehnten Jahrhundert in Cri- 
minalsachen neben der Jury noch eine besondere Umgebung 
(G.-G. UI. 198—209), welche allem Anschein nach auf 
Angelsächsisches zu deuten ist und von welcher auch unser 
Verfasser S. 30. 41 einige Notiz genommen hat. Die As- 
sisen von Clarendon und Northamton 1164, 1176 
verordnen, dass für die Rügejury, welche theils di^ reisenden 
Justitiarien , theils die Sheriffs abzuhalten haben, aus jedem 
Hundred vereidet werden sollen XII. legales homines und 
ausserdem vier dergleichen für jede villa des Hundredes. Wenn 
wir unserem Verfasser folgen, welcher annimmt, dass das 
Hundred in der Regel 10 Leetdistrikte enthielt, jeden zu vier 
villae, so würden diese vierzig villae die ansehnliche Zahl von 
160 vereideten Männern ergeben. In welcher Weise diesel- 
ben neben den XII zu den Rügen mitwirkten, wird in den 
erwähnten Assisen nicht angegeben. Es ist also darauf Werth 
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tn Hg€ti, 6b»b Wir in Röobtsftlkti deii swölften u*d dreds^hn- 
ten Jahrtiand^rts tt^beti d^r Rttgejory uad Urüleiiffniry al6 
mitwirkend öflen qnatHOt viHata« prophlquiores IninMiiit fibden^ 
tand diei Hdraint einiges Licht m gelben ^ wenn wir aiii Hülfe 
nebtnen, d&0s nufolge mehrerer Naefariehteti dei dreisehBteü 
Jabrlninderfe (Gr.-Gr, L 90) bei dem Turnns des Sheriff die 
RGgetf TOfi den kleineren Abtbeilungeti eingej^raeht nnd danli 
ton den XII ReprSs^tanien dee Hundeed geprüft wid puhH- 
ein wardeil. * Anf dieee Analogie bin kötiAed wir ali^ r€f 
Mrtben, daäd in di^imlnatdadten die vier vHlatoe })r9puiqüiore0| 
äho die 16 Vereideten der dem fragtiebto Vergeben nSfaet 
Kegenden viMae, den XII Hauptgesobwornen asii^irten, indenä 
e!€^ tbei}e die Rüge ursprnnglieb vorbrachten^ theils dem nrthei-* 
lenden Verdlet als Umstan^l ihre Genehmigung erdidlteAb 
Wdnn wir dleee Annahme mit den von imaerem Verfaeseit 
anfgesC^yteü Säteen vergfei<$hm, £eigt sieb, das« die vier villaa 
seinem Leet-Distrikte entsprechen, der angeblich in der Regel 
vier viltas in sidi begreifen soll^ dagegen passen eq seiner 
Darstelking nicht die vier Repräsentanten einer viUa, d«r ef 
vielmeh# eine Repräseivtation durch ein Quorum von drei EUf 
schreibt« Die Bemerkung in G.-G< liL S. SOO^ dass jene 
Assistenz der vUiae bei der Criminaljury verschwindet^ seit ee 
Praxis Win-dO) dass die Theilnehmer an dem Indictment nidift 
in der Urtbeikijary sitaen sollten, erläutert sich dadurch, dasei 
wenn df<e Gemeinde einen speeielien Antheil an der Rüge 
nahm^ dann Niemand di^er Gemeinde in die Uttbeilsjury be^ 
rufen werden konnte und num dessball» jeiken specietteü 
AfttheH auf^uge^n veranlasst wurde« Eadlidh kann warn fra«- 
gen, warum nur In Crimisateaeh^ jene 2iiisic&ung der Qa« 
Aveinde neben der definitiven Jury Platz er^iffen hat? Es ifti 
#eB äbef ganz einfach die Folge davoo, dass man za der 
Jury in Civiisaehen schon von der ältesten Zeil an diejenigen 
attiHvI^en Messy^ q«l meüius veritaiem icirent^ ais^ die voü dd^ 
Sätfhe nähere Eenntntos hwtten , wäbreiid ber Griminalsaebeo 
man nur Im Alljgemeiflen die Aohtbarsten und EiosiiihtovolliltM 
ttöa dem Hnndr«d beriefy weil et lar dev lAehrsten Fällen um' 
atif efaie^ sMitifi Würdlffunf der (»taitUdiaa Mmlkie vihI int 
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▼orBegenden Umstände ankatti. Den letzteren aber aus den 
dem Vof'falle nahe liegenden kleineren Gemeinden noch einen 
Umstand «utnordnen, der manche nähere Netlsen zn geben 
befthigt war, konnte wohl zweckmässig erscheinen. 

Jedenfalls ist die yorliegende Abhandlung ein mit gros- 
sem Ernste und vielseitiger Quellenbenutznng angelegtor Ver« 
such, aus der angelsächsischen Oerichtsverlassnng die Ent- 
st^ong der Jury herznleiten, wie bis jetzt noch keiner vor- 
liegt. Selbst derjenige, welcher mit d^i Verfasser sieht über*» 
einstimmt, wird doch in den beigebrachten Belegstellen maa« 
ches Interessante vorfinden. 

IIL 

Das neue Gesetzbuch für Montenegro. 

Von 
Prof, des Strafrechts an d^r Hocbschule in Wien. 



Ein Rechtsdenkmal, welches den Charakter, die Sitteti 
und Gewohnheiten einer der merkwürdigsten Völketsehafeeft 
Enropa's darstellt, sich als ein Werk der Erhebung eines iu 
nodi wenig gebändigter Wildheit und Ursprfinglichkeit lebon^ 
den Lsmdes auf die Stufe der gesetzlichen Ordnung ankändigt 
und anf dem Standpunkte des Ueberganges von dem Zustande^ 
des GrewohnheitBrediles zu dem der Kodifikation steht. Diesecr 
Gesetzbuch Daniel des Ersten, Fürsten und Herrn von Mon* 
tenegro und Berda, gegeben im Jahr 1855 in dem Hauptorte 
Cetinje, gedruckt in Neusatz bei Dr. Daniel Medakovic 1855, 
nur 95 grösstentheils strafrechtliche Artikel enthaltend, ist im 
serbischen Nationalgeiste unter Einwirkung der Ansichten de» 
stamm- und reügionsverwandten Rnssland mit Zustimmung des 
Volkes grossentheils auf Grundlage des Gewohnheitsrechts ab- 
gefasat, und bezeichnet einen Wendepunkt in der Strafrechts- 
pii^e jener stolaeot tapfeseo^ nicht selten säuberiscliea Gebirgs^ 
bevölkerung, welche inner ihrer schwer io g g«glieii t > naittr*« 
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liehen Felsenfestung in ungeschwächter Ursprüngllchkeit und 
rauher £infachheit ihr genügsames Dasein fristet. So gross 
auch der Gegensatz des in diesem Gesetzbuche fixirten Rechts 
zu unserer gesammten Rechtsanschauung scheint, so lassen 
sich doch Uebergänge zu demselben in den Sitten und Ge- 
wohnheiten der südlichen Bewohner Dalmatiens, ehemaliger 
Zemagorzen wahrnehmen, deren erbitterte Feindschaft mit den 
stammverwandten Montenegrinern nur zu häufig in gegensei- 
tigen Raubzügen und waghalsigen Ueberfällen losbrach. ') Ich 
will versuchen, den Hauptinhalt der strafrechtlichen Bestimmungen 
in gedrängter Uebersicht wiederzugeben, fiigenthümlich ist bei 
diesem Gesetzbuche selbst die Art der Publikation. Der Fürst vom 
freien Montenegro und Berda macht bekannt, dass er mit Zustim- 
mung der Häupter und Aeltesten des Staats ein allgemeines Lan- 
desgesetz aufgerichtet habe, nach welchem von nun an und für 
immer jeder Montenegriner und Brdjanin, er sei gross oder klein, 
reich oder arm, sein Recht erhalten werde. Aus ganzer Seele 
mit väterlichem Herzen legt er seinen hohen Schwur ab, das 
Gesetzbuch zu wahren. Die Häupter und Aeltesten scHVören, 
dass sie dieses Gesetzbuch befolgen und nach demselben rich- 
ten werden, wo aber dasselbe ausdrücklich nichts vorschreibt, 
gerecht nach besten Gewissen jeden Bruder Montenegriner und 
Brdjanin gleich^ richten wollen. Hierbei wird bemerkt, dass 
sich Jedermann in Getinje ein Exemplar dieses Gesetzbuches 
verschaffen kann. Dieses soll Jeder lesen und den des Le- 
sens Unkundigen vorlesen, damit Jedermann wissen könne, 
was dasselbe für jedwedes Verschulden ausspricht, und sich 



1) Man 8. Reutz, Verfassung und Rechtszustand der Dalmatini- 
schen Küstenstädte und Inseln im Mittelalter. 1841. G. Wenzel, Zur 
l}uellenkunde der dalmatinischen Rechtsgeschichte im Bf.-A. Wien. 1850. 
Neigebaur, Die Südslaven und deren Länder. 1851. Kohl, Reise 
nach Istrien, Dalmatien und Montenegro. 1851. And r 16, Geschichte 
des Fürstenthums Montenegro bis 1852. Wien 1853. Die bekannten 
Schriften von E bei (1842), Wilkinson (1848), Sc herb u. A. Sehr 
oberflächlich sagt ein Bericht in der Zeitschr. „das Ausland^ J. 1855. 
Nr. 27, dass sich in Montenegro, mit Ausnahme des einzigen Punktes 
von Gerechtigkeit bei Bestrafung der Sittlichkeitsverbrechen, dieselbe 
Mif Volkajastic be/ichrttnke. 
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hüte, der Strafe zu verfallen. Am Schlüsse des Gesetzes wird 
alles in den 95 Artikeln Angeführte bestStigt and bemerkt, 
dass Fiirst ond alle Häupter des Landes, die sich am Ti^e 
des hl. Märtyrers Georgius (23. April 1855) in der Haupt- 
stadt von ganz Montenegro und Berda versammelt haben, das- 
selbe bei dem hl. Kreuze und hl. Evangelium beschworen ha- 
ben, und dass wer dieses Gesetzbuch nicht befolge, dem ewi- 
gen Flache als ein Widersacher und Uebelthäter des Vater- 
landes verfallen sei. Das von dem Fürsten unterzeichnete Ge- 
setzbuch ist von dem Staatssekretär M. Medakovic contrasig- 
nirt und wird in dem Einführuugsartikel in ruhmseliger W^ise 
den heldenmüthigen Brüdern, die durch so viele Jahrhunderte 
ihr Heldenblut für Bewahrung ihrer stolzen Freiheit verspritz- 
ten, als kostbarstes Kleinod, auf das sie vor der ganzen Welt 
wie auf ihre Freiheit stolz sein können, ans Herz gelegt, weil 
ihnen dasselbe die Sicherheit des Lebens, der Ehre, von Hab 
und Gut verbürgt und kein Land glücklich sein, Fortschritte 
machen kann, wenn es nicht eine solche gesetzlich geregelte 
Freiheit hat. Bisher waren zwar die lieben Brüder von Montene- 
gro und Berda frei, aber ein öffentliches Gesetz, welches jedem 
Montenegriner und Brdjanin die Freiheit befestigt und bewahrt, 
hatten sie nicht, vielmehr war alles Recht und die Gerechtig- 
keit im Munde des Herrschers allein I Der Fürst, gewillt, dass 
alle Eigenmacht aufhöre, dass dem Volke ein dauerhaftes Recht 
werde, verbietet Ton nun an jedes eigenmächtige Richten und 
setzt an dessen Stelle ein gesetzliches und gerechtes. Von der 
Berufung auf Rechtsunwissenheit ist begreiflicher Weise keine 
Rede. Beachtenswerth ist aber, dass die Publikation den Zeit- 
punkt der Wirksamkeit des neuen Gesetzbuches festsetzt und 
das Verhältniss der Rückwirkung desselben insofern berührt, 
als ausdrücklich die Bemessung der Strafe nach dem neuen 
Gesetze an das Dasein der „nach Kundmachung dieses Ge- 
setzes^ verübten strafbaren That geknüpft wird (Art. 78. 80). 
Der strafrechtliche Inhalt des Gesetzbuches lässt sieh unter 
folgende Gesichtspunkte bringen. 

L Allgemeine Bestimmungen. Vor Gericht ist jeder Mon- 
tenegriner und Brdljanin gleich« Jedem bleibt seine ange- 

XHl ititickr. f, AMklMf. XXVm. Bd.Laflu 8 
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Btammte und bis jetst erhaltene Freiheit auch für die Zukunft; 
eeine Ehre, sein Hab, sein Leben und seine Freiheit werden 
ihm verbürgt und diese Heiligthümer darf weder ein Monte- 
negriner und Brdjanin, noch das Gericht einem rechtschafifenen 
Bruder gegenüber antasten. Der Fürst bleibt wie heute so 
auch künftighin als Herr des Landes heilig und unverletslicfa, 
und jeder Montenegriner und Brdjanin ist verpflichtet, ihn als 
solchen zu ehren, von ihm nichts Schlechtes zu reden und 
Niemand gegen ihn aufzureizen (Artikel 1. 2. 3). Das inlän- 
dische Gesetz findet auf den Ausländer, der sich in das freie 
Montenegro flüchtet, Anwendung. Es darf demselben Niemand 
was anthun, so lange er rechtschaffen und nach den Gesetzen 
unserem Landes sich verhält, dessen Rechte er wie jeder andere 
Bruder Montenegro's und Berda's geniesst; für jede strafbare 
Handlung wird auch der Flüchtling nach diesem Gesetze ge- 
richtet werden (Art. 91). Nach Artikel 25 wird jede im an- 
grenzenden Lande verübte strafbare Handlung an jedem Mon- 
traegriner ebenso bestraft, wie wenn er sie seinem Bruder Mon- 
tenegriner oder Brdjanin angethan hätte. Art. 24. Um mit 
den angrenzenden Staaten Frieden und Ruhe zu erhalten, wel- 
che auch unserm Lande Nutzen und Glück bringt, wird jeder 
Diebstahl, jede Uebertretung und ebenso jede Streiferei in den- 
selben, so lange der Friede dauert, verboten! Dem Fürsten 
sind alle Todesurtheile vorzulegen, die das höchste Gericht 
schöpft, ihm steht das Begnadigungsrecht zu (Art. 5). Das 
rechtliche Verfahren betreffend, wird im Allgemeinen bestimmt, 
dass wenn die Richter ihre Plätze im Gerichte einnehmen, um 
die Untersuchungssachen zu erforschen und zu richten , sie vor 
Allem eingedenk sein sollen, dass sie durch die Stimme des 
Volkes und Gottes Willen zu Verwaltern und Richtern der 
Gerechtigkeit eingesetzt sind, nach Gelöbniss und Eid, den 
Grossen wie den Kleinen gleich gerecht zu behandeln haben, 
die Gründe des einen und des andern Theiles der Reibe nach 
anhören und nicht zulassen sollen, dass ein Theil dem andern 
ins Wort falle, oder mit Zank und Lärm sein Anliegen vor- 
bringe. Wo es nöthig befunden wird, einen Theil zur Auf- 
klärung des unklar Vorgebrachten oder Uebersehenea zvl ver- 
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anlauen, soll nur ein Richter fragen, nicbt alle« Haben beide 
Tbeile ihre Vorträge gehalten, so haben sie eich cu entfernen, 
nm den Richtern einen freien Raum zu laasen« damit diese 
nun AUefi der Reihe nach eorgßiiUg prüfen und ein gereebteB 
Urtheil fftUen können. Dieses ist auch in dem Gerichtsboebe 
einzutraged, damit man stets wisse, wie und wann gerichtet 
Würde (Art. 6.). Art 87 erwähnt sehr bemerkenswerth bei dem 
Bewefai der Anklage der Veriäomdung des Vertfaeidigangsmittels, 
dass jede der Parteien für sich vier rechtschaffene Man*- 
ner finde, die schwören werden; derjenige, der mehr 
reditschaffene Männer hat, die für ihn sdiwören, der erhäh 
Recht. An uralte Gewohnheit mahnt gleichfalls das Verbot 
im Artikel 65: der Montenegriner oder Brdjanin, der von 
nun an mit einem nm den Hals gehängten Steine vor 
das Gericht koinmt, um Klage au führen, wird körperüdi ge- 
straft, gleichviel ob seine Sache gerecht sei oder nicht Der 
Art. 64 stellt Jedem frei, der sich durch eine ihm aulerlegte 
Geldstrafe oder ein anderes Urtheil beschwert erachtet, beim 
faöclMten Gerichte seine Beschwerde anzumelden und dieses 
hat zu prüfen, ob nach dem Gesetze geuitheitt wurde. Im 
Falle eines gesetzwidrigen Urtheils werden die Schöpfer des- 
selben aus dem Gerichte verbannt, mii Geldstrafen belegt uxid 
^er obrigkeitlichen Würde und Ehre verlustig erklärt. Nach 
Art 62 sind die Aeltesten und Häupter in den Dörfern und 
Gemesnden berechtigt, eine Geldstrafe bis 20 Thaler au£suer^ 
legen, die nach Umständen unier den von jedem der beiden 
Streittheile gewählten Richtern (Kmetovi) vertheiU werden 
(Art. 61.). Jede grössere Geldstrafe ist bei dem höchsten Ge- 
richte anzumelden und in die Staatskasse ahzuführ^. 

IL Was die allgemeixien Bestimmungen über die Bestrafung 
aiJielangty so sind hervorzuheben : Art 93. Wird eine strafbare 
Handlung im Zustande der Trunkenheit verübt, so ist sie halb 
so zu strafmi, wie an einem Nüchternen, nur wenn sie an einem 
dem Thäter Verhassten ausgeübt wurde, wird sie nach dem 
Gesetze eben so wie an dem Nüchternen bestraft. Art 80 er- 
klärt die von einem crnfSitigen Kinde eder einer afndern Per- 
son, der das reine Bewusstsein und der Verstand mangelt, be- 
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gangenen Diebereien ausnahmsweise für straflos. Art 37 er- 
klSrt, dass sich die Todesstrafe des vorsätzUcben Todtschlages 
ans Uebermath und Bosheit nicht mit Geld oder Geldeswerth 
loskaufen lasse. Als Strafarten werden vorerst Todesstrafe 
durch Erschiessen bei Männern angefahrt. Art. 73 erklärt : 
Frauen können nicht erschossen werden, weil das Gewehr nur 
für denjenigen ist, der es trägt und sich damit vertheidigt. 
Dann sind Geldstrafen allein oder altematiy Geld- und Eer- 
kerstrafen (globa — taynica eigentlich dunkler Ort), endlich 
körperliche Strafen und Verbannung vorgeschrieben. Mit der 
Verurtheilung gewisser Verbrechen ist der Verlust des öffent- 
lichen Amtes und Entziehung der obrigkeitlichen Ehre ver- 
bunden. Auch die Confiskationsstrafe wird nach Art. 28 gei- 
gen landesflüchtige Mörder in Anwendung gebracht, an wel- 
che sich überdiess die ewige Landesverweisung knüpft. (Art. 29.) 
Die Strafverschärfung des Fastens bei Wasser und Brod droht 
der Art 71 an. 

ni. Fälle der verbotenen Selbsthülfe, Blutrache. Hierher 
gehört der Art. 39. Da die Montenegriner und Brdjanin die 
Gewohnheit haben, sich nicht nur an den Schuldigen und Mör- 
dern ssu rächen, sondern auch an den rechtschaffenen Brüdern 
derselben, so wird fortan eine solche Rache strenge verboten 
und jener, der einen rechtschaffenen Menschen ermordet, selbst 
zum Tode verurtheilt werden. ^) Art. 42. Eigenmächtig darf 
Niemand sich selbst Recht verschaffen, weil dafür das Gericht 
da ist, welches den Schaden (bei Viehschäden und Viehtödtun« 
gen) zu schätzen und für die Scbadloshaltung zu sorgen hat 
Art. 31. Wenn Jemand während einer Streitigkeit mit einem 
Schiessgewehr oder Messer verwundet wird, so sollen die Strei- 
tenden vor das Gericht geführt werden. Dieses hat alles der 
Ordnung nach zu erheben, wer den Zank angefangen, warum 
tmd wer zuerst zu den Waffen gegriffen. Nachdem es Alles 
erfahren und die Urtheiler (Kmetovi) die Wunde abgeschätzt, 
soll nach Ermessen auf Kerker oder Geldstrafe erkannt werden. 



1) Ein serbisches Sprichwort sagt: Wer sich nicht rächt, wird 
nicht heilig. Vrgl. auch T o b I e n, die Blutrache nach altem russ. Recht, 
1840. (Warnkonig, Jurist. Snoyklopädie S. 293.) 
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IV. Fälle strafloser Tödtangen. Diese lassen sich in 
Tödtungen von Menschen und Thieren unterscheiden. Nach 
Art. 42: Kur einen fremden Hund, der auf seinem Gtunde 
Schaden anrichtet, darf der Montenegriner oder Br^janin ohne 
Entschädigung mit einer Oeldbusse tödtön. Straflos bleibt die 
Tödtung eines Verräthers oder Mörders, yon dem man hQrt, 
dass er ein Verräther und durch obrigkeitliche Nacheile ver- 
folgt sei (Art. 17). Ja in diesem Falle macht sogar die Un« 
terlassung der Tödtung strafbar. Nach Art. 21 bat die Ob- 
rigkeit das Recht, den der Festnehmung mit bewa£fheter Hand 
sich widersetzenden Uebelthäter und Störer der öffentlichen 
Ruhe sogleich zu tödten, ausgenommen, wenn derselbe die 
Waffen strecken und sich freiwillig ergeben würde. Der Ar- 
tikel 30 gestattet einen boshaften landesflüchtigen Mörder und 
seinen Begünstiger wann und wo immer entweder dem Ge- 
richte zu überliefern oder selbst zu tödten, gleich als ob dieser 
ihm seinen Bruder ermordet hätte. Nach Art. 34 soll deije- 
nige, der einen Montenegriner oder Br^janin mit dem Fusse 
oder Pfeifenrohre schlägt und gegen Gottes Gebot ver- 
letzt, dafür 50 Dukaten zahlen. Wenn ihn aber der Geschla- 
gene in demselben Augenblicke und Zorne todtschlägt, so soll 
desswegen nicht nachgeforscht werden, gerade so als ob ein 
Dieb bei dem Diebstahl ertappt und getödtet worden wäre« 
Nach einer Stunde oder am anderen Tage wird der Todtschlag 
von Seite des Geschlagenen wie ein Mord gestraft (Art. 35). 
Der Art. 38 fordert zur Straflosigkeit der Tödtung in Noth- 
wehr, dass sich -der Angefallene vertheidigt und den Angrei- 
fer beschworen habe, ihn in Ruhe zu lassen. Bezeichnend ist 
auch die Erlaubtheit des Zweikampfes, die sich nur auf die 
Duellanten mit Ausschliessung der Beistände und jeder ande- 
ren Hilfe beschränkt (Art. 40). Nur derjenige, der sich als 
Beistand stellt, zahlt 100 Thaler. Die Tödtung des vorsätz- 
lichen Brandstifters gestattet Art. 21 demjenigen, dessen Haus 
angezündet wurde. Nach Art. 72 ist es jedem Montenegriner 
oder Brd|janin erlaubt, wenn er sein Weib im Ehebruche er- 
tappt, beide zu tödten. Entweicht die Ehebrecherin, so soll 
sie verbannt, keinen Platz in unserem Lande finden. Der üb- 
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liehen Stdnigung derselben geschieht keine Erwttumng. Nach 
Art 79 erhält Derjenige , der emen Dieb auf frischer That 
betritt und t&dtet, sogar eine Belohnung von 20 Tbalem, doeh 
soll sich Jeder in Acht nehmen, keinen rechtschaffenen Mann 
za tßdten, weU er dann als Mörder behandelt würde. Selbst 
die Tödtnng des im blossen Diebstahlsversaoh Betretenen ist 
dem Oericfate nicht zu verantworten, weil es, wie der Art. 84 
lautet, einstimmig gesagt wurde, dass einen solchen das 
ganee Land schlage, wie den Thäter des vollbrachten Dieb- 
stahls (rukostavnik). 

y. Von den verschiedenen Gattungen der Uebelthaten. 

a. Gegen die Person des Fürsten. Art. 4. Verletznng 
dessen Person oder Würde wird wie Mord bestraft. 

b. Gegen die Sicherheit und Einheit des Staates. Ar- 
tikel 16. Jeden Verräther unseres Vaterlandes und unserer 
Brüder, der sich mit unseren Femden in Verabredungen ein- 
lässt, um unserm Lande etwas Böses anzuthun oder um unser 
Volk aufzuwiegeln, soll sogleich, sobald er durch zwei glaub- 
würdige Zeugen überwiesen ist, erschossen werden. Art. 7 
bestraft denjenigen der Bichter, der aus Bestechlichkeit Freund- 
schaft oder Unverstand was immer für Geheimnisse entdeckt, 
welche die Regierung für das allgemeine Beste geheim un- 
ternimmt mit Entsetzung von Amt und Ehren und einer Geld- 
strafe von 120 Thalern. 

c. Gegen die Staatsverwaltung. Art. 60. Verweigerung 
der Abgaben für den Staatsaufwand und Nutzen wird wie Verrath 
und Widersetzung bestraft, Verheimlichung des steuerpflichtigen 
Vermögens mit Konfiskation des Verheimlichten (Art. 61.). 

d. Gegen die Justizgewalt, 1. Die Fälle der strafbaren 
Selbsthilfe und Privatrache. 2. Verbergung von Verräthern, 
Begünstigung und Unterlassung der Tödtung derselben (Ar- 
tikel 17) wird wie Verrath selbst mit dem Tode gestraft. 
S. Strafe des Sekundanten s. oben (Art. 40). 4. Verbot der 
Rückkehr eines verwiesenen Mörders und Landesfeindes, Strafe 
der Verheimlichung und Nichteinlieferung an das Gericht (Art. 29). 
Strafe der Verhinderung der Verhaftung (Art. 20). $. Strafe der 
Fehden. Art. 94, Wenn sich ein Montenegriner oder Br<i|janiii 
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unterSngt, im Lande züt Fehde aufzurufen (poklic), so wird 
im Falle einer erfolgten Tödtung der AufheUer zum Tode 
yerurtheilt. Die Mithelfer zahlen 10 Thaler Geldstrafe; wlire 
kein Uebel erfolgt^ so zahlt der Urheber des AufruDi äOTfaa* 
ler Geldstrafe (s, oben Art 27). 

e. Von den Verbrechen der Beamten. 1. Miasbrauch der 
richterlichen Gewalt zum PriFatvortheile and Bestechlichkeit 
(Art. 7. 8). 2. Unterschlagung der in die Staatskasse zu er* 
legenden Geldstrafe oder Steuer, bestraft mit Entsetzung yon 
der obrigkeitlichen Würde und fünffachen Zahlung des Ver- 
untreuten (Art. 63). 

f. Von den Uebelthaten gegen Sitte und Beligion. 1. Wenn 
ein Sohn seine Eltern nicht ehrt, sidi Bosheiten gegen sie er- 
laubt, so ist er das erstemal für solche Beleidigung mit Geld 
zu strafen; wird er dadurch nicht zur Ehrerbietung und Ge- 
horsam bewogen, so soll er mit Kerker oder körperlicher Strafe 
bestraft werden. Das drittemal kann ihn der Vater aus dem 
Hause jagen (Art. 58). 2. Straflosigkeit der Tödtnng der 
Ehebrecher auf friseher That (s. oben Art. 72). d. Gatten- 
mord (Art 73) wird gleichviel, ob nur versucht oder voll- 
bracht, wie gemeiner Mord mit dem Tode bestraft. 4. Ein- 
desmord, wenn eine Wittwe oder ein Mädchen oder eine an- 
dere Frauensperson, um ihre Schande zu decken, sich 
so weit vergisst, das Eind zu erwürgen, so soll eine solche 
Sünderin zum Tode verurtheilt werden (Art. 74). 5. Bigamie 
und Mädchenraub. Art. 69. Der eine Ehefrau bei Lebzeiten 
ihres Mannes nimmt, oder ein Mädchen raubt, welches ihm 
ihre Eltern oder in Abgang derer ihre Verwandten verweigern, 
der soll nach dem Gesetze und Gebrauche unserer recht- 
gläubigen Eirche als Ungläubiger und Räuber fremder 
Einder verfolgt, landesverwiesen und dessen Vermögen soll 
so abgeschätzt und vertheilt werden, wie das des eigenmäch- 
tigen Mörders (Art. 69). Würde das Mädchen mit ihrem 
Willen jedoch ohne Wissen der Eltern den Jüngling ehelichen, 
so kann ihnen auffallend genug nach Art. 70 nichts geschehen,' 
weil sie die Liebe selbst verbunden hat Schändet ein Mon- 
tenegriner oder Brdjanin ein Mädchen oder eine Wittwe ohne 
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sie ehelichen m wollen, so hat er für das Kind 130 Tbaler 
Ersiehungskosten in sahlen, wird dasselbe gross, hat es glei- 
ch en Anspruch auf vSterlichen Erbthell wie andere eheliche 
Kinder. Wenn der Thäter aber ein Ehemann ist, so soll er 
mit 130 Thaler und 6 Monat Kerker bei Wasser und Brod 
gestraft werden. Eben so bezeichnend ist die strenge Strafe 
der Oattin, die ihren Mann bestiehlt Nach Art 77 soll sie 
das erste und zweitemal mit Kerker, das drittemal körperlich 
gestraft und von ihrem Manne getrennt werden; sie darf 
nicht mehr eine Ehe schliessen, wohl aber ihr 
Mann (Art 67). Kirchendiebstahl wird, abgesehen davon, ob 
der Thäter bereits einmal gestraft worden ist, mit dem Tode 
geahndet (Art 81). Störungen, Streitigkeiten, Unziemlichk^- 
ten vor der Kirche werden mit 25 Thaler oder mit Kerker 
gebüsst 

g. Von den Verletzungen der Ehre. Wer einen recht- 
schaffenen Menschen verleumdet, wird strengstens gestraft 
Keine Anzeige darf früher abgeurtheilt werden, bevor nicht 
wenigstens ein glaubwürdiger Zeuge sie erwiesen hat Wenn 
aber jener, der die Anzeige (Koji opada) gemacht, nicht be* 
weist, dass dieselbe wahr sei und die Beschuldigung begrün« 
det, so soll einen solchen Verleumder als Beschuldiger das Ge- 
richt eben so richten, wie es den schuldig befundenen Be- 
schuldigten gestraft hätte. Zuletzt bleibt noch, dass jeder für 
sich vier rechtschaffene Männer findet, die schwören werden 
(s. oben Art 87). 

h. Von strafbaren Tödtungen und körperlichen Verletzun- 
gen. Es wird zwischen dolosen und kulposen Tödtungen un- 
terschieden. Erstere schliesst jedweden Loskauf, jede Geld- 
strafe aus, und wird mit dem Tode gestraft (Art 27). Die- 
selbe Strafe trifft den Vorschubleister des flüchtigen Mörders 
(Art. 29). Bei fahrlässiger Tödtung wird das Gericht ange- 
wiesen, zu suchen das verursachte Uebel möglichst auszuglei- 
chen und wieder gut zu machen. Für kulpose Verletzung wer- 
den die Heilungskosten bezahlt Bei Verletzung des Kopfes, 
des Auges, des Fusses oder der Hand soll nach dem 33. Ar- 
tikel gerichtet werden. Dieser schreibt vor, dass wenn eipe in 
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feindseliger Absiebt beigebrachte Verletzang eine Lähmnng der 
Hand oder des Fusses bewirkte, 100 Thaler gezahlt werden 
solle, bei Fahrlässigkeit nur 50 Thaler. Wer Jemanden vor- 
sätzlich den Kopf zerschlägt oder ein Auge ausschlägt zahlt 60 
Thaler, bei Versehen 30 Thaler. Dazu kommen noch die Hei- 
lungskosten. Gewiss nicht weniger interessant als dieser Wehr- 
geldtarif aus unsern Tagen, ist Art. 32 : Wer einen Montene- 
griner oder Brdjanin aus Frevel gegen göttliche Gerechtigkeit 
und Bosheit mit einer Waffe oder mit einem Stück Holz yer- 
wundet, um als Held zu gelten, wo weder Anlass noch Grund 
für Heldenmuth vorhanden ist, dem soll die Wunde und Geld- 
strafe doppelt angerechnet werden. 

i. Von Verletzungen des Besitzes durch Sachbeschädi- 
gung und Eigenthumsverletzungen durch Diebstahl. Wenn ein 
Montenegriner oder Brdjanin ein Pferd, einen Ochsen oder 
was immer für ein Vieh, das auf seinem Grunde Schaden an- 
richtet, tödtet, so hat er 10 Thaler als Geldbusse zu zahlen, 
und muss überdiess den Eigenthümer des getödteten Viehes 
entschädigen, denn eigenmächtig darf Niemand sich Recht ver- 
schaffen (s. oben Art. 42). Derjenige Diebstahl^ der vor 
Kundmachung dieses Gesetzes begangen wurde, hat 
noch die gelindere Strafe der Ablösung mit Geld zur Folge. 
Nach Kundmachung dieses Gesetzes begangen, wird der Dieb- 
stahl mit Stockstreichen gestraft, und zwar: Wer einen 
Montenegriner oder Brdjanin die Waffen stiehlt, bekommt 100 
Stockstreiche, für ein entwendetes Pferd oder einen Ochsen, 
gross oder klein, 50 Stockstreiche, für einen Bienenkorb die- 
selbe Strafe wie für ein Stück Vieh ; für ein Schaf 20 Stock- 
streiche; für einen Hans- und Hofdiebstahl und andere kleine 
Diebereien bis zum Werthe eines Schafes 20 Stockstreiche. 
Dieses wird von einer jeden, aus dem Hause gestohlenen Sa- 
che verstanden. Nach Art. 78 soll der dritte Diebstahl mit 
dem Tode bestraft werden.*) 

Schliesslich bemerke ich, dass der Zinswucher sofern 



2), Man sehe Dr. H. J i r e c ek, Schriftchen iber Eigfenthumsyerletzun- 
gtn and deren Rechtsfolc^en nach dem altböhm. Rechte. Wien, 1855. 
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Strafrechtlich behandelt wird, als nach Art. 90 dem Montene- 
griner oder Brc^anfn, der höhere Zinsen als 20 Dinar toq 
einem Thaler bedungen hat, das ganse dargeliehene Kapital 
wie ein anderes Strafgeld abgenommen und in die Staatskasse 
gelegt wird. Die Ueberschreitnng des gesetilicben Zinsfosses 
hat hiernach nicht nur privatrechtliche Folgen. Zur Hintan- 
haltung derselben ist sugleidi vorgeschrieben, dass Darlehen 
in Gegenwart zweier Zeugen beuricundet werden müssen, um 
das Zinsen «Nehmen in Eridenz zu halten. Wollen die Par- 
teien keine Urkunde errichten, so muss der Schuldn^ ehi 
Pfand bestellen. 

Dies sind im Allgemeinen die Grundzüge jener strafrecht» 
liehen Reform, welche auf die Umbildung der Bevölkerung 
Montenegro's von durchgreifendem Einflnss werden muss. Ob 
die häufige Anwendung der Prügelstrafe dem Genius des freien 
Gebirgsvolkes gemSss ist und eine Bedingung der Clvilisirung 
desselben sei, wage ich nicht zu beurtheilen. 

IV. 

Die wissenschaftlichen Ansichten Italiens über Völ- 
kerrecht, dargestellt durch die Vorträge des Pro- 
fessor Mancini über das Völkerrecht 

Von 
Herrn Geheimenrathe lireiir^liaiir* 



Mancini, geachteter Professor des Rechts und ausgezeich-^ 
neter Advocat zu Neapel, ward, nachdem der König beider 
Sicilien in Folge des Aufstandes in Palermo, -den 12. Januar 
18i8 eine Constitution gegeben hatte, als Deputirter für das 
Parlament zu Neapel gewählt. Dies war hinreichend, um ihn 
bei der am 15. Mai stattgefundenen Reaction des Landes zu 
verweisen. Mancini fand in dem constitutionellen Königreiche 
Sardinien gastliche Aufnahme und wurde als Professor des 
Völker- und Seereohtes an der Uni?ersUlit xu Turin angestellt, 
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wobei er sich sugleich anch hier ak Advokat bald eiaeii be- 
deotenden Rnf erwarb. 

Der Einsender hatte Oelegenheit, die meiBten seiner Yor- 
trSge über die geschichtliche Einleitung zum Völkerrecht m 
hören, auch theilte ihm Mancini, mit der den italienischen Q^ 
lehrten eigenthümlichen Bereitwilligkeit, die Uebersicht dieser 
Vorlesungen mit, so dass die folgenden Blätter im Auszuge 
wiedergeben, wie Mancini durch den geschichtlichen Entwioke- 
lungsgang des Völkerrechts darthut, dass die Nationalität die 
Orundlage dieser Wissenschaft ist. 

-Diese Vorträge wurden nach dem folgenden kurzen Abrisse 
ganz frei gehalten, und nur die Beweisstellen aus den betref- 
fenden Schriftsellern vorgelesen. So wie der Lehrer seinem 
Gegenstande eine ergreifende Lebendigkeit zu geben wusste, 
so war auch bei den Zuhörern die grösste Theilnahme zu er* 
kennen, und muss den Turiner Studenten zum Ruhme nach« 
gesagt werden, dass sie mit der grössten Aufmerksamkeit dem 
Vortrage folgen. 

Wir glauben, dass die Mittheilung dieses, wenn auch nur 
sehr unvollständig wiedergegebenen Inhaltsverzeichnisses der 
Vorlesungen Mancini's dazu beitragen dürfte, zu zeigen, wie 
in Italien die Wissenschaft des Völkerrechts behandelt wird, 
und dass man auch jenseits der Alpen die gründlichen Arbei« 
ten der deutschen Gelehrten zu würdigen versteht. 

Vorwort 

§. 1. Für jede Wissenschaft ist ihre Geschichte von be* 
sonderer Bedeutung, Diese innere Geschichte erfordert eine 
kritische Darstellung des stufenweisen Entwicklungsganges der 
betreffenden Wissenschaft selbst nach den logischen Haupt- 
grundsätzen, welche sowohl der philosophischen Anschauung als 
aus dem äussern Leben der Menschheit entnommen werden 
müssen. Bei dem Völkerrecht ist dies um so vrichUger, um 
zn sehen, wie die bisherigen Bearbeiter der Wissenschaft 
deren obersten Grundsatz verschiedentlich dargestellt haben, 
und wie im Vergleich zu den früheren Theorien, die Begrün-* 
dong des Völkerrechts auf die Nationalität sich naehwei** 
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sen Utet Di« VerhUtnisae zwischen den einzelnen Völkern 
gestalteten sich ganz yerschieden im Alterthum (die Orien* 
talen, Griechen nnd Römer) — im Mittelalter — und in 
der neuen Zeit. Die Entwickelong des Bewusstseins des 
Nationalgefühls war ein yerschiedenes In den besondern Zeit- 
räumen der menschlichen Entwickelungs-undBildungsgeschichte. 
Mit dem Fortschreiten der Bildung des Menschengeschlechts 
stand auch die Aasbildung des Völkerrechts In enger Verbin- 
dung. Diese Wissenschaft führt zur Achtung der Unabhängig- 
keit der Nationalität und zur gerechten Würdigung anderer 
Staaten. 

Völkerrecht des Alterthums Im Orient. 

§.2. Indien. Der Orient ist bekanntlich die Wiege 
der menschlichen Bildung. Schon bei den ältesten Völkern 
finden sich die Uranfange der Mittel zur Erziehung des Men- 
schengeschlechts, — die Religion, die Eroberung, der 
Handel. Daher der Ursprung der theocratischen, der des- 
potischen und der Handelsstaaten. In Indien herrschte Theo- 
cratie ; der Einfluss der Braminischen Religion und Philosophie 
auf die yölkerrechtlichen Verhältnisse führte zu einer Isolirnng, 
welche zu einem gänzlichen Abschliessen führte, dem alle 
politische Spannkraft und grosser Handel fehlte und zum Hasse 
aller Fremden führte. In yerschiedene Herrlichkeiten oder un»- 
abhängige politische Körper getheilt, hielt die zwischen ihren 
fünf Flüssen gelegene indische Welt das Gefühl der Einheit 
der Religion zusammen, so dass nur sie sich als Geschwister 
betrachteten. So wurde die Religion das erste gemeinsame 
Band, aus welchem das Bewusstsein einer gemeinschaftlichen 
Nationalität hervorging. Mehrere Stellen des Ramayana (G o r- 
ressio, Professor der orientalischen Sprache In Turin hat die- 
ses grosse Gedicht auf Kosten des Königs Carlo Alberto zum 
erstenmale aus dem Sanscrit ins Italienische übersetzt, von dem 
bisher nur eine englische vorhanden war), Mohabbarata und 
andere der Sanscrit Litteratur beweisen, dass die Indier solche 
Begriffe von Nationalität und von der Einheit der Race hatten, 
dass sie ihnen gewisse Rücksichten und Pflichten auflegten« 
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Die Indische Bace zeichnet sich durch ihren sanften Gharacter 
aus; alle sind darin einig. Ihre Gesetsgeber und Dichter rer» 
dämmen den Krieg und die Eroberung; sie verbieten rergif* 
tete Waffen und das Tödten der Gefangenen. Die Yerthei- 
diger des Vaterlandes aber werden hochgeehrt und Ruhm und 
Heiligkeit denen versprochen, die in diesem Berufe sterben. 
Diese Völker hatten bereits früher ihre Diplomaten nnd Ge- 
sandten. Der Buddism brachte, bei ihnen eine Revolution her- 
vor, welche die Verhältnisse der Indier zu andern Völkern 
verschiedentlich umgestaltete. Dennoch zeigte sich schon da- 
mals die Nationalität als einen der ersten Anfänge der Bildung 
des Menschengeschlechts. Die Nationalität, wie die Familie, 
stellt sonach ein wesentliches Element im Leben der Mensch- 
heit dar, daher dasselbe unauslöschlich und unsterblich ist; 
wenn es auch in der Form sich nach den verschiedenen Zei- 
ten verschiedentlich offenbart. 

$. 3. Egypter und Hebräer. Beide Völker waren 
Theocratien, ihre Religionen waren unduldsam gegen Fremde ; 
daher auch ihre völkerrechtlichen Beziehungen unfreundlich 
sind; nur nach der einzigen Stadt Naucratis, dem jetzigen 
Canton in China zu vergleichen, durften die Fremden des Han- 
dels wegen kommen. Erst Psammetich rufte Carier und an- 
dere Fremden nach Egypten; später erst durften sich dort 
auch Griechen niederlassen. Ganz umgestaltet wurde nach und 
nach die alte Egyptiscbe Nationalität durch die Eroberung 
Alexanders, der Römer und dar Araber. 

Die Hebräer hatten ihre Nationalität in Egypten bewahrt, 
aber ihre Gnltur hat ihre Wurzeln in der Egyptischen. Die 
mosaischen Begriffe über das Völkerrecht bei dem Auszuge 
aus Egypten zur Wiedererlangung ihres alten Vaterlandes wa- 
ren sehr grausam gegen die dort angesiedelten Völkerschaften. 

Auch in ' dem Friedenszustande mit den Nachbarn ver- 
stand die Mosaische Gesetzgebung die Nationalität als ein heili- 
ges, als ein unveräusserliches Gut aufrecht zu erhalten, so dass 
kein anderes Volk des Alterthums nnd vielleicht auch der Neu- 
zeit, mit gleicher Fähigkeit und Liebe an seiner Nationalität 
festgehalten hat. Diese Grundsätze wurden in Canaan mit 
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Gtsusattikelt durchgelfilirt, bis nach und nach uwti Arten von 
Naturalitationen vorkamen, welches Prosliitism geaannt warde. 

Der Prosilitism des Rechts für die, welche die Mosai- 
iMhe Religion annahmeii, und der der That, wodurch nur der 
Anfenthalt aileio verstattet wurde. 

§. 4. Die erobernden und Handels-Yölker. 
Erobernde und deie^otische Monarchien warai die Asdrer, Ba- 
hilonier, Meder und Perser unter Ninus, der Semiramis, Ciros 
und Darius. Damals banden sich die ersten Bestrebnngeo nach 
einer Universalmonarchie. Es liegt in der Natur der Eroberer, 
das Völkerrecht nur in dem Vernichten der fremden Nattona-* 
Htät in suchen. Handehkle und seefahrende Völker waten die 
Ph^nicier und Carthaginenser; in der Niänr des Handels aber 
liegt es, die Nationen einander näher zu bringen, daher Yer^ 
träge, Gesanttechaften, Oolonien. Dabei aber entstanden Feind- 
seeligkeiten und Ausschliessung Anderer durch Missgunst 
und Begier nach gröeserm Gewinn, wdches au Monopolen 
führte. 

Auf diese Weise fanden im Alterthume völkerrechtliobe 
Verbindungen statt durch die Religion in der Theocratie, 
durch die Politik in der Eroberung und «taatswirth^ 
schaftliche durdi den Handel, welche Rechtsbegriffe und 
Einricbtungen veranlassten, von denen sich noch ins jetat Spu- 
ren erhalten haben. Nur die Eroberer haben wenig Ausbente 
für das Völkerrecht hinterlassen. Die Gewalt, der Han- 
del und die Wissenschaft sind die drei grossen Werk- 
seuge der Vorsehung aur Ersiebung des Menschengeschlechts 
gewes^, aber nur die beiden leisten haben reichbahjge Fol- 
gen för die völkerrechltichen VerfaältniMe gehabt, die erste ist 
stets nur vorübergebend und unOhig, bleibende Wirkungen her- 
vor2ubrfngen. 

Die völkerrechtlichen Verhältnisse bei den 
Griechen. 

§. 5. Das Völkerrecht der Griechen. In dem 
VerlrSltttisse der Athenienser au den Bpartanern finden sich 
Spuren, .dass dort ifie AnfSnge des Völkerrechts bekamt 
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waren. Es fanden gewisse Normen in Behandlung der Frem- 
den statt und die Gesandten worden für unverletzlich gehal- 
ten. Bei den Griechen hatte sich das Bewusstsein der Na- 
tionalitfit anf eine bewundernswürdige Welse ausgebildet Man 
erkannte die Einheit der Ra^e an und fand in der gemeinsa- 
men Abstammung die Quelle gegenseitiger Verpflichtungen, 
obwohl Griechenland in verschiedene Staaten getheilt war; da- 
h& die Kriege gegen die Perser, um die Griechen in Klein- 
asien von dem fremden Joche su befreien. Merkwürdig bleibt 
die von Aristides im Namen der Athenienser gegebene Ant- 
wort auf den Antrag des Xerxes, sich mit ihm gegen die an- 
dern Grieehra zu verbinden. Er sagte, Athen will keine Ver- 
grösserung, wesshalb die angebotene Theiiung des Jonischen 
Gebietes zurückgewiesen ward, vielmehr seien alle Griechen 
Brüder eines Stammes. Dagegen wurde der Frieden von An- 
talcida, welchen Sparta mit den Barbaren schloss, von dem ge- 
sammten Griechenland für schimpflich gehalten, weil darin be- 
willigt worden war, dass ein Theil der griechischen Bevölke- 
rung unter persischer Botmässigkeit bleiben sollte. In den 
griechischen Geschichtsschreibern, Dichtern und Philosophen 
finden sich überall Beweise von diesem Einflüsse der Natio- 
nalität auf die Griechen, welches Gefühl durch gemeinschaft- 
liche religiöee Feste, die Olympischen und andere Spiele auf- 
recht erhalten wurde, so wie durch das Gericht der Amphi- 
iarionen, welches mehr einen religiösen als politischen Zweck 
hatte. Als die Griechen unter Alexander Eroberer wurden, 
trugen sie dadurch dazu bei, die Achtung vor der Unabhängig- 
keit fremder Nationalitäten zu zerstören. Ihre eigenen politi- 
edien Spaltungen und Streitigkeiten zwischen den verschiede- 
nen Staaten, der Kampf um die Hegemonie, hatten das Na- 
tionalgeföhl geschwächt, das, die Griechen früher gehabt hat- 
ten, so dass das freie Griecheidand leicht die Beute des Ma- 
cedoniers wurde, wie es auch später den Römern unterlag. 

§. 6. Das Völkerrecht Piatos. Bei den Welt- 
weisen Griechenlands war lange die Stadt, oder der Staat, das 
Höchste des politischen Begriffs gewesen, daher von Verhält- 
nissen zu andern Völkern oder Staaten wenig die Bede war. 
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Plato erkennt die Nationalität ab die Becbtsquelle und als das 
juridische Band an, welches durch die Einheit der Abstammung 
zu gemeinschaftlicher und gegenseitiger Vertheidigung ver- 
pflichtet Er theilt die Menschheit in xwei Familien, Griechen 
und Barbaren ; daher sdn Recht des Kriegs zweifach erscheint: 
milder und menschlich zwischen Griechen; anders aber mit 
den Barbaren, wobei er dem damals üblichen grausamen Ge- 
brauch seiner Zeit folgt. Plato ericennt eine zur politischen 
Einheit gewordene Nationalität als eine wahre Yervollkomm* 
nung der Idee des Staates an ; für ihn ist der Friedenszustand 
der Zweck der Gesellschaft und des Krieges selbst; er ver^ 
dämmt die Herrschaft eines Staates über den andern. Plato 
beschäftigte sich bereits mit der Behandlung der Fremden, 
der Sclaven und anderen Fragen des Völkerrechts. 

§. 7. Das Völkerrecht Aristoteles\ Es war 
wesentlich verschieden von den Ansichten Piatos. So wie Ge- 
rechtigkeit und Tugend der leitende Grundsatz im Völ- 
kerrechte Piatos gewesen war, so ist es die Glückselig- 
keit des Staates bei Aristoteles. Er geht von der Ungleich- 
heit der menschlichen Natur aus. Es ist dies bereits ein Fort- 
schritt in der Humanität; indem er an die Stelle der physi- 
schen Gewalt das Uebergewicht des Verstandes stellt und 
Anwendung von diesem Grundsatze auf den einzelnen Men- 
schen, die Familie, den Staat und die verschiedenen Natio- 
nen macht; auch sogar auf der andern Seite die Gesetzlich- 
keit der Sciaverei daraus herleitet, so wie die Eroberung und 
Beherrschung anderer Staaten. Er betrachtet den Krieg wie 
eine gesetzliche Erwerbungsart, nicht anders als die Jagd. 
Nach Aristoteles hatten die Griechen ein natürliches und ge* 
setzliches Uebergewicht über die Barbaren. Dieser wesentliche 
Unterschied zwischen den völkerrechtlichen Ansichten Aristo- 
teles und Piatos hat auch später in der chriJstlKshen Zeit, als 
man die aristotelische Philosophie fortwährend hoch verehrte, 
sehr nachtheiligen Einfluss gehabt. 

Das Völkerrecht bei den Römern. 
$.8. Das römische Volk und sein Völkerrecht 
per Zweck des Römischen Bewusstseins war allgemeine £r- 
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oberang und das Mittel dazu, fortwährender Krieg ; daher Born 
stets angriffs weise verfahr; sein Recht des Krieges war Zer- 
störung, wie Carthago, Gorinth und Numantia zeigen. Doch 
halten die Römer dennoch in völkerrechtlicher Beziehung ihr 
Recht der Fecialen, mit besonderen Vorschriften des Verfah- 
rens bei Kriegs-Erklärungen, sie hielten auf Heiligkeit der Ver- 
träge, bis zur Ueberlieferung der Befehlshaber, wenn sie ohne 
Befehl des Volkes Verträge eingegangen waren, sponsiones 
injussu populi. Es bestanden Bündnisse, ein besonderes Colo- 
nialsystem auch Rechtsverhältnisse zwischen Rom und einzel- 
nen fremden Unterthanen, bei Heirathen und bei dem Handel; 
der Prätor peregrinus, hatte seine eigene Jurisdiction. Das 
Römische Bürgerrecht wurde erst den Lateinern, dann allen 
Italienern gegeben, endlich durch die Constitution Antonins allen 
Bewohnern des Römischen Reiches. Das Jus Gentium der 
Römer hatte einen ganz andern Begriff als die Nationalität, da 
bei ihnen das fortwährende Aufnehmen und Unterwerfen frem- 
der Völker unter die Römische Herrschaft den gewöhnlichen 
Sinn dieses Wortes nicht aufkommen liess. Dennoch offenbarte 
sich auch in der Römischen Welt der Begriff der verschiede- 
nen Nationalitäten durch autonomische Bestimmungen in reli- 
giösen, Verwaltungs- und gerichtlichen Angelegenheiten, wel- 
che Rom oft unterworfenen Völkern liess. Manchen liess man 
ihre eigenen Gesetze und Einrichtungen, die Verehrung ihrer 
eigenen Götter, selbst den Gebrauch ihrer Sprache bei öffent- 
lichen Verhandlungen, bisweilen sogar das Recht, eigene Na- 
tionalversammlungen zu halten, mit einem Worte: den Genuss 
ihres nationalen Lebens, ohnerachtet der politischen Unter- 
werfung. 

§. 9. Das Völkerrecht Giceros und Senecas. 
Der Gang der römischen Geschichte musste natjärlich auf die 
Rechtsbegriffe der römischen Schriftsteller von Einfluss sein. 
Die Eroberung der Welt und die kaiserliche Macht, welche 
alle damals bekannten gebildeten Völker dieser Einheit unter- 
worfen hatte, die Universalmonarchie des römischen Reiches, 
hatte durch materielle Gewalt diese verschiedenen Völker zu- 
sammengehalten ; es liess sich nicht läugnen, dass im Frieden 

Ibik Ztütokr, f. Btektm. XXVIIL Bd. I. Bfi. 4 
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«In« 8dldi6 Eiidieit mlchtige Yortheile darbot Dah«r aiieh 
nodiwwkdig die Lekren der Griechen über das Staaterecbt auf 
dieie neaen YerliäUiiiise bedeateoden EinfloM auf die Bechto- 
begrlA fiber die Einheit des Mensehengesehleehte hatten, weee- 
halb auch der EtnAoss dieser Verhältnisse auf die Lehren &• 
ceros fiber den Staat, die Gesetse nnd die Pflichten, in Benig 
anf das Ydlkerreeht, nicht m verkennen ist. Dennoch sieht 
mmt anch bei Cicero nicht nndentliche Sporen von den Leb* 
ren der Griechen. Er macht die Ansicht des Aristoteles übet 
das Recht der Herrschaft einer Nation fiber andere anch su 
der selBigen. Allein er wiH, dass diese Herrschaft nicht tyraa* 
nisch, sendem menscUid nnd den unterworfenen YSlkem nüti^ 
lieh sei. Er httlt den Krieg für gerecht; allein er fordsrt 
mensch^^ Behandlung det Feinde nnd wddwollende Ziilse- 
song der Fremden. Die CÜviliBation hatte anf diese Weise den 
mensehlichen Lehren des Ghiistenthnms rorgearbeitet 

Seneca hatte beteits noch weiter fortgeschrittene Begriffs 
fiber das YUkerrecht Er hält den Frieden fdr das h'öchste 
Gut der Nationen; er hat bereits das cosmc^litlsche Bewusi^ 
sein der Brüderlidikeit unter den Menschen, Bruderliebe selbst 
gegen die Fremden. Er verdammt den Krieg; so dass sehie 
Lehren ^ von BCave Anrel, Epictet und «ter lotsten Bömi- 
seilte Weltw^sen, den Yergleich mit dem Evangelium und 
A6n Lehren des Apostel Paulus aushalten. 

Das Yölfcerrecht unter dem Ghristenthum. 

% M. Einfluss des Ghxistenthums auf das Yöl* 
kef recht. Erst hatte die Lehre des ChfistenÜnuns auf des 
öffentliche Recht des Komischen Reiches wohlthätigen Einflassi 
q)äter durch die äussere Gestaltung der Kirche verschiedent- 
Bch medi&sirt. Die Lehre brachte saerst die Orenxe der Sffent* 
Hchen €towa]t «nr Spvache und die Neu-Platonisohe Philoao* 
phie lehrte eine politische Moral. Die Kirche brachte den 
grossen Chrundsais der Trennung der geistlichen von der wel^- 
Bchen Macht auf, und die späteren Aeologischen und scbolasti- 
sehen Studien beschäfltigten sich emsdich mitdem Bechlspunkte« 

Auf diese Welse stellte sich baM die Ohiistiiche Politik 
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dahip fests 1) Die matccielle Oewidt i^ niolit aaRtfdhend 
für den Rechtebegriff. 3) Das Ldbcn des Mentohen uit um 
vefleiElicb. 3) Der Fiieden ist d«r «iDziga Radrtwntaad, 
weldien Gott swisefaw des Natioaen beaämvnt hsl ; der Krieg 
ist eine Simde, eia Yerbredben gege» ^ Menidibeit. 

Daher gianbteo audi die eratei Chriaten, dass iie sieh 
des Eriegsdienstes eDtfaalten müssteD« Der Ekiflaw der kfreh«- 
liehen üostkutienen auf die Yö&erreebtiiehen BemAangan was 
ausserordentlich; dieselbe Lriiro, Gleichheit der Lehret, die 
ConciüeB und besondre die Einlieft des FapstUhams, welches 
endlich sogar den Schiedsrichter zwischen den verschiedenen 
Nationen machte. Dieser Einflass fährte schon za Mfssbräa« 
ehen in den Kreszaügen und iüiirte endUeh aegar 2a der ver- 
derblidisten Unterdrüdcuiig der latioBetten gdbsiatiliidlgkeit 

§.11. DasYölkerreclit der Eifciienväter. GvIb^ 
ehische und Lateinisehe Ekcbenväter haben sidi emsüieh bmA 
dem Völkerrechts beschäftigt, z. Ri Tertnilian^ Lactoiz» Owen 
gor der Groese, bidor und Ambrosius mid seine Werite von 
den Pffiphten. fiesenders aber hatte der beiliga Ai^gnstfii im 
&• Jidviundert und später der beilige Thomas im 18. JdhEr^ 
hmdert sich mit dem Volicerrecht aal efaifstiicher Grvndkger 
viel beschäftigt. 

Der heilige Augu^an stellt den Staat G«(ttes ^m Staate 
der Welt entgegen; der erste stellt die Vereinigang der Yöl^ 
ker and Staaten dar , wie sie die Gesetze der Meval und der 
Gei^chtigkeit befolgen, als eine Ciyitas^Maxima, eine StaiUeoN- 
Gesammtheit Die Gerechtigkeit zwischen den verschiedenes 
Völkern ist nach ihm dieselbe, wie zwischen ien rersehiedene» 
einzelnen Menschen und zwischen verschiedenen Familien. Au« 
gustin erldärt den Krieg fär gesetzmäesig, wenn er g9&S»t vrMk 
mt Wiederbesstelhmg des Friedens, der dureh Ungcreehtigfceit^ 
gestört wordcD, und wenn er die Vertheidigmg des VatraJani- 
des zum Zweck hat. Dagegen verdammt er die Erorbernng 
md dringt anf Milderung :des EiiegsgefonHiolis. 

Der b^ge Thomas r^n Aquioo trägt #eine vSlkeiveeiit-* 
Itche Leiure in seiner Summa vhkt, «o wfein seiner Abhand- 
lung «bar die Begiermig der Firsten und 4le WIsseasehaft 
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ätt Fürsten, de rec^mine princlpam, und de conditione piin- 
cipum, obwohl diese beiden letzten Schriften nicht aUgemein 
ihm zugeschrieben worden. Er erfordert zur Gerechtigkeit 
eines Krieges: 1) dass er nur yon der 5£fentlichen Madit ge- 
führt wird, 2) dass die Sache gerecht sei, und 3) dass auch 
die Theilnehmer dieselbe Ueberzeugung haben. Er erlaubt den 
Bischöfen und Geistlichen, für die Kirche und für das Vater- 
land zu kämpfen. Hinterlist und Lügen findet er auch im 
Kriege verwerflich. Uebrigens weicht er in seinen Ansichten 
vom Völkerrechte nur als Theologe von dem Natnrrechte ab. 

Das Völkerrecht vor dem 16. Jahrhundert. 

§. 12. Das Völkerrecht von Dante. Die Wie- 
derherstellung des Römischen Rechts zu Bologna hatte den 
Glossatoren eine ausserordentliche Neigung für das alte Rö- 
mische Reich eingeflösst; dies blieb nicht ohne Einfluss auf 
das Völkerrecht, indem man die politische Macht des Kaisers 
überschätzte. Die damaligen Publicisten suchten daher den 
Unordnungen, welche durch das Lehnwesen, dem grössten 
Feinde der Monarchie eingerissen waren, dadurch entgegen zu 
wirken, dass die juridischen Tbeorieen über die kaiserliche 
Macht auch eine Thatsache würden. 

Ein so erhabener Geist, wie Dante, der seine Zeit in 
Ehren hielt und seine Zeit darstellte, vertrat dieselbe auch in 
der Entwickelung der Ansichten der politisch-juridischen Schule 
seiner Zeitgenossen, besonders in seinem Werke über die Mo- 
narchie. Manche haben dies auch als eine blosse Partei- 
schrift angesehen, weil man es als ein Werk über das innere 
Staatsrecht ansah. Es ist dasselbe aber vielmehr eine Theorie 
des Völkerrechts, eine Weltconstitution aller Staaten, eine 
Constitution der Menschheit aller Völker der Erde, ein allgc 
meiner Bundesstaat derselben. Die drei Theile dieses in völ- 
kerrechtlicher Beziehung so bedeutenden Werkes beschäftigen 
sich mit folgenden drei Gegenständen : 1) Von der rechtlichen 
Constitution der Gesellschaft zwischen den verschiedenen Völ- 
kern. 2) Von dem Priorate Italiens. 3) Von der Unabhän- 
gigkeit des Staats von der Kirche. Die dabei von Dante ent- 
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wickelten allgemeinen Begriffe über die Rechts** und Staats- 
Wissenschaft sind ebenso richtig als verdienstlich. Er ist der 
erste, welcher als Ziel der Staatswissenschaft, die Bildung des 
Menschengeschlechts aufstellt (civilitas hamani generis). Der 
geistige Fortschritt der gesammten Menschheit ist ihm zugleich 
das Eigenthnm der gesammten Menschheit; daher ist ihm der 
ewige Friede das höchste Gut. Um dies zu erreichen muss die 
menschliche Gesellschaft völkerrechtlich zu Ordnung und Einheit 
gebracht werden. Dem zufolge wird Dante auf den Begriff der 
Universal-Monarchie folgerecht geführt, worin er durch die damals 
herrschenden Ideen unterstützt wurde. Er selbst nennt diese Uni- 
versal-Monarchie, ganz richtig bezeichnend: die Republik 
der Nationen, oder den Staat der Völker. Der Monarch 
dieses allgemeinen Staates ist aber bei Dante kein absoluter 
Despot, sondern er regiert nach Grundgesetzen, er ist der erste 
Beamte der Menschheit, minister omnium habendus est, die 
höchste Obrigkeit einer RepubDk der verbundenen Staaten. 
Dabei will er die Unabhängigkeit der verschiedenen Staaten 
aufrecht erhalten wissen, so dass die Entwickelung des natio- 
nellen Lebens nach der jedem Volke angehörigen Eigenthüm- 
lichkeit unbeschränkt stattfinden kann. Mitthin soll nach ihm 
die höchste Gerichtsbarkeit des Universal-Monarchen lediglich 
die Aufrechthaltung des Friedens und die Schlichtung der zwi- 
schen den verschiedenen Nationalitäten entstehenden Streitig- 
keiten zum Zweck haben« Das Originelle dieses grossen Ge- 
dankens Dantes findet sich gewissermaassen wieder in dem von 
Heinrich IV. gedachten Europäischen Amphictyonengericht, in 
den Ansichten des Abtes S. Pietrö, Kant, Bentham und an- 
derer Freunde des Friedens der Neuzeit; denn man darf an 
die Stelle dieses Monarchen des Dante nur die vorgeschlagene 
Versammlung aller Nationen setzen. 

§. 13. Völkerrechtliche Lehren von Macchia- 
V e 1 11. In jener Zeit, als die Monarchie beinah ganz im Lehn- 
wesen untergegangen war, welches die Verehrer des histori- 
schen Rechts gern als die Stütze des Staats hinstellen möchten, 
in jener Zeit, wo die Kirche behauptete: über den Staaten zu 
stehen, seit Gelasius I. (494) angefangen hatte zu bebaupteti» 
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«e Yeroiaitfu« der wehlioheii mit d«r geisdiehea ICadhl 
eine Srfiiidiuf dtt Teufels iei, obwoU meb dem Codex Tb«o* 
doiianiu die AaUeht übet das J^irohenverm^en dueh den 
Stwt (efiibii wwd and die If d&clie lieh den Kiüserlidien Be- 
Mden Biiterwerfeii mnsaleli, der ttmen yerbot in den SüE^n 
wä leben. Obwohl noch Kaiser Jnstinian in seinem Corpus 
jwis die Ye^aitiiDg des Eirchenvermdgens sich TorbehaltMi 
hatte, behauptete doch fficolaos L (868) das Gegentfaeil, wel- 
ches aneh in das Deoretum Gratiani und in das canonbohe 
Reclit überging, was aach von Gregor YII. pralitisch ausge- 
führt ward« Dante war in jener Zeit des kirchlichen lieber- 
gewichts der erste, welcher mit seinen unkirohlichen ADsichten 
auftrat; sie blieben aber eine yereinaelte wissenschaftliche Spe- 
cnlationy ohne eine Schule und Einfluss sur Folge zu haben. 

Das filnnische BeclU blieb auch in Ansehung der yölker- 
rechtlidieB BestUnmungea das einnge positive Recht für bei* 
nah alle bekannten Nationen. Die damaligen Ansichten über 
das Völkerrecht kann man aus Bartolus Tractat über die Ty- 
rannei entnehmen, über die städtische Verwaltung, über Ee- 
pressalien, über Statuten, über Guelfen und Ghibellinen, so wie 
aus den Arbeiten von Baldus. 

Die theologischen Lehrstühle in Itelien und Spanien be- 
BchSftigten sich damals viel mit völkerrechtlichen Fragen, z. B. 
Franz Von Vittoria (1557), Domenicus Soto und Franz Suarez, 
unter andern mit der Frage : ob civflisirte Nationen das Beoht 
haben, Länder, welche von wilden Völkern bewohnt sind, in 
Besitz zu nehmen? über die Rechte der Kriegführenden, über 
dl« nMnsoUiche Führung des Krieges , über Gefangenschaft, 
Plünderung, Beute u. s. w. Es geht hieraus hervor, dass nicht, 
wie Manche behaupten, das Völkerrecht eine Schöpfung der 
Reformation der derselben folgenden Schriftstoller sei; dies wird 
ausserdem durch viele Stellen widerlegt, welche in den Wer- 
ken von Petracca, von Poliziano, Pontano, Patrizi, Caracciolo 
und unzähligen anderen italienischen Schriitstellern im 14. 
and 15. Jahrhundert yotkommen. 

Seit das Gemeindewesen in Italien den Sieg über das 
Feudalwesen davon getragen hatte, war nach und nadi der 
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Zaetond der QesellRhaft Ms «na 1€. Jakrimnderi; iage^ML^g^ 
Sndeit worden, das« die inaere YetUswag der SUateA «od 
ihre iUuBBere UnaUiangigkeit eine g«OK «ädere Gefltfilt bekom^ 
men hatte; so daie die Bestrebangen OarrsY«, eine Uaiversal* 
Monarchie za stiften, gftnalidi scheiterten; da elnstweilea ans 
den Beamten des Kaisers und seinen LehnaLeuteu SoQTe^ 
raine geworden waren. Die Lehnstrene war von eheia so 
schwachem Halt für den Staat gewesen, wie dio Bitlertvene 
für die FamiMe. 

. Von Macehiavelli bis Hugo Grotius. 

§.14. Das VöIlLorrecht Macchiayellis. Gewöhn^ 
lieh glaubt man, MacchiaTolli habe in dem Studium des ViUker- 
rechts eine Resolution herrorgebraoht, und dass er die ImoM^- 
ralität und den Betrug aum Lehrsystem erhoben habe. Um 
die Lehren dieses grossen Staatsmannes gehörig au würdig«», 
muss man den Standpunkt der damaligen Zeit wohl festhal- 
ten. Damals war die Wissenschaft und besonders die Politik 
eine Sclavin des religiösen Ansehens. £s war der Beruf dts 
16. Jahrhunderts, die Wissenschaft von dem Joche der Theo- 
logie EU befrden; dies verdankt man den Italienern« Macchia* 
velli besonders versuchte dies in Ansehung der Politik, und 
sie von der Theologie unabhängig su machen, war sein Work. 
Man fr&gt, warum er die Politik nicht der Philosophie und 
Moral untergeordnet hat, nachdem er sie von der Theologie 
unabhängig gemacht hatte? Dies war aber nicht sein Zweck.; 
er behandelte die Politik lediglich als eine Erfahrungswissen^ 
Schaft, und so war er der Erste, welcher auf sie die histori- 
sche Methode anwandte; freilieh in anderer Art, als spttti^ 
Montesquieu, Grotius und die historische Schule der detttsoben 
Bechtsgelehrten die Geschichte auf die Wissenschaft der Geh 
Seilschaft anwandten. Macchlüvelli erhebt die Thatsi^ohe 
nicht zum Becht; allein er schliesst das Urtheil d^r Mo- 
ral von dem Felde der Politik aus. Sein System der Erfab- 
rnngswjssensohaft bleibt daher gans aittsorhalb der Beurtboir " 
Inng des Bechto und der Moral. Er beabsichtigt talcbt die 
fiechtmKaiIgkeit und MoralitXt der Handhingen dariiulsigto, noch 
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weniger aber empfiehlt er das moralisch Verwerfliche als etwa« 
Gates« Er behandelt die PoUtilL als eine ganz abgesonderte 
Wissoischafti ohne amf das Edle oder Verwerfliche der Zwecice 
derselben Bfickncht an nehmen, da die moralische Aufgabe 
einer ganz andern Wissenschaft angehört. Er behandelt die 
PoUtik als ein Stadium zur Erforschung eines Systems der 
Wechselwirkung zwischen den gegebenen Mitteln und deren 
Wirkung. In dieser Beziehung sind die geschichtlichen Stu- 
dien Macchiavellis bewundernswürdig, indem er es verstand, die 
Erfahrung in der Anwendung zu zeigen. In seinem Buche 
Yom Fürsten stimmt er, bei Auseinandersetzung der Mittel 
einer ungerechten und tyrannischen Regierung, um sich selbst 
zu erhalten, mit den Erfahrungssätzen von Aristoteles und des 
heiligen Thomas von Aquino überein. Macchiavelli findet, dass 
jeder absolute Regent nothwendig zu diesen Mitteln schreiten 
wird, welche Beide vor ihm bereits als Mittel der Tyrannei 
angeführt hatten. Dass er aber nachweist: wie stets der 
Absolute zu solchen Mitteln greift, darin besteht 
das Neue in seiner Darstellung und sein Verdienst für die 
Sache der Freiheit. Auch in Ansehung des Völkerrechts fin- 
det Macchiavelli dieselben Grundsätze anwendbar und überall 
leuchtet dabei hohe Moral und Gerechtigkeit aus den Grunde 
sätzeli Machiavellis hervor; z. B. wenn er von. der Nothwen- 
digkeit spricht, dass die Staaten unter sich Treue und Glau- 
ben halten müssen, von der Hinterlist in der Politik, von dem 
Kriege und in wiefern er gerecht ist. Er verdammt den Ge« 
brauch fremder Söldner, die Eroberung und bemerkt, was im 
Kriege auch sonst nicht erlaubt und verwerflich ist. Bei der 
Erörterung seiner Politik schliesat er, wie gesagt, das Problem 
der Moral aus. Dies ist allerdings sein Hauptfehler, denn das 
Recht muss die Grundlage sein. Allein sein Zweck ist ledige 
lieh, eine firfahrungswissenschaft aufzustellen; aber er beab- 
sichtigt dabei keinesweges, die Immoralität der Politik zu recht- 
fertigen, er verspricht, die Politik zu construiren, wie sie sich 
abgesehen von dem Zwecke der Gerechtigkeit, darstellt. Auf 
diese' Weise hat er es verstanden, recht anschaulich zu ma- 
chen, dßfiB die politischen Wissenschaften der Begründung, auf 
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Rdcht nnd Moral für die Menacheii nnd ftbr die B^gi^rnngen 
bedürfen, um nicht zur Tyrannei sa führen. 

$. 15. Andere politsche Schriftsteller des 16. 
Jahrhunderts. Die Werke Macchiavellis hatten natürlich 
Einflass auf das Studinm der politischen f^ssenschaften im 
16. Jahrhundert, indem sie nunmehr formell mehr als Erfah« 
rungswissenschaften behandelt wurden. Es erschienen politi- 
sche Commentare zu Tacitus und die Werke von Castiglione, 
Paruta, Sansovino, Ammirato, Boccalini und andere. Ben- 
tivoglio, Botero schrieben über die Verfassung yerschiede- 
ner Staaten ; über Politik schrieben Bodino, Guicciardini, Mat- 
teo Palmieri, Ansaldo, Giovanni Francesco Lottini, Gero- 
nim'o Trachetta, Ottario Sommarro und andere, während in 
anderen Ländern als Publicisten Theodor Beza, Benj. Hotto- 
mann, L'Hopital, Altusius, Milton, Erasmus, Filmer, Mariana, 
Jesuit, der den Königsmord vertheidigte, Barclay und Thomas 
Morus auftraten. 

Bodino und Botero, welche sich mit dem Völkerrecht be- 
sonders beschäftigten, bekämpften die Ansichten Macchiavellis, 
obwohl ihre Werke seiner Schule angehören. Für den Letzten 
ist der oberste Grundsatz des Staats: die Selbsterhaltung; darum 
rechtfertigt er die politischen Morde ^gmonts und Homs durch 
den Herzog yon Alba. 

Bodino hält sich an das strenge Recht, indem er blinden 
Gehorsam in der Familie und in dem Volksleben auch gegen 
die tyrannischste Regierung fordert; sein Leben aber ist eine 
Widerlegung seiner Schriften. Bodinus war von der Opposi- 
tion bei der Etats Generaux zu Blois. 

Thomas Morus folgt den platonischen Ideen ; er lehrt die 
Utopien der Güter -Gemeinschaft; er will das Ideal der Tu- 
gend und Menschenliebe in das System der Politik einfähren. 
In seinem öflPentlichen Recht der innem Verfassung hält er die 
Gewissensfreiheit aufrecht, er stellt die Arbeit als etwas Ehren- 
haftes dar, die sonst als die Beschäftigung der Knechtschaft 
angesehen ward; er bevorwortet die Abschaffung des Kasten- 
wesens nnd der Todesstrafe. In seinem Völkerrecht aber zeigt 
er sich engherzig und exclusiv. Uebrigens hat es im 16. Jahr- 
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kniiAett Mi a»( Ae dral fügwAm au weiiif Vorgtof er nm 
Hago Orotiiu gegeben, noon« Honig hat airar kein aügm- 
meines System anfgeeteüt, alloia elnaeliie Ireffliche Angichten 
gegeben. 

% 16. Pierlno Belle. Ueber das Recht des Kriege 
und FriedeMs liatte es bisher aar scfaweehe Versoche gegeben, 
TOD denen der MailSoder Oloyanni dl Leguane (da we Fried-» 
rieh Barbarossa gegen die toa dem Papst anfgewiegelten Stildte 
kämpfte), Mardno Oarato di LodI, Faride dei Posao aas Nea- 
pel and Giullo Ferretti aas Ravenna za erwäbnen sind. Erst 
YOn Fienno Belle, ans Alba im Piemoatesischen , Rath des 
Herzog Emanuei PhiÜbert von Savoyen, haben wir das erste 
systematisehe Werk über das Völkerrecht; er lebte Ton 1502 
bis 1575; er war während der Kriege Carls Y. in Itatien 
General- Auditor des Heeres. Er schrieb einen Trattato de 
re militari et de hello. Venetici 1563. Er theilt die Krieg« 
in Angriffs-, Vertheidigungs - und Wiedererwerbungs - Kriege 
ein, nach der civtlrechtlichen Erwerbungsart adipiscendae , re- 
tinendae et reeuperandae possessionis. Das Recht zum Kriege 
hat nach ihm jedes Volk, das keinen andern Herrn über sich 
erkennt, und nach eigenen G^etzen lebt; Tor ihm glaubte 
man gewöhnlich, dass nur der Papst und der Kaiser belugt 
wären, den Krieg mit Recht anzufangen. Bürgerkriege sind 
nach dem Verfasser nicht als auswärtige Kriege zu betrach- 
ten. Der Regent kann seine Unterthanen im Aufstande stra- 
fen, aber sie nicht wie Kriegfuhrende behandeln. Der Krieg 
mnss gerecht sein. Der mit Unrecht Kriegführende darf sich 
der rechtlichen Folgen des Kriegsrechts nloht erfreuen. Der 
Krieg kann nicht von jedem der im Kriege begriffenen Theile 
für gerecht angesehen werden, so dass derjenige TheS, wel- 
cher nicht im Recht ist, sich die Vortheile des Krieges nicht 
zueignen darf. Er verlangt, dass der Krieg zuvor erklärt wer- 
den müsse. Ihm ist dies die Klage; damit der Gegner weiss, 
was von ihm gefordert wird, wie im Prozesse die Klagesobrift. 
Der Veriasser stellt den sehr gewagten Grundsatz auf, dass 
die Völker nicht verpflichtet sind, ihren l^ürsten in offenbar 
ungerechten Kriegen zu folgen. Er bezeichnet die Personen, 
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vdcbe Toti dem EiiegsiiBgeiiuich zu Tenckonen, aad febXrft 
^: anoh den Feindeii Wort eu halteo. Bei den AUiamver* 
trSgen steUt er die Frage anf : ob sie einem chrisdichen Für- 
sten mit Unglfiubigen erlaubt sind? Allgemeine Offensiv- und 
Def^isiyyerträge dürfen nicht zu Ungerecbtigkeiten ansgedelmt 
werden. Neutrales Gebiet darf nicht berührt werden, wenn 
sieh auch dort Feinde und deren Güter beenden. Er handelt 
▼on der Beute und wie dieselbe zu verth^en, das Jus post- 
liminii isi nach ihm dergestalt zu beobachten, dass Alles, was 
während der feindlichen Besitznahme geschehen, für nicht ge- 
schehen zu erachten ist Auf im Kriege gemachte Yerspre'^ 
eben findet das Edictum quod metus causa des Givihrechts keine 
Anwendung, so dass kein Theil behaupten darf, nur der Ge- 
walt nachgegeben zu haben. Auch über Beute, Kriegs- 
gefangene, Waffenstillstand, Salvus condttctus, Geiseln und 
Friedensverträge hat Bello sich geäussert. Er hat zwar die 
Fehler seiner Zeit, aber dennoch grosse Verdienste um die 
Wissenschaft des Völkerrechts. 

§. 17. AI ber i CO Gentile. Obwohl Italiäner, war 
Gentile Professor zu Oxford, nachdem er die evangelische Re- 
ligion angenommen hatte. Er schrieb: de Jure Belli, de Ju- 
stitia Bellica, de Legationibus, de Advocatione Hispanica. Dies 
letzte Werk sind seine Rechtsausführungen, welche er als Ad- 
vokat der Spanischen Krone b^ den Prosessen über die ge- 
machten Prisen vorgelegt hatte; sein Kriegsrecht erschien 
dreissig Jahre nach dem des Bello und fünfunddreissig vor 
dem des Hugo Grotius. Er weist unter anderm nach, wie 
aus einer Revolution eine rechtmässige Regierung entstehen 
kann. Nach ihm kann ein Krieg göttliche, natürlich die mensch- 
liche Veranlassung haben. Er verbindet die nationelle mit der 
historischen Methode und führte hi der Wissenschaft des Völ- 
kerrechts liberale und grossartige Ansichten ein^ allein man 
hat ihn nicht so gehörig beachtet, wie er es verdiente. 

$. 18. Baldassare Ayala aus Spanien« Sein 
Werk, de Jure Belli et offieiis belli von 1697 benutzte die Werke 
von Bello, er ist aber servil gegen die bestehende Macht. Er 
bestreitet die Meinung des Mailänder Alciati, nach welchem 
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die meoBchliche ChMBellschaft als ein Oansefl zu betrachten, 
welche eigentlich gar keine Kriege führen, sondern ihre Strei« 
tlgkeiten durch SchiedBricbter ausmachen sollte. Nach Ayala 
sollte bei Erlegen unter christlichen Völkern nie Beute ge-* 
macht werden dürfen. Auf Bürgerkriege und Revolutionen fin- 
det das Kriegsrecht nach ihm nicht Anwendung, dies kann 
nur unter gleich Berechtigten stattfinden, die Regierung hat 
allein das Recht. Nach ihm ist auch ein Vertrag zwischen 
dem Purstem und dem Volke ungültig, welcher die Souve- 
rainitätsrechte beschränkt und darf nicht gehalten werden, selbst 
wenn er von dem Fürsten beschworen ist. Ein Ausgewan« 
derter hat bei seinen ursprünglichen Fürsten keinen Anspruch 
auf die Unverletzlichkelt eines Gesandten; er rechtfertigt da- 
her das Verfahren GarFs V., welcher im Kriege mit Franz L 
in der Lombardei die beiden Gesandten des letztem, Fregoso 
und Rangone ermorden Hess. Ayala geht nicht so weit wie 
Alciati, der nach dem oben ausgesprochenen Grundsatze alle 
Kriege unter Christen für verwerflich hält und nur die gegen 
die Ungläubigen zulässt. 

Von Hugo Grotius bis Vattel. 

§. 19. Hugo Grotius und das 17. Jahrhundert. 
Die Reformation hatte bedeutenden Einfluss auf den Zustand 
der Gesellschaft gehabt, wodurch ein politischer Dualism ein- 
geführt worden war, der nicht ohne Rückwirkung auf die Wis- 
senschaft des Völkerrechts bleiben konnte. Auch im südlichen 
Italien war die philosophische Schule des Teleslo, Giordano 
Bruno und Campanelia nicht ohne Einfluss geblieben, indem 
das Abnehmen der Aristotelischen Autorität auf das Studium 
der Moral und Politik sich zu äussern begonnen hatte, wozu 
die Werke Baco's von Verulam mitwirkten. Campanella, der 
seine politischen Aphorismen, Politlca in aphorlsmos digesta, 
geschrieben hatte, wurde mit Hugo Grotius in Paris bekannt, 
und dürfen neben diesem berühmten Holländer auch die an- 
dern Werke des C^labresen Campanella über die Universal- 
Monarchie des Christenthums , seine politischen Reden an die 
italienischen Fürsten und sein cosmopolltlsches Reich rühmlich 
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erwähnt werden. Dieser Campanellii war der letzte, welcher 
die christliche Idee Dimtes vom Gesammtstaat festhielt — 
Hugo Grotius, der aus seinem Yaterlande vertrieben in Frank- 
reich eine Zuflucht suchen musste, schrieb zuerst seine Ab« 
handlung de mare libero, darauf sein berühmtes Werk: de 
jure belli et pacis (1625), welches so grosses Aufsehen in 
ganz Europa machte, dass Thomasius seinen Verfasser ein 
Werkzeug der göttlichen Vorsehung nennt. Es besteht aus 
drei Theilen: vom Kriege überhaupt, über die Ursachen des 
Krieges und die Art und Wirkung des Krieges. Ihm ver* 
danken wir das erste systematische Werk über das gesammte 
Natur- und Völker-Recht. Indem er die Ursachen des Krie- 
ges aufführt, entwickelt er die Theorie des Natur Rechts über 
das Eigenthum und die ursprünglichen und abgeleiteten Er- 
werbungsarten, womit die Materie der Verträge zusammenhängt. 
Das Recht ist ihm: Uebereinstimmung der Handlun- 
gen mit der vernünftigen und socialen Natur des 
Menschen. Um zu erfahren, was Recht oder Unrecht ist, 
beruft er sich auf die Autorität der Gelehrten und den Ge- 
brauch der Völker; so auch auf die Uebereinstimmung des 
ganzen Menschengeschlechts. Hieraus folgt, dass die Ueber-^ 
einstimmung der That mit der Meinung zum Recht erhoben 
wird. Dies ist der Hauptfehler von Hugo Grotius. Er geht 
von einem Naturzustande aus, welcher der Gesellschaft vor- 
hergeht und einen Vertrag voraussetzt. Er wird aber dadurch 
zu subjektiven Urtheilen und zu Widersprüchen mit den Ge- 
setzen der Natur verleitet. Da nach seinem Systeme jede 
Verpflichtung aus der Einwilligung hergeleitet wird, so leitet 
er auch die Macht des Staates aus dem Vertrage her. Der 
Hauptirrthum der Lehre des Grotius besteht darin, dass die 
unveräusserlichen Rechte der Menschen und der Nationen nicht 
Gegenstände eines Vertrages sein können. Daher auch die 
falschen und ilUberalen Folgerungen aus dem Systeme des 
Grotius, welcher die Sclaverei sogar aus der Einwilligung recht- 
fertigt, welche er bis zum Recht über Leben und Tod für 
gerechtfertigt hält. Auch in .dem Familienverhältnisse über- 
treibt Hugo Grotius die Ausdehnung der väterUchen Gewalt 
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und der ies Ehtmaiiiies; «odi vertMdigt er die Vorrftdite 
d^ fintgeburt. Ueber die SettTeraioiat lehrt GfotioA, daaa 
sie iB der Malioii begründet i«t, da wo Grundgeaetie gdteo; 
wo aber solehe GaraotieB nicht alaUfinden, bat sieb dea YoUc 
entweder ohne Bedingang unterworfen oder das Land ist durch 
Eroberang unterworfen worden, dann ist die Nation Eigentbom 
des Laadeshemi und die Regierung ist eine patriarcbalisehe, 
eine Titellcbe* Die Neuaeit hat die Theorie von Hugo Gro*- 
tius über diese väterlichen Begiernngen und über die Sedi^ 
mXssig^t der Eroberung aüt Recht scharf angegriffen. Denn 
bei solchen sogenannten väterlteiien Regierungen kann die Ent- 
äossening oder tkdlweise und gSbzUehe Abtretung eines Lan^ 
des erfolgen, ohne dass die Nation einwilligt Nationen, wd« 
che ohne ihre Einwilligung unter eine fresMde Herrschaft ge- 
kommen sind, etwa dinrch Eroberung oder StaatsvertrSge, haben 
nach ihm fceineswi^ das Recht, atur Erlangung ihrer Freiheit 
und ihrer nationeilen Unid)hängigkeit Krieg anaufangen. Auch 
ddint Hugo Grotius das Recht sunt Kriege aus, er bSligt den 
Krieg g%gtak den Grundsata der Gleichheit und UnaUhänglg- 
keit der Staaten, und legt den kriegführenden Theilen eine zu 
weit gehende Gewalt in ihren gegenseitigen VerhältnUHBien bei, als 
das Recht, selbst unbewaffnete Personen, sogar Frauen und 
Kinder, so wie die Kdegsgefangeaen zu tödten* Das Eigen« 
thum des FeindeB- darf gcq)lündcrt nnd zerstört werden, und 
das Eigenthum des Besiegien darf sich der Sieger zueignen« 
Gfotine beruft sicfa zrv Rechtfertigung sicher harten Grund« 
sStse darauf, dass darnach stets verfahren worden, und dass 
anch. die darüber bduinnten Schriftsteller derselben Ansicht ge<- 
wesen, dass daher dies als Recht angesehen werden müsse. 
Sonach erbebt er die Thataache zum Recht; da das, was 
geschoben, nach Gottes WiUen gesdiehen sei. Doch; lehrt 
Grotius, dass es^ wenn auch nicht juridisches Müssen, dennoch 
för daa innare Forum des Gewissens cäne moraüscbe Pflidit 
sei, m Ansäbung des strengen Kriegsrechts menscblidi »nd 
milde nn verfahren und glanbt,. dass ebenfalls dies die Mai- 
mmg attar SchdfsteUer aUer Zeiten gewesen. Dies zeigt, dass 
Gfiotitts zwar i» der Iheorin geint lutben kann» dass ihm ifcer 
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Bklit senrile und niedeitriefatige G^imiangeii rar Last gelegt 
werden dürien, wie Rousseau gethan bat 

Jedeniills bleibt dem Hugo Grotiua daa Verdienst, dass 
er das Völkerrecht in nnzertrennlieke Verbiiriang mit dem 
Maitarreoht gebfaclit hat, imd wir yerdanfcen ihm die formelle 
Bearbeitmig der Wissenschaft, in welche er orgaoiscAe Ord* 
noiig gebradht hat. Eben so bat er dazu betgetrai^eB, den 
Erleg menschüdier zu machmi, wenn er amefa, wie gesagt, dies 
nvr als moralisohe Pflicht des Gewissens empfehlen bat Allein 
eben die Ungoiauigkett seiner wissensdiaftliciMB GtrundsStze, 
die Weihe, welche er nach den Worten des strengen Rechts 
den S^ssbräuehen der Oewah gab, wdche sa seiner Zeit aus- 
geübt ¥rurden, und seine anl die Allmacht der Einwil- 
ligung gebaute Reditstheorie, bereitete die weiteren Entwicke- 
lungen vor, wekhe in den folgenden Jahiiiunderten nnt«r- dem 
Bchutan seines Namens stattfanden nnd ttm zum Liebling der 
Gewalthnber maeblen. Dag^^ stützt Bleh auch der Grund- 
satz des Gontract eoeial von Rousseau^ so demokratisA er ist, 
ebenfalls auf das System Ton Hugo Grotius, obwohl Beide in 
ibren Folgerungen abweichen. Die Wissenschalt, welche die 
Freiheit nicht auf Kosten deor Wahrheit liebt, bat diese Grund- 
sätze in Ansehung des innem Staatsrechts bereits verworfen, 
und dasselbe geschieht auch mit den Ldmn des Hugo Gro* 
tiue in Ansehung des Völkerredits. 

§. 20. Hobbes und Vico. Das System vcn Hogo 
Grotius über das Völkerrecht wurde von diesen belehn Staats- 
mannem verworfen. 

Hobbes, ein Mann von seltener legisdier Sdiärfe, hat all 
grosser Genauigkeit imd Ehifachheit die Verbiätnisse des Völ- 
kerrechts zum Natarrecht entwickelt, wenn aodl die Aawenr 
dang seiner Tbeone zu einer mitunter grausane» idiwendong 
in Ansehung des Völkerrechts geführt hat 

Vico, dieser gekhrte Italienea*, hat io seiner Nenen Wis- 
se« schaft (£a sdenjBa nuova) niebt, wie man gewöhnücb 
fflmäl/ty die Philosophie der Geschiehte erfundem; sondern eine 
neue Lehre des VSUceirechts. Er will, dass man diese Wis* 
setiicbaft von der Bnmanitilt der Kationen md ihre« «ameini' 
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samen Natdr herleitet; er lehrt rntthin eine allen Nationen ron 
Natur gemeinsame Moral, Politik and Rechtswiesenschaft Vico 
nennt diese philosophische Idee der gesammten menschlichen 
Gesellschaft die Solidarität, welche er mit dem Namen 
Freiheit besdchnet, in der Familie, dem Staate, der 
Nation nnd dem ganzen menschlichen Geschlecht 
Die Yorsehnng hat zom Zweck: eine ewige natürliche Repu- 
blik, welcher alle Nationen angehören, die in ihrem Entwicke- 
iungsgange die verschiedenen Stadien der Monarchie, Aristo- 
kratie und Demokratie durchlaufen. Davon leitet er die yöI* 
kerrechtlichen Verhältnisse swischen den verschiedenen Nationen 
her. Desshalb glaubt er Zweikampf und Repressalien billigen 
EU müssen, und das Wiederaufstehen einer unterdrückten Na- 
tion, welches nicht nur gerechtfertigt ist, sondern von Vico als 
nothwendig und von der Vorsehung angeordnet eridärt wird, 
wesshalb er den Grotius und Bodino widerlegt In Vico fin- 
det man bereits die Keime davon, dass die Nationalität die 
Grundlage des Völkerrechts ist; nur ist^ es aber zu bedauern, 
dass er bei seiner Originalität und Erhabenheit von seinen 
Zeitgenossen wenig verstanden worden ist; daher er nicht sehr 
populär wurde und wenig Einfluss auf die Wissenschaft hatte. 
Nur Mario Pagano und Antonio Russo in Neapel haben zu 
Ende des 18. Jahrhunderts versucht, seine Gedanken weiter 
KU verfolgen. Beide schrieben : saggio politico. Von der Kö- 
nigin Caroline wurden diese beiden gelehrten Männer nach der 
Santafedistischen Gegenrevolution von dem Cardinal Ruffo 1799 
auf das Schaffet geschickt Gleiches Schicksal hatte ihr Ge- 
sinnungsgenosse, Francesco Consorti ; er gab ebenfalls zu Nea- 
pel seinen Anti-Grotlus heraus. Ausser ihnen ist noch Cataldo 
Jannelli und Romagnosi in Italien zu bemerken, so wie meh- 
rere, deutsche Rechtslehrer der historischen Schule, als Ni- 
buhr u. a. m. 

§. 21. Die Nachfolger von Hugo Grotius. Die 
Lehren dieses bedeutenden Mannes bildeten eine besondere 
Schule nnd zahlreich waren seine Commentatoren. Müller, 
Klenk, Ziegler, Kulpis, Tesmar, Obrecht, Rachel, Simon, 
BoeckleTi Vandermölen, Vltriarius, Köhler, Verenk, Henni- 
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ges u. A. m. erweiterten sein System und brachten es zur 
Anwendung; nur wenige, z.B. Johann de Felde, wagten schwa- 
che Widerlegungen seiner Lehre. Richard Zeuch, Professor 
zu Oxford, Nachfolger des obengedachten Gentile, schrieb: de 
jure inter gentes (Leiden 1651); er brauchte diese Bezeich- 
nung zuerst statt dem sonst gewöhnlichen jus gentium, daher 
es seit ihm droit international genannt wird. Seldenus, eben- 
falls ein Engländer, schrieb Mare clusum gegen Grotius mare 
liberum, seu de dominio maris (Leiden 1636) Carl L gewid- 
met, mit dem Motto: Pontus quoque serviet Uli. Das Völker- 
recht wurde seit Grotius immer mehr bearbeitet, und der erste 
Lehrstuhl des Völkerrechts in Europa wurde zu Heidelberg 
errichtet, den Samuel Paffendorff würdig einnahm. Er schrieb: 
de jure naturae et gentium und de officio hominis et civis. 
Nach ihm beruht das Recht auf dem Befehl des Obern, Jussn 
snperioris, und dem Willen Gottes; er verwechselt die Moral 
mit dem Recht und die sittliche Pflicht mit dem juridischen 
Müssen. Er läugnet das Besteben eines aus dem freien Willen 
hervorgegangenen Völkerrechts und hängt zum Theil den Grund- 
sätzen von Hobbes an. Doch hat er der Wissenschaft bedeu- 
tende Dienste geleistet, obwohl Leibnitz ein hartes Urtheil über 
Ihn fällt. Er sagt : homo parum eruditus et minime phllosophus. 
Leider hat dieser grosse Philosoph nur einen kurzen Ent- 
warf des Völkerrechts gegeben, welcher die Vorrede zu seinem 
Codex juris gentium diplomaticus bildet« -r- Christian Thoma- 
bIub hat in seinem Werke, fundamenta juris naturae et gen» 
tinm, eine gründliche Trennung der Moral und des Rechts 
vorgenommen, und den unterschied des Zweckes, der Bewe- 
gungsgründe und der Wirkung genau festgehalten. Er hat 
die Rechtsverhältnisse von dem Innern Charakter der Hand- 
langen abhängig gemacht und nicht von dem Bestehen einer 
höheren Autorität. Nach ihm ist das Kennzeichen des Rechts, 
das Vorhandensein eines gesetzmässigen Grundes zur Anwen- 
dung der Gewalt, er erhebt die Idee des Rechts zu der Macht, 
welche demgemäss zu handeln nöthigt. Auf diese Welse ver- 
dankt die Rechtsphilosophie dem deutschen Thomasius einea 
bedeutenden Fortschritt. 

»U, Mttckr, f. Bt^mtf. XXYUL Bd. L Bfi> 5 
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Heinrich Coccc(ji hat die Arbeiten yen Orotius trefflich 
beleuchtet und in dem Systeme des Völkerrechts wesentliche 
Verbesserungen Torgeschlagen« Sein Sohn Samuel , welcher 
ebenfalls das System von Grotios kritisch behandelte, gah end- 
lich ein eignes System des Natur- und Völkerrechts, welches 
besonders darauf hinausgeht, das positive römische Becht eu 
der Höhe philosophischer Omndsätse an erheben. 

Ulrich Huber y in seinem Werke: de jure civitatis, hat 
augleich völkerrechtliche Fragen erörtert 

Der Holunder Bynkershoek desgleichen, in seinem öffent- 
lichen Becht vom Kriege, von dem Gerichsstande der Gesand- 
ten , von der Herrschaft über die Meere und von der Lok 
Bbodia; ein anderer HoIUnder Wiquefbnt schrieb über die 
Gesandtschaften. 

Dessgleichen Hers, Stiyck, Struve, Heinecdns, Baddius 
nnd Alef. 

Job. Barbeyrac hat über das Völkerrecht, über Qrotins 
und über völkerrechtliche Alterthümer geschrieben und seine 
Sammlung der Vertrttge der Völker der alten Welt ist sehr 
schätsbar. 

J. J, Burlamaque folgt in seinen GkundsStson des Natur- 
und Völkerrechts den Lehren PuffendiurSs; er war ein Scfaweiaer. 

$. 22. Wolf (1679-^1754). Dieser berühmte Gdehrte 
wollte in seinem System des Natur- und Völkerrechts die Strenge 
der mathematischen Beweisführung anwenden. Bei firörtemng 
seiner Grundsätze über die Vervollkommnung des Mensobea 
betrachtete er das Becht als ein Mittel seine Pflichten zu er- 
füllen^ auf diese Weise verwinte er aber die Moral mit dem 
Bechte. Ausser dem natürlichen Völkerrechte liess er ein ver- 
tragsmässiges oder Gewolmheitsrecht unter den Völkern au» 
Er nimmt eine Bepublik der verachiedenen Staaten aui in wel« 
eher jeder, bei seinem Eintritte, so wie der Eineeine eich durch 
vorausgesetzte Einwilligung, dem freiwilligen Völkerrechte 
nnterwirflt. AU^ das Nebeneinandersein verschiedener Staa*> 
ten ist ein natürlicher Zustand, und so bedarf es Aicht der 
Bechtsfiction eines freiwilligen Eintrittes, im GegentheSi dieser 
Zustand besteht von Natur und ist keiner fteiwUligen Aea- 
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demtagr Hnterwoufdo*. Wtif int daher, wetin «r- giatAt, 4aiB 
ditfch «hu acJehes fraiwilliigea VciJotr/ocht di* WirkuDgtti die 
nafcHdiobea VöiJfidnmdllä eine AB&denknf «rleiden könotoiK Dft- 
Ipegtn hat Wolf ge^en dife SdarMia aehiageiMto Gkrtiiide bcigebradM. 
DiKsh ()a80t dies mciit lu «oinsr lUthtferdgang det freiwilUfeti 
Sdarerei, daher aucliBfiiiieÜEikiche Definition der Herrschaft, w^*- 
hel er ebenAUie ein PttlranotiiaiverhSltniai xuläset ond die Tortwr 
«nd OenfieoatieB rechtfertigt. JEr hält im Kriege Plfladeraig 
eroherter Städte und Viergiftete Wafien für e^atht^ dass du 
Leben der GtefangeaMi, der Fraaen und JEündet gesdiettt wted, 
hJik er jedcht lür ein Erfordemiss 4e8 Yölkercecfafei, eo^deni 
ledigikh för eiDea lähfichen €M>nauch eder eiasa itiHeehiwieU 
genden Veitfag^ D^h iMif der andern Beite Jet «r gegen die 
JKepreasalien eod das Droit d'Aulnl»e, däes der in eken fren^ 
dtei Lande Aterbeede Aneländer von dem dertlgen Landeshemi 
heerbt wird. Demofangeachtet laben seine Lehren hedecUett^ 
den Einfluss gehabt. 

%. QB. YatteJ. (1714--1767.) hk eeteem Werlseiaber 
das Vmkerreeht, ^der die Bnuids^se deeffattir-Reehte, ange^ 
imndt Mf die YerhSknltoe der Völker imd Firsten (1758), 
hat YatM mm Zweck, das Weric vcm Wolf pepuUfi» «nd vet- 
stünAither an mlußhea. £k hat Ifir «eh die franefeisehe SpradM, 
einen geringcKE UailAng ab die Arbeiten ven Wolf und eine 
bessere Methode^ daher <r auch weiter verbreitet worden Ist. 
Doeii hat er eich wissaiutthaitliduB Ungenanigheitett bei Ai^ 
wendatig der GesetEe des üatiirreehtB auf die Völker, A f^ 
litieche Eürper, zu Sthuldrai kmmnea laaseB« Kr Terwirfl die 
Fiotton W43lfi9 vos einer Oiritu maaiiiia 6enttatti| aileki er 
eetit an deren Stdie eine medeme Fietioiiy einen Natanmstaikd 
eder eteen aussergesellsehaftlidieB Zustand awJsdien dea v»h 
abhängigen Nationen* Er läagoet, dase das frelwülSge Y^lke»^ 
recht das nothwendige, natürliche, modifiziren könne, während 
er lehrt, d^3 d^ QOihw^Qdige Völkerrecht cur innere Ver- 
pflichtungen des Gewissens hervorbringen könne, ohne dass 
der Miashraneh oder diie Verletaimg ehiei Staates dtti lindern 
mam Widerstände bereebtigeft könne. Auf diese Welse ISaat 
m «iBi JEKeciit au» weichte aitebt die Widcongea eines A#chti 

6* 
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hat, und verwickelter sich in Widertprtiche, indem er ein Recht 
aofstellty das ohne Wirkung ist Er erkennt die Nichtigkeit 
Yon Verträgen an, welche die natürlichen Gesetze zwischen 
den Nationen verletzen, und dennoch hfilt er sie für verbind- 
lich. Yattel hat sein Werk mit der Erörterung des Wesens 
der Völker und nicht mit dem der Staaten oder der po- 
litischen Souverainität angefangen. Dies ist allerdings der wahre 
Anfangspunl^t des Völkerrechts, und ist er dieserhalb mit Un- 
recht getadelt worden; allein dieser Gedanke ist bei Vattel 
unfruchtbar geblieben , well er den Gedanken der Nationalität 
nidit verstand. Ueber das innere Staatsrecht hat Vattel 
liberale Ansichten; auch mildert er im Vöikerrecht manche 
Ansichten Wolfs, z. B. verwirft er das Patrimonial-Staatsrecht 
und den Gebrauch vergifteter Waffen im Kriege; allein meist 
folgt er seinen harten Vorgängern, besonders in Ansehung der 
ausgedehntesten rechtlichen Folgen der Eroberung und der 
Einverleibung von fremden Gebieten und deren Bewohner durch 
Verträge zwischen den Regierungen. Macintosh und Carmi- 
gnani in Pisa, haben Vattel widerlegt, doch hält Mancini die 
von dem letzten gemachten Vorwürfe (s. seine Geschichte des 
Völkerrechts in 4 Bänden 1852) nicht überall für gerechtfer- 
tigt. Auch der Portugiessiche Publicist Pinhelno - Ferreira 
und andere haben sich mit den Lehren von Vattel beschäftigt, 
welche bei den Gewalthabern sich besonderer Gunst erfreuten, 
weil er bei den schwierigsten Fragen, durch bequeme Unter- 
scheidungen und elastische Ausnahme, Missbräuche der Ge- 
walt in dem Nebeneinanderleben der Völker verstattete. Uebri- 
gens ist Vattel der letzte Schriftsteller über das Völkerrecht, 
welcher bei den diplomatischen Verhandlungen und der prak- 
tischen Behandlung der Geschäfte von Einfluss gewesen ist, 
den er auch zum Theil noch jetzt ausübt. 

Von Vattel bis auf die Gegenwart. 

$. 24. Die deutschen Schulen. Seit dem Ende 
des letzten Jahrhunderts nahm das Studium des Völkerrechts 
in Deutschland eine doppelte Richtung, woraus eine specolative 
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oder philosophische und ein^ historische oder praktische Schale 
hervorgegangen ist 

Emannel Kant, der Beformator der Philosophie, suchte 
auch in dem Völkerrechte die Strenge seines, neuen Rationa- 
lismus einsuführen, daher seine Metaphysik des Bechts. Er 
stellt die Freiheit und Persönlichkeit des Menschen auf, welche 
durch das Vorhandensein anderer Menschen als Rechtssubjekte 
beschränkt ist. Ihm ist der Mensch Zweck, unföhig, blosses 
Mittel für die Zwecke Anderer zu werden. Der Prüfstein der 
Gerechtigkeit der Handlungen liegt in seinem Ausspruche , dass 
die Maxime deiner Handlungen auch die der andern Menschen 
sein könne. (Was du nicht willst das dir geschehe, das thue 
Anderen auch nicht.) Auf diese Weise hat aber das Recht 
nach Kant lediglich ein negatives Ansehen und reicht nicht 
hin, alle rechtlichen Verhältnisse zu entwickeln und zu erläu- 
tern. Aber für das Völkerrecht ergibt sich daraus die folgen- 
reichste Anwendung. Die Unabhängigkeit und Unverletzlich- 
keit der Staaten, die Pflicht, sich nicht in die innem Angele- 
genheiten und Streitigkeiten eines andern Staats zu mischen. 
Die Unrechtmässigkeit einer Kriegserklärung durch die Regie* 
rangen ohne die freie Einwilligung der Völker, Unzulässigkeit 
eines Bestrafungs- oder eines Eroberungskrieges, welcher über- 
haupt nur zur Vertfaeidigung, nicht als Erwerbungsmittel zu- 
gelassen werden darf. Noch sind nach Kant die Nationen in 
einem Kriegszustande begriffen, welcher ihnen die vollkommene 
Pflicht auflegt, aus demselben heraus zu gehen und sich in 
den Zustand eines bleibenden Bündnisses zu begeben, das auf 
Gesetzen und Garantie beruht. Daher sein Vorschlag zu einem 
ewigen Frieden. Die erhabenen Gedanken dieses grossen Man- 
nes sind nicht ohne Nachwirkung geblieben. 

Dennoch haben die meisten seiner Nachfolger nicht ver- 
standen, dies fruchtbare Feld zu bebauen, sondern sie brach- 
ten mannigfache Abänderungen seines Systems zu Tage, so 
dass auch in Ansehung des Völkerrechts bei den Systemen 
der späteren deutschen Philosophen, Fichte, Schelling, Hegel, 
Krause und Anderer, verschiedene Anwendungen der Eanti«- 
sehen Grundsätze zum Vorschein kamen. 
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Die liliteriiclie Sdiiito Audi blondere Vertrettr in Job. 
Jacob Moser y Günther und Georg Friedr. y. MaitiMu Der 
Wiener OMigrew ron 1815 gab VefanlaMutig tur praktischen 
ABwettdany dea YOlkerreehts, aaf weMies aaeh die sef enaanle 
heilige Alttinee yon bedenlendeoi Etaiflnai war. Aki Publicl- 
stte haben sidi Hber diesen Oongreos aaagesprochenr: KIQ- 
ber, Sehmak, Sehmrisfing, Heübet» Oppenheim u. A. m«, meist 
iBitwiflsenachafÜicber UnToOstftndigltelty wogegen Robert Mohl, 
Gagetn, KaUenbern nnd Falktl alle Anfmeffcsamkeft verdie- 
nen» lieber das Seereobt, sebriebeo Minie mid Mene-P5his. 
Ueber das Prhratyölkerrecht erschienen die TerdtenstvoUen Arbei- 
ten von Wächter, gcbaeflber, Pittter, Bichho», Savigny, Tftt- 
mann und Mitteraiaier. 2n der diesfälLsigen Literatur gehören 
die vefsoUedenen Sammlungen von Staatsverträgen und m^- 
rere schätzbare Gesohicfatswerke. 

%, SS. Die franaösisehe Schulov Hier sind zu 
erwähnen, Montesquieu, Baal, Rousseau, der Abbtf di S. Pierre 
(sein Vorschlag zum ewigen Frieden), besonders Mably, Ge- 
rard V« Rayneval (seine Instittttienen des Natur- and Vöi- 
kerreohts}, de Pradt nnd das Werk von Benjamin Constant 
ttber den Geist der Eroberung. 

Zar praktischen Ererterung^ fiber dei^ Gegenstand dieser 
WIssenseiMlt kam es b^ den Verhandlungen der fi^naösisehen 
oonstMuirenden Versammlung, wodurch in der Constflütion von 
1T91 kttae und edle Grimdsätae des Vdlherreehts zur Aus- 
Mhmng gebracht wurden, wessbalb besondem auf den 6. Titel 
von den Verliällnissen Frankreiche zu den firemde» Kationen 
verwiesen wird. 

Frankrdch erklärt, dass^ es auf alle Et^berungskriege Ver- 
zicht leistet, und dass es seine Ma<At niemals gegen' d9e Fref- 
heit irgend eines Vo&es zur Anwendung bringen will. 

Gämsliche Abschaffung des Rechts, welches bisher von 
den meisten Regierux^gen behauptet wurde, sich dea NacAlass 
ikemder zum Nachtheil deren im Auslande wohnenden Erben 
zuzueignen, wurde von dieser Volksversammlung ausgesprochen, 
weldie so wichtigen Grundsätzen des Völkerredits die Weihe 
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gab. Manche S^ettiAgeii batton tMi dieiM Jmh alblnagü 
ein Jus detra<stn8 eingeführt! alleiii aaok di^ AbsehaffliBg die- 
&M Absugsrocbte, obne auf ReoiproeiUtt Rfickslcbt m oebmen, 
warde ebenflallB ausgesprooben. Dagegen wurde Gre^oire mit 
aeioer BtikUirung dea V^lkerreefats xvreimal swrüekgewieseiiy 
welcher dabei die edelsten Gmndsätae eatwiokelte, obwohl seine 
Ansiohtes der wissensebafUieben Voliatändigkeit und der prak- 
tisdiea Abwendbarkeit ernangeln. In der Oenstitution von 
1793 erklärt sich das fransöslsehe V&ik für den natfirlichen 
Verbündelen aller freien Völker, es stellt den OrundsatE der 
Niditeinmischnng lest and behält sieb das Asylreeht vor, zum 
Besten der aus ibr^n Vaterlande der Freiheit wegen Vertrie* 
bene». Die Constitutionen von den Jahreo III. VIIL 1814. 
18S0 und 1848 haben im Ganzen denselben GrundsStzen des 
Yölkert eehts gehuldigt. Auch kam der Grundsatz zur Sprache, 
dass gebeinie Artikel bei Staatsyertrttgen unzulSs^g länd, wdche 
die öffentlicben Artikel aufheben« Im Jahre 1814 wurde von 
dem Yolkar^rllsentanten Bouvel det Vorsehlag gemacht, da- 
hin zu wlricen, ein völkerrechtiicbes Schiedsgericht anfzostell^. 
In der französisdien Gonstitntion von 1848 ist der grosse Grand- 
satz dier Nationalität verkündiget worden und die davon ab- 
büngenden Rechte und Pfliditeü, wekhe eine Wiederbt4iing 
der von 1791 sind, besonders die AbsebafTung der Erobermig 
und der Gewalt eines Volkes gegen die Frelb^t eines andern 
Volkes. . Leldler siad solche in den Coni^itutionen niederge* 
sabriebenen Grundsätze des französischen Volkes bei der völ- 
kerrechdichen Politik häufig in geschichtli^^ Vergessenheit 
^erothen. 

Ueber das öffentliche Seerecht haben geschrieben: Volin, 
Emecigdn,. Polbier, PourtaHs, Vincens, Mass^, Ortolan, Haute- 
feidUe und Pardessns. 

Ueber dias Privatvdlkerrecht: Bonhier, Boullenois, Pro- 
laiid, Feellz und Mailher de Chassat. 

§. 26. Die Englische nn^d Amerikanische Schule. 
Bd Loke^ Rtttberfort, Jenkinson, B. Ward, Oke Manning, Bed- 
die, Bentham, Eicard Wildmann herrschen politische Tenden- 
zen vor and ekie Keigung an dem Gewohnheitsrecht, wovon 
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Jedodi Benäuun eine rühmliche Atunahme macht Deber das 
PrivatYÖlkerrecht hat Wilhelm Borge geschrieben. 

Die engliflchen Ansichten haben sich auch in Nordamerika 
verbreitet I obwohl sie dort begreiflicher Weise manche Modi- 
ficationen erfahren mnsstem Dies seigt das Gompendiam des 
Völkerrechts von Jacob Eent, Henrich Wheaton in seinen An- 
fangsgründen des Völkerrechts, in der Geschichte des Völkerrechts 
in Europa seit dem WestphSlischen. Frieden, und in seiner An- 
sicht: im Kriege feindliche Schiffe aufbringen su dürfen. Ueber 
das Privatvölkerrecht haben geschrieben : Story und Livermore. 

§.27. Andere Schulen. Von ItaUänern haben sich 
ausgezeichnet, Flhingieri, Genovesi, beides Neapolitaner, Johann 
Maria Lampredi (de licentia in bestem). . Ueber den Handel 
der Neutralen zur Zeit, des Krieges und des Völkerrechts, Jus 
publicum universale, hat Ferdinand Galliani, ebenfalls ein Nea* 
politaner, gründliche Arbeiten geliefert. Der neapolitanische 
Rechtsgelehrte de Jorio hatte sich durch seine Schriften den 
Beruf erworben : einen Entwurf zu einem allgemeinen Seerecht 
auszuarbeiten ; er wurde dazu von dem damaligen allgewalti- 
gen Minister Acten aufgefordert, und dies wäre der erste Co- 
dex Maritimus in Europa geworden, wenn die politischen Er- 
eignisse dessen Vollendung erlaubt hätten. Hierüber haben 
noch geschrieben: Scaccia, Gasaregi, Azuni, Piantanida, Bal- 
dasseroni und Lucchesi-Palli. Ueber das Privatvölkerrecht: 
Rocco in Neapel, Mansard in Savoien. Auch die letzteu Schrif- 
ten von Bomagnosi und Pellegrino Rossi enthalten schätzbare 
Gedanken über das Völkerrecht; so wie Gioberti und der treff- 
liche Balbo die Theorie der Nationalität festzustellen versucht 
haben. 

Von Holländern und Belgiern haben Rodenburg Burgun- 
dio und Pestel bedeutende Abhandlungen über das Völkerrecht 
geschrieben. Professor Laurent hat eine Geschichte des Völ- 
kerrechts und der völkerrechtlichen Beziehungen herausgege- 
beui welche Professor Mancini sehr rühmlich erwähnt. 

Unter den Dänen haben sich bemerklich gemacht : Tetens, 
Schlegel und Jacobson. 

Von spanischen und portugieeAschen Schrifistellem dnd zu 
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nennen: d'Abreu, Marino (1806), Pando (1343), Ferreto (1847), 
Biquelme (1849), De Martini und Pinheiro. Andreas BcUo 
liess seine Grundsätze des Vdllcerrechts iu Chili xuerst drucken; 
sie wurden 1840 sn Paris wieder aufgelegt. 

§. 28. Schluss. Gegenwart und Zukunft die-« 
ser Wissenschaft. Im Ganzen erscheint das Studium des 
Völkerrechts in allen seinen ^Zweigen gegen die anderweiten 
Zweige der Wissenschaft als zurückgeblieben. Die Gesellschaft 
hat wenig Vortheil davon zu ziehen gewusst. Freilich ist in 
den untergeordneten Schriften die Gleichgiltigkeit gegen diese 
Wissenschaft mehr scheinbar, weil diejenigen, in deren Hän- 
den sich die Macht befindet, eine gewisse völkerrechtliche An* 
stocratie gebildet haben. Es ist daher nothwendig, das Völker- 
recht auf neuen und festeren Grundsätzen aufzubauen. Rühmliche 
Versuche dazu sind gemacht worden von Vico und Eanty 
wozu zuletzt die Grundsätze, welche durch die französi- 
sche Bevolution von 1789 in UmUuf kamen, beigetragen 
haben. Aliein alles dies hat sich bisher als unzureichend er- 
wiesen. Doch sind es diese drei Quellen, aus denen die Ele- 
mente zum künftigen Aufbau dieser Wissenschaft entnommen 
werden müssen. Bei Vico finden sich die Keime der Begrün- 
dung des Völkkerrechts auf die Nationalität, in der fran- 
zösischen Revolution die der Freiheit und bei Kant die 
Grundsätze der Vernunft und der wissenschaftlichen Methode, 
um die beiden ersten Elemente zu verbinden und im Völker- 
recht zur Anwendung zu bringen. Eine solche Vereinigung 
-muss von grossen Folgen sein. In der Gesellschaft finden sich 
bereits Anzeichen, dass die fortschreitende Bildung auch auf 
die völkerrechtlichen Verhältnisse Einfluss haben wird. Diese 
sind: eine unwiderstehliche Neigung der Völker zum Fiiedens- 
zustande, der verbreitete Widerwillen gegen Krieg und Erobe- 
rung, Hinneigung zur Handelsfreiheit, die Leichtigkeit des Ver- 
kehrs zwischen den verschiedenen Völkern, die fortschreitende 
Vermehrung der Verbindung zwischen dem Morgenlande und 
dem Abendlande, der Kampf des freisinnigen Geistes gegen 
den Despotismus und das tiefe und stets mehr geförderte Ge- 
fühl der Nationalität. 
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Mandni 8<U8gt daher Tor, dass der Hauptgrondsats dw 
V51kerrecfat0 in der gegenseitigen Aebtung der Nationalität Ife^. 
steht, oder in dem Nebeneinandersein der versebi^ 
denen YöllLer nach dem Gesetse des Rechtsi Bei 
der grossen Bedeotnng, welche ein soMier Zweck Jiat, mnss 
das Stodinm des Tölkerrecbts daraof vorbereiten und die Z»» 
kanft dieser Wissenscliaft wfa^ für das Sehieksai der menseh* 
liehen G^ellsohaft von den wehlthStIgsteD Folgen sdn. 



Dies ist der knrs gefasste Inhalt der Yoriesangen des 
Professor Mancini, nnd Ist es nur zu bedauern, dass wir die^ 
sdben nicht mit der VoUstftndigkeit wiedergeben können, mit 
welcher er sie vorträgt, besonders aber mit der Lebendigkeit 
der DarsteiliiBg der Thatsaehen, mit denen er seine Lehisätxe 
erläutert, und mit den Ausq>rüehen dw beacbtenswerthen Sehrift-» 
steiler des Alterthums und der Nenielt belegt. Zu der ausser«^ 
ordentßehen Bekanntschaft mit den Literaten des In* und Aus- 
landes kommt noch seine Liebhaberei, alle auf sein Studium 
Besag hal>ende Werke su sammeln. Von den aahlreichen vor* 
stehend angeführten Werken dürften nur wenige sein, die ec 
nicht selbst besetzt. 

Nadidem Maoini seine Vorträge über die Oesehi^e des^ 
Yölkerreehts im vergangenen Jahre beendet hatte, trug er in 
dem Winter 1S54 — 1855 das IWentliche YlSikerrecht selbst vor^ 
da» von üim in gleteher Weise behaadelt wurde. Wir erin- 
nern uns seines Vortrages über das Bedit der Interven- 
tion. Hierbei führte er überall stets -die bedeutendsten 
Beispiele aus der Oescbiehte an, die er mit einem Rück- 
blick auf die auch für Deaischland so wichtige Neuzeit sohloss« 
Er zeigte, wie die Intervention der verschiedene Coaütionen 
gegen das französische Volk bei seinen 4nnem Streitigkeiten 
stets schmählich endeten, und dass der Grundsatz der Natio- 
nalität endMch selbst von den Monarchen verkündigt ward. 
Dies gesdiah zuerst durch die Proclamatfon Eutujsows nach 
der ersten Zusammenkunft des Bussischen Kaisers mit äwi 
Könige von Preussen nach dem Winterfeldzuge Napoleons, zu 
Kaiisch, indem die bis dahin getrennten Deutschen, als Nation 
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avfgeruleii wurden, sich gegen den Feind des ganzen deutschen 
Tolkes cu bewaffnen. Dieselbe Spradie wnrde in allen da« 
OMiHgen Ph>cIamat!onen geföhrt; das Volk — wie Bchmals 
sagt — folgte der LSrm-Tromme) wie zum Fenerlöschen und 
draag zweimal nach Paris vor. Noch auf dem Wiener Con- 
gressoi der in der Mitte lag, waren zur Anfrechthaltung der 
polnischen NatfenafitSt bestimmte Massregeln festgestellt wor^ 
den. Obwohl unter drei Staaten getheilt, sollte dodi der Ver- 
kehr der früher zusammengehörigen Polen durch Handelsrer- 
trüge — die freilich nach mehreren Jahren das QegentheU 
bewirkten — zur Wahrung ihrer Nationalität zusammengehal- 
ten werden. Doch bei der letzten Anwesenheft der Yerbön- 
deten zu Paris sehten der Kaiser von Russland sehie der 
Nationalität gemachte Goncessionen zu bereuen ; er schloss die 
heIHge Alliance, deren Theilnehmer sich zu gegenseitiger Inter- 
vention verpflichteten. Diese Interventionsverbindung wnrde 
auf dem Congresse zu Aachen 1818 noch durch den Beitritt 
Frankreichs befestigt. Diese in ziemlich mystische Form ge- 
kreidete heilige Alllance sollte wieder jeden Gedanken an die 
Nationalität zerstören, die vor ein paar Jahren vorgeschoben 
worden war, indem dieser Staatffvertrag die Völker der be- 
treff'enden Monarchen ausdrücklich als eine einzige christ- 
liche Familie darstellte, die unter den verbündeten Hirten 
der Völker sich als ein Ganzes ansehen sollten. Kaiser Alezan- 
deir hatte damit schon seine Absichten gegen die ihm so wich- 
tigen Länder der Ungläubigen vorbereitet; Mettemich und Har- 
denberg mochten davon nichts merken und Taillerand, der 
bereits mit gewirkt hatte,, als Alexander zu Erfurt sich in die 
Herrschaft Europas theilen wollte und sie nur über ihre Ab- 
sichten auf die Türkei zerfielen, mochte des Pudels Kern sehr 
wohl erkennen; doch er, der Alle übersah, hielt sich an die 
eben vorliegenden Verhältaisse und mochte deoken: in terra 
aliquid sit, oder apris nous le deluge. Doch wurde bald da- 
rauf wieder die Nationalität der Griechen zum Gegenstande 
der völkerrechtlichen Verhandlungen; England, das der heili- 
gen Allianz nie beitreten wollte, vertrat mit Frankreich die 
Nationalität der Qriedieq) welche sonst in Bussland aufgegan- 
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gen wfirei wie die der Ramainen, welche damals znerst daran 
dachteoi ein Dacisches Reich zu stiften, was aber ebenfalls 
Bussland nicht gefiel. Durch die Umtriebe der Geistlichkeit 
hauptsSchlich machte sich die Belgische Nationalität geltend, 
von der früher eigentlich so gut als gar nicht die Bede^ ge- 
wesen war; sie siegte, während die Polnische unterlag. Aus 
derselben wusste aber der Russische Kaiser Vortheil zu ziehen, 
indem er den Panslavism beförderte, durch welchen er ein ge- 
beimbündnerisches Netz über Servien, Montenegro bis in das 
Herz von Deutschland, bis nach Böhmen aufstellte. Es ist 
dabei noch nebenbei zum Vorschein gekommen, dass der Cle- 
ros und der Selbstherrscher, beide als Anstifter der BofoIu- 
tion gegen die bestehenden Monarchien, unter Benutzung der 
Idee der Nationalität, erscheinen. Beide erkannten somit eben- 
falls die Nationalität, wenn auch nur als Mittel zum Zwecke 
an, und dürfte damit zugleich die Bichtigkeit der Theorie des 
Völkerrechts unseres Mancini unterstützt werden. 

Dass die Nationalität die Grundlage des Völkerrechts ist, 
gibt Mancini als eine von ihm neu aufig^estellte Theorie; es 
dürfte daher sehr wünschenswerth sein, dass er seine diess- 
fallsigen Vorträge der Oeffentlichkeit fibergäbe. 



V. 

Die Wissenschaft des Kirchenrechts in Frankreich. 

Von 
Ru A. I¥arnk5iii||r« 



Art. IV. Uebersicht der Monographieen. 

Um die 1852 vom Referenten in dieser Zeitschrift begon- 
nene und bis 1855 fortgesetzte Bundschau der neuesten kirch- 
lichen Literatur Frankreichs ^) zu vollenden , bedarf es noch 
einer Anzeige der für die Wissenschaft bedeutenden Monogra- 



1) Vgl. Bd. 24. S. 331. Bd. 25. S. 22. Bd. 26. S. 30. Bd. 27. S. 224. 

Digitized by VjOOQ IC 



WarnkOnig: Wiffenschaft dei Klreheiirechti in Fraoknicli. 77 

phieen über einzelne Lehren oder wichtige Fragen aas diesem 
Fache. Es hat auch wirkh'ch an solchen nicht gefehlt, nnd 
mehrere mussten in unseren früheren Anzeigen schon berück- 
sichtigt werden, so dass es gegenwärtig nur einer Erwähnung 
derselben bedarf. Bei der Beurtheilung aller dieser Schriften 
glaubt Referent sich kurz fassen zu sollen, dabei aber hervor- 
zuheben, ob sie die Erforderniss haben, die man in Deutsch- 
land an die Verfasser einzelner Abhandlungen stellt, nämlich 
genaue Eenntniss der Literatur des Gegenstandes und eine un- 
befangene kritische Richtung* Man wird sich indessen aus un- 
seren frühern Artikeln überzeugt haben, dass man diese Anfor- 
derungen nicht zu hoch spannen darf. Was nämlich die Eenntniss 
der kirchenrechtlichen Literatur bei ihren Verfassern betrifft, ao 
ist sie nie vollständig, namentlich ist ihnen der gegenwärtige 
Höhepunkt der kirchenrechtlicben Studien in Deutschland un* 
bekannt trotz der Uebersetzung von Walter's und Phiiipp's 
Lehrbüchern, auch haben die einen meistens nur das jetzt 
geltende französische Staatskirchenreeht, andere das mittelal- 
terliche Jus Canonicum im Auge. Den letzten geht dann 
auch die Unbefangenheit ab, indem fast alle sich von vorn- 
herein die Vertheidigung der streng orthodoxen, ja ultramonta* 
nen Doctrinen zum Ziele setzen. Die Eirchenrechtslehrer der 
ersten Categorie bewegen sich in dieser Beziehung freier, in 
wie fern sie nicht zu sehr von gallicanischen Ansichten ge- 
leitet werden. Diese Mängel abgerechnet, haben dennoch die 
von uns zu besprechenden Monographieen einen Wissenschaft* 
liehen Werth, wenn sie von Scharfsinn und Quellenkunde ihrer 
Verfasser zeugen, und jedenfalls einen historischen, indem sie 
uns einen Blick thun lassen in die bestehenden kirchlichen 
Verhältnisse und die Bestrebungen der Parteien, dieselben zu 
erhalten oder deren Umgestaltung herbeizuführen. Ref. will 
die anzugebenden oder anzuzeigenden Werke in systematischer 
Gliederung aufführen. 

L Werke über die Quellen des jetzt gelten- 
den französischen Eirchenrechts. Hier sind vor allen 
KU nennen die schon fleissig benützten Werke: 

1. DiscauTSj rapports et travaux inidita iur le Con^ 
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cordat de 19M; Im iuriidßs ^gMiqu6$ puhlU§ m mätae 
tempa fU€ ü Ooneordat ei mir le$ quüUoHs dt dtoit pMUc 
iDoncemaiU la Uberti de» CuUee, la proUctian gm It^tr mt 
due, Uuit äaUmemefU dam$ Väat et Uur poliie ttttetisumt. 
Um aa9QciaiiaM reUgkuse», VithHru^Um et tu ^le» pubt^ 
que» par S. & M. Portalisp Minktte du (MbtM pubUh Et 
prieSdä d^v/M introduetion poit le VtioomU Fridirie F^r^ 
tali», OanseüUr ä la Cour royold de Parie. Pcam IMS 
pp. 1— 660. 

S. Commentaire du OotuordeU de 1801 et ia lai mrg»- 
fUque du 18 Germmal au X. pa/r 8, A. Blanehet, AoBeat 
et Conseiüer de PrifeeHure, Paris 1844^ pp^ l^^*^e(k 

Beide Werke rind Im Geiete imd der BifibHuif des Oel» 
licmiiiaiie gesehrieben, deeseai IreiUch seftgttnSn modifitiiie, 
AafreebtkeUaog der Hauptzweck <der ergtuiiseheii Artikel w«r. 
Dm erste ist bedeutend wicbtiger eis däa streite, indem es 
die Geschichte des Concordates von 1801 und der guneeti 
kirchlichen Staat^gesetagebnng jener denkwArdigen Epoche ent- 
hält ^ des letzte I worin die Disconrs und Rapports von Per«- 
taliSi in wie weit sie schon vor 1845 veröffsntlicht warett^ 
fleissig benutzt smd, fot aber (ik den practitdken ReoiitiB««- 
lehrten vom grUssten nmnittelbaren Nuteea Es gibt den Tscst 
des Concordates nnd der organischen Arttlcel mit kürzeren •oder 
längeren Interpretationen , indessen nicht voUsiändig in ihrer 
BeihenfolgCi sondern naoh CapttelsrubriksB) ffelcheil die Iteie 
übrigens eis Anhaltfl|Ninkte dienen gej^liedert^ Hier die Ueber- 
^cht der Capitel. L De la Pepsie du Öoncordai de 1801 (pJS). 
II, Nomination et metttuHon de$ EvSg^tes^ Lettre oitribtaionB e^ 
{p, 21J. IIL Du regime de VJEgUie cathoUque dam dee mp«- 
ports gSnSraux avee le$ droits ei la polioe de VEbat (p^ S9). 
IV. De Vahm. Beet 1. De Vumrpa^on et «ire^ de powmre 
(p. 69) &ect 2. ContraveHtion uhx lois ^ rigkmenits du r&g*- 
aume (p. 89). §. 1. Etablissement du Jesuites {p. 9S). §. S. 
L'abns qui existe dans VenseignemenU des grccnds liminaires 
fp. 108). §. 3. Abus dans les peUU Seminairee (p. 128)^ 
Sect 3. De Vinfractwm des rlgles Comaer£ee pur les Oanan» 
refus en liranee (p. 141). Sect 4. De VAiteniat emx Ubertä 
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franMses et (JhnOiämeB de VMgUae G^üUeane (p. 143). Beet 5. 
D€ taui6e ^nbrepriae qui dam Vexerdee du cuUe, peiU comr 
pramdtre Vhonneur d€$ cäoymi^ tnnMer arbürairement leur 
üomcienee, degenefer c^mtr^eux en oppr^man, ou e» injttre 
«w en ^üondale pubUc (p. 147). J)e FAtUente portee ä Vexer- 
nee du (Mte (p. Iß7). V, Ibrmei du Beeours (p. 171). Comr 
petenioe m maUhr€ de Vabus (p. 179)* VL Comeqicenee de 
la deelaraUon ^abu$. PSnaUti (p. 187). Chap. VIIJ^X. 
De9 MMgtfeSß diapasiHone gSndrales^ des Archevique$ ou ilfo- 
tropcUtaina^ des Eviqu/^ et des Yieaires ginSraux (p. 199). 
Oh. XL des Qmnds Semimires (p. 283). Ch. XII. des Ordi- 
natims (p. 247). Oh. XIIL des Cutis (^. 231). XIV. des 
Chapitres eMUdra/kx et du goftwemement diu dioeSse pendant 
la vaeance du siege {p. 268). Oh, XV. du CuUe (p. 173). 
Oh. XVL drconseriptim des Eviehis et Arckevehis XVIIL 
Circonserip^ion des parmseS} des etiMursakSj des atmexes 
(p. 395^ 301). Oh. XVIIL ^PraUement et logement des Mirn^ 
^res (p. 3tö, 321). Oh. XX des Mifices destinds aux cuttes 
{p. 383). 

Sun Blkk auf diese Gapitelapgabe genügt, om den Leter 
«1 tlbcirzeugeiiy datfs er «a« dem Werke von Herrn Blaiicfaet eine 
dem Umfange oach yoUeOUidige Euade der etaatskiidieDrecliUi- 
elien Zustünde Fi«nturei(Bbs «<th Terecbaffen kann, and zwar oicbt 
hlosn vde dieaelben 1801 sich gestaltet, sondern wie aie sich 
l»s 1844 unter «dem Einfluss neuer Gesetae^ Verordnungen, 
YerHiguiigen der Administrativbehördea und Eatecbeidongen 
der Gerichte weit^ ausgebildet oder umgestaltet haben -^ und 
im Wesentlichen ungeaehtet der grösseren kirchlichen Freiheit 
aeit dem J«hr 1848 noch ^lund. 

WiU msn aber wiflsen, wia dieselben so wurden? wa* 
tum? und unter der Herrschaft, welchen kirchenrechtlicben 
ond politischen Ansfcfaten und Theorien? so ist ein genaues 
Studium des aueist von uns aufgeiührlen Workes von Pop- 
talis unerlS8sli(^* Der ^tere Portalis haite auf diese Gestal- 
tungen noch men grössm'en Einfluss als auf die Abfassung des 
Code Civil. Er ist Verfasser und Vertheidiger der Entwurfes 
des ConcofdAta und der orgatttschen Artikel | «eine von Napo* 
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leon I. genelimigte AoffaMong der kirchlichen Verhältnisse und 
deren Neogestaltong erhielt durch jene Staatsgesetse dieSanctioa, 
■0 dftM sie als das Werk seines ebenso religiös* als staatlich- 
conserratir-gesinnten Geistes erscheinen. Sein dessen Arbeiten 
herausgebender Enkel ist«- von demselben Geiste beseelt und 
eröffnet das Werk durch eine überaus grfindliche und human 
geschriebene Einleitung, auf S. I— CV mit der Anischrift de 
la legislation religieuse en JFVonce. Das Werk selbst zerföllt 
in vier Hauptabtheilnngen ; die erste führt die Ueberschrift: 
Cancordat, ArtieUa organiques und enthlUt 1« einen Diicours 
iur Vorganüatkm des CuUea, gehalten den 15. Gtorminal An 
X im Corps legislatlf (p. 1—57); 3. Lot du Meisidor de Tan 
IX, d. h. die Einleitung zum Goncordat, dessen Text und die 
organischen Artikel (p. 58—84). Hierauf folgt 8. ein Rap^ 
port du eUayen Portalis Ministre des OuUe$ mr les artieles 
organiques (p. 85—108); dann 4. eine ExpoätUm desmaxir 
mes et deB rlgles eonsacrSes par les articles organiques (p. 109) ; 
5. ein sehr ausführlicher Rapport du cmquieme jour compU- 
mentaire, de l'an X beleuchtend bis ins kleinste Detail die 
77 organischen Artikel (p. 111—282); dann 6. Lettre au 
Premier Cormd au sujet des ohservtUions prisentSes par le Pope 
und ein Rapport sur les reprSsentatums par le Pape au 
sujet des artieles organiques nebst observationes sur les de* 
mandes du Pape (p. 282 — 365); 7. Lettres sur le droit de 
nomination aux sibges episeopaux etc. (p. 308). Die zweite 
Hanptabtheilung handelt von der Ex^eution du Coneordat et 
des Artieles organiques, beginnend mit einem Expose des mo^ 
tifs du projet de Loi sur Vorganisation des Seminaires me* 
tropoUtains, einen Rapport hierüber und einen über die Noth* 
wendigkeit eines gemeinsamen Catechismus für Frankreich so 
wie dem Beeret du CardinaULegät ä totere paur approuver 
la catechisme de VEmpire (p. 313 — 367). Hierauf folgen ein 
Exposi des motifs du deerit sur le eatediisme, das Decret 
selbst, dann Rapporte über das joyeux avinement, das Jubi- 
läum von 1803, sur la Situation des euris, sur les fabriques 
(FegUse u. s. w. sur les prSstations volontaires des fidiles en^ 
vers les cutis sur la neccBsiti de laisser au ministSre des Oul^ 
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ttis Vadministrabion des fondations ecclisiasHques. Die dritte 
Hauptabtheilung handelt von den Associationa et congrega- 
iions religiemes in 10 Bapports über die hierauf bezüglichen 
Yerhältnisse und ein Projet (darret du Conseil ditat (p. 446 
* bis 538), endlich die vierte: Happorte, Briefe, DecretCi betref- 
fend die liberte, protection, poliee des CuUes (p. 539 — 601}, 

Die Staatsmänner aller Länder können aus diesen Mit- 
theilungen die wichtigsten Belehrungen über die Behandlung 
kirchlicher Angelegenheiten und die Art und Weise, kirchliche 
Verhältnisse mit dem Staatsorganismus in Einklang zu brin« 
gen, schöpfen, und der Clerus sich daraus überzeugen, wie 
intim alles Kirchliche mit der Staatsordnung zusammenhängt, 
und wie wenig die Theorien haltbar sind, dass das mittelal- 
terliche Canonische Recht in allen diesen Beziehungen für die 
Gegenwart massgebend sei. Jeder Cultminister sollte bestän- 
dig das Werk von Portalis auf seinem Tische liegen haben, 
und bei allen, den Staat interessirenden kirchlichen Fragen 
consultiren. Was in Frankreich, wo diese Verhältnisse auf 
das genaueste geordnet sind, besteht, ist in allen andern mo- 
dernen Staaten wenigstens analog anwendbar. 

n. Schriften über das Verhältniss yonEirche 
und Staat, so wie über die s. g. Freiheiten der 
Gallicanischen Kirche. 

Ein Verzeichniss der Ref. bekannt gewordenen wichtigsten 
derselben findet sich an der Spitze seines Artikels im 24. Bande 
S. 22 dieser Zeitschrift. 

Nach denselben wurde in diesem Artikel (v. J. 1853) 
eine Darstellung dieser Lehre und der Hauptansichten gege- 
ben. Die beste, obgleich ziemlich kurze Schrift ist Laboülayes 
Abhandlung: VegUse et Väat in Wolowki's Bevue de LSgis- 
lation von 1845 T. I. p. 341, die auch in einem besonderen 
Abdruck erschien. Dass seit dem zwischen den entgegenge- 
setzten Ansichten der ultramontangesinnten Theologen und den 
auf dem Boden der Staatsgesetzgebung stehenden Bechtsge- 
lehrten Frankreichs ein Kampf statt hatte, ergibt sich aus des 
Ref. Anzeige der Lehrbücher von Boniz und Gaudri im 27. Band 
S. 234 ff. Factisch hat das gegenwärtige gt«At80berhaapt der 

IMI. Mlidur. f. R§ehuw. XXVIU, ffän I. BfU $ 
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Eirehe grössere Freiheiten zugestanden, allein die 1801 fest- 
gestellten Principien sind noch immer die des französisdien 
Staatsrechts. 

Was den s. g. Gallicanismns betrifft, so ist er fast ganz 
anf das theologische Gebiet zurückgedrängt und dem Erlöschen 
nahe. Doch belebte die Darchführung der römischen Litfaur- 
gie darch die Prorhicialconcilien seit 1849 denselben nieder 
und Teranlasste die Frage: ob mit dem Einheitsprincip des 
römischen CathoHcismns particulares Kirchenrecht nicht ver- 
einbar sei? Es erschien, wie es scheint 1852, eine ano- 
nyme Flugschrift unter deml*itel: de la Situation prSserUe de 
VEglise gatUcane rdativement au droit coutumier, die von 
unbekannter Hand an alle Bischöfe, Seminardirectoren u. s. w. 
übersandt wurde, und so grosses Aufsehen erregte, dass so- 
gleich mehrere andere Flugschriften dagegen yeröffentli(iht wur- 
den, lind dass Pabst Plus IX. den 21. MSrz 1853 ehi Yer- 
dammungsbreve gegen sie erliess. Diese nebst andern bischöf- 
lichen Yerurtheilungi^n und einer BekSmpfang ihres Inhalts 
findet sich in der Brochüre: Le Memoire sur le droit Cou- 
tumier juge par le Pape, les Cardinaux et Us JEviques 
(p. 1-^S7). "Der Streit scheint aber wichtiger Werden zu 
"v^ollenund ist ron einer solchen Bedeutung, "dass Bef.' Sich 
vorbehält, später in einem besondern Artikel den Lec^^ tm- 
serer ZeitschHft davon Kunde ^ geben. 

in. Werke über die Verfassting der katholi- 
schen Kirche insbesondere über die päbstliche Gewalt. 

1. Exposition canonique des droits et des De- 
voirs dans V Hierarchie ecdlesiastique conMderSes 
en eux memes et dans leur appUcaUön au regime aciuel de 
la France etc. par M, VAhbi Souve, Chanoine de VäUnce. 
Paris et Lyon 18S0. p. 1—442. 

2. Du 8ilge du pouvoir eccleHasUque dans Veglise de 
JesuS'Chrisf ; lettres ä M, le Marquis de Regnon par fccbbS 
J. H. R. Pi^^ömpsäült. Paris 1853. p. 1— 26. 

Das letzte Schriftchen ist polemisch; es vertheidigt die 
galiicanische Auffassung der Pöbstgewalt gegen die TJltramon- 
tane des Marquis von Bignon, Gründer und Bedakteur des 
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Slattes rUnion catholique, weldien.Herr Prompssult auf das 
heftigste jungegriffen und wegen . seiner Obsetvatiom iur VEtk- 
cyclique du 21 Mctffs 1853, d. Ji. das .vorbm angeführte Ver^ 
-dammnngsbreTe der Flagschrlft de la Sitaation.presente, als 
ehien Ton allen ächten Katholiken .zn TerabscheoeBden Schrift« 
eteller 4ind Froiestanlen stigmatisirt hatte. Die Vertheidigong 
Prompsault's ist ruhig gehalten, stützt sich auf geschichOiohe 
rQnellenuiid ist folgenden Inhalts: §. 1. iFbiU relaUfa au pou'- 
'Vair suprhne ,dans UEgUse depuis la VoeaÜon des Apdtree 
jmqu' ä la resurrection de Jesus-Christ. §. 2. Faits rdor 
-iSfS äfUßutorüS suprhne dam VEplise, depuis la ^resurreeti^n 
-46 jj^eaus*- Christ jusqu'ä la descente du Saint Esprü sur les 
iap6tnes, §. S. Faits relaUfs au ptnwair suprhne dans^ VEglise 
idepuis la descente du 8aint Esprit -sur les apötres jusqu^ 
'^<mx matrtyrs des ßamts ApStres Pierre et FaüL Der Hanpt-^ 
e^weckides Yerf.'s ist za zeigen, dass die hisdiiifliche Gewalt 
ig<{tllicber Einsetzung ist, und nicht, bloss kirchlicher, wie seip 
^€(egtier aiinimmt, ausgehendvon der, wirklich protestantiechea 
' Ansicht, dass ^mitjdem Tode der Apostel ihrseOewalt^rlosöheD 
%seii9) \£r. sagte : • Les droits des yApotres se sont etemts ä leur 
^^mwt^ dans ^eeax de hur cfiif, ce qui itait necesaire. Les^EvS- 
ques^iH(AUs par ceux n'avaient q^ un droit . gtt' «n ^ appeOe 
^ecele^iastique. Leur ndssion est de droit se^fonäaire; d^leuva 
les pluS'imeiens sihges Spiscopaux ne peu»ent remonter jusce 
t^u' aux disdpUs ^dcs ApStres. Les evSques qui' les oceupent ne 
yeuvent par eonsSquent, ni se dire Us sueeesseurs des A^Stres 
ni parier en leur nomi — (£s toaueht kaum bemed^t zu 
•werden, W9e weit sich der Parteigeist hier :verirrt, nndPiunn* 
psanlt könnte mit iK^t dem Hevm JAarquis erwideni, dasB 
^r iricht an£ dem dogmatischen Boden der* katholiedben-Elrche 
'sceBe* ' 

Was das Buch des Herrn Abb^ JonTe bettifit, >sa Unnte 
^an aus dessen Titel sehliessen, dessen Gegeostaikd sei mir ^iie 
ttstosiseh^ogmatischfi und. streng eanonistisehe Darstellnng der 
Ldire von den hierairdiisehen. Gewalten. >^lein bei näherer 
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Beschanung desselben stellt sich ein anderer Zweck heraus; 
der Verfasser tritt als Reformator in seinem Bache auf nnd 
zwar in der Blchtnng, der Kirche, dem Staat und dem nie- 
deren Gleras, dem Episcopat gegenüber eine grössere kirchen- 
verfassangsmässige Freiheit zu vindiciren und Vorschläge «zur 
Abstellung von Missbränchen zu machen, die ihren Urgrund 
in den organischen Artikeln haben. 

In den zwei ersten einleitenden Kapiteln handelt er von 
der Hierarchie Im Allgemeinen und der freilich in Frankreich 
jetzt nicht mehr geltenden Jurisdiction temporelle de TEglise 
(p. 1—22). Den Begriff der geistlichen Gewalt (respect. Jur 
risdietian) leitet er ans deren Zweck des Schutzes des geist- 
lichen Bechts ab, und da dieselbe nur der Kirche als solcher 
zustehen könne, so kömmt er, was Frankreich betrifft, zu dem 
Urtheil, dass mit Unrecht die weltliche Gewalt verschiedene 
der wesentlichsten Bechte des Fabstes und des niedern Cleros 
geschmälert, dagegen den Bischöfen Machtvollkommenheiten 
die ihnen canonisch nicht zukommen, octroirt habe, das letzte 
um vermittelst der ihr unterwürfigen Bischöfe das ganze Kir- 
chenregiment auszuüben, sauf ä Icb anihiler ä leur tour, dans 
un temps donni. Le temps n'est pas encore venu de mettre 
ä nu cette eombinaison machiavellique de Uz bureaucrdtie mo- 
derne, 80U8 Vempire successif de deux ehartes qui avaieni 
pröclame sohnneUement la Hberti des cüUes (p. 12). 

Das dritte Kapitel handelt von den Bechten des Fabstes, 
das vierte von den Pflichten der Päbste (p. 23—42). Haupt- 
inhalt des ersten ist zu zeigen, dass der Fabst in Frankreich 
•jetzt aller geistlichen Jurisdiction beraubt sei, indem diese dem 
. Gultminister und dem Staatsrath zustehe '(??). Von jenen sagt 
S. 30— •Sd der Verf. wo ein Mimstre laique qui pourraü äre 
juif ou athie est omnipotent , vom letzten , er sei das Gonsi- 
Btorium dieses Ministers dans lequel figurent pele-mele juifs, 
athlesj deistes, indiffirents etc. — sie entscheidend in letzter 
Instanz les affaires les plus graves, Us plus delicates, qui de 
droit divin et de droit canonique sont exclusivement riservies 
au Saint^si^gel In den Noten bemerkt der Verf., dass er von 
den factischeu Zuständen spreche i dringt aber mit deraelbea 
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Energie auf die Aafliebung dieser slaatskirchlichen Behörden, 
wie der oberrheinische Episcopat auf die der katholischen' 
Oberkirchenräthe. 

Im fünften Kapitel, von den Erzbischöfen oder Metropo- 
liten, dringt der Verf. auf die Wiederherstellung ihrer früheren 
Bedeutsamkeit in der kirchlichen Hierarchie (p. 43 — 52). Man 
könnte jetzt fragen (sagt er S. 52) ä quoi servent les Arche- 
vkques en France, Sie haben ja keine erzbischöflichen Oflfi- 
ciale, können keine Provincialconcilien halten u. s. w. — Of^ 
fenbar muss der Verf. diess alles schon vor 1849 geschrieben 
haben; denn jetzt sind ja die Erzbischöfe im Besitze dieser 
Vorrechte. 

Im sechsten bis achten Kapitel handelt der Verf. von den 
Hechten, Pflichten und der Ernennung der Bischöfe (p. 58—^89), 
nachdem, er die ihnen dem canonischen Rechte gemäss zu- 
kommenden Jurisdictions- und Ehrenrechte angegeben, schildert 
er die Stellung des Episcopats in Frankreich nach zwei Seiten 
hin als usurpirt, d. h. sowohl gegenüber dem Pabste und den 
Erzbischöfen als dem niederen Clerus und den Domcapiteln, 
deren Rechte entweder aufgehoben oder ohne Garantieen seien, 
der Verf. erwartet von den, wie er sagt, Provincialconcilien 
(das von Rheims war so eben angekündigt), die in diesen 
Beziehungen nöthigen Reformen (p. 62 — 63). Zu den Pflich- 
ten der Bischöfe rechnet er auch: sich bei der Anwendung 
der die kirchliche Freiheit beschränkenden Staatsgesetze und 
landesherrlichen Verordnungen nicht zu betheiligen wie der 
römische Domherr Maxarelli ausgeführt habe in seinen Opus- 
cules; und dess dem Beispiele der 1849 in Würzburg versam- 
melten deutschen und dem der österreichischen folgend, ihre 
Stimmen zu erheben, zur Erringung der kirchlichen Freiheit. 
Cest la le principal devoir des premiers pasteurs dans les eir- 
constances prisentes (p. 78), 

Die im achten Kapitel, welches eine Geschichte der Bi- 
schofswahlen meistens nach Fleury enthält, gestellte Anforde- 
rung rücksichtlich der Besetzung der Bischofssitze geht dahin, 
dass wenn, wie der Verf. wünscht, das in Frankreich geltende 
Emennungsrecht des Staatsoberhauptes aufhöre, dieselbe durch 
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dte Ka^itd imd DelegMeii der Pfarrer, Desetyaflts'vind Yieftrd 
geeöhelieii möge (p. 88— 89> Ni^bdeni der Verf. im neaft* 
ten Kapitel von den fast gans weggefallenen ArcUd^ftebnen' 
ein« Netis gegeben , eprlcbt er ziemlicb Mi^fUbrlteb vetf den 
Oeneitf^ieartfi (Qtaruhkaires) derai jeftst jeddr BJediof in 
Frankreich mefarere so habeA i^egt; freist die Udgeeetalfoh^ 
keit ihrer gegenwärtigen' Stdhins nach nnd aprieht den Wunaek 
ans, daea jeder BhK^f nnr dinen Steüvertteter dieser A^ 
sieb setzen möge (p. ]:0a--104). 

Des elfte bis dreiadinte Kapitel sind den OStdalen liMt 
der von Sibcnir, noeh in Digne begonnenen WiederbörsteUm^ 
der Officialatsgerichte gewidmet (p. 105 — 142). Nach etnei^ 
in jeder Begehung historidch genanen DarsteUnng dteset Ge- 
richte wie 0ie vormals (v. 1790) waren geht der Verf, antf 
Frage über die MögHebkrtt nnd Opportunität ihrer Wieder- 
herstellung jedoch ala Uose kirchliche Diaciplinargerichte üheiS 
und spritzt sieh in beiden Beziehangen , hi^ ganz StboUir's' 
Institutions Diocesaines folgend für deren Bejahung aus, vor 
allem im Interesse des niederen Glerusi der jetzt fast ganz der 
Willkür der Bisdiöfe preisgegeben sei. Nur was die Or|^mt- 
sation der neuen Offteialate betrifft^ verlangt er mehr als der 
Herr Erzbisdof io seinen Statuten zugestand, nämikb volle 
Selbstständigkeit derselben als einer delegirten Gerichtsbehörde^ 
wie das canenische Recht dieselbe wiUjf dem Einwalnd, dast 
der Staat nur die Enftadbeidungea der Bischöfe selbst äner- 
kennci begegnet er dadarcfa, dass er verlangt^ der Bisdiof dettei 
eine dem Urtheüe dieses Gerichts gleichlautende Sentenz er- 
lassen und der Weltlieben Behörde insinuiren. Avä Schlüsse 
des dreizehnten Kapitels spricht sich der Verfasser für das 
wiederherzustellende Princip der Inamovilität der Deservants 
aua und theilt die Arbeiten mit^ welche im J. 1848 im Schoosde 
der Nationalversammlung hiefür , freilich wie m4n jetzt weiss^ 
erfolglos gemacht worden waren« 

In den vier folgenden Kapiteln (p. 14 — 17) n^ird von 
den Domkapitefaü und den Rechten und Ffliebten ihrer Mit- 
glieder (Chamiim) gehandelt (S. 143--214). Die drei ersten 
enthalten ehie richtig -gesehichäidie Darstellung der Kapitd 
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wie sie sich in allen kathollfichea Ländern ausgebildqt hat 
und durch das Canonische Becht sanctionirt war; im letzten 
spricht er de la Constitution actuelle des Chapitrea en IVance, 
Mit Recht sagt er S. 190: ^^Nos chapitres actuelsj si peu 
nfOmhrexiXy si mal retribices ajoutons meme si nuU^ q^arU ä 
leurs attributions practiques, sont äpeinp Votnbre de ce quüs 
etaient autrefois.^^ Bekanntlich hängt die Errichtung eines, 
solchen bischöflichen Beirathes vom Willen des Bischofs ab, 
die Canonici sind schlecht besoldet und haben in allen An- 
gelegenheiten nnr eine berathende Stimme. In dem nicht 
ausgeführten französischen Concordate Ton 1817 war die ca- 
nonische Wiederherstellung der Domkapitel, wie in ganz Deutsch- 
land, festgestellt; manche Bischöfe organisirten ihre Kapitel 
zweckmässig, gaben jedoch ihnen nicht die nöthige Selbststän- 
digkeit und das durch das Canonlsohe Recht ihnen zugewie- 
sene Mltr^iment in der Diecöse. Diess alles verlangt nun, der 
Yerf. und stützt sich hier wieder auf die Ansichten und Ein- 
richtungen 3) des Erzbischofs Sibour, dessen Beispiel nachzu« 
a.hmen er allen französischen Bischöfen ans Herz legt. 

In den ?ier folgenden letzte« Kapiteln seines Werkes gibt 
der Verf. eine Darstellung der kirchUchen Stellung c|er Pfarrer 
(Curesjf ihrer Rechte und Pflichten, und der nur in Frankreich 
s^it 1802 vorkommenden Desserüants. Im ersten dieser Ka- 
pitel sucht er darzuthun, dass, obgleich das Pfarramt ein kirch- 
liches Institut sei, doch das so organisirte prieisterlicba 
Amt der Pfarrer (der alten presbyteri) göttlicher Einsetzung 
s^; er beruft sich auf die heilige Schrift, die Concilien und 
4ie Tradition, die Ansichten der Theologen upd die Lithur- 
gie; und zwar behauptet er diess nicht bloss was die jura 
ordinia, sondern auch was die jura jurisdictioiiis der Pfar- 
rer als Priester betrifft. Zu ihren Berechtigungen gehöre auch 
die : Mitglieder der Diecösansjnode zu sein — jedoch nur voat 
einem consultativen Stimmrecht« Die durrh die organischen 



3) Eine DarBtellung dieser Einrichtungen findet sich .in unserm 
3. Artikel Ober das franxtfsische Jüicbenrecht im Bd. 126. S. 30—38 
dienw Zeitschrift. 
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Artikel festgesetzte gegenwSrtige Oestaltung des Pfarramts in 
Frankreich ist nach dem Verf. (S. 280 ff.) nichts weniger als 
canonisch; könnte es Jedoch darch die Bischöfe selbst werden, In- 
dem ihnen noch Freiheit genug gelassen sei, diess Amt dem ca- 
nonischen Rechte gemSss za organisiren; namentlich was die 
Desserrants betriflit, die rom Standpunkte dieses Rechts aus 
wirkliche Pfarrer sind und daher von den Bischöfen als ina- 
moTlble Beamten behandelt werden sollten. Der Hauptinhalt 
des Kap. 28 des Verfasser 's besteht in der Beleuchtung dieser 
Rechtsfrage, für deren Bejahung der Verfasser die kräftigsten 
Gründe anführt. £s war ihm jedoch bekannt, dass der Pabst 
selbst für die Beibehaltung der Widerruflichkeit ihres Amtes 
sich ausgesprochen hat. Er gibt den Text der an den Bischof von 
Lüttich gerichteten pSbstlichen Entscheidung vom, 1. Mai 1845, 
S. 296—297, legt sie aber dahin aus, der Pabst habe bloss 
das Gewissen des Bischofs beschwichtigen wollen. Mit Recht 
bemerkt er, es sei eine Inconsequenz der Bischöfe, sich in 
dieser Beziehung auf die organischen Artikel zu berufen, wäh- 
rend sie doch dieselben als eine Beeinträchtigung der kirchli- 
chen Freiheit und des Goncordats von 1801 anzusehen pflegten. 

Das Buch schliesst mit einem Appendice, welches den 
Text der neuern Goncordate in französischer Sprache enthält, 
mit Inbegriff des belgischen v. 1827, des italiänischen v. 1803 
Y. Neapel und Sicilien v. 1818, Toscanas v. 1848, und des 
Goncordats für Russland und Polen von' 1847. S. 424 be- 
merkt er, alle Goncordate seien für die rechtliche Stellung der 
Kirche günstiger als das französische von 1801, welches da- 
her durch ein neues ersetzt werden müsse, dazu mitzuwirken 
fordert er den Episcopat auf! 

IV. Werke über die kirchliche Verwaltung. 

2. Tratte de Vadministration temporelle des Paroisses 
par M. VArchevlque de Paris (Äffre) 5. edit Paris 1845. 
p. 1—684 (und davon ein Abrdgd v. 1835). 

2. TraitS de la propriet£ des biens ecclesiastiques par M, 
VAhbe Affre. Paris 1837. p. 1—404. 

Das zweite dieser in Frankreich höchst geschätzten Werke 
bezieht sich ganz, das erste grösstentheils auf das kirchliche 
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Güterrecht. Bei Gelegenheit der Expropriation des erzbischöf- 
lichen Pallastes zu Paris im Jahr 1830 war in den Kammern 
der Grundsatz des neuen französischen Staatskirchenrechts an- 
gerufen worden, nach welchem die Kirchen und Pfarrhäuser 
Eigenthum der bürgerlichen Gemeinden sind. Dies ver- 
anlasste den Verf., damals Generalvicar des Erzbischofs, im 
Ami de la religion gegen diese Lehre seine Stimme zu erhe- 
ben , und darauf zur Bekämpfung derselben das zweite Werk 
(die erste Ausgabe des ersten war schon vor 1829 erschie- 
nen) zu veröffentlichen. 

Im ersten Kapitel (S. 1 — 17) führt er aus, dass vor 1789 
die Kirche selbst Subject ihres Vermögens war; im zweiten 
(p. 18—83) weisst er die Unrichtigkeit der im Schoose der 
constituirenden Versammlung Frankreichs verfochtenen Theo- 
rien, wornach der Staat es sein soll, nach und zeigt die Ille- 
galität der Sacularisation. Im dritten sucht er seine Ansicht: 
dass jetzt nicht die politische, sondern die confessionelle kirch- 
liche Gemeinde Eigenthümerln der Kirchengebäude, der Pfarrr- 
häuser, des Fabrikvermögens u. s. w. sei, auf die bestmögli- 
che Weise durchzuführen. (S. 84 — 256). Wie wenig die- 
selbe aber von den Rechtsgelehrten und Gerichten Frank- 
reichs anerkannt ist, können unsere Leser aus unserer Inhalts- 
anzeige der hierher gehörenden Capitel des Werks von Gaudry 
(Bd. 27. S. 257 dieser Zeitschrift) entnehmen. Dem unge- 
achtet ist die Ausführung Affres höchst lesenswerth. Ange- 
hängt sind seinem Werke von S. 258 — 395, siebenzehn wich- 
tige Pieces jtistiflcatives» 

Der Inhalt des zuerst angeführten Werkes de VAdmini" 
stration temporelle des Paroisses beginnt mit einer Introduc- 
tion über den Ursprung und die organische Entwicklung des 
Instituts der Kirchenfabriken (S. 1 — 25); darauf folgt eine in 
alles Einzelne vollständig eingehende Darstellung der franzö- 
sichen Gesetzgebung: 1). über die Administration des Fabri- 
ques (p. 28 — 396); 2) über die Administration des' Cures (der 
Pfarrstellen, p. 897—444); 3. eine Abhandlung de la police 
exterieure de la religion caihoUque et de la protection, que lui 
donne la loi civile (p. 445 — 568); 4) die Darstellung der dfe- 
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Uts commis eonirc cetu relifion ou ä Voccamon de aon, 
eoceräee (p. 569—590). 

Ein AppendicQ mit Erlftoterangea einiger Recbtßfrageo nud 
Texte von Gesetzen und Verordnungen bescbliesst dasi Ganze. 

Alle diese Materien sind in letzter Zeit in dem von uqs oft 
angeführten und aosfiihrlloh analysirten Werke Gau^rys In noch 
grösserer Yollstfindigkeit bebandelt wor4en als vom H^r^ri^ Verf., 
ohne dass indessen sein Werk, als die wichtigste Moaogi:aphie, 
über diesem Tbeile des Kirchenrechts ihre Bedeutung verloren 
hätte, und auch für die deutschen Länder anf dem linken Rhein- 
ufer noch hat» Ein näheres Eingehen auf die eignen Ansich- 
ten des Yerf^sserjs dürfte indessen hier nicht geboten sein« 
Ein dem Inhalte nach grösstenibeils gleiches Werk ist: 

8) Le guide des (Juris, du clergi et des ordres reUgieux 
dans Vadministration des paroisses et dam leurs rapports avec 
les fabfiques, les Communes, l€s ecöles, les duoceses autotnses 
par Dieulieu Vicaire QinSral de Ntmcy^^) 4, ediU par M* 
Arbois de. SuberviUe ancien magistrat. Lyon 184^ 2 Yol. 8. 
(Erste Ausgabe von 1839). 

Die zwei Bände dieses Werl^es zerfallen in folgende acht 
BüQher: 

Tarne.!.: t X>e^ Fahriques (p. 9—70); 2. Segles ä sukre 
pauT administrer Us biens productifs et rivenus des Fahriques 
et pour assurer eonvemcfilement Vexerciee du CuUc (pag. 71 
bis 405); 8. de VÄrchitecture (pag, 406— 4a4), Tome IL 
(Eine gute geschichtliehe Uebersicbt der cbcistlichen Bau]i:un8t.) 
4. Du cUrge et de Vetat reUgieux (p. 1 — 172); 5. Des Ecoles 
(p. 174^224); 6, Formules de divers act^s lesi pltis n^cessai" 
res pour les Fabriques et les Cures (p. 245 — 314); 6. Lois 
et Ordonnances (v. J. 1695 — 1843) (p. 315—431); 8. Ren- 
seignemens statistiques sur les paroisses et renseignemens admi-- 
nistratifs (p. 432 — 466). Eine Anzahl lithographirter Pläne 
von Kirchenbauten, namentlich von Paraden, Thürmen, Altä- 
ren, Kanzeln, Monumenten auf Kirchhöfen u. s. w. sind dem 
zweiten Bande angehängt. 



4) £r 0Urb 1847 i« einem Alter voi^ 52 Jahren. 
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Schott MM den nufgdflifarliin Bubriken der acbt BUober 
deft Werkiea, ist z» ersehen, wie «shr sich da^eeUve den Geist» 
Uehen und dem Bechtogelehrien insbesoodere' aoeh In künst- 
lerischer Beziehung empfiehlt, und dass es daher neben dem 
vwpberg^aamitie^tt Buch^ Afiire's einen bleibenden Wertl^ In der 
neueren kircbenffaeiitKohen Litesakir FEankreiehs bi^t» v^on wel:* 
ober maa endlicb in unserem Deutschland NotU ^n nehme« 
anIXagt. 

4. 3>ail€ de la poUce de$ CuUes par Lquü Dufaut, sub- 
aUUU du praeureur du^ lUn pri8< le Tribunal CXvü de MauUm* 
Paris 1S47. S Vol p. 1—816. 

Aus dem Tkel dieses mit eben s<^ viel Wissenschaft als 
rersöfanlichem Geiste gesohrieb^ea Werkes UUst sieb nicht 
aal dessen. Inhalt sqhlieesen; der erste gesehicbtliohe TbeU des- 
selben enthält eine Entwicklungsgeschichte der religidseii und 
kircMtchen Verhältnisse insbesondere Frankreichs bis zu deren 
Umgestaltung durch die Revolution ron 1789 und Napoleons 
Coneordat yon 1801, in welchem vorerst in einer Indro- 
duction der Einfluss des Christenthnms auf die Gestaltung der 
wichtigsten geseBigen VerbäUnisse nachgewiesen wird« nämlich 
der ani di# bürgerliche Gesetagebnng im r<^misch^n Seiche, 
bei den Gearmanen und in den späteren Zeiten der europäischen 
Staaten, dann der auf die Abschaffung der Sklayerei und Leib- 
^enscbsift sowie auf dl» Yertbeilang ißx Arbeit, der airf die 
Strafgesetzgebung und die pelitiscbe Freiheat, und die jetzt 
noch mögüebe des Clerus auf das Leben des Volks (p. 1 — 88). 
Hierauf folgt unter der Aufschrift: Police des CuUes avant 
1789 elfl^ kurze Darstellung der rechtlichen Stellung der Kir- 
che und der staatlichen Begultrung kirchlicher Verhältnisse im 
alten Frankreich, und zwar im I. Cap. in ihrer Entwicklung 
bis «um 9. Jahrhundert; im IL bis 1789. Es wird hier ge- 
baftdelt Yon der Erbauung der Kirchen, der Errichtung und 
Cireumscription der Pfarreien, von den lUöstem, von der Cir- 
cumscription der Bestimmer und der Einsetzung der Bischöfe, 
von den TemporaÜtalsrecbten des Clerus, dem Zehnten, den 
Pfründen u« s. w., von der Idrcbliohen Gerichtsbarkeit, der 
Organisation der geistlicheti Gerichte, der ihnen imterworfonen 
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Personen nnd der sa ihrer Gompeteoz gehörenden Sachen; 
endlich von den Freiheiten der gaUicanischen Kirche nnd dann 
von den durch die Parlamente geschützten Vorrechten der Krone 
in Beligionssachen. 

Ein iKurzes drittes Capitel beschreibt die kirchlichen Aen* 
demngen während der Uebergangsperiode von 1789 — 1801, 
und handelt genauer von der Constitution GiFile du Clergj und 
dem Concordat (p. 89—284). 

Der zweite Theil des Werkes führt die Ueberschrift: Po- 
lice des Oultes stms TEmpire ou Concordat de 1801, des Ar- 
ticles organiques de 1802 et de la Charte de 1830 nnd zer- 
nUlt in drei Capitel: L Liberte religieme accordie sur diffe- 
rents cultes^ consSquences de ces deux principes (p. 286 — 387). 
2. Dispositions communes aux diffSrentes cuUes* 3. Disposi- 
Hons spSeialement relatives au ctdte Catholique. 

Der Hauptzweck des Verfassers ist, alle bedeutenden Streit- 
fragen über die Susseren kirchlichen Verhältnisse zu beleuch- 
ten, welche zur Sprache kamen entweder vor den gewöhnli- 
chen Gerichteii, namentlich dem Cassationshofe , oder vor den 
Verwaltungsbehörden, namentlich vor dem Stadtrathe, oder end- 
lich in den Kammern. Dieselben sind in späteren Werken 
namentlich auch bei Gaudry abgehandelt, und können, da sie 
sehr zahlreich sind, hier nicht alle angegeben werden. Sehr 
ausführlich ist die Yom Eide, namentlich der Form des Eides 
in der Möglichkeit der EidesTerweigerung aus religiösen Grün- 
den behandelt (p. 328—360); ferner die über die Möglichkeit 
der Civilehe eines vom Clerus ausgestossenen oder ausgetretenen 
Geistlichen, sowie dessen Berechtigung, Kinder zu adoptiren 
(p. 360—387). Die erste wird mit Rücksicht auf die Ent- 
scheidung der französischen Gerichte verneint, die zweite be- 
jaht Lesenswerth ist ferner die Abhandlung des Verfassers 
über die CüUes non autorisis, — associatiom et rSunions ittt- 
cites — professions de foi und dogmes nouveaux (p. 388 — 
441) femer die Beleuchtung der Bechtsfragen über die Ver- 
weigerung des kirchlichen Begräbnisses (p. 453 ff.), desglei- 
chen S. 462 der Paragraph: Mode de procSder contre les mi-- 
nistres des Cültes inculpis de deUts comrms dans Vexeriee 
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de leurs fonctions. Peiivent-iU etre reputSs agents du Ootwer^ 
nementy fonctionnairs püblics et invoquer la garantie aeeordee 
ä ce titre? Diese letzte Frage setzt bekanntlich die badi- 
schen Gerichte seit 1854 in nicht geringe Verlegenheit, in- 
dem der Erzbischof das auch in Baden geltende Gesetz, es 
kSnne ein öffentlicher Beamter ohne Zustimmong der ihm 
vorgesetzten höchsten Dienstbehörde nicht in gerichtliche Un- 
tersuchung gezogen werden, in Anwendung bringt. Die Frage 
wurde bisher von den französischen Gerichten verneint; Herr 
Dufour führt Seite 471 ein Urtheil des Cassationshofes vom 
23. Juni 1831 hierüber an; obgleich die Autorisation zur 
Verfolgung eines Geistlichen wegen eines politischen Ver- 
gehens vom Staatsrathe zu erthellen wäre, so verwirft doch 
jenes hohe Gericht die Ansicht des Appelhofs von Paris, und 
erklärt in einem gutmotivirten Erkenntniss die gerichtliche Ver- 
folgung eines Geistlichen m einem solchen Falle ohne jene 
Autorisation für zulässig und geboten; dieselbe Theorie' wurde 
in späteren Entscheidungen des Cassationshofes bestätigt am 
.9. September, 3. November und 23. December 1831 (S, 473.), 
ferner in Entscheidungen vom 10. September 1836 und 22. Fe- 
bruar 1845, worin von der Ansicht ausgegangen wird, dass 
Geistliche doch immer nur Privatpersonen sind. Mit gros- 
ser Ausführlichkeit bebandelt der Verf. S. 475—543 die Lehre 
vom Appel comme d'abus. Er findet die jetzt noch bestehende 
Gesetzgebung nicht ausreichend. S. 544—562 handelt er von 
den Bechten des Pabstes im heutigen Frankreich und verthei- 
digt die gesetzlichen Beschränkungen derselben; desgleichen 
von S. 562—613, die organischen Artikel in ihren Bestimmun- 
gen über den Umfang der geistlichen Disciplinargewalt, insbeson- 
dere was das Becht der Bischöfe betrifft, die (mit Staatsgeneh- 
migung angestellten) Pfarrer nur einseitig abzusetzen. S. 594 ff. 
handelt er die Frage über das Schrifteigenthum der von den 
Bischöfen verfassten Gatechismen, Lehrbücher der Religion und 
anderer Werke ab, und spricht sich mit den französischen Ge- 
richten für den Schutz desselben aus. Von S. 614 an ist die 
Bede vom Eirchengut, seiner Verwaltung und Verwendung, 
und ftuch hier werden die wichtigen von den französischen Ge*? 
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-liditen vefhaniMteii Beobtsfragen letetidtet und die oben ai»- 
geffthrte Theorie des Enfeblsdiofe Affee bekämpft. S. ^30 ff. 
-&idet sich eine aasflihrliehe Darstellirag des Rechts der Kir»- 
cheafabriken in Frankreich, S. 647 eine Abbattdloag tber die 
rechtiichen Verhältnisse der Congregations Teiigieuses, gegen 
deren ErridUnng ehne fltaatsüberwaehang der Verf. sich sehr 
energisch erkJSrt, S. 663 nimmt er Veraniassang auslllfariteh 
von-ddm Jesuitenorden und seiner Znlasstmg in Frankreich »i 
'Sprechen. 

In einem Setzten Paragraphen (S.^ 679^740) wird vom 
Liehrrecht des Clems, der grossen und kleinen Seminarien ge- 
handelt nnd die Gei^t^gebüttg vom Jahr 182^9 verteidigt. 
'Den ^chltMs des Werkes hl)det, ein Appendiee ettthailteiid, die 
<wichtfgeten Gesetze und Verordnungen über kireldichen An- 
'tfolegeiiheiten. 

6, Du Ooneil provineial, ou trotte de quieUons 
de Theologie et de droit eanon, qui eeneement les eeneiles 
provindatix par VAbbS Bouix. Paris 1880. p. 1—^614. 

-Diess^^^h von dem Verfasser des von uns Im Bd. 27. 
'S. ^94 anE^fibrlidh angezeigten Traetatns de principiis furis 
Oafionfci etc. Ist durch cRe 1849^—60 '^ehaKenen Previnelal- 
eon^ilien veranlasi^t und Iiat zum Zweck, die Wi<!htlgkeSt u^ 
wahre Bedeutung deirsdben geschichtireh und Mrehenrechtlich 
'darzttthun. Das Werk zeugt von genauer Sachkunde nnd gtos- 
ser Gelehrsamkeit und nimmt desshalb "in der Literatur iber 
'diesen Gegenstand eine rühmliche Btelie ein, hat aber 'den 
Gharacter einer Tendenzsehifft, indem es darin überall 'darauf 
libgesefaen iiit, die BäfoststäAdigkeit derTrovindliconcilien auf 
"ein Mnimum herabzttdrängen und auf deren Kosten die Pabst- 
macht 80 hoch wie möglich zu stefgem. Bfess war frAliefa 
von fl^tm Bouix, den wir ate ehien ^r kühnsten Verfechter: der 
extremsten ültramontanen Doctrlnen kennen gelernt haben, 
nicht anders zu erwarten. Er befolgt auch hier die Jetzt von 
der Majorität des hShem Clerus Titankreichs eingehaltene 'Po* 
lifik, Jene Göwalt so* stairfc- wie möglich zu machen , weil nur 
auf diese 'Wefse^ der Eanipf* der Kirche gegen äie StMtiffegie- 
rittgoti init'&fblir^g^iüirt werdext \mu 
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Das ganze Werk 'zerföUt Infiftif Abtbeilangen, deren erste 
p. 3 — 82 vom Charakter der FroyincialcoDcilien überhaupt han- 
delt, die zweite und ansftibrlichste von deün dazu Berufenen 
und ihren Attributen (p. 83 — 226), der dritte vom Vet'hfilt- 
MiiBS des ProvincialicOncifa zum Pabste (p, 207—410), die 
vierte von den auf den Provincialcdncilien zu behandelnden An« 
gelegenbeiten und ihremRechte(p» 411— 522), die fönfte end- 
lich vom Cferemonial derjselben (p. 553—602). 

Herr Bouix theilt und tertfaeidigt mit guten Grün^den die 
Ansicht, dass die Pr^incialcöticilien göttlichen Hechtes sind; 
die düfch dsis Tridentiüum "wi^dethölte Sähctio^ Bie abzuhal- 
ten tonnte daher durCh die GleiChgiltigkdit deä Episcopats lilcfat 
'aufg^oben werden, und wenn die Hindernisse diess zu tfaun, 
Wie in Frankreich, von aussen kommen. Was er giründlich nach- 
weist, konnten 'sie, auch wenn man sie nur als dnreh mensch- 
lich-kirchliches Kecht geboten ansieht, diese Vorschrift auch 
durch entgegenstehende Gewohnheit nicht für abrogirt hal- 
ten. Ihre Entscheidungen sind , inwieweit sie niclit atlgemein 
veVbindlichen Kirchengesetis^n isuwidefrlaufen, eine pttrticulafe 
Eechtsqüelle, deren Itevisiön jedoch der Cöngregatio intörpre- 
^tnm eoncilli Trideiatinl lErowle^utih anderen' Congregätfomen zu- 
steht (p. 62—79). Refer. hält nicht für nöthig einän Audr^Ug 
'aus 4er zweiten Abth^ilüng des Buches über die Petsonen, 
'die steh bei den Provfncialconcilien bethieiligen fföllen oder niüs- 
^sen zu göben. Er erkennt dem Legatisn das Bächt 2u ha 
Aüftrftge des Pabstes l*rovincäalciorfcilien abzuhalten (p.*83ff.). 
In der B^el schreiben sie' die Metropoliten aus und httben sie 
"zu präsidinen (p. 95^ff.)- Dfcr fiöhere Clerus der PtoVitfz til- 
det denselben, und daher auch die Aebte (p. 116 ff*). 

\D!e geladenen Domkapitel haben nur eine trenithetrde 

StlAofme fn Angelegenheiten, die die DiecSse betretfen (p. 157) 

sede Vacante eine fentischeidende (p. 162). 'Vom 21. Kapitel 

an spricht der Verf. von'dentestös Synodales, denJuÄces sy- 

«nodatos, dem Promoter und von der lÄöglichen Betheiljgutfg 

der Layen; er ISsst die YrelKch nur passive und keineswegs'ge- 

*botene Assistenz der Landeiifaerm oder iairdeshenrlichea dorn-: 

'toMarienisuitüchr abier ifie'attdeteirXi^^^ Södi d«ng^ M- 
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ladasg hiesu mit dem Rechte i ihre Aoflichten auszuBprechen 
(p. 187). 

lieber das Verhältnies der ProvincialcoDcilien zum Pabste 
stellt der Verf. im Anfang seiner dritten Abtheilung S. 228 
den Satz auf: la praUque comtante de Ums Us siecles a ite, 
que lea eoneilea provinciatix et nationattx recourrusserU au Saint- 
tilge paur toutes le9 affaires majeures — et que cette prati- 
que a iti tovjours regardie comme une rlgle iniHolable de 
VEgliee* Für die Bichtiglieit seiner Behanptangen führt er 
geschichtliche Beweise vom ersten Jahrhundert (I) an aaf 
(p. 228 — 275). Gausae minores sind nach S. 77 ff. die Fra- 
gen des Dogmas und des Glaubens, der allgemeinen Kirchen- 
disciplin, Degradation und Absetzung der Bischöfe, endlich 
^tcutes lea affaires douteuses ou difficiles (l)J^ Daher auch 
die Gehaltsfragen des Clerus, der Oblationen und des Gasuale, 
die Verhältnisse der Kirche zu der weltlichen Gewalt, die 
Organisation der theologischen Facultäten in einer Diec5se so- 
wie die des gemischten Unterrichts, z. B. in Irland und da- 
her auch die in Frankreich so wichtige Unterrichtsfrage und 
die der Stellung der Desservans daselbst, welche nach S. 283 
kein Bischof und kein Concil ohne Zustimmung des Pabstes 
ändern könne! 

Da durch diese Angaben der Berathung und Entscheidung 
der Pronrincialconcilien wenig übrig bleibt, so kommt der 
Verf. im Verlaufe seines Werkes Abthl. IV. eh. 19 — 21. auf 
diesen Gegenstand zurück, vertheidigt so gut wie möglich den 
Satz, dass alle dogmatische und allgemeine Disciplinarfragen 
vor das Forum des heiligen Stuhles gehören und nur minder- 
wichtige der ersten und reinparticularrechtliche der zweiten Art 
im Provincialconcil verhandelt werden können; in erster Be- 
ziehung die, ob jemand in offene Ketzerei verfallen und zu 
excommunlciren sei, ob ein Lehrsatz den manifesten Charak- 
ter der Ketzerei habe und in Folge besonderer päbstlicher 
Ermächtigung, wie eine zweifelhafte Doctrin auszulegen sei, 
doch bedürfe ihre Entscheidung noch der päbstlichen Bestäti- 
^gung (p. 626). Ueber alle zur Competenz des Provindalcon- 
cOs niiÄt gehörigen Sachen «ei nach ß9m xu refezireo, dt fa» 
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gar keine Entscheidang vorzunehmen, sondern die des Pabstes 
zu begehren (p. 186). Handle es sich aber von der Verur- 
.theilung eines Schuldigen durch das Concil, so stünde diesem 
nach der Sentenz das Appellationsrecht noch Born zu, ein 
Satz, den Verf. weitläufig vertheidigt (p. 290—269). Was 
endlich sonstige Beschlüsse der Frovinclalconcilien betrifft, so 
verlangt der Verf. zu deren Glltigkeit und bindenden Kraft 
(gegen die auch bei Richter §. 155. von Walter §. 159 aus* 
gesprochene gewöhnliche Ansicht) die Zustimmung, wenn auch 
nicht gerade die Bestätigung des Pabstes, was er gleichfalls 
ausführlich zu begründen sucht (p. 368 — 405). 

Zu den eigenthümlichen Behauptungen des Verf. gdiört 
auch die, dass das Concilium Tridentinum, obgleich dessen 
Publication von den Königen von Frankreich immer standhaft 
verweigert wurde, dort doch Geltung habie, weil es vom Epis- 
eopat, der allerdings dessen Publication fortwährend verlangt, 
förmlich recipirt worden sei (p. 500 — 515). Die vom Befe* 
renten gegebenen Auszüge aus diesem Buche des Herrn Bouix 
dürften genügen, um den wissenschaftlichen Werth und den Geist 
desselben daraus kennen zu lernen. 

6. Traetatus de jtuUcüs ecclesiasticis , vbi et de vicario 
generali, minore D. Botox, Tomi IL Parisiü 1866. T. L 
p. 1--584:. T. IL p. 1—630: als Theil seiner InsUtutionea 
juris canorUei in varias traetatus divisae. . 

Der Verf. dessen französisches Werk wir soeben anzeig* 
ten,. scheint das gesammte Canonisehe Bedit in einer Anzahl 
Monographieen behandeln zu wollen als Theil eines grossen 
Werkes mit dem Titel: Institutiones juris canonici. Eine An* 
zeige des ersten, nemlich seines Traetatus de princlpüs juris 
canonici (der in Münster nachgedruckt und in der jetzt ultra«« 
montanen Tübinger theologischen Quartalschrift vom Jahr 1854 
belobt und empfohlen wird), hat Bef. im 27. Bande dieser 
Zeitschrift schon gegeben; ausserdem sind nun noch erschie* 
nen: ein Traetatus de capitulis, ein anderer de jure liturgicOi 
und der hier anzuzeigende de Judiciis ecclesiasticis. Diess Werk 
verdient die Aufmerksamkeit der deutschen Kirchenrechtsleh- 
Ten in verschiedenen Beziehungen auf 8iob m sieben; tift^. 

HOrU, MttOr. f. 4. Bttkim, XXVIU. B4. I. Beft. 7 
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mal, weil es eine röUständige DarBteilnng des katholisch-kirch- 
liehen Proceisreclits ist, mit genauester Berücksiehtigung der 
Quellen; dann aber als Zeichen der katholischen Zeitriehtung« 
Von dem Latein des Verf. Ist abzusehen. Er gehört ja zu 
den Schriftstellern, welche nur den Styl des fünfzehnten Jahr*- 
honderts kennen. 

Es ist zu bedauern, dass in dem klassisch gebildeten 
Frankreich die katholischen Canonisten nur in einem barbari*- 
sdien Latein und in einer noch durchaus scholastischen Me- 
thode das Eirehenrecht zu behandeln wissen. Ein mit Be- 
wnsstsein gewählter ^ssenschaftlieher Standpunkt des Verfas- 
sers ist aus seinem Werke nicht zu ersehen, er gehört zu den 
jetzt in Frankreich s^ g. Traditionalisten, und zwar in dem 
Sinne, dass er nur wiedergibt, was sich bei den älteren Eir«- 
chenrechtslehrern oft in langen Auszügen aus ihren Schrift^i 
findet Sein Hauptfuhrer ist der Jesuit Schmalzgrüber, oft 
folgte er Engel, Pirrbing, Lessius, Reifenstühl, seltner werden 
klassisch gebildete Canonisten, wie Derotus, angeführt , öfter 
Benedict XI V^; auch aus Fagnanus, Barbosa, Suarez, Sanchez, 
Ferraris und Maschat (Institutiones canonici 1757) finden sich 
Auszüge* Seine Hauptquellea sind das Corpus Juris Canonici 
nebst der Glosse, das nach alter Weise citirte Corpus Juris 
drilis, das Tridentinum, di» Entscheidungen der Congregatio 
interpretum Concilii Tridentini; auch spielt das Naturrecht eine 
grosse Bolle d. h. eine naturrechtliche Theorie, von der man 
taicht mit Bestimmtheit sagen kann, ob der Verf. die s. g. 
Natur der Sache meint, oder subjectire Auffassungen hat, wie 
sie sich jets^ häufig bei den Canonisten Italiens und Frank- 
reichs finden. Sonst ist sein Verfahren dialectisch spitzfindig 
nnd casuistisch. Seine Hauptsätze stellt er als Propositionefl 
kurz gefässt und in cursirer Schrift gedruckt ^auf, so dass der 
Kern seiner Doctrinen leicht zu finden ist. Das Werk zerfallt 
in zwei Haupttheile, von denen man den ersten den Allge- 
meinen nennen kann (de jndlciis ecclesiasticis in genere T. L 
p. 5—340), und einen besondem (de jud. ecdesiae specie) 
Im Beste des ersten und im ganzen zweiten Bande; er han- 
delt Ton der GeriditByerfiBissnng der Eirohe, Tom Verfahten ia 
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Criminal- und von dem in Civilsacben, nnd tbeilt snletfet F«|- 
inularten von processttalisdien Acten mit. Die Blchtimi; des 
Verfassers Ist die nltratnontanei und zwaf in sweilaeber Be* 
Ziehung, nämlich gegenüber dem Staate, dessen Geridhisbarkait 
80 sehr wie möglich im Interesse der Kirdie beschrfinkt wird, 
nnd gegenüber der Kir^^he selbst oder dem Episeofiatei dessen 
Bechte der Pabstgewah auf das strengste ntitergeordneti ja oft 
von ihr gaax absorbirt werden« Befer. aidit es wiedor eis 
eine Hanptauiigabe dieser seiner InhaUaanzeige des Werkes eO| 
die massgebenden Grundsätze des Verfassers in btides Ba^ 
Biehnngen, und zwar wSrtlicbf im&aiiihrte» 

L Die Sectio L der. Pars L de judictotum ec6U9iaitkih 
mim natura et qif^ jure regulantur zerfällt in 4 Kapitel ^ die 
zweite: probatur eeclesiae cmnpetere jttdicktriam poteitatem pror- 
prie sie dietam u e. forum eantemum^ in ebensovlelei die dritte: 
de eeelenasticorum materia 9€u cbieeto proprio !n neuft; die 
vierte: de varüs persorm in judkio inteirvemri soUtis in ffinf^ 
€lie fünte: de foro eompetenli in vier; die sechete: de probat 
tumibus jibdmaUbus in fiinf. > ^ v - 

Befer. hebt ans diesem Tbeile folgende fiätze oder Doj^ 
men des Verfasseitt heffvosr. 

1. (S. 15). Ex jure naburaU debet in omtlf iodekOe 
completa judidonan proprie m6 dictorum inHihdio indud (loi^- 
Ueh auch in der Kirche). 

2. (S. 50). Poteüoi epeletiae coen^va est ^etom de poe* 
ms temporalibus et eorporal£bus; unter den letzten yereteht der 
Verfasser die Geföngniss- nnd Geisselungsstrafe, Geldstrafen nnd 
die Verbannung« Diess wird historisch bewiesen S« 51 — 66. 

d. (S. 68). Causa eccLedastkäe sind alle, quai Eeolesia 
sive per ea^essas deßnitiones, sive per sufßdentem suampraxisH, 
deelanweritp jurisdictiem suae sul^aeere und 8. 70: Ad di^ 
tinguendos proprias fori eccUssiastid et saeetdaris eausüs, tiOa 
reffula sunt deereta pontificum et candUorum, quOe hanc dir 
stinctionem clare enuntiant et in generalem Ecdesiae dise^M* 
nam et' Ugiskitionem transierunt^ femer 8« 71: Eae causae 
ad fbrum eoelesiaffo'oum pertinere oensendae sun^ quas neceste 
ert fudki eccfeiJai«ieo «t nm ju^ ^cMOart mil^a^e, uf 
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Bcelma finem sän proprium, sähitem nempe animarum corh 
vemenUs (OUngere po$9ity endlich S. 72 : Ad forum eeclesia" 
$Hcum perünent eae causae, quas iUi tanquam propricu tribu^ 
tmt eommuniter doetores caihoUd. 

4. (S. 76). Ad forum ecelemasUcum pertinent spiritua" 
le$ eawaej eHamH temporalis societatia interesse atiingant 

5. (S. 79). Quando dubium est, vtrium causa spirittui' 
Us »it, an vero temporaUs, ad potestatem eeelesiasticum per- 
tmet pronunUare et huic decinoni se submittere debet saecula- 
ris potestes. 

6. Was Ehesachen betrifft, führt der Verf. S. 85 einen 
Aussprach Pins IX. an; der lautet: omnino speetare ad £&- 
eUsiae potestatem ea omnUi decemere quae ad (idem) matri- 
irwnium quovis modo possunt pertinere, 

Rücksichtlich des forum privikgiatum der Cleriker wie« 
derholt der Verf. die Aensserung Schmalzgrüber's : indubita- 
bilis apud omnes catkoücos veritas est, quaedocet: cUricorum 
-persoruis a jurisdictione saeeulari exemtas esse (S. 89) — 
und zwar gelte diess iure divino-, die entgegengesetzte Ansicht 
"Sei: omnino falsa et perniciosa {&, 90). 

7. Stellt ebendaselbst der Verf. den Satz auf: 8% jusä^ 
tiani administrare negUgat saeeularis judex, causa, licet mere 
-tempöraUs ad forum eeelesiasticum legitime defertur. 

Dagegen sagt er S. 98: Ad saecülarem potestatem non 
-pertinet ecclesie^ei jüdieis negUgentiam supplere in causis 
':eeelesia8tieis (wobei er sich u. A. auf die Bulle in Coena da- 
Mini beruft). 

8. S. 99 behandelt der Verf. die Unterrichtsfrage und 
aprieht dem Staate S. 106 das Becht ab, Universitäten mit 
«theologischen Facultäten zu errichten und unterwirft S. 112 
•auch den profanen Volksunterricht von rechtswegen der Auf- 
sicht, der Kirche. 

Die Patronatssachen erklärt er S. 115 mit Schmalzgrüber 
^eichfalls für rein kirchliche. 

Zu den mit grosser Ausführlichkeit behandelten Materien 
cgebSrt S. 142r-"164 die Materie Tom judex, delegatus, die de 
.protcnratoribusa 187-^828); ferner die über die Con4)etei^ der 
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Gerichte (S. 242—302), wo der Verf. sich häufig des WorteH 
fonis für forum bedient; endlich die Lehre rom Beweise und. 
dem Beweisverfahren (S. 302—340). 

IL Die Pars IL beginnt mit der Darstellung der Oe«. 
richts Verfassung der Kirche, wo aber Verf. die Lehre von. 
der Päbstlichen Oerichtsbarkeit übergeht, indem er ein eignes 
Buch über dieselbe schreiben werde. Dann handelt er. in 
Sect. IL C. 1. Ton der bischöflichen Gerichtsbarkeit überhaupt, 
und in Sect. IIL mit grdsster Ausführlichkeit in neun Sjipiteln. 
von S. 349^-449 von der freilich in Frankreich jetzt sehr 
wichtigen der Generalvicare. £ine unendliche Zahl Rechtsfra* 
gen werden untersucht und erledigt; dann in G. XI d^ audif 
torUmSy C. XII de assessoribus ctiriarum episcopalium^ G. XIII 
de forma collegiaU tribunalia eedesiaHici, C. XIV de pronuh' 
tore, G. XV de notariis et canceüariis, G. XVI de promotore. 
et advocato pauperuniy G. XVII de eursoribus (huüsiers) G.XVIIt 
de Curia archiepiscopali, provinciäli et patriarchali. Hiei^. 
mit schliesst der erste Band. 

Das kirchliche Griminalprocessrecht füllt über die Hälfte 
des zweiten Bandes aus und handelt in Sect. III. der Pars IL, 
de processu criminali ordinario in vier Unterabtheilungen , und 
zwar vom Accusationsprocess (Sub sect. I. G 1.), dem De«. 
nüntiationsprocess G. 2, dem Inquisitionsprocess G. 3,. dem 
der Exceptio in G. IV ; endlich in G. 5 von der geschichtliehen: 
Entwicklung des Accusations- und des Inquisitionsveifahrens« 
Biener's berühmte Schrift hierüber ist dem Verf., wie man. 
leicht begreift, unbekannt, doch führt er einige Schriften voa 
Boehmer und Thpmasius an. 

Die Subsectio IIL führt die üeberschrift: Tela Processus 
eriminaUs a eontestatione litis usque ad sententiam deflmti^ 
vantj dann Subsect. IV: Tela processus criminalis a senn 
tentia deflnitiva usque ad ßnenu Hier wird sehr aosfübr*- 
lich von der Appellationsinstanz gehandelt. Die Sectio IV. 
ist überschrieben: de processu extraordinario criminaU und 
zerfällt in vier Subsectiones , 1. Processus ex mdorio nomine, 
2. de judicio sumdrlo, 8. de sententiis ex infbrmata sententk^ 
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4. noffnu pröeeisas eriminalk contra htureHeam pravittOem 
inqmriHtnU aeu sancH officü tribunaUbiss propritu 

Die Sectio V handelt roni Glillprocesa. C. I. hn AUge- 
meineBi G. IL ron der NnllitiUsquerel mid der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand, C. IIL rom Verfahren in CtTil-, nament- 
lldi In Ehesachen, nnd in G» IV. von der Norma procedetu^ 
in cetusis ntdütatis professionis reUffiosa. 

Den Schloea dea Werkea bilden 67 Capitel von Formn- 
larien für alle mögliche proeessualiacfae Arte. 

Es liest sich aus allen Capiteln der Pars IL ein FloH- 
legiom kühner Behauptungen des Verf. geben, doch will Rei 
dftvon Umgang nehmen, und schliesst mit der aUgemeinen 
Bemerkung, dass Herrn Bonix auch in diesem Werke eine um- 
fassende Gelehrsamkeit im Kirehenrechte älterer Zeit nicht ab* 
snsprechen ist, während diese Wissenschaft in ihrer gegenwär- 
tigen H5he, namentlich in Deutschland, ihm gänzlich unbekannt 
SU sein scheint 



Am Schlüsse dieses seines IV. Artikels über das franzö- 
sische Kirchenrecht hatRefer. noch ein soeben (im Sept. 1855) 
ihm erst bekannt gewordenes Lehrbuch des gesammten kathoH- 
sdien Eirchenreehts anzuzeigen nämlich die : 

Institutiones juris canonici publiei et prt- 
f>aii ad usufn Scholarum accomodatae auctore 
Jt* de M., non ita pridem saerae Theöloffiae nee non juris 
canonici professore: opus illustr. ac reverend. D. D. Petra 
iMdotiso Parisis^ Episcope Attrehatemi dedieatum. Parisiis 
1853. 2 Vol. 8. T. I. p. 1—583. T. H. p. 1—642. 

Diess Lehrbuch des Ganonischen Rechts reiht sich genau 
an dto von Lequex und Bouix an. Es ist in demselben 
sddechten Latein und nach der gleichen scholastischen Methode 
geschrieben, welche in den Afanz^sischen Seminarien allgemein 
übUcb zti sein scheint. Dagegen fehlt ihm eine in jenen sicht- 
bare Elgenscbaft, nSmlidh der gelehrte Ausputa. Nur wenig 
Schriftsteller werdMi vom Verf. angefahrt, und selbst nicht bei 
Behandlung der Streitfragen. Die HauptsStae der Lehre sind 
ab Propositiones in den Capiteln oben angestellt und werden 
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cbnti durch Berafangen aaf die heilige Schrift, die Tradi- 
t»OD, die Kircbeoyäter, die CoDcilienbeschlässe, des Corp. Ju^ 
CaDOnici und, wo es für nöthig erachtet wird, auf die Doctrin 
und die Praxis tu beweisen versneht» Oeffentliches und Pri« 
vaikirchenrecht werden nicht abgesondert bebandelt, doch kommt 
das erste der Hauptsache nach hn ersten Theile, der Lehre 
von den Personen, vor (de statu ecclesiae et eccle^asticaram 
personarum). Derselbe beginnt nach einer Darstellung der 
Quellen des Kirchenrechts, welcher aller Wissenschaftlichkeit 
ermangelt (S. 1 — 59), zerHillt in 18 Bücher,.^ wovon 10 den 
ersten Band füllen. 

Die Ueberschtiften derselben sind : 1. de exidentia 6cde$iae 
ejuaque dotibtts (p. 60 — 105), 2. de partibtis Eeelesiae, earun^ 
demque prineipm, seu formis cqnstitutivis nee non de mem* 
bris inde informatis et cooptatis (p. 106 — 136), 3. de disHnc* > 
tione et ordinatione membrorum corporis Eceleiiae, 4. de hier-' 
archta, seit potestate ecclesiastica (p. 137 — 253), 6. de 9ummo 
pontifice et Hierarchis qui ad Pontiftcalem hierarohiea refe- 
runtur (p. 254—309), 6. deEpiscopis etiis quVad epUeopa^ 
lern hierarchiam referuntur (p. 310—361), 7, de Parochis et 
ÜB qui ad parochialem hierarchiam referuntur (p. 362 — 375), 
8, de coHegiis canonicorum (p. 376— 410), ^. de MerareUa* 
rum conveMibus seu de conciliis eccUsiästicis (p. 411 — 454)^ ' 
10. de aecunda speeie personarum ecclesiastiearum j seu de- 
Begularibüs (p. 455^—558), U. de Lcäeis et personi» eiviUbus 
(Pars II. p. 1—145). In dieseto Buch wird auch das Ehe- 
recht abgehandelt. Die Pars IL zerfällt in 4 Bücher: 1. de 
jQcis saeris seit de ecclesüs (f. 149—232), 2. de SehoUs ec^ 
clesiasticis (p. 233—308), 3. de hospitalibus (p. 309—325), 
4, de temporalibus^ Ecclesiae (p. 326—431); die Pars IIL 
endlieh de judieiis ecclesiasticis in 3 Bücher: l de jucHeOs 
e$clesiastieis proprie sie dictis (p. 435)', 2. de delictis eccU** 
svßsticis (p. 524—552), 3. de poenis ecclesiasticis (p. 553 — 624). 

Ein weiteres Aufführen der Ordnung der einaelnen läish 



5) In Folge eines Druckfehler» führt das 11. Buch die Auf^chril^ 

Lib. xn. , 
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terien würde sa weit geben, zumal die Gliederang der Bücher 
und deren Capitel sehr ins Einzelne gebt und überhaupt die 
Behandlungsweise des Verfassers sehr breit ist 

Dagegen will Refer., um prägnante Ansichten des Ver- 
fassers bervorzuheben oder seine Erledigang wichtiger Lehren 
vor Augen führen, einige seiner Propositiones hier wiederge- 
ben oder zeigen, auf welche Weise er Hauptfragen abthat. 

S. 121 faeisst es: Omnes baptizati etiam haeretid quin 
et eathegumem sunt aliqua raiione membra eeclesiae (also auch 
alle Protestanten), und zwar wird 8. 129 gesagt: excommu- 
nicatij schismatici et haeretid gut ex bonafide out quomodo^ 
eunque irreprehemibiUter degunt — et alioquin jmii sunt per- 
tinent ad animam ecdesiae, desgleichen die Judd omnesque 
ei^uscumqice sortis infideles, qui ex bona fide et qUis debitis 
operibm justi sunt ju^titia supematurali (p. 130). Potestas 
eeclesiae est inspectiva, Ugislativa, executiva, vindicativa adeo- 
que etiam coactiva, seu ubi oportet et facultas suppetit potest 
et debet Eeclesiae per poenas salutares etiam temporales 
contumaees fiUbs ad legum suarum observantiam legere (p. 153), 
Von der Verfassung der katholischen Kirche sagt der Verfas- 
ser S. 168: Forma jurisdictionis sive imperii ecclesiastid est 
jure divino simpliciter et absolute rrwnarehica'f doch beschränkt 
er diese Propositio S. 176 durch eine zweite, worin es heisst, 
die forma imperii ecclesiastici sei seeundum quid auch aristo^ 
craJtica'f endlich sagt er in Propos. III. S. 180: Forma im- 
perii eecles. sensu latissimo et admodum improprie did pO" 
test et est monarchia democratia temperata; dann in Prop. IV. 
p. 181: Monarchia eccledastica est illud idem^ quod passim 
primatus vocatur. 

S. 188: Condudtj imo quodammodo oportent Christum 
instituere ecclesiam suam sub forma monarchica. S. 203 wird 
die Unfehlbarkeit des Pabstes in causis fidei et disciplina und 
seine Unabhängigkeit von der Zastimmung des Volkes und 
der Bischöfe in der Beziebang als eine communissima 
iheologorum et canonistorufn ac certissima propositio ausge- 
sprocben und vertbeidigt; desgleichen S. 218 das Recht des- 
selben, Bistümer zu erricbten und die Biscböfe ein- und ab-: 
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zttsetzeir, und S. 225 die propositio cetia gefügt: 'Epücopo^ 
rum jurisdicHo a Christo noh immediate sed mediate solum 
per pontificem romanum derivatur; daher steht der Pabst naeh 
S. 232 über dem gesammten, auch in einem oecumenischen 
Concil versammelten Episcopat. Die Berufung von einer päbst- 
lichen Entscheidung an dieses ist ebenso rechtlich unzulässig 
als die an eine Staatsbehörde (p. 246). Alle Rechte des 
Pabstes sind jure divino fundata und keine adventitia (p. 249). 
Doch vertheidigt der Verf. S. 267 den Satz: dass ein häreti* 
scher Pabst abgesetzt werden könne. 

In dem ziemlich oberflächlich behandelten Eherecht ^spricht 
sich der Verf. Bd. II. S. 58—59 für die Ansicht aus: dass 
die Nuptiirenden und nicht der trauende Priester Ministri sa- 
cramenti seien. Die Frage von den gemischten Ehen wird 
übergangen. 

Dagegen wird vom elterlichen Verhältnisse und dem der 
Dienstboten gehandelt, und merkwürdiger Weise S. 103 die 
Proposition vorgebracht und ausgeführt: Servitus per se nee 
juri naturali nee divino repugnat adoque nisi jiira humana 
obstentj non est ilUcita^ und S. 105 den weitern Satz: jus di" 
vinum et canonicum simul ac servitutem justo tüulo aequisitam . 
probant et vindicant, injustam damnant ac severe prohibent, 
quin etiam legitimaryi temperant eamque justis legibus pon" 
derantur. 

Von der bürgerlichen Gesellschaft sagt der Verf. IL S. 107: 
Societates civiles sunt in praesenti statu naturae lapsae mo^ 
raliter neeessariae! Der Staatszweck bezieht sich nicht blos 
auf die materiellen, sondern auch auf die geistigen Interessen, 
der Menschen, daher die Staatspflicht, auch die Religion zu 
schützen; doch hat die weltliche Gewalt nur das Recht, die 
Beschlüsse der Kirche auszuführen, nicht aber die Beschlüsse 
in Religionssachen zu fassen (S. 125). S. 129 steht die Pro- 
pos. : Potestas Civilis seu principatus poUticus secundum se^ 
sumptus a Deo (de flde) est und S. 130 in actu secundo (durch 
die Einsetzung der jedesmaligen Obrigkeit) non est Immediate 
a Deo sed mediate tantum. Es^ folgt nun die Theorie des 
Verf. über das Verhältniss von Kirchs und Staat, welche da- ^ 
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bin geht) den letstern sei der erste so sehr untergeordnet in 
Beligionsangelegenheiten, dass die geistliehe Gewalt auch Stra- 
fen gegen die TrSger der weltlichen decretiren könne (p. 140); 
doch sei die kirchliche Strafgewalt (hier) simpliciter potestas 
spiritnalis nicht aber temporalis (p. 141). 

In der Lehre vom kirchlichen BegrSbniss stellt der Yerf. 
S. 314 den Sats auf, dass katholische Kirchhöfe durch das 
Begraben Häretischer polluirt würden: nach strengem Rechte 
dürfte daher nachher so lange keine katholische Leiche dort 
begraben werden, bis die des Häretikers ausgegraben und weg- 
geschafft sei. Doch fügt er vorsichtig hinzu: In praxi ex- 
humatio omiui potest, ubi praesertim non sine scandalo aut 
rumore fieret! 

Durchaus oberflächlich und ohne eine nur einigermassen 
näher eingehende Interpretation der tridentinischen Bestimmun- 
gen wird S. 229—231 die Lehre ron der Kirchenbaulast ab^ 
gemacht. Er bemerkt indessen, dass die bürgerliche Gesetz- 
gebung jetzt mehr massgebend sei. Von den Unirersitäten 
sagt er S. 240, sie seien pontifleia auctoritate instituendae; 
spricht ihnen dann aber S. 260 das Becht zu, doctrinelle Gut- 
achten abzugeben. S. 302 wird die Lehrfreiheit der Kirche 
rücksichtlich des profanen Unterrichts und daher ihr Recht, 
Schulen aller Art zu errichten, yertheidigt. 

Was das eigentliche Güterrecht betrifft, so bemüht sich 
der Verf. S. 327 ff. schriftmässig zu beweisen gegen Wikleff und 
Andere, dass der Kirche der Vermögenserwerb zustehe, und 
zwar, dass die Rechtstitel desselben nicht durch das Civilrecht, 
sondern jure natural! et divino begründet seien (p. 344). 

S. 363 bebandelt der Verf. die Streitfrage vom Subjeet 
des Kirchenvermögens ; er führt fünf Meinungen auf, unter wel- 
chen er die fünfte als die allein richtige S. 305 ff. vertheidigt, 
nämlich die auch von Savigny, Richter u. A. angenommene, 
aber von den meisten ultramontanen Kirchenreehtslehrem Deutsch- 
lands in neuester Zeit bekämpfte, die dahin geht: dominium 
bonorum eceUdasticorum esse respeetive penes ipsas eccUsias 
particulares^ eathedrales, coUegiatits, capitulareB, reguläres, 
parocMatesj sodäliHas etc. 
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Hierauf geht er über zur Yertbeidignng der Unrerletz-* 
lichkelt des Kirchengnts, zur Bekämpfung der Saecularisationen 
desselben dureh die Regierungen n. s. w. (p. 369), dann zur 
Rechtfertigung der Immunität und Abgabenfreiheit desselben 
(p. 377), wobei er jedoch bedeutende Beschränkungen znlässt, 
z. B. die Besteuerung des Eirchenguts zur Zeit der Noth. 
Das Recht der Immunität wird weitläufig begründet als jure 
natural!, gentium, divino et ecclesiastico geboten und daher 
auch als ein durch die bürgerliche Gesetzgebung zu sanctio« 
nfrendes Vorrecht der Kirche (S. 302 ff.). 

Im dritten Buch wird das Wesen der kirchlichen Gerichts- 
barkeit festgestellt und dieselbe ihrem Urgründe nach auf das 
göttliche Recht gestützt und die Unabhängigkeit des geist* 
liehen Richteramtes von aller weltlichen Gewalt so sehr ver- 
theidigt, dass S. 446 die Appellatio ab abusu schlechthin Ter« 
werfen wird. 

8. 452 wird (wie Ton Bouix) der Satz aufgestellt: Ad 
ecclmam privative spectat decernere, quae causa sit eccUsiastica 
nee ne! und daher erstreckt sich die kirchliche Gerichtsbarkeit 
Auch auf die jura iemporalia der Kirche (p. 457), ferner auf die 
causa tum civiles tum criminales in clericum introductae (p. 460). 

Hiermit setzt Ref. seiner Anzeige dieses Lehrbuchs des 
canonischen Rechts ihr Ziel. Wie wenig ansprechend auch 
die Form des Buches Ist, und wie viele unhaltbare, aber bei 
den französischen Canonisten der Gegenwart fast allgemein 
wiederkehrende Behauptungen in denselben vorkommen, so 
kann man doch dem Verf. Scharfsinn und im Ganzen auch 
eine vorherrschende Billigkeit in seinen Ansichten nicht ab- 
sprechen. Auf das staatlich in Frankreich geltende Kirchen- 
recht nimmt derselbe so wenig Rücksicht, dass ein Fremder^ 
mit der französischen Gesetzgebung nicht näher Bekannter glau- 
ben könnte, es exlstire em solches gar nicht. 

Allein die Negation der Staatsgesetzgebung als eines auch 
die Kirche bindenden Rechts ist ja Princip der neuen Schule, 
welche es ganz richtig findet, dass alles staatliche Recht, wel* 
ches nicht von Rom aus genehmigt ist, filr etwas bloss fac^ 
tisch gehalten werde. 
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VI. 

Die neuesten Leistungen auf dem Gebiete der 
Rechtswissenschaft in Nordamerika. 

Angezeigt 

von 
mitiermaler. 



Wir haben in dieser Zeitschrift seit einer Reihe von Jah- 
ren auf alle bedeutenden rechtswissenschaftlichen Erscheinun- 
gen in Nordamerika aufmerksam gemacht. Unsere Leser wer- 
den sich überzeugt haben, dass die Mehrzahl dieser Werke 
nicht den wissenschaftlichen Charakter an sich trägt, welcher 
deutsche Arbeiten auszeichnet, dass dagegen die praktische 
Bichtung, welche das ganze amerikanische Leben durchdringt, 
auch bei den amerikan. juristischen Arbeiten bemerkbar ist, 
und ihnen auch Werth für den Ausländer gibt. Es fehlt nicht 
an Sammlungen der gerichtlichen Entscheidungen einzelner Staa- 
ten, oder an den bei Gelegenheit einzelner vorgekommenen 
Aufsehen erweckenden Rechtsfälle erschienenen Flugschriften. 
Selbst grössere amerikanische Werke über einzelne Rechtslehren 
enthalten nicht eine geschichtliche Entwickelung , nicht eine 
Aufstellung von Grundsätzen, sondern eine mit Beziehung auf 
die Werke, die das common law erörtern, und vorzüglich mit 
Anführung aller ergangenen Präjudizien praktische Erörterung 
der Lehre. Im Civilrechte liegt der Grund dieser Art der 
Behandlung und dem mangelhaften Studium des römischen und 
des germanischen Rechts (wenn die Amerikaner von dem letzten 
sprechen, so reden sie von dem feudal law). Auch ist es 
auf amerikanischen Universitäten nicht Sitte, rechtsphilosophi- 
sche Untersuchungen anzustellen. Es kann aber nicht das 
Dasein einzelner Werke geläugnet werden, die auch wissen- 
schaftlichen Werth haben. Zu den wahrhaft wissenschaftlichen 
Arbeiten gehören die Werke von Kent (von dessen Commen- 
tar jetzt die 7. Ausgabe erschienen ist), von Story, Green- 
leaf, Walker, Wharton. Immer mehr aber kömmt man auch 
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in Amerika zur Erkenntniss der Nothwendigkeit, auf dem Ge- 
biete der Jurisprudenz die praktisch tüchtige Richtung mit der 
wissenschaftlichen zu verbinden. Wir glauben, dass es nnsem 
Lesern angenehm sein muss, wenn wir sie mit dem Inhalte 
der neuesten Werke Amerika^s die aus der bessern Richtung 
hervorgehen, und auch iiir Europa ein Interesse haben, durch 
gedrängte Anzeige bekannt machen. 

i) InsHtulcä of american Zorn, by John Boutier. IV 9ol, Phitadel" 
phia. i85i. 

Vor uns liegt ein aus vier dicken Bänden bestehendes 
Werk, welches mehr als jedes andere bisher erschienene ge- 
eignet ist, nicht bloss Jedem der über das jetzige amerikani- 
sche Civilrecht eine klare Uebersicht erhalten will, diese sicher 
zu geben, sondern auch Jedem, welcher in der Lage ist, über ein« 
zelne Theile des amerikanischen Rechts zuverlässige Auskunft 
zu erhalten, diese zu gewähren. Der Verfasser starb im Jahr 
1851. Er war Richter in Philadelphia und als einer der um- 
fassend gebildeten Juristen Amerika's bekannt. Der Verfasser 
setzte sich die Aufgabe, in einer systematischen Ordnung das 
grosse in zahlreichen Werken zerstreut vorkommende Recht 
so darzustellen, dass jed^r (auf ähnliche Art wie in deutschen 
Lehrbüchern) in jeder Lehre den Begriff eines Rechtsinstituts, 
die Eintheilungen, die entscheidenden Grundsätze und die Ent« 
Wickelung des Rechtsverhältnisses nach den Wirkungen finde. 
Der erste Theil enthält das Verfassungsrecht von Amerika, 
die allgemeinen Grundsätze von den Gesetzen und ihrer An- 
wendung; das erste Buch handelt von den Personen, insbe- 
sondere auch von der schwierigen Lehre von den Korpora- 
tionen (künstlicher Personen) S. 73. Bekanntlich ist das ame- 
rikanische Recht verschieden von dem englischen, indem das 
Erste nur durch eine Verleihung kraft gesetzgebenden Akts 
die Korporation entstehen lässt. Sehr gut ist zusammengestellt 
(p. 78), welche Rechte einer Korporation zustehen. Auch 
die Lehre von dem Wohnsitze (domicil), wobei das amerika- 
nische. Recht viele Eigenthümlichkeiten hat, ist gut (p. 96) 
exörtert. Die Ldiren von der Ehe^ Vormimdschi^t; vorzägUdk 
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die Lehre Ton der insanitj and ihren Wirknngen (p. 148) 
sind hier erörtert. Das zweite Bueh handelt von den Sachen, 
zuerst von den verschiedenen Elntheilungen , dann von den 
Beweisarten und zuletzt von den Verträgen. Hier ist (p* 206} 
anch die Lehre von den Patenten und Erfindungsrechten 
nach den amerikanischen Gesetzen gut vorgetragen. Der zweite 
Theil enthält die Fortsetzung der Lehre von den Verträgen 
und insbesondere sehr klar die Lehre von den Gesellschaften. 
Von S. 152 an Ist dte Lehre von dem Grundeigenthnm vor^ 
getragen, dabei von den verschiedenen Arten von Verleihun- 
gen daran, von Uebertragung dieses Eigenthunis, von dem 
Erbrechte gehandelt. Das erste Buch (p. 492) enthält die 
Lehre von den Verletzungen und Beschädigungen (wrongs). 
Diese Abtheilung gehört zu den wichtigsten^ da der Verf. sehr 
gut alle Bücksichten der Entschädigung mit scharfer Abson- 
derung der verschiedenen Rechtsverhältnisse vorträgt. Der dritte 
Theil behandelt die Lehre von den Mitteln der Bechtsverfoi- 
gung, und hierzu auch mit grosser Klarheit die Organisation 
und die Zuständigkeitsverhältnisse der verschiedenen Gerichte 
(IIL p. 67); die Lehre von den Klagen (nach der bekannten 
Eintheilung in real and personal actions) (p. 128), die Ver- 
hältnisse der Partheien (p. 132) und die einzelnen Theile des 
Verfahrens, dabei in klarer Weise die Natur und Befugnisse 
des Schwurgerichts und die Beweislehre. Da der englisch- 
amerikanische Oerichtsgebrauch so viele Kunstausdröcke zor 
Beziehung der einzelnen Arten der prozessualischen Handlun- 
gen und Urtheite hat, so ist das vorliegende Werk sehr zu 
empfehlen, da es eine genaue Entwickelnng des Sinnes jedes 
Ausdrucks gibt. Der vierte Band spricht von einzelnen Artra 
des Verfahrens, und von p. 93 an von den Biliigkeitsgericb- 
ten und dem dabei vorkommenden Verfahren. Was dem vor- 
liegenden Werke einen besondern Werth ausser der klaren An- 
ordnung und vollständigen Entwicklung gibt, ist die Sorgfalt, 
mit welcher der Verf. die verschiedenen gerichtlldien Entsche^ 
düngen und Aussprüchen angesehener Juristen mittheilt, wekAe 
die AufsteUunj^ eines gewissen Becfatssatzos rechtfertigen. Dao- 
keiuwerA ist iber Aach} dass 4w Verft äa, wo ia den Ter« 
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schiedenen Staaten Abweichungen rorkommen, sie angibi, nnd 
da wo römische Rechtssätze in dem common law Eingang er« 
halten oder auf die Bechtsfibung Einflnas hatten ^ diese SStxe 
erörtert. 

2) A law diciionary adapled to the consiitution and 1au>$ of the uniled stof 
tet of America mth reference to the civil and other Systems of foreign 
law by J, Bouvier, Fifth edit, 2 vol. Philadelphia 1855. 

Wer die Schwierigkeit des richtigen Verstehens juritischer 
englischer Ausdrücke kennt, wer weiss, wie der nämliche Aus« 
druck in verschiedenen Rechtstheilen eine rerschiedene Be- 
deutung hat, weiss auch den Werth eines guten juristische 
Wörterbuchs zu schätzen, da die Sammler allgemeiner Wör- 
terbücher gewöhnlich zu wenig Juristen sind, nm genügende 
Nachweisungen über den Sinn der juristischen Ausdrücke ge- 
ben zu können. Mancher englische Ausdruck hat auch in 
der amerikanischen Rechtssprache eine besondere, von der eng- 
lischen abweichende Bedeutung. Das vorliegende Werk, des- 
aen Titel wir oben anzeigten, ist geeignet, diesem Bedürfnisse 
um so mehr abzuhelfen, da der Verf. selbst ein sehr ausge- 
zeichneter, praktischer Jurist war« Der Verf. fühlte aber, dasB 
ein soldies Wörterbuch erst dann wahren Werth hat, wenn 
nicht bloss eine kurze Beschreibung des Sinnes eines Aus- 
drucks gegeben, vielmehr bei Ausdrücken, die eine ganze Lehre 
umfassen und ohne die Eenntniss der Einzelnheiten nicht rich- 
tig verstanden werden können, eine klare Skizze der Lehre 
kurz mitgetheilt wird, z. B. bei dem englischen Ausdruck : con- 
sideration, deed, fixtures. Der Leser findet nun bei jedem 
dies^ vieldeutigen Ausdrücke eine gute Erörterung der ein* 
schlägigen Lehren, z. B. vol. L p. 382 über die Lehre von 
dor declaration, p. 386 über deed, p. 444 über donation, p. 540 
über Bedeutung von forgery, p. 636 injurj; vol. IL p. 192, 
wo die verschiedenen Gesetzgebungen über murder gut darge- 
«teilt sind, p. 46 die schwierige Lehre von lien, p. 51, wo 
unter dem Ausdruck: limitation die ganze Verjährungslehre 
erörtert ist» p. 124 ist unter dem Worte: mazim die Ueber- 
aicbt aller jo EngUnd mi Amerika bekaoAtUtch seht wlchtir 
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gen aligemeioen Bechtssätze des comon law zusammengestellt. 
Die viel bestrittene Lehre ron notice ist vol. ü. p. 240, und 
p. 341 die Lehre von den verschiedenen Yertbeidigungsmitteln 
des Beklagten unter dem Worte plea entwickelt. 

Der Verf. hat den Werth seines empfehlungs würdigen 
Werkes noch dadurch erhöht , dass er bei jeder Lehre Nach- 
weisungen durch Berufung auf Gesetze und Schriftstellen gibt, 
und unter den verschiedenen Worten der Staaten, z. B. Con- 
necticut, Ohio etc., die Geschichte der Gründung jedes ame- 
rikanischen Staates und seiner Gesetzgebung bemerkt. 

S) Trü^ntr bibliographicai Guido (o american, lUeraiure heing a classic 
fied list of Boohs in all departemmts puUished in the uniied sUties 
with an iniroduction, London 1855. 

Wir machen auf eine dankenswerthe kleine Schrift unseres 
deutschen Landsmanns Trübner aufmerksam, der durch seine 
Beharrlichkeit und seinen Eifer eine werthvolle Verbindung zwi- 
schen amerikanischen und englischen Buchhändlern gründete, 
und als Buchhändler in London dadurch den Vortheil eröfif- 
net. Jedem schnell Bücher aus Amerika zu verschaffen« Der 
Verf. hat in seiner Einleitung vorerst von dem Geiste und 
dem Fortschritte der amerikanischen Literatur seit 1640 bis 
1820 gehandelt, und zeigt darin, mit welcher Vorsicht die oft 
aufgestellte Behauptung angenommen werden müsse, dass in 
-Amerika in den vorigen Jahrhunderten nichts für die Wissen« 
Schäften geleistet worden, da vielmehr in jedem Fache aus- 
gezeichnete Schriftsteller in Amerika wirkten; insbesondere 
durchgeht der Verf« die amerikanische Literatur aus den letz- 
ien 40 Jahren, und widerlegt die stolzen Vor urtheile der Euro- 
päer, dass man für Wissenschaft aus den Werken der Ameri- 
kaner nichts lernen könne ; er weist insbesondere auch p. XV 
nach, dass auf dem Gebiete der Rechtswissensch/kft in Amerika 
Werke, z. B. von Storj, Kent, Livingston, erschievten^/ welche auch 
auf die Fortschritte in Europa Einfluss hatten. Merkwürdig 
sind die Nachweisungen p. XX über die Blüthe des Buch- 
handels in Amerika (man erfahrt, dass 1853 allein 733 neue 
Werke dort erschienen)^ p. XX,VI über die reichen Bibliothe« 
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ken in dem Lande und p. XXIV über die ungeheoere Zahl 
amerikanischer Zeitungen und Zeitschriften. Beigefügt Ist ein 
Katalog der wichtigsten in Amerika in jedem Fache erschie- 
nenen Werke. 

4) The history and law of habeas, and an essay on the law of Grand Jii« 
1165. By Ingersot of fhe Philadelphia bar. Philadelphia 1848. 

Wir heben diese in Europa unbekannt gebliebene Schrift 
besonders hervor, da sie eine mit Sorgfalt und frischer Auf- 
fassung aus den Quellen geschöpfte Geschichte der Entwick- 
lung von zwei der wichtigsten englisch-amerikanischen Rechts- 
institute enthält, nämlich der zum Schatze der persönlichen 
Freiheit angeführten habeas corpus acte und der grossen Jury. 
Der Verf. bemerkt mit Recht, dass im englischen common law 
nur der writ de homme replegiando als ein Schutzmittel per« 
sönlicher Freiheit vorkam ; er zeigt, dass schon vor der Akte 
Carl IL sich durch Uebung ein Verfahren wie bei habeas ca. 
ausbildete, wobei insbesondere die Frage, ob auch gegen Ein- 
sperrung durch geistliche Gerichte oder vermöge Privatauto- 
rität das Gericht Schutz geben könne. Der Verf. stimmt der 
Ansicht Hallams bei, dass durch das Gesetz von Carl IL kein 
neuer Grundsatz aufgestellt, sondern nur die bisherige Uebung 
fester begründet und klarer gemacht wurde, und hebt p. 9 
die (1758) merkwürdigen Parlamentsbeschlüsse wegen Anwen- 
dung dieses Statutes hervor. WerthvoU ist die Schilderung 
p. 14, wie alimählig der Umfang der Anwendung des Writ of 
habeas immer mehr bestritten wurde, bis das Statut Georg IV. 
(p. 19) manche Streitigkeiten entschied. Es ist interessant 
aus der Anführung der einzelnen Fälle bei dem Verf. zu sehen^ 
wie wohlthätig die Anwendung z. B. in Fällen wurde, wo zu 
zeigen war, dass ein Fall vorlag, in welchem Bürgschaft zu 
leisten gewesen war, oder wenn die Verhandlung ungebürlich ver- 
zögert wurde (p. 20). Die Schrift liefert nan dieNachweisnng wie 
in einzelnen Fällen das Mittel angewendet wurde, und zeigt von 
p. 32 an, welche Statute darüber (mit noch grösserem Schutz) in 
den amerikanischen Staaten ergingen. In der Abhandlung über 
die grosse Jury (von p. 47 an) beweist der Verf., dass er mit 

fiHC UUtekr, f, tM»U¥f, XXVUl B4, L Bfi. Q 
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den Quellen vertraat ist; seine Auffassung ist freilich eine ver- 
schiedene von den neuen deutschen Arbeiten und der Forschung 
von Forsyth. Er erkennt zwar der Anklagigury den frühen 
Ursprung zu; nur fehlt der Verf., wenn er eine frühere Ent* 
Wickelung der Urtheilsjury annimmt; der Verf. (p. 55) findet 
so grosse Aehnlichkeit zwischen der englischen Grandjury und 
dem canonischen Verfahren, sodass er geneigt ist, die nämliche 
Quelle für Beide anzunehmen. Auch der Verf. (p. 58) erkennt, 
dass ursprünglich die Geschworenen nur Zeugen waren, die nach 
ihrem eignen Wissen aussagten, und dass erst allmählig (auf 
p. 59 gut entwickelt) die spätere Ansicht entstand, welche 
die Geschworenen als Richter betrachtete, die nach evidence 
zu entscheiden hätten. Der Verf. verweilt besonders bei der 
Frage, wie lange die Ansicht bestand, dass die Grandjury nach 
ihrem Wissen (ohne Bücksicht auf vorgelegte Beweise) an- 
klagte (p. 60) und une in der Bechtsübung das Erforderniss 
der geheimen Verhandlung der grossen Jury sich bildete (p. 62). 
Die vorgekommenen RechtsßUIe shid gut zusammengestellt. Am 
Schlüsse spricht der Verf. (wir bedauern nur zu kurz) darüber wie 
durch Statute von Amerika die grosse Jury verbessert wurde. 

5) An Inhvduction of ihe Study of ih§ Roman kuc^ by Luiher Cushing' 
BosUm 1854. 

Je mehr das Studium des röm. Rechts in Amerika ver* 
nachlässigt wird, desto erfreulicher ist ein Werk wie das oben« 
genannte; zwar würde man sich sehr irren, wenn man darin 
eine römische Rechtsgeschichte suchen würde, wie sie in Deutsch« 
land die äussere und innere Rechtsgeschichte begreift; das vor- 
liegende Buch enthält nur äussere röm. Rechtsgeschichte ^ ist 
bestimmt zum Gebrauche bei Vorlesungen, liefert die Geschichte 
des röm. Rechts bis Justlnian, entwickelt den Geist der justi- 
nianischen Sammlung und die Schicksale derselben. Das Buch 
ist mit grosser Klarheit geschrieben; die neuen deutsdien For- 
schungen scheinen dem Verf. unbekannt. Merlnrürdig ist die 
Entwickelung des Verhältnisses der Gesetzgebung und der Ju- 
risprudenz. 
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6) Tke law of eontracts by Th, Parsons, Dane Prof€$$or of law in (he 
universily ai Cambridge, vol, L Boston 1853, 

Dies Werk ist im Geiste der Arbeiten von Story geschrie- 
ben und bebandelt den allgemeinen Theil des Obligatlonenrecfata 
Der Verf. ist ein gründlicher Jurist, der mit den Quellen ver- 
traut ist und die Gabe der Klarheit und systematischen An* 
Ordnung in hohem Grade besitzt. Da das englisch-amerika- 
nische Yertragsrecht grösstentbeils auf dem common law beruht| 
80 musste der Yert bei jeden von ihm angeführten Satze auf 
Urtbeile und Schriftsteller sich berufen, durch welche der Sats 
bestätigt wird. Der vorliegende Band enthält, nach den allge- 
meinen Begriffen von Verträgen, im Buch I. die Lehre von 
den bei Verträgen vorkommenden Personen, Buch IL die Grund- 
sätze von der consideration und der Einwilligung, Buch III. 
die einzelnen Verträge. In dem ersten Buch sind die ver- 
schiedenen Verhältnisse der bei Schliessung von Verträgen be- 
tfaeiligten Personen, daher von den Herrn, von Theilnehmem, von 
Agenten, Faktoren, Müklem, Dienstboten, hierauf wird das Ver* 
hStnisB entwickelt, wie ein Recht durch Cession n. A. auf andere 
Personen übergehen kann. Eine treffliche Ausführung ist die 
p. 353 Y04I der censideratlon, wq im englischen Rechte der 
Satz gilt, dass ein Versprechen ohne consideration nicht ge- 
ricbtlidi verfc^lgt werden kann. Die alten Juristen kamen 
dazu durch römisclio Stellen vom pactum nudum, und im Fort« 
gang des Rechts fordert man, dass jeder Vertrag eine causa 
haben müsse. Das Dasein dieser causa bezeichnet man mit 
consideration. In der Recfatsanwendung erzengt dieser Sat2 
viele Streitigketten. Die Ausführungen des Verf. verdienen 
w gen des praktischen Geistes , wegen vieler feiner Beobach- 
tungen und der Klarheit die Aufmerksamkeit auch europäischer 
Juristen, denen das Werk eine klare VorsteBung vom amerl« 
kaniscben Vertragsrechte gibt* 
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vn. 

Die neueste Bearbeitung des englischen Rechts. 

Angezeigt 

von 

Herrn J>u Btirckliardt^ jun. 

in Basel 



Blacksione's Commentaries sysfematicdlly ahridged and adapted to ihe ext- 
sttng State of ihe law and constitutiony mih great additionSf by Sa-- 
muel Warren Esq, London, W. Maxwell. 1855, 

Warren der Verfasser dieser neuen Ausgabe von Black- 
stones berühmten Commentaren über das englische Recht ist 
in Deutschland wohl mehr durch seine Romane, als durch seine 
juristischen Schriften bekannt. Sein ,, Tagebuch eines Arztes^ und 
„10000 Pfund Renten^^ gehören mit zu dem Bessern in ihrem 
Fache; die letztere Erzählung bietet zudem ein wissenschaft- 
liches Interesse, indem sie einen Process um Grundbesitz, und 
dabei alle Curiosit&ten des englischen ejectment weitläufig be- 
handelt. In dem vorliegenden Werke bezweckt Warren ein 
doppeltes. Es soll erstens als Ergänzung Blackstones dienen, 
durch Anftihrung der neuern vielfachen Veränderungen in der 
Gesetzgebung bis zum Jahr 1855. und zweitens soll es auch 
dem Laien die Möglichkeit bieten, die Hauptgrundsätze des 
jetzt in England geltenden Rechtes kennen zu lernen. Gewiss 
-wird es auch in Deutschland Manchem in dieser oder in jener 
Hinsicht willkommen sein. Es ist klar, dass seit der Einfüh- 
rung von Repräsentatiwerfassungen und von Schwurgerichten 
im Criminalprocess das englische Recht als die Quelle dieser 
Institute eine hohe Wichtigkeit für den deutschen Juristen hat. 
Aber auch die andern Theile des Rechts bieten ihm vielfach 
die überraschendsten Au&chlüsse und Analogieen; einmal wird 
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et eine Menge germaniscber Rechtsideen Im materiellen und im 
formellen Rechte finden, und dann im Process oft wunderbare 
Achnlichkeiten mit dem römischen. In letzterer Beziehung er- 
innere ich nur beispielsweise an die Einrichtung der Billigkeits- 
höfe und an die Fictionen ; wem fallt nicht bei dem englischen 
ejectment sogleich der altrömische Sacramentsprocess ein. Das 
Werk Ton Warren hat nun das Verdienst, dass es mit einer 
wissenschaftlichen Auffassung ein^ populäre Darstellung yer- 
bindet, und so die technischen juristischen Ausdrücke möglichst 
vermeidet, welche sonst die englischen Werke für einen Aus- 
länder oft ungeniessbar machen. Der Preis (1 L.) ist zudem, 
für einen starken Band von 834 Seiten, nach englischem Mass- 
stab, bescheiden. 

Den Grund bilden Auszüge aus Blackstone, denen War- 
ren's Zusätze in Parenthesen beigefügt sind ; jene machen et- 
wa ein Dritte), diese zwei Drittel des Werkes aus. Blacksto- 
nes ursprüngliches Werk besteht bekanntlich aus 4 Büchern: 
1) das s. g. Personenrecht, worin die Verfassung, die Stände, 
die Ehe, väterliche Gewalt, Vormundschaft und Corporationen 
behandelt werden; — 2) das Vermögensrecht; — 3) die Pri- 
vatdelicte und der Civilprocess ; — 4) Strafrecht und Straf- 
process. Diesem Gang schliesst sich nun unser Werk in fort- 
laufenden Capiteln an. Die Einleitung gibt einige dankens- 
werthe Notizen über Blackslone, mit gerechter Würdigung sei- 
nes Werkes und seiner Verdienste um das englische Recht 
Die ersten Capitel sprechen vom Recht im Allgemeinen, sei- 
nen Arten und von den verschiedeneu Staatsformen. Cap. 6 
bis 10 geben die Quellen des englischen Rechts, einige Grund- 
sätze über das Verhältniss von Recht und Billigkeit, und die 
Eintheilung des Landes In rechtlicher Beziehung. Hierauf fol- 
gen die Hauptlehren des englischen Staatsrechts über Parla- 
ment, König und Volk, Cap. 11—27; dann das Verhältniss 
der Kirche und der Dissenter, und die Lehre von den Ständen. 
Cap. 35—39 besprechen die privatrechtlichen Verhältnisse von 
Mann und Weib, Vater und Kind, Vormund und Mündel, und 
Herr und Diener; in ersterer Beziehung wird auch hier der 
beklagenswerthe Zustand der Gesetzgebung in Bezug auf Ehe- 
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Scheidung scharf heryorgehobeo. Cap. 40 gibt iDteressante 
Kotlaen über die Geschichte und den gegenwärtigen Stand des 
Armenwesens; und Cap. 41 ebenso über die Corporatlonen, 
wobei die neueste Gesetzgebung über Alitiengesellschaften und 
die neueste Manicipalgesetzgebang gehörig berücksichtigt sind. 
Die GrundsStse des Vermögensrechts, die bei Blacisstone den 
gansen zweiten Band ausfüllen, sind nur in ihren allgemein- 
sten 2ügen gegeben: die Hauptlehren des Lehenrechts und 
die Bedeutung des im englischen Bechte so durchgreifenden 
Unterschieds von Real- und Personalvermögen , sowie Einiges 
über Erbrecht; Gap. 42—47. In Gap. 48 — 59 werden einige 
Frivatdelikte hervorgehoben und einiges Allgemeine über Han- 
delsrecht und Verträge beigefügt, worauf das System des Ci- 
vilprocesses folgt. In letzterer Beziehung ist besonders die 
jüngste Gesetzgebung, welche die ganze Beweislehre so. we- 
sentlich umgeändert und die Rechts- und Billigkeitshofe durch 
Erweiterung der beiderseitigen Gompetenz um so Vieles näher 
gebracht hat, von grosser Wichtigkeit. Wer das schätzbare 
Werk Rüttimann's über den englischen Givilprocess kennt, wird 
hier eine willkommene Ergänzung desselben ünden. Der letzte 
Theil, Gap. 60 — 68, enthält das Griminalrecht, d. h. einige allge- 
meine Lehren über Verbrechen und Zarechnungsfähigkeit, einige 
einzelne Verbrechen, die Strafen und den Griminalprocess. Zum 
Schluss ist Blackstone's Abhandlung über den Ursprung und 
die Fortbildung dos englischen Rechts abgedruckt, mit der Fort- 
setzung von Goleridge bis 1825, von J. W. Smith bis 1836, 
und von Warren selbst bis 1855; der letzte Theil gibt uns 
eine sehr klare Anschauung der bedeutenden Reformen im 
ganzen Gebiete des Rechts seit einer Anzahl von Jahren. Den 
Anhang bilden eme Reihe Fragen über den ganzen Inhalt des 
Werkes, zum Gebrauch für Studirende. 

Der Standpunkt des Verfassers ist streng conservativ und 
religiös ; so hat er es für nöthig gefunden, ein eigenes Gapitel 
vorauszuschicken, worin er auf den spezifisch christlichen Gha- 
rakter des englischen Rechts aufmerksam macht; und überall, 
wo er auf allgemeine Lehren zu sprechen kommt, tritt jene 
Ansicht hervor. Der Styl ist klar und fliessend, und belebt 

Digitized by VjOOQIC 



Bieher: Friedeiifrieht6rliohe Comptteut li9 

durch Anführung ron Aussprüchen berühmter Juristen und 
Staatsmttnnor, sowie durch Bezugnahme auf Fälle aus der 
Praxis, i) 



vin. 

Zwei neue gesetzliche Erweiterungen der friedens- 
richterlichen Competenz in Frankreich. 

Von 
Herrn Dr. E« Kfleher, 

Privatdocent in Zürich.^) 



Bekanntlich sind die Veränderungen, welche in den Com- 
petenzverhältnissen der einzelnen Bestandtheile des französischen 
Gerichtsorganismus in den verflossenen Jahrzehenden auf dem 
Wege der Gesetzgebung vor sich gegangen sind, von ziemlich 
geringem Belang. Um so mehr muss es auffallen, dass von 
diesen wenigen Veränderungen mehrere die Friedensgerichte, 
diesen in seiner ganzen Anlage so eigenthümlich gestalteten 
Bestandtheil jenes Organismus, betroffen haben. Namentlich 
ist durch das Gesetz vom 25. Mai 1838 die Competenz die- 
ser Gerichte so wesentlich erweitert worden, dass der Justiz- 
minister in seinem Berichte über die Civilrechtspflege hi Frank- 
reich während des Jahres 1851 sie mit vollem Grunde als 
die Basis der gesammten französischen Gerichtsorganisation 
bezeichnen konnte. Auch das Jahr 1854 hat neuerdings zwei 
Erweiterungen der Competenz der Friedensgerichte zur Folge 
gehabt, die zwar bei Weitem nicht die Wichtigkeit derjenigen 



1) Wir Iiaben nacli genauer Vergleichting des Werkes von Warren 
ans ttberzeugt, dass es ein sehr nützliches Werk ist und eine deutsche 
Uebersetflung desselben sehr verdienstlich sein würde. Hittermaier. 

1) Herr Dr. Escher, der längere Zeit sich in Frankreich aufge- 
halten hat, ist der Verfasser eines sehr empfehlungs würdigen Werlies: 
Beiträge zur Kenntniss der bürgerlichen Rechtspflege in Frankreich 
von Dr« Ettgen £s6ben Zürich 1855. Mittermaier. 
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von 18S8 haben, immerhin aber wegen des darin liegenden 
unzweideutigen Zeugnisses für die fortwährend den Friedens- 
gerichten sich erhaltende ' öffentliclie Gunst eine allgemeinere 
Beachtung verdienen. Ich meine hiermit ein Gesetz vom 20. Mai 
1854, welches den Artlltel 3 des Gesetzes vom 25. Mai 1838 
modificirt, und ein anderes Gesetz vom 10. Juni 1854, betref- 
fend den ungehinderten Abflass des durch Dralnirung gesam-- 
melten Wassers. 

Schon das Gesetz vom '25. Mai 1838 hatte In seinem 
Artikel 3, in wesentlicher £rweitung von Artikel 3 des Civil- 
processgesetzbuches, verfügt : 

„Die Friedensrichter erkennen erst- und letztinstanzlich bis 
zum Betrage von 100 Fr., und erstinstanzlich ohne Rück- 
sicht auf den Betrag: 

^lieber die Klagen auf Bezahlung des Mieth- und Pacht- 
zinses, über die Aufkündung von Miethverträgen , über die 
Begehren der Auflösung solcher Verträge, falls dieselben allein 
auf das Ausbleiben der Bezahlung des Mieth- oder Pacht- 
zinses sich stützen; über Ausweisungen aus gemietheten 
Localen und über Klagen auf Gültigerklärung von Retentio- 
nen; dies Alles, falls der' Betrag der Miethe, gleichviel ob 
diese mündlich oder schriftlich abgeschlossen worden sei, 
jährlich in Paris 400 Fr., überall anderwärts 200 Fr. 
nicht übersteigt.^ 

Es ist nun diese Bestimmung, welche durch das vorhin 
genannte Gesetz vom 20. Mai 1854 dahin modificirt worden 
ist, dass alle in Art. 3 aufgezählten Arten von Klagen auch 
bei einem Mieth- oder Pachtzinse von200Fr. bis 400Fr. 
nicht bloss in Paris, sondern überdies in den Sprengein der 
Friedensgerichte von Lyon, Marseille, Bordeaux, Ronen, 
Kantes, Lille, Saint-Etienne, Ntmes, Reims und 
Saint-Quentin an die Friedensgerichte gelangen. Ueber 
die Gründe dieser Erweiterung der friedensrichterlichen Compe- 
tenz hat sich Favart als Berichterstatter des Gesetzes vor 
dem gesetzgebenden Körper folgender Massen geäussert: 

„Die Aufmerksamkeit der Regierung ist durch eine Pe- 
tition der Bewohner von Lyon rege gemacht worden, 
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Beror sie sich indessen darauf einliess, hat die Regierung za 
gleicher Zeit über gewisse andere Localitäten, in denen eine 
Erweiterung der friedensrichertlichen Competenz in Folge der 
Anhäufung der arbeitenden Bevölkerung als nothwendig 
sich darstellen mochte, genauere Erkundigungen einziehen las- 
sen. Organe, welche die Industrie und den Handel ver- 
treten, sind zu Rathe gezogen worden; die Handelskam- 
mern und die Fabrikgerichte haben geantwortet, und 
diese Untersuchung hat die Notfawendigkeit an den Tag ge- 
legt, die zu Gunsten der Hauptstadt geschaffene Ausnahme 
auf die Städte Lyon, Marseille, Bordeaux, Rouen, Nantes, Lille, 
Sainte-Etienne, Ntmes, Reims und Saint-Quentin auszudehnen.^ 

„Vielleicht wird dereinst der allen Interessen verliehene 
Aufschwung und die fortwährende Vermehrung des bewegli- 
ehen und des unbeweglichen Vermögens diese Massregeln auch 
in andern Städten und sogar in allen Gemeinden des 
Reiches als vortheilhaft erscheinen lassen; allein um mit der- 
jenigen Vorsicht, welche eine Competenzerweiterung erheischt, 
zu Werke zu gehen, darf dieselbe nur da zur Anwendung 
gelangen, wo das Bedürfniss dafür sich wirklich gezeigt hat.^ 

Aus dieser Stelle des Berichtes kann, wie mir scheint, mit 
Sicherheit entnommen werden: einmal dass die Friedensrich- 
ter nicht bloss der Gunst einzelner Staatsmänner und Rechts- 
gelehrten sich erfreuen, sondern auch der Gunst derjenigen 
Volksklassen, welche am häufigsten im Falle sfeh befinden, 
Ihre Hilfe in Anspruch nehmen zu müssen, und welche daher 
am besten in der Lage sind, die Tüchtigkeit ihrer Leistungen 
zu beurtheilen; sodann dass die Regierung eine Erweiterung 
der friedensrichterlichen Competenz bereits in petto bewahrt. 
In der That werden diese beiden Ergebnisse durch das zweite 
der vorhin genannten Gesetze, vom 10. Juni 1854, vollkom- 
men bestätigt. 

In diesem letztern Gesetze, welches allen Grundeigen- 
thümern die Pflicht auflegt, den zur Drainirung oder sonstigen 
Austrocknung benachbarter Grundstücke erforderlichen Wasser- 
leitungen den Durchweg durch ihr Gebiet, soweit dieses nicht 
in Häusern, Höfen, Gärten, Parken und mit den Wohnungen 
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verbandenen EinachlüBseQ besteht, zu gestattefi, wird Iq Art. S 
festgeaetst: 

,,DieJenigeii Streitigkeiten, welche durch die Äuflegang 
oder die Ausübung der Servitut, durch die Bestim* 
mung der den Wasserleitungen anzuweisenden 
BichtuDg, durch die Ausführung der Drainirnngs«' 
oder Austroclcnungsarbeiten, durch die Ermitt-' 
lung der zu leistenden Eatschädignng und der Un** 
terhaltungslcosten veranlasst werden, sollen in erster 
Instanz vor den Friedensrichter des Cantons gebracht 
werden, welcher bei seinen Eriienntnissen die Interessen des 
Unternehmens mit der dem Eigenthum schuldigen Achtung 
Zü vereinigen hat. 

„Erscheint die Zuziehung eines Experten als noth- 
wendig, so kann er sich mit einem einzigen Experten 
begnügen.* 

Dieser Competenzbestimmung, welche (was wohl ins Auge 
zu fassen ist) l^dnerlei Rücksicht auf die Grösse des streiti** 
gen Betrages nimmt, muss um so eher die von mir ihr vindi^ 
cirte Bedeutung zugeschrieben werden, als man in dem Ge- 
setze vom 29. April 1845 über die Anlegung von Wasser- 
leitungen in fremdem Boden, also in einem ganz analogen 
Falle, es nicht für passend erachtet hatte, die Entscheidung 
der entstehenden Streitigkeiten an der Stelle der gewöhnlichen 
erstinstanzlichen Gerichte den Friedensgerichten zu übertragen. 
Ueber die Gründe, wesshalb in dem Graetze vom 10. Juni 1854 
ein anderes System befolgt wurde, sprach der Berichterstatter 
desselben vor dem gesetzgebenden Körper in folgender Weise 
sich aus: 

„Bei Erlass des Getzes vom Jahr 1845 hatte man ge-* 
hofft, dass dasselbe grössere Erfolge haben würde, als es in 
Wirklichkeit gehabt hat; und alle competenten Bichter sind 
einstimmig der Ansicht, dass die hauptsächliche Ursache, 
welcher das Ausbleiben des gehofften Erfolges zuzuschreiben 
ist, in dem hinsichtlich des Gerichtsstandes befolg-* 
ten Systeme zu suchen ist. Beim Landban handelt es sich 
vor Allem um ein rasches und wohlfeiles Verfahren« 
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Diö Bechtsprechnng der erstinsttnalichen Geriehte und 
der Appellh-öfe ist langsamer und kostspieliger alt 
diejenige der FrSedensgerlchte, denen das Oesetc die 
erstinstanzUclie Entscbeidung der enlstehenden Streitiglceiten 
überträgt, so dass diese nur auf dem Wege der Appellation 
an die erstinstanzlichen Gerichte gelangen werden. Der Frie« 
densriehter, ein Mann der Gegend und vorwiegend ein 
Yersöhnungsbeamteter) gewährt jede Garantie dafür, 
dass bei Entscheidung jener Streitigkeiten die Interessen bd^ 
der Parteien werden gewahrt werden.^ 

Gewiss verdient dieses bei zwei verschiedenen Anlässen 
ausgesprochene, jedes Mal durch ein einstimmiges Votum 
des gesetzgebenden Körpers sanctionirte Lob der Friedensge^ 
richte, deren Mitglieder doch (in Abweichung von denen der 
ordentlichen Gerichte) ohne alle gesetzlichen Garantieen 
genügender Befähigung oder der wfinschenswerthen Selbstän- 
digkeit von dem Kaiser gewählt werden, die volle Aufmerk« 
samkeit des auswärtigen Rechtsgelehrten. Es findet sich da- 
rin ein Schätzenswerther, weil auf der Erfahrung beruhender 
Beitrag zur Lösung der Frage, ob die Aufstellung von be- 
sondern Gerichten zur Entscheidung der weniger bedeutenden 
oder eine besonders rasche Entscheidung erfordernden Streit- 
sachen und die Einführnng eines für solche Sachen bestimm- 
ten summarischen Verfahrens, ohne Beachtung der rechtlichen 
Schwierigkeiten der Entscheidung, sich rechtfertigen lasse oder 
nicht. Denn was könnte der Grund sein, dass die Entschei- 
dung der in jenen beiden Gesetzen aufgezählten Streitsachen, 
deren manche gewiss sowohl juristische umfassende Kenntnisse 
als einen geübten Takt, verbunden mit vollkommener Unab- 
hängigkeit von jedem ungehörigen Einflüsse, voraussetzt, nicht 
den ordentlichen Gerichten, die alle möglichen gesetzlichen 
Garantleen für das Vorhandensein jener Voraussetzungen bieten 
und überdies ebenfalls eine oder (bei Einrechnung des Verfah- 
rens in der audience des r^f^r^s) sogar zwei summarische Pro- 
cessarten kennen, übertragen wurde, sondern an ihrer Statt 
einer Klasse von Ausnahmsgerichten ^ welche ajler jener Ga- 
rantieen ermangeln? Ich bin nur einen solchen Grund auf- 
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KofiDclen im Stande, und zwar in der Erfahrung, dass in der^ 
artigen Streitsachen eine späte, wenn auch juristisch allseitig 
gerechtfertigte Entscheidung ebenso schädlich wirke, als wenn 
sie ungerecht wäre, und dass daher bei Beurtheilung derselben 
wesentlich auch auf rasche Erledigung Rücksicht su nehmen 
sei; dazu mag vielleicht auch der Umstand gekommen seiui 
dass die Eigenschaft der Friedensrichter als Einzelrichter 
aliein eine rasche Entscheidung mit der Beachtung aller in 
Frage kommenden Verhältnisse und unter sich collidirenden 
Interessen als vereinbar erscheinen liess, während man bei 
den stets etwas schwerfälligeren collegialischen Gerichten 
beim Verlangen einer raschen Entscheidung das häufige 
Ausfällen formell zwar nicht anfechtbarer, materiell da- 
gegen ungerechter Entscheidungen besorgte. Wie dem indes- 
sen auch sein mag, so kann ich doch nicht umhin, einiges 
Bedenken darüber zu äussern, dass bei einer so überaus wich- 
tigen Klasse von Gerichten, wie die Friedensgerichte dies be* 
reits sind und noch mehr zu w()rden die Aussicht haben, im 
Schoosse der competenten Behörden noch kein Laut gehört 
worden ist, welcher bezweckte, die friedensrichterliche Rechts- 
pflege des Palladiums der Unabhängigkeit, dessen die ordent- 
lichen Gerichte in Frankreich sich erfreuen, ebenfalls theilhaf- 
tig zu machen; denn es liegt unzweifelhaft eine schreiende 
Anomalie darin, wenn auf der einen Seite in Frankreich diese 
Unabhängigkeit des Richterstandes als eine der wichtigsten 
Bedingungen der bürgerlichen Freiheit betrachtet, auf der an- 
dern Seite aber vom Justizministerium aus als die Basis der 
gesammten Rechtspflege eine Behörde erklärt wird, welcher 
diese Unabhängigkeit unbedingt mangelt! 
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IX. 

Beiträge zur Würdigung des Strafverfahrens in 
England nach mehrjährigen Beobachtungen. 

Von 

Herrn Torrent 

, in London. 

(Schlass des Aufsatzes Nr. XXI. im vorigen Hefte.) 



lY. Grundsätze des eDglischen Anklage- und 
Vertheidigungs Systems. 

V7ie die yoruntersuchung, so wird auch die Anklage 
und Yertheidigung in einem ganz andern Geiste geführt, als 
nach dem französischen System. Mittermaier hat dies in 
seinem Buche schon so vollständig und anschaulich ausgeführt, 
dass ich mich hierüber auf wenige Bemerkungen beschrän- 
ken kann. 

£s gibt in England keinen Staatsanwalt oder Amt eines 
öffentlichen Anklägers, der die Verbrechen von Amtswegen zu 
verfolgen und die untersuchungsrichterliche Thätigkeit zu lei- 
ten oder anzuweisen hätte. Der Attorneygeneral ist Krön- 
anwalt oder Anwalt für die Mitglieder der königlichen Fami~ 
lie in allen bürgerlichen Angelegenheiten, welche sie persönlich 
oder in der Eigenschaft als Mitglieder des königlichen Hauses 
oder in der Eigenschaft als Eronbeamte und Würdenträger 
berühren. Er ist auch Anwalt der Krone in solchen Straf- 
sachen, die nach unsern Begriffen bloss Verwaltungs-, Polizei- 
oder Dienstsachen sind, aber nicht zu den eigentlichen ge- 
meinrechtlichen Strafsachen gehören, und bei treason und mis- 
prision of treason und einigen Arten von praemunire und bei 
Aufruhr, öffentlichen Gewaltthätigkeiten und öffentlichen Ver- 
gehen gegen die Sittlichkeit. Allein in allen diesen Fällen 
bat er keine andere Stellung und keine andern Rechte und 
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Yerbindlicbkeiten wie jeder andere Ankläger oder Anzeiger in 
gemeinen Strafsachen. Der ganze Unterschied zwischen der 
Anklage durch den Attornejgeneral und der Privatanklage be* 
steht darin, dass er die strafrechtliche Verfolgung gemeiniglich 
im Weg der information bei der Queens Beuch erhebt, was 
immer die Folge hat, dass die Sache ganz In den Formen 
des bürgerlichen Processes verhandelt und entschieden wird. 
In allen andern Fällen, in welchen eine Sache nicht im Wege 
der information (eine Art von Verfolgung, welche jedoch auch 
von Privatanklägern gewählt werden kann) eingeleitet wird, 
ist der Attornejgeneral gleich einem Privatankläger eigentlich 
nichts anderes als ein Anzeiger, der nur Mittheilungen und 
seine Beweismittel anzubringen hat, auch Anträge auf Ver- 
haftung, Besichtigungen, Hausdurchsuchungen und Zeugenver- 
hörungen u. s. w. stellen kann, aber durchaus keinen andern 
amtlichen Charakter hat als jeder Anwalt, Barrister u. dgl. auch. 
Der Polizeirichter, Magistrat oder Friedensrichter ist so unab* 
hängig von jenen Anträgen als von den eines Privatanklägers. 
Ueberhaupt ist das gemeine Strafverfahren In der Voran* 
tersnchung bis zum indictment nicht sowohl ein Anklage- alsr 
Anzeigeverfahren; denn nicht nur die Magistrate, bei denen 
die Anzeigen gemacht werden, sondern auch die Polizeibeam- 
ten und ihre Untergebenen thun von Amtswegen was ihnen 
räthllch und gesetzlich zulässig erscheint zur Entdeckung und 
Verfolgung von Verbrechen. Auch ist nicht der Anzeiger, 
Wie etwa der Attomeygeneral oder eine Privatperson, sondern 
dasLand durch die grosse Jury der Ankläger. Die 
grosse Jury hat auszusprechen, ob und welches Verbrechen 
begangen worden, und ob und welche Person als Schuldige 
verfolgt werden soll, pro corpore comitatus, Stephen IV. S. 410. 
Sobald die grosse Jury ihr „Ignoramus^ oder „not a true bill* 
öder „not found'^ ausgesprochen hat, fällt das ganze Anklage- 
Verfahren zusammen. Hat aber die grosse Jury den Anklage- 
entwurf nach Abbör der Zeugen „a true bill^ erklärt, so ist 
der Ankläger oder Anzeiger so anzusehen, als ob er von An- 
fang an gesetzlieher BevoUmächtigtef der Grafschaft, im der 
das Verbreche abasnurtheilea isti gewesea wSrei da« Verbre- 
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eben gerichtlich zu verfolgen. Deeshalb hat der Anzeiger oder 
Ankläger den Ersatz der Kosten für die Verfolgung, für seinen 
Anwalt und Zeugen vorerst aus der Grafscbaftskasse anzuspre- 
chen, wohin sie von der Staatskasse räckv^rgütet werden, bei 
allen Verbrechen, die unter den Begriff von felonie fallen, un« 
bedingt, und bei manchen Vergehen, die misdemeanors ge- 
nannt werden, Stephen IV. S. 182, und nach den neuen Ge** 
setzesentwürfen in allen gemeinen Strafsachen ohne Unterschied 
▼on felonie und misdemeanors. Jeder Einwohner ist berech- 
tigt, jedes Verbrechen, mit dem ein Bruch des öffentlichen Frie- 
dens im englischen Sinne verbunden ist, gerichtlich zu verfol- 
gen; aber wer ein Vergehen zur Anzeige gebracht hat, wird 
durch den Magistrat, bei dem dies geschehen, verpflichtet, die 
Verfolgung auch auszuführen; und eine solche Verpflichtung 
zur Verfolgung von Verbrechen, welche unter den Begriff von 
felonie gehören, besteht insofern für alle Personen, für die Be- 
schädigten sowohl als für die, welche Eenntniss davon haben, 
dass die Abfindung oder Vergleich wegen solcher Verbrechen 
und die Verheimlichung derselben strafbar sind ; und selbst bei 
Verletzungen von solchen Strafgesetzen, in welchen die Strafe 
zum Vortheii gewisser Personen eingeführt ist , und bei blo- 
sen misdemeanors wird die Abfindung ohne Genehmigung 
des Gerichts zuweilen bestraft Stephen 1. c. S« 294 ff* 
Uebrigens gilt dies nur bei solchen Vergehen, welche wirk- 
lich schon zur Anzeige gebracht worden waren ; eine Verbind- 
Mehkeit zur Verfolgung von misdemeanors, die nicht angezeigt 
waren, bestellt für die Privatpersonen gesetzlich nicht. Man darf 
aber nicht befürchten, dass die gerichtliche Verfolgung von 
Verbrechen hierunter leidet ; die Anwaltsverbindungen, die sich 
als eine Art von Handelsgesollschaft über das ganze Land 
eratrecken, bieten auch dem ärmsten Menschen Gelegenheit| 
Beschädigungen, die er durch Verbrechen erlitten hat, zur 
Strafe zu bringen; denn jene Verbindungen übemehmeii die 
Verfolgung auf ihre Kosten und Gefahren, und da es in ihrem 
Interesse Hegt, eine Verurtheüung zu erwirken, so geben sie 
sich aueh alle Mühe, die erf<»rderlichen Beweise b^zabringen. 
MaBchmal werden sie aacb Ton ihren Farthtien dadwoh bin^ 
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tergangen, dass sich diese von den ÄDgeschuldlgten abfinden 
lassen und dann heimlich entfernen und so es unmöglich ma- 
chen, die Anklage bei der Jury zu verfolgen. Hauptsächlich 
aus diesem Grunde haben sich in neuerer Zeit mehrere Stim- 
men für die Einführung einer Staatsanwaltschaft erhoben. Allein 
das Amt eines öfientlichen Anklägers und der Sinn, wie das-* 
selbe in Frankreich besteht, würde so wenig mit dem Geiste 
des ganzen englischen Rechtswesens und so wenig mit den 
politischen und gesellschaftlichen Zuständen des Landes über- 
einstimmen, dass gar nicht daran zu denken Ist, dass ein sol- 
ches Institut je die Genehmigung der Gesetzgebung erhal- 
ten werde. 

Es gibt zwar manche Fälle, in welchen es den Bethei- 
ligten theils unmöglich, theils sehr erschwert ist, als gerichtli- 
cher Verfolger aufzutreten, oder wo eigentlich kein Beschädig* 
ter ist, wie bei Thierquälerei oder Vergehen gegen die öffent- 
liche Sittlichkeit; — allein es bestehen mancherlei Privatvereine, 
die sich zur Aufgabe gemacht haben. Vergehen der Art bei 
Gericht anhängig zu machen, wie die Vereine gegen Thier*« 
quälerei und zum Schutz junger verführter Mädchen, oder es 
sind öffentliche Anstalten, wie die Bank von England bei Ver- 
breitung falscher Bankscheine, Eisenbahn-, Canal-, Schifffahrts- 
und Versicherungsgesellschaften jeder Art, welche Entwendun- 
gen und Beschädigungen fremden Eigenthums peinlich ver- 
folgen; und in Ermanglung solcher Ankläger treten zuweilen 
die Pfarreibezirke oder religiöse Gesellschaften als Ankläger 
auf, oder wenn ein Vergehen der Art, welches das Publikum 
im Allgemeinen berührt, zur öffentlichen Kenntniss kommt, so 
fordert ein Magistrat einen Anwalt auf, die Verfolgung zu 
übernehmen. Läugnen lässt sich dagegen nicht, dass die Klage 
über die Unsicherheit des Eigenthums auf dem Lande, oder, 
wie man dies in England heisst, in den Grafschaften, sehr be- 
gründet sind. Die Ursache davon liegt aber nicht sowohl in 
der Schwierigkeit der gerichtlichen Verfolgung als in dem Man- 
gel einer genügenden Schutzpolizei. Die Sache ist schon seit 
dem Jahr 1835 vielfältig und sehr ernstlich angeregt worden, 
allein man schiebt die AngelenbeU ton einem Parlament jsum 
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andern auf die lange ^Bank, aus dem Grunde, weil die Minister 
Farteiminister sind, und weil die Familien, welche die öffent- 
lichen Angelegenheiten des Landes iq den Händen haben, wel- 
cher Parthei sie auch angehören mögen, keine Landespolizei 
wollen. — Ich habe schon erwähnt, dass die eigentliche An- 
klage oder der Anklageact oder in Anklagestandversetzung in 
dem Spruch : ^a true bill^ der grossen Jury besteht. Das in- 
dictment bildet die Grundlage alles spätem Verfahrens, und 
das englische Recht war in der Prüfung, ob alle wesentlichen 
Erfordernisse im einzelnen Fall eingehalten sind, so streng, 
dass Yor nicht gar zu langer Zeit selbst Streit darüber ent- 
stand, ob der Diebstahl eines Pferdes mit horses stealing ins 
indictment aufgenommen und gerichtlich als Pferdediebstahl 
verfolgt werden könne. Diese Strenge ist nun nach der Natur 
der einzelnen Verbrechen im Jahre 1852 durch eine Menge 
gesetzlicher Bestimmungen in Stat 14 und 15 Vict. gemildert 
worden. Für den Zweck dieses Aufsatzes dürfte es genügen, 
anzuführen, dass das indictment genau das Verbrechen mit 
den gesetzlichen Worten bezeichnen muss, dessen der Ange- 
klagte für schuldig erkannt werden soll, und dass es alle we- 
sentlichen Merkmale enthalten muss, welche den sub« und ob- 
jectiven Thatbestand ausmachen. 

Liegen gegen denselben Angeklagten mehrere Verbrechen 
vor, so müssen alle genau bezeichnet werden; es steht aber 
in der Macht des Anklägers, ob er alle oder einzelne oder 
nur eines zur Strafe bringen will, und es ist in der Praxis 
die Humanität herrschend geworden, von gleichzeitigen Ver- 
brechen nur eines, das am vollständigsten bewiesen werden 
kann, und weiin der angeklagte Verbrecher nicht zu den Per- 
sonen gehört, welche man zu Gewohnheitsverbrechern rechnet, 
gewöhnlich sogar das^ was eine geringere Strafe nach sich zieht, 
zur Verhandlung zu bringen. 

Es gilt als unumstösslicher Grundsatz der Anklage, dass 
der Ankläger vor der Urtheilsjury durchaus keine anderen 
Thatsachen und Beweise vorbringen darf, als die in dem in- 
^ctment enthalten sind. Die Anklage darf sich daher nie und 
unter keinen Umständen auf den allgemeinen Charakter des 

Mrii. Zeiuehr, f, d, lUchttw. XXVOi, Bd, L Btfu 9 
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Angeschuldigten stützen, ^le in Frankreieb, wo man den gan- 
Jken Lebenslauf von der Geburt bis zum Grericbtstag zum Ge* 
genstand der Erörterung macht; aber wenn der Angeschuldigte 
sich auf Zeugen für seinen allgemein guten Charakter berufen 
hat, so ist es erlaubt, Beweise beizubringen, dass er schon 
fthnliche Vergehen begangen. Bemerken muss ich noch, dass 
Anklagen bei der grossen Jury unmittelbar erhoben werden 
können, ohne TOrher eine Voruntersuchung bei der Polizei zu 
Teranlassen ; — eine Verfolgungsart — die übrigens nicht 
hfiufig vorkommt. 

Die Vertheidigung hat in England einen viel wei- 
tem Spielraum als in irgend einem andern Lande. 

Im Strafverfahren gilt der Grundsatz, dass kein M«nscli 
verpflichtet und geh alten wer den kann, über seine 
Person oder über sein Thun undLassenzuKedezu 
stehen, im ausgedehntesten -Sinne. Niemand kann genöthigt 
werden, sehien Namen, seine Familie und seine Herkunft an^ 
zugeben. Es kann Jemand einen falschen Namen angeben 
oder die Antwort ganz verweigern ; beides kommt hSufig vor ; 
es genügt, diiss der Angeschuldigte als die Person überwiesen 
trird, tÜe das verfolgte Verbrechen begangen hat Der Eng- 
länder hat das Recht zu verlangen, dass man ihm gegenübet 
beweise, was er isich zu Schulden habe kommen lassen, ohne 
hn Geringsten genöthigt werden zu können, einen directen oder 
indireefen GlBgenbeweis zu führen. Der Magistrat, bei dem 
die Voruntersuchung geführt wird, und die Richter der ürtheils* 
Jury haben |;ar kein Recht, irgend eine andere Frage an den 
Angeschuldigten zu stellen, als die Aufforderung oder vielmehr 
Einladung, "zu erklären, was er auf das Vorgebrachte zu €ir<^ 
widern habe, der Angeklagte ist aber nicht schuldig zu ant^ 
Worten. Es versteht sich daher von selbst, dass der Ange-* 
schuldigte nicht nur mit aller der Marter des Kreuz« vaA 
Quer<Fragens unserer Untersnchungsilcfater rnid «Uen damit ver- 
bundenen Drohungen oder Verlorckungen oder VenmglJmpfan* 
gen, sondern auch mit den Fragen und Zumuthungen, 'Wridie 
die Qieriditsprftsidenten bei der Juryverhandlung stellen, Yer* 
«cfaont bleibt. Gibt aber ^n Angeschuldigter freiwillig vlskt 
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ErkläruDg, so befasst sieh der Riöhter nicht damit, d^imelbeft 
wegen einem Widersprncbe , Unwahrscheinliehkeiten n. «. w. 
zur Hede zu stellen ; er begntfgt sich Im schlimmsten Fall, diö 
Jury bei dem Schlass?ortrag, Resume, darauf aufmerksam zu 
machen. Die einzige Antwort, die früher unter Zwangsmittela 
bis zum Tode sogar von Angesdiuldigten verlangt werden 
konnte, war die vor der Urtheilsjury, ob er sieh für schuldig 
oder unschuldig bekenne. Aber jetzt ist es Gesetz, dass wenn 
«in Angdclagter auf dreimalige Aufforderung die Antwort ver- 
weigert, der Richter in die ProtocoUe eintragen zu lassen habe, 
er habe sich für nicht schuldig erklärt: pleaded not gulkj^ 
in welchem Falle die weitere Verhandlung gerade so vorza« 
nehmen Ist, als ob er not guilty gesagt hätte. 

Meiner Ansicht nadi leidet daruntw die Rechtspflege niefat, 
sondern Ist nur humaner und ehrwürdiger. Zur SkiSuterung 
dieses Verfahrens m%e folgender Fall dienen. 

Ein 24j$hriger Spanler war am 18. Juli 1854 vor die 
Sommer-Assissen Iq Hertlörd gebracht, angeklagt des Mordes 
eines 14jShrigen Knaben. Das Verbrechen war sdion im Fe*^ 
broar verufbt und der Angeklagte war deswegen schon einmail 
vor die Frühlings-Assissen gestellt gewesen. Bei der Ver- 
-haftuDg soll derselbe viel geredet haben, halb englisch und 
iiaib in fremder Sprache, was ftir spanisch gehalten wurde^ 
-woraus 4er Polizeibeamte so viel entnehmen konnte, der An- 
geklagte behaupte, zuerst angegriffen worden zu sein. Von 
dem Augenblick an, sobald er ins GrefSngniss gebratfat war, 
-beobaehtelie er ein hartntckiges Stillschwelgen auf Jede Frage. 
Kur der Gefang^wSrter will ihn manchmal Im Grespräcfa mit 
isieh selbst gehört haben. Sobald er aber erfahren liatte, dass 
«r vor die Jury gestellt würde, war kein Laut mehr von ihm 
zu vernehmen. -Der Magistrat, der die Voruntersuchung hatte, 
vrandte sich an die spanische Gesandschaft, um für den An- 
geklagten einen Dpllmetscher und Verth^iger zu bestdlen-; 
allein ^les Zureden des DoUmetschers blieb fruchtlos. Der 
' Angeklagte selbst war in der Gegend, wo ^r verhaftet und ab« 
^murthefit wurde, ganz unbekannt Vor dem Magistrat und 
-vot de« yjjühllBgs-Assisswi hatte tt jedo Antwort verweigert, 
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nar dem Gefangenwärter hatte er auf die Mittheilung, dass 
er bald abgeartheilt werden würde, einmal geantwortet: dass 
wenn man ihm das Leben nehme , er an seinen Richtern ge- 
xächt werden würde, und ea werde Bhit vergossen werden und 
er werde Ton nun an nichts mehr sagen. Er hielt treulich 
Wort; und vor den Frühlings* Assissen wurde desshalb, weil 
er aller Aufforderungen, auf die Anklage eine Antwort zu 
geben, ungeachtet schwieg, bloss zu dem Behuf eine Jury be- 
schworen, zu entscheiden, ob derselbe absichtlich oder hj vl- 
ßitation of God stumm sei. Die Jury entschied damals, er sei 
stumm, by Visitation of God, d. h. unabsichtlich, und der Ge- 
fangene wurde auf Anordnung der Richter zur Aufbewahrung für 
die Sommer-Assissen in das Gefängniss zurückgebracht. Allehi 
hier beobachtete er das gleiche System eines hartnäckigen 
Schweigens, als ob er kein Wort von allem verstände und 
ganz gleichgiltig sei gegen Alles was um ihn vorging. Der 
Bichter berief darauf wieder eine Jury zur Entscheidung, ob 
der Angeklagte wilful mute oder mute by Visitation of God 
sei. Die Jury entschied nach Abhör der Zeugen, des Gefan- 
genwärters, Arztes und des GesandtschaftsdoUmetschers, welche 
alle der Ansicht waren, dass der Angeklagte systematisch sich 
so benehme, er sei absichtlich stumm. Darauf Hess der Rich- 
ter, wie dies st 7. und 8. Georg IV. c. 28. §. 2. vorgeschrie- 
ben ist, die plea „not guilty^ eintragen; und auf weiteres Be- 
fragen an den Angeschuldigten: ob er eine Jury zur Hälfte 
mit Ausländern besetzt verlange, wurde auf sein Schweigen 
eine englische Jury bestellt und eingeschworen. Einer der an- 
wesenden Anwälte erbot sich, die Vertheidigung zu überneh- 
men, allein der Richter erklärte, er bedauere, dies nicht ge* 
statten zu dürfen, weil das Gesetz eine Vertheidigung ohne 
Zustimmung des Angeklagten nicht zulasse. Das englische 
Recht kennt also keine Vertheidigung von Amtswe- 
gen und keine aufgedrungene oder nicht selbst erwählte 
Vertheidigung. Das weitere Verfahren war gerade so, 
als ob der Angeklagte selbst not guilty plädirt hätte. Der 
Ankläger eröffnete die Verhandlungen mit Erzählung der That- 
sacheui für welche er mehrere Zeugen berief. Das Ergeh- 
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niss ihrer Aassagen ist folgendes. Der Getödtete war von 
seinem Landlord am Morgen mit einer Vogelbiichse und Yo- 
geldanst auf das Kornfeld hinausgeschickt worden, um die 
Spatzen zu verscheuchen. Ein Zeuge, der etwa 500 Ellen 
weit von ihm weg mit Pfiägen beschäftigt war, hörte ihn um 
10 Uhr Jemanden zurnfen: „da ist kein Fusspfad, kommt her 
und ich will euch einen zeigen.^ Gleich darauf hörte er ihn 
mit einer stöhnenden Stimme rufen, ach Gott I und das letzte- 
mal sehr schwach. Der Jagdhuter des Landlords sagte: Er 
hätte den Angeklagten auf jenem Gerstenfelde etwa 80 — 90 
Eilen weit sich niederbücken gesehen, und er hätte anfangs 
geglaubt, er lege Schlingen, Fasanen zu fangen. Wie er 
desshalb auf ihn zugegangen, sei er davongesprungen , und 
als er ihn eingeholt, habe er, der Gefangene, ihm mit einem 
langen Knittel so auf den Kopf geschlagen, dass er nieder- 
gestürzt sei. Es sei ihm jedoch gelungen, ihn wieder zu packen 
und den Prügel ihm zu entwinden. Die Hände und der Knit«^ 
tel des Angeklagten seien ganz mit frischem Blut bedeckt ge- 
wesen. Es seien einige andere Männer dazu gekommen und 
sie hätten ilm der Polizei übergeben, und bald darauf hätten 
sie den Verstorbenen in seinem Blute im Gerstenfeld gefun« 
den. Der Vater des Getödteten war gerade dazu gekommen 
als der letztere Zeuge den Angeklagten auf dem Boden hatte, 
und hatte das Halstuch und die Hosenträger des Sohnes bei 
ihm gefunden. 

Ein vierter Zeuge kam dazu, als der Vater des Getödte- 
ten und der Jagdhüter den Gefangenen festgehalten hatten; 
und als sie ihn abführten, suchte er in dem Gerstenfelde um- 
her und fand den Getödteten bereits todt, doch noch warm. 
Kopf, Wangen und Mund seien voll Blut, und das Feld um- 
her sei sehr zertreten gewesen. Er hätte auch die Flinte ge- 
funden, und ihr Lauf sei mit Grund angefüllt gewesen. Der 
Polizeiaufseher gab an: der Gefangene sei ihm mit der An- 
klage des Mordes von dem Vater des Knaben und dem Jagd- 
hüter vorgeführt und der ganz mit Blut befleckte Knittel sei 
ihm übergeben worden. Er fragte, wen der Gefangene ge- 
mordet haben solle und sie antworteten: seinen Kameraden. Er 
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habe dea O^fAogeiien Eur Rede gestellt, wi« er mit einem 
seloben Knittel habe auf Jemand losscblagen mögen , worauf 
derselbe dureb Zelcben Ihm bemerklich maclUe, dass et zuerst 
angegriffen werden sei. Er hätte ihn sogleich untersucht aber 
keinerlei Verletzungen an Ihm gefunden. Die Hosenträger des 
Getödteten habe er um den Leib gebunden gehabt Der Wund- 
arzt erlKlärte: der Verstorbene hätte mehrere Quetschungen auf 
beiden Seiten des Kopfes und eine grosse Wunde auf dem 
Hinterkopfe und einen damit rerbundenen Riss des Schädel- 
beines gehabt; die Wunden seien der Art gewesen, als ob mit 
einem stumpfen Werkzeug, gleich einem solchen Enittel, 
zugefugt. 

Damit wurde das Zeugenverhör geschlossen, und der An* 
geschuldigte wiederholt durch den Dollmetscher aufgefordert, 
seine Erklärung abzugeben ; aber umsonst Die Jury fand ihn 
nach mehrstündiger Berathung der absichtlichen Tödtung schul- 
dig. Auch dieser Spruch wurde demselben erklärt und er 
aufgefordert, Einwendungen vorzubringen, warum er nicht zum 
Tode yerurtheilt werden sollte. Aber der Angeklagte schwieg 
und benahm sich, als ob er yon Allem keine Silbe verstände, 
beharrte in diesem Betragen auch den andern Morgen, als er 
zur Anhörung der Urtheilssprechung noch einmal vorgeführt 
worden war; und selbst nachdem das Todesurtheil über ihn 
gesprochen war, verblieb er in seiner anscheinenden Gleich* 
giltigkeit Das Urtheil wurde von der Königin in lebens* 
längl&die Deportation verwandelt 

Ein zweiter Vorzug der englischen Vertheidigung besteht 
darin, dass keinerlei Anschuldigungs - oder Entlastungszeugen 
einvernommen werden können und dürfen, ausser in der Ge« 
genwart des Angeklagten, damit er Gelegenheit hat, alle Zeu- 
gen dem Kreuzverhör zu unterwerfen. 

Ein dritter Vorzug ist der, dass dem Angeklagten das 
Recht zusteht, in jeder Lage des Processes von der ersten 
Vorladung und Verhaftung und vom ersten Verhör bei der 
Polizei an, sich eines rechtsgelehrten Vertheidigers zu bedie- 
Ben. Freilich muss er das 'auf seine Kosten thun ; allein da 
üle Verhöre Öffentlich und meistens in Gegenwart mehrerer 
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Anwälte, die ausschliesslich sich mit Strafsachen befassen, vor- 
genommen werden^ so bedarf es, wenn er arm oder nicht im 
Stande ist, einen Vertheidiger zu bezahlen, bloss einer Appel- 
lation an die Menschenfreundlichkeit eines der anwesenden 
Anwälte. 

Ein vierter Vorzug ist die Mündlichkeit alles Verfahrens, 
die darin besteht, dass obgleich die Aussagen aller Zeugen vom 
Magistrat und bei der Jury vom Bichter schriftlich aufgenom* 
men werden, den Geschworenen keinerlei niedergeschriebene 
Zeugenaussagen vorgelegt oder vorgelesen werden dürfen ala 
solche, welche von verstorbenen Personen oder von solchen 
herrühren, die wegen Krankheit ausser Stand sind, persönlich 
m erscheinen. Unbeeidigte Aussagen verstorbener Personen 
dürfen nur dann vorgetragen werden, wenn erwiesen ist, dass 
sie vor der Einvernahme darauf aufmerksam gemacht waren, 
dass ihre Aussagen als Beweismittel gebraucht werden sollen, 
und dass sie ihrem Tode so nahe sind, dass es nicht wahr« 
scheinlicb ist, ihre Angaben später berichtigen zu können. Der- 
artige Aussagen von Verstorbenen allein, wenn sie nicht durch 
andere Zeugen und Umstände unterstützt sind, können aber 
keine Verurtheilung begründen ; ja die Richter lassen die Sache 
in der Regel nicht einmal zur Verhandlung kommen, sondern 
entlassen den Angeklagten, ohne die Sache der Jury vorzulegen« 

Der fünfte Vorzug ist die Oeffentlichkeit und die Controlle 
der anwesenden Anwälte in Processen, der hauptsächlichste 
Schutss der öffentlichen Freiheit und des öffentlichen Rechts. 

Der sechste Vorzug besteht in der Verwarnung des An- 
geklagten gegen Geständniss in der Voruntersuchung, weil dies 
bei der Verhandlung vor der Jury gegen ihn benutzt würde. 

Alle diese Grundsätze und der weitere Umstand, das«^ von 
der Anklagejury wenigstens zwölf und bei der entscheidenden 
Jury alle GeschworeneUi also im Ganzen vierundzwanzig ehren- 
werthe Bürger ausser den Richtern, einig sein müssen über 
die Schuld und die Hatur des Vergehens, machen eine unge* 
rechte Verurtheilung beinahe ganz unmöglic(i. 

Eine Bedenklichkeit haben die Beobachtungen über das 
(englische Strafverfahren während eines Jahrep in mir erweckt| 
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nämlich die, dass die Aussagen eines einzigen Zeugen, und 
zwar des angeblich Beschädigten selbst, genügen, einen Ange- 
klagten zu yerurtheilen. Es ist nicht ein äusserst seltener Fall, 
dass diese Einrichtung zu böswilligen Verfolgungen missbraucht 
wird, nicht nur bei unerlaubten Verhältnissen zwischen Män- 
nern und Frauen, sondern auch aus andern Veranlassungen. 
In der Kegel gelingt es zwar einem geschickten Vertheidiger 
oft schon in der Voruntersuchung, den Magistrat von der Grund- 
losigkeit der Anklage zu überzeugen; aber wenn die Sache 
vor die Jury kommt, so ist das eidliche Zeugniss des Richters: 
„der Angeklagte dürfe mit dem Vertrauen, dass nicht der ge- 
ringste Flecken auf seiner Ehre ruhe, den Gerichtshof verlas- 
sen^, doch ein ungegnügender Trost für Verfolgungen und Be- 
unruhigungen der Art. Es können auch Fälle vorkommen, 
in welchen es lediglich auf die grössere Kunst ankommt, die 
Geschworenen für sich einzunehmen. So sind mir zwei Ver- 
handlungen bekannt, in welchen ich wenigstens grosses Be- 
denken getragen hätte, die Verurtheilung auszusprechen, vor 
der die Jury sich nicht scheute. Allein dies Einzeugensystem 
ist so wesentlich mit dem ganzen englischen Rechtsverfahren 
verflochten, dass es gar nicht möglich ist, etwas daran zu än- 
dern, ohne die wahren Grundlagen desselben selbst anzu- 
greifen. Es gibt aber keine Rechtseinrichtung, die nicht zu- 
weilen wenigstens missbraucht werden hönnte, und der höchste 
Lohn gesetzgeberischer Thätigkeit kann nur in der Ueber- 
zeugung liegen, gethan zu haben, was die Forderungen des 
Rechtsbewusstseins gebieten und was menschliche Weisheit 
und Vorsicht den Umständen nach rathen. 

Je Härter die Strafe, mit welcher die üebertretungen 
bedroht sind, desto genügendere Beweise sollte das Gesetz 
fordern. Das englische Recht fordert darum ausnahmsweise 
zur Begründung der Anklage auf Hochverrath zwei Zeugen. 
Ein siebenter Vorzug, der das englische Strafverfahren zur 
Begünstigung der Angeschuldigten auszeichnet, 'ist der, dass 
alle eines Verbrechens verdächtigen oder beschuldigten Per- 
sonen, welche im Verhaft sich befinden, entlassen werden müs- 
sen, wie in der nächsten Sitzung der commission of the peace 
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oder of oyer and terminer and general gaol dellvery oder ffir 
London und Middlesex des central criminal court, welche auf 
die Verhaftung folgt, nicht so viel Beweise gegen dieselben 
beigebracht werden können, dass darauf die Anklage durch die 
grosse Jury ausgesprochen werden kann, und dass wenn auch 
eine solche Anklage ausgesprochen worden ist, die Zeugen 
dafär aber nicht während den Sitzungen zur Aburtheilung der 
Angeklagten aufgebracht weiden können, weil sich diese ver* 
bergen, die Angeklagten bloss auf die nächstfolgende spätere 
Sitzung remanded, d. h. im Aufbewahrungsgefängniss zurdckbe- 
halten werden dürfen, mag das Verbrechen so gross sein als 
es will. 

Eine achte Begünstigung, welche das englische Recht 
den Angeklagten angedeihen lässt, ist die, dass Niemand we* 
gen einer und derselben Handlung zweimal vor Gericht ge- 
stellt werden kann. Wer einmal wegen eines Verbrechens 
freigesprochen worden ist, kann desswegen nicht noch einmal 
verfolgt werden, wenn sich auch erst später neue Beweise zur 
Ueberführung vorfinden ; und wer wegen einer That verurtheilt 
worden ist, kann desswegen nicht noch einmal angeklagt wer- 
den, wenn es sich zeigt, dass seine That nach dem Gesetze 
unter den Begriff eines viel grössern Verbrechens fällt, als bei 
' der Aburtheilung unterstellt wurde. 

V« Die richterlichen Befugnisse in England. 

Das englische Recht hat der richterlichen Gewalt 
einen weiten Spielraum gelassen, sowohl in der Leitung der 
Verhandlungen als in der Strafausmessung, aber beinahe immer 
nur zu Gunsten der Angeschuldigten. Der Richter kann zwar 
Mängel und Fehler der Anklage in nicht wesentlichen Punk- 
ten ändern und verbessern lassen^ z. B. irrige Bezeichnun- 
gen von Personen, Ort und Zeit und Mitteln, durch welche 
ein Verbrechen verübt worden ist; sobald aber solche Be- 
zeichnungen wesentliche Bestandtheile zur Herstellung des sub- 
und objectiven Thatbestandes ausmachen, welche es dem An- 
geklagten z. B. möglich machen, ein alibi zu beweisen], oder 
darzuthun, dass mit den benannten Werkzeugen die That phj- 
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siflch nicht verübt werden konnte, so dürlen solcho Äenderoa* 
gen in dem indictment, welche den Angeklagten we«entlicber 
VertheidigiuigftfDiitel berauben würden , nicht mebr Torgenom- 
men werden. Dem Richter ist es auch erlaubt, die Anklage 
auf ein geringeres Verbrechen heruntersetzen zu lassen, z. B. 
Ton murder aui manslaughter, von Diebstahl auf Unterschlagung 
aber nicht umgekehrt ; er kann auch den Angeschuldigten, und 
sogar gegen die Ansieht der Jury, ganz entlassen, wenn er der 
Ansieht ist, dass die erwiesene Handlung nicht unter den ge- 
setzlieben Begriff des angeklagten Vergdi.ens fUllt. Und hat 
der Angeklagte auf das indictment guiltj plädirt,^ es stellt sieb 
aber durch die Verhandlungen heraus, dass die angeklagte That 
unter ein anderes oder ein geringeres oder gar kein Strafge- 
setz falle, so kann der Richter Yon Amtswegen den Eintrag 
not guilty anordnen lassen. Empfehlungen der Ankläger oder 
der Geschworenen verpflichten den Richter niclit, aber bestim- 
men ihn gewöhnliich, das geringere Strafmass auszusprechen^ 
scheint ihm diese Empfehlung aber unbegrdndet, so hat er 
keine Räcksicht darauf zu nehmen. 

Ein Wahrspruch von „Schuldig unter mildernden Um- 
ständen^, welcher für den Richter in der Strafbemessung bin-* 
dend wäre, gibt es im englischen Rechte nicbt. Der Richter 
fragt die Geschworenen nach den Gründen ihrer Empfehlung, 
und scheinen ihm diese unpassend, so nimmt er keine Rück- 
sicht darauf, gerade wie in den Fällen, wo die Geschworenen 
gern eine Strafe ausgesprochen haben möchten, weil ihnen die 
angeschuldigte Handlung unmoralisch scheint, der Richter aber 
eine Entlassung anordnet, well sie nicht unter ein Strafge^ 
setz fällt« 

Auffallend sind die englischen Rechtsbegriffe über die Zu- 
lässigkeit und den Umfang der Nothwehr. Vertheidigung 
gegen einen gesetzlichen Angriff ist an und für sich ganz un- 
erlaubt und strafbar, und zwar ni(;ht nur obrigkeitlichen Be- 
hörden, sondern auch Privatpersonen gegenüber. So hat z. B, 
der Capitän eines Eauffartheischiffes ein Züchtigungsrecht über 
sdne Matrosen. Wenn nun im Fall eiper solchen verdienten 
und massigen Züchtigung ein Matrose sich widersetzt und ein 
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Kampf daraus entoteht, so wird der Matrose nach YerUUtniss 
des Falles der absichtliohea Yerwondang mid Beschädlgoog 
oder Todtufig des Gapitäns für schuldig erklärt werden, und 
umgekehrt wird die Tödtung des Matrosen, wenn der Caplt&i 
selbst Gefahr für sich zu besorgen hatte, für justifiable bomi«* 
eide und desshalb für straflos erachtet. Will ein Grundeigen« 
thümer Wilderer oder Fischdiebe oder Personen, wefche an* 
dere Beschädigungen auf seinem Gut verüben, mit Hilfe seiner 
Leute yerhaften, so dürfen sich zwar die Verfolgten yerthei- 
digen, sie dürfen sich aber keiner solchen Waffen bedienen, 
deren Gebrauch körperliche Verletzungen zur Folge haben, 
widrigenfalls sie strafrechtlich verantwortlich werden. Diess Pri« 
vatverhaftungsreeht ist aber auf die Grenzen des Guts des 
Eigenthümers beschränkt, und ausserhalb derselben fällt der 
Versuch zur Verhaftung und der Widerstand dagegen unter 
cUe Grundsätze, die über gewöhnliche Angriffe und Abwehr 
derselben gelten, und hier gilt der Grundsatz, dass die Abwehr 
sich nach dem Grade der Gefahr des Angriffs richten darf. 
Ergibt sich aus den Zeugenaussagen oder den Umständen, dass 
es dem Eigenthümer nicht sowohl um die Verhaftung und ge* 
ridiäiche Abli^erung, als um die persönliche Züchtigung sol« 
eher Frevler zu thun war, so wird die Vertheidigung der Frev« 
1er nach den Grundsätzen über die gemeine Nothwehr behau* 
delt. Mehrere Fälle jener Art wurden bei den Sommersltzun« 
gen zu Derby verhandelt. Die Grundsätze, die der Richter 
Maule bei der Anweisung an die Geschworenen aufstellte, 
wurde einerseits von der Times heftig angegriffen und ande- 
rerseits von Morning Herald und Standard ebenso leidenschaft- 
lich vertheidigt. Allein die Erörterungen der Tagespresse über 
solche einzelne Fälle haben für die Wissenschaft keinen Werth, 
weil sie nur darauf berechnet sind, politischen Partheizwecken 
BU dienen. 

Ausser dar Trunkenheit und dem Diebstahl gehören auch 
rohe Gewaltthätigkelten zum nationalen Charakt^ des gemei« 
Den Volks. Die gewöhnlichen Diebstähle und Gewaltthätig« 
kdten sind gar nicht zu zählen, denn die wenigsten kommen 
zur Anzeige. Sir Jdm Fortesoue sagt schon | dass in Eng* 
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land in eiDem Jahre mehr Diebe gehSogt werden als in ganz 
Frankreich in sieben, nnd dass kein Armer Bedenken trägt, 
einen Reichen zn berauben, wenn er hofift, dies ungestraft 
thun za dürfen. Ich zweifle, dass es seither yerhältniss- 
mSssig besser geworden ist. In London wenigstens ist man 
darüber einig, dass vor der ganzen Klasse von Menschen, die 
wir in Deutschland zu den niedern und grössern Theilen der 
Menschenklufide rechnen, nichts sicher ist. Wie es in den noch 
tiefem Schichten der Gesellschaft steht, kann man sich gar 
nicht denken. Die englische Presse und Literatur thut sich 
viel zu gute auf die Milde der englischen Sitten und Gefühle 
und auf den hohen Grad der Cuitur des Volkes. Ich will 
nicht untersuchen, in wie fern das englische Volk dies Selbst* 
lob verdient oder nicht ; aber so viel ist gewiss , dass wenn 
häufige Gewaltthätigkeiten im persönlichen Verkehre ein An« 
zeichen von Rohheit sind, das englische Volk zu den aller- 
rohesten von Europa gehört. Wie wäre es auch möglich, dass 
ein Volk, das bloss von beinahe ganz rohem und blutendem 
Fleische und Schnaps lebt, mild und sanft sein könnte. In 
den Sommersitzungen vom Juli und August wurden nach einer 
oberflächlichen Zählung von mir 49 Fälle von Gewaltthätig- 
keiten gegen Personen, welche plötzlichen Tod zur Folge 
hatten, abgeurtheilt. Von allen jenen 49 Fällen, die zu mei- 
ner Eenntniss kamen, wurden nur die zwei oben erwähnten 
Tödtungen mit der gesetzlichen Strafe belegt und diese nur 
beim ersten Falle vollzogen. Wo es immer nur möglich ist, 
suchen Richter und Geschworenen für wilfuU murder bloss 
mandlaughter anzunehmen, so lange nicht andere gemeine Be- 
weggründe zur That zum Vorschein kommen. Bemerken mass 
ich freilich, dass etwa die Hälfte jener Tödtungen als im Wahn- 
sinn begangen betrachtet werden, aber der englische Wahn- 
sinn ist oft nichts anderes als die Krankheit, welche wir Säu- 
ferwahnsinn nennen. Namentlich werden Tödtungen, die wir 
nach gemeinem Recht zum Verwandtenmord rechnen, sehr 
häufig als Ausbrüche eines vorübergehenden Wahnsinnes an^ 
gesehen, oder sie werden als manslaughter ganz gering, sogar 
bloss mit acht Tagen Gefängniss bestraft. Die vornehmen 
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Leute scheinen von der Ansicht auszugehen, dass das Leben 
des gemeinen Volkes keinen hohen Werth habe, oder dass 
man die Handlungsweise der Menschen, die täglich um ihren 
Unterhalt in Sorge sind, in ihrem persönlichen Verkehr nicht 
so streng beurtheilen dürfe. Eine Tochter, die ihre 90jährige 
zänkische Mutter so missbandelt, dass sie an den Misshand- 
lungen stirbt, und ein Sohn, der seinen alten Vater, der in 
der Trunkenheit Streit mit ihm angefangen, todtschlägt, kom- 
men mit einem Monat Gefängnlss davon; eine Mutter die ihre 
Kinder in der Trunkenheit „aus Noth^ mit Laudanum ver- 
giften woUte und wirklich tödtete, wird freigesprochen, weil 
es nicht bewiesen ist, dass die Kinder wirklich an dem erhal- 
tenen Laudanum gestorben sind ; eine andere Mutter, die zwei 
Kinder umbrachte, weil ihr Mann sie verlassen hatte, wird, 
weil sie sich auch in den Hals schnitt, als wahnsinnig erklärt; 
und wieder eine andere Mutter, die aus dem Grunde, weil ihr 
Mann sie vor einem halben Jahre schon verlasssen hatte, in 
der Trunkenheit ihre Kinder in das Wasser warf, wurde zu 
einem Monat Gefängnlss mit harter Arbeit verurtheilt; und 
endlich Maria Anna Borough, früher eine Zeit lang Amme dies 
Prinzen von Wales, die von ihrem Manne ihres Lebenswan- 
dels wegen verlassen, den Verdacht hegte, er wolle ihr die 
Kinder wegnehmen, und desshalb in einer Nacht allen ihren 
Kindern, sechs an der Zahl, mit einem Rasirmesser die Hälsti 
abschnitt, wird wegen vorübergehenden Wahnsinns freige- 
sprochen. 

Ueberhaupt sind die englischen Gerichte im Strafen ge- 
linde, mit Ausnahme bei Verbrechen gegen das Eigenthum und 
gegen die öffentliche Sittlichkeit. Ausbrüche roher Gewaltthä- 
tigkeit liegen in dem Charakter der Nation, und diesen Cha- 
rakter will man politisch nicht brechen, weil die brittische 
Grösse nnd Freiheit wenigstens theilweise darauf beruht. Auch 
ist das Leben der armen Bevölkerung, unter welcher solche 
Verbrechen meistens yorkommen, ohnehin so elend und jämmer- 
lich, dass man sich scheut, dasselbe durch harte Strafen noch 
unerträglicher zu machen. Verbrechen aus den hohem Klas- 
sen erlaubt mm mit Geld gut 2U machen oder su büsseui so 
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weit dies mit der öffentlichen Sittlichkeit and dem Gefühl der 

e 

Gerechtigkeit vereinbar ist 

Im Ganzen kann man von der englischen Strafrechtspflege 
sagen: Die Gerichte strafen nicht, weil das Gesete für jeden 
einielnen Fall, der anter ein Strafgesetz füllt, eine Strafe ge- 
setzt hat, sondern nur dann and weil and wie die allgemeine 
Gerechtigkeit, die öffentliche Sicherheit, die öffentliche Sittlich* 
keit and die besondem Verhältnisse dies za erheischen schei- 
nen. — Das Recht wird nicht gehandhabt am dem Bachsta- 
ben des Gesetzes and den vorgeschriebenen Formen zu genü- 
gen, sondern am die wahren and dringenden Bedürfnisse des 
Tages zu befriedigen. Die Strafirechtspflege hat wie die bür- 
gerlide nicht das formelle, sondern das materielle Recht iii 
jedem einzelnen Falle zum Zwecke. 

VI. Die Befugnisse der englischen 
Geschworenen. 

Mittermaier hat in seinem Werke schon darauf aufmerk- 
sam gemacht, dass die englischen Richter und Geschworenen 
sich bei den öffentlichen Gerichtssitzungen sehr oft nicht da- 
rauf beschränken, die vorliegenden Fälle abzuurtheilen , son- 
dern solche Yeranlassang benutzen, ihre Ansichten und Wun- 
^he über die Zustände der Gesetzgebung, des Gelängniss- 
-wesais und anderer öffsntHehen Einrichtangen ausausprechen. 
Obgleich solche Befugniss denselben nirgends gesetzlich einge- 
i*äomt ist, wird sie von Niemandem bestritten; ihre Begründung 
liegt in der Sitte und in dem Geiste des öffentlichen Lebens. 

Grosser Streit besteht aber darüber, wie weit die' 
-eigentlich richterlichen Befugnisse der Geschwo- 
renen sich erstrecken: 

Als ältester und allgemeinster Grands&tz gilt zwar hierüber: 
Ad quaestionem facti non respondent ju^es, ad iiaaestionem 
Joris non respondent juratores. 

Mehl , weil in sehr vielen Tbatflragen die Rechtsfrage 
^ugleidi enäalten ist, und weil die englischen Geschworenen 
nicht iraf die Ihnen riditerlieh und schriftlich gestellten Fra- 
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-gen mit Ja oder Nein za antworten, sondern über die ganzd 
Anklage und Vertheidigung mit Schuldig oder Nichtscbuldig 
ein Urtheil abzugeben haben; so kann in manchen Fällen 
grosser Zweifel darüber entstehen, wie weit die Zuständigkeit 
der Geschwornen gehe. 

Genau genommen liegt in jedem Wahrsproch der engli- 
schen Jury zugleich ein Urtheil über den Bechtspunkt selbst; 
denn sobald sie ein schuldig ausspricht, sagt sie damit, dass 
die vorgebrachten Thatsachen unter den gesetzlichen Begriff 
einos gewissen Verbrechens fallen ; sie erklärt somit nicht nur, 
dass die vorgebraditen Thatsachen bewiesen, sondern auch 
^ass diese Thatsachen unter ein bestimmtes Strafgesetz gehören« 

Ist es ausgemacht, dass die angeschuldigte That eine 
strafrechtlich verbotene war, so löst sich die rechtsrichterliche 
Thätigkeit der Geschworenen immer in die Entscheidung der 
Thatfragen auf, ob so viel und wie viel Thatsachen erwiesen 
sind, dass die That unter ein härteres oder gelinderes Straf- 
gesetz fällt, und z. B. ob murder oder manslaughter, felonious 
wounding oder bloss unlawful wounding u. s. w. In allen 
aoldien Fällen kann weder das Gesetz noch der Richter den 
Geschworenen zumuthen oder vorschreiben, wie viel sie als 
bewiesen ansehen sollen; denn die Geschworenen haben ge- 
setzlich ein souveränes Erkenntnissrecht sowohl über die Glaub- 
würdigkeit der Zeugen, als über die Zulänglicbkeit der Be-* 
weiSmtttel überhaupt. 

Etwas ganz anderes ist es aber, wenn der Angeschuldigte 
die gegen ihn angeklagte Thatsache als wahr zugestanden, 
etwa behauptet hat, dass sie gesetzlich nicht strafbar sei eder 
nicht unter den Begriff des Strafgesetzes falle; d. h. wenn 
er einen demurter eingereicht bat, und wenn der lUchter die- 
een demtirrer verworfen hat oder wenn der Ausklagte ohne 
^nen demurrer einzulegen, not guilty plädirt hat, aber be- 
liauptet, dass wenn auch die Thatsachen, welche der Ankli^e 
211 Gronde liegen^ erwiesen sind, eine Strafe gegen ihn den- 
noch nicht ausgesprochen werden könne. Die plea guitty hat 
«äinUch den Sinn, dass der Angeklagte sich selbst für straf- 
bar exikttrti Knd di« plea not golUy die Bedeutuiigi dass der 
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Angeklagte behauptet: des angeklagten Vergehens nicht schtil«* 
dig SU sein, entweder aus Gründen des Rechts oder besonde- 
rer UmstSnde wegen. Im ersten Fall wird mit der plea not 
gnilty ein demurrer verbunden, und im lotsten Fall beschränkt 
sich der Angeklagte auf die plea not guilty. Besorgt der 
Angeklagte, dass der demurrer vom Eichter verworfen werden 
würde, so mnss er, um seine Lage nicht zu verschlimmern, 
bloss not guilty plädiren, um so den Geschworenen mehr 
Spielraum für die Erlassung ihres Wahrspruchs zu lassen. 

Fälle dieser Art kommen insbesondere bei Anklagen we- 
gen Veröffentlichung oder Verbreitung von Schmähschriften vor, 
und haben seit mehr als hundert Jahren zu den Streit(jrage& 
Veranlassung gegeben, ob die Geschworenen das Recht haben, 
nach ihrer eigenen Ansicht über die Rechtsfrage einen allge^ 
meinen Wahrspruch in peinlichen Sachen abzugeben, welche 
von der einen Seite unbedingt bejaht und von der andern 
Seite unbedingt verneint wird, und jetzt noch nicht theoretisch 
entschieden ist. 

Die Streitfrage hat ihren Ursprung in der Art und Weise 
der richterlichen Unterweisung an die Geschworenen, wie sie 
ihren Wahrspruch zu finden haben. Der Richter stellt näm^ 
lieh am Schlüsse der Verhandlungen die Thatsachen zusam- 
men, deren der Angeklagte beschuldigt ist; er stellt dann deH 
gesetzlichen Begriff des Verbrechens auf, dessen der Ange^ 
klagte schuldig ist, wenn die Geschworenen alle oder bloss 
einzelne Thatsachen für erwiesen erachten, und fordert sie 
dann auf, nach dem gewissenhaften Befund des Beweises ihren 
Wahrspruch über schuldig oder nicht schuldig dieses oder je- 
nen Vergehens auszusprechen. Handelte es sich nun um eine 
Schmähschrift, und der Richter war der Ansicht, dass der In- 
halt der Schrift unter das Strafgesetz über Schmähschriften 
falle, so erklärte er früher den Geschworen in seiner Unter- 
weisung, sie hätten sich bei der Prüfung des Falles lediglich 
darauf zu beschränken, zu erklären: ob sie den Angeklagten 
der Veröffentlichung der Schmähschrift für schul- 
dig halten, und suchten dadurch den Geschworenen alle £t« 
kenntniss über die Strafbarkeit des Inhalts zu e&tziehra, 
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Waren nun die Oeschworenen der Ansicht, dass der Inhalt der 
Schrift keine Schmähschrift sei, oder wollten sie aus politischen 
Gründen den Angeklagten mit jeder Strafe verschonen, so 
suchten sie sich, wenn die Yeröifentlichnng nicht bestritten 
werden konnte, dadurch zu helfen, dass sie erklärten : der An- 
geklagte sei bloss des Drückens und der Yeröffentlichnng 
schuldig; und weil in diesem Wahrspruch der Begriif der 
Schmähschrift nicht aufgenommen war, und also dem indict- 
ment nicht entsprach, konnte der angeschuldigte nicht wegen 
der Schmähschrift bestraft werden. Da solche Schriften und 
solche Processe meistens aus politischer Parteileidenschaft an- 
gefacht werden, so mnssten derartige Entscheidungen der Qe- 
achworenen immer grosse Aufregung hervorrufen, nnd veran- 
lasste daher oft heftige Erörterung im Parlament und in der 
Literatur über das Hecht. 

Meiner Meinung nach war es aber Unrecht von Anfang 
an von Seitett der Richter, die Geschworenen bei besonderen 
Vergehen der Art, während sie sonst unbedingt ihren Wahr- 
spruch auf den Totaleindruck der ganzen Verhandlung abzu- 
geben hatten, darauf zu beschränken, ihr Urtheil bloss auf 
den Beweis einzelner Thatsachen zu gründen, wie hier die 
Veröfifentlichung einer Schrift. Denn bei allen Handlungeui 
welche das Gesetz nicht an und für sich schon, abgesehen von 
allen Beweggründen oder Absicht derselben, als Verbrechen 
stempelt, setzt die Zurechnung zur Schuld eine widerrechtliche 
Absicht voraus. So lange das Gesetz nicht ausdrücklich den 
Gebrauch gewisser Ausdrücke als ^inen Beweis des animus 
injuriandi erklärt, kann also in der Veröffentlichung einer Schrift 
für sich allein keine Ueberweisung der Schuld liegen. 

Eine Schrift kann ohne Zweifel ihrer Form nach belei- 
digend sein, allein die Beweggründe und Absichten, welche 
ihre Veröffentlichung veranlasst haben, können durch die Ver- 
öffentlichung allein nicht erwiesen werden, und die früheren 
englischen Richter haben desshalb ihre gesetzlich» Befugniss 
überschritten, wenn sie den Geschworenen ausnahmsweise in 
solchen Fällen znmutheten, ihr Urtheil über Schuld oder Nicht- 
schuld lediglich nach dem Beweis über die Veröffentlichung 

BHl Zftoelr. f. IMut». XXVm, Bd, L Mfi. JQ 
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einsurithten. Tadel und Kritiken über Handlangen, Systeme, po- 
litische Richtangen und Tendenzen können, wenn sie auch der 
Form nach beleidigend, doch im Ganzen begründet sein und 
wenn die Geschworenen nach dem gemeinen Recht in allen 
andern Fragen die Schuld oder Nichtschuld nach dem Zu- 
sammenhang aller Umstände zu bemessen haben, so ist nicht 
einzusehen, warum sie in einzelnen Fällen ohne besondere ge- 
«etzltehe Bestimmung gehalten sein sollen, ihr Urtheil bloss 
Von dem Beweis einzelnei; Umstände abhängig zu machen. 
Tödtnngen, körperliche Verletzungen, Ausgeben von falschem 
Geld o. s. w. sind an und für sich Rechtsverletzungen, aber 
sie sind nicht als Verbrechen strafbar, wenn sie aus nicht vor- 
hergesehenen Zufälligkeiten oder unwissentlich geschehen sind, 
und Niemand wird behaupten wollen, die Geschworenen hät- 
ten ihr Urtheil bloss nach dem Beweis der äussern Handlun- 
gen, welche die Rechtsverletzung enthalten, abzugeben. 

Fox's Libel Act v. J. 1792 hat daher an den wirklich 
bestehenden Rechtsgrundsätzen nichts geändert, sondern den 
Richtern bloss die Befugniss entzogen, die sie sich in Libel- 
Bachen ausnahmsweise angemasst hatten, den Geschwore- 
nen bei ihrer Schlussunterweisung einen moralischen Zwang 
Aufzuerlegen, die Schuld des Angeklagten bloss nach dem 
Beweis der Veröffentlichung einer Schrift zu beurtheilen, denn 
jenes Gesetz sagt bloss, dass in solchen Sachen die Geschwo- 
fenen wie in allen andern Strafsachen ihr Urtheil: „schuldigt 
oder ^^nicht schuldigt, auf die gesammte Beweisverhandlung 
über die Anklage und Vertheidigung allgemein abzugeben 
haben, und dass die Richter nicht mehr befugt sein sollen, 
die Jury anzuweisen, ihren Wahrspruch lediglich nach der 
Beweisführung über die Veröffentlichung zu finden, sondern 
sie, vrie in allen andern Strafeachen, zu unterweisen hätten. 

Daraus folgt zwar nicht, wie Lord John Rüssel (Essai 
on English (^overnment S. 391) meint, dass die Geschwore- 
nen Richter über Rechts- und Thatfragen zugleich seien; es 
lässt sich aber daraus noch weniger der Beweis führen, dass 
die Geschworenen rechtlich verpflichtet sind, ein ,,schuldig^ 
auszusprechen^ wenn der Richter sie belehrt hat^ da80 die 
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Schrift nach Form nnd Inhalt wirklich eine strafbare SchmSh- 
Schrift sei, wie seither noch theilweise Richter nnd Rechtsleh- 
rer behaupten. Jenes Gesetz ist vielmehr die Sanctionirung 
des allgemeinen Grundsatzes in der Anwendung anf Schmäh- 
schriften, dass die Geschworenen vor dem Ausspruch ihres 
Urtheils über Schuld oder ^ichtschuld alle Anschuldigungs- 
momente und alle Entlastungsbeweise ins Auge zu fassen 
haben. „The jndge is the judge of the law in the Übel, as 
in all other cases^ kann nichts anderes heissen, als der Rich- 
ter hat den Geschworenen zu erklären, was das Gesetz als 
Schmähschrift oder als Tödtung oder ein Vergehen überhaupt 
betrachte, und er kann sie unterweisen, über welche Thatsa- 
chen die Beweisführung hauptsächlich zu prüfen sei« Allein 
in dem Grade, in welchem die Richter sonreraino 
Richter in der Erklärung des Gesetzes sind, in 
dem Grade sind die Geschworenen souveraine 
Richter in der Erklärung aller zur Belastung und 
Entlastung vorgebrachten Thatsachen. 

Der Richter hat die Geschworenen zu belehren, was das 
Gesetz unter murder verstehe, und ebenso was gesetzlich als 
Schmähschrift betrachtet werde; er hat sie auch darauf auf- 
merksam zu machen, dass wenn im einzelnen Falle die und 
die Thatsachen als erwiesen von ihnen angesehen werden, sie 
das Schuldig auszusprechen haben; er muss aber auch beifü- 
gen, dass wenn sie die Entschuldigungsthatsachen nnd Beweise 
als genügend betrachten, sie das Nichtschuldig zu erklären haben. 

Ebenso ist der Richter berechtigt, seine Ansicht über die 
Anklage- und Vertfaeidigungsbeweisfübrung auszusprechen ; al- 
lein die Geschworenen sind nicht daran gebunden, denn sie 
haben nicht als Rechtsgelehrte darüber zu Gericht zu sitzen, 
ob eine einzelne That formell unter die Bestimmungen eines 
Strafgesetzes falle — dies ist Sache der Richter — sondern 
sie haben im Namen des Volkes zu entscheiden, ob der An- 
geklagte des bestimmten Verbrechens nach dem öffentlichen 
Rechtsbewusstsein — und in welchem Grade — schuldig sei? 
Jede Verurtheilung begreift zwei Erkenntnisse in sich: ein 
Kkeimtniss darüber ^ dass ein bestimmtes Verbrechen verübt 
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worden, nnd eines darüber, dass der Angeklagte wegen dieser 
Verübnng strafrechtlich yerantwortUch zu machen sei. Ueber 
die strafrechtliche Yerantwortlichlceit sind die Geschworenen 
Boayeraine Richter. HIemit stimmt auch die Ansicht der Com- 
missioners on the Griminal Law Sixth Report 1841 überein, 
wenn sie sagen: ,,According to the practice in the case of 
libely a general verdict of guilty was required to be fotmd in 
all such cases; the jury were not allowed to exercise anj Op- 
tion; and the inferenoe of guilt was, so far as regarded ma- 
lice, required to be made, without the sanction of the jadge's 
optaiion that it was one warranted by the facts. It was, we 
apprehend, with a yiew to the remoYal of these anomalies, 
that the Libel act was passed, without anj intention to en- 
large the province of jnries by inresting them with any ju- 
dicial authority to determine what shall constitute a libel. — 
By the seeond section of the Act the court shall, according 
to their discretion, giye their opinion and direction to the 
jury on the matter In issue between the king and the defen- 
dant, as in other crimlnal cases. As a general rnle, so far 
as onr experience extends, it is nsual for the judge to inform 
ihe jury in respect of the legal quality of all the facts prov- 
ed, on which the evidence tends to prove, so far as the le- 
gal quality of such facts is essential to the issue; that is: to 
the guilt as innocence of the accused^. 

Der ganze Streit war und ist jedoch insofern bloss ein 
theoretischer, als die Geschworenen nach der übereinstimmen- 
den Meinung aller Rechtsgelehrten, durch willkürliche Aus- 
dehnung Ihrer Befngniss über die Anschuldigungs - und Ent- 
schuldigungsmomente zu entscheiden, im Stande sind, über die 
Rechts- und Thatfragen zugleich abzuurtheilen , ohne dass es 
gegen eine solche Ueberschreitung ihrer richterlichen Sphäre 
in Strafsachen ein Rechtsmittel gäbe. 

So können z« B. die Geschworenen das Duell, obgleich 
es Yom Gesetz als murder behandelt wird, bloss als man- 
slaughter oder gar als justifiable homicide erklären, ohne dass 
ihr Urtheil angefochten werden könnte. Auch die vollkom* 
jnonste menschliche Hmicfatung kdun ndssbrmcht werdon; und 
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Wollen die Geschworenen wirklich absichtlich Ihre Behgnisso 
überschreiten, so können sie dies nnr snr BegünsUgong des 
Angeklagten und nie zu seinem Nachtheile. 

Darin liegt aber der schönste und höchste Ruhm der eng- 
lischen Geschworenen, dass sie, während die Gerichte im Sold- 
dienst tyrannischer und raubsüchtiger Könige bis su Wilhelm IIL 
jede Seite ihrer Geschichte beschmutzt hatten, ihre Gewalt 
nur zum Schutz und zum Schirme gegen ungerechte und grau« 
same Verfolgungen missbraucht haben, wenn ja ein solcher Ge- 
brauch von der Gewalt als Gewaltsmissbrauch betrachtet werden 
könnte. Die Geschworenen sind durch ihre Wahrsprüche schon 
die lebendige Stimme des nationalen Rechtsbewusstseins , und 
in dieser Eigenschaft veranlassen sie die Milderung, Verbes- 
serung oder volle Aufhebung alter und barbarischer Strafge- 
setze und bahnen einer edlen humanen Gesetzgebung den Weg. 

Durchaus keine Meinungsverschiedenheit besteht über den 
Grundsatz, dass die Geschworenen allein über den Werth und 
die Wirkungen der vorgebrachten Beweise zu entscheiden, dass 
sie allein die Glaubwürdigkeit der Zeugen und das Gegenge- 
wicht des Gegenbeweises, den Grad der innem Widersprüche 
oder UnWahrscheinlichkeit der Angaben zu ermessen haben. 
Dagegen steht dem Richter ausschliesslich die Befugniss zu, 
darüber zu urtheilen, ob die Beweismittel gesetzlich zulSssig 
sind. Da es aber im Strafrecht, mit Ausnahme des Verfah- 
rens gegen zahlungsunfähige Schuldner, welches nach beson- 
dem Grundsätzen geregelt ist, keine Rechtsvermuthungen gibt, 
so beschränkt sich hierin die richterliche Befugniss lediglich 
darauf, ob niedergeschriebene Zeugenaussagen wie in dem 
oben erwähnten Falle der Tödtung der Mary Richards den 
Greschworenen vorgelesen werden dürfen. 

Dem Plane dieser Zeitschrift gemäss muss ich mich da« 
rauf beschränken , darauf hinzuweisen , dass fai England die 
Aristokratie es war, welche wie zur Reichs- und Rechtsver- 
fassung überhaupt, so auch zur Rechtspflege den Grund gelegt 
hat Die Ausführung dieses Satzes würde ein Buch erfordern, 
zu dem man die Materialien der ganzen Reichs- und Rechtste*» 
schichte des Landes zu BUfe nehmen müsste, 
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Eb war ohne Zweifel die Untheilbarkeit der Güter, welche 
die Aristokratie In Stand setzte, eine so hohe Rolle zu spie-, 
len. Aber jene Untheilbarkeit war eben so im Interesse der 
Krone als im Interresse der Qrnndbesitser selbst geboten. 
Denn einestheils konnte die Krone nur bei der Untheilbarkeit 
^der Güter sich im YoUen Besitz und Gunst der persöniichea 
i^nd dinglichen Dienstleistungen, welche sie nach dem Lehns- 
jrerband anzusprechen hatte, behaupten, und andererseits konn« 
ien die Grundbesitzer selbst nur durch sie vor dem Verfall 
and Auflösung und vor der Verschmelzung vor den ebenso 
yeraohteten als verhassten Engländern sich bewahren. Unter 
Heinrich I. erbte der älteste Sohn bloss primum patris feu* 
dum; aber schon unter Heinrich IL erbte er alles Knight 
serrice Land. Nur das soccage Land unterlag gleicher Erb« 
theUnng; und auch von diesem erhielt der älteste Sohn wenn 
nicht gleich ursprünglich doch bald das capital messuage. Wa- 
ren keine Söhne da, so erbten die Töchter anfangs zu glei- 
0hen Theilen ; aber unter Heinrich II« erhielt die älteste Toch- 
ter ein Haupterbrecht, das Representationsrecht kam erst spä- 
ter auf; und das ererbte Land und selbst das gekaufte, wenn 
0er Besitzer kein ererbtes hatte, war schon unter Heinrich L 
unveräusserlich. Acquisitiones suas det, cui magis velit; si 
bodand autem habeat, quam ei parentes sui dederint, non mittat 
eam extra cognitionem suam. Unter Heinrich H. durfte, wenn 
mehrere Söhne da waren, nur noch ein Theil des gekauften 
Grnndeigenthums veräussert, aber durch Testament konnte kei- 
nes vergabt werden. Die Veräußerung kam zuerst bei bur« 
gage tenure, eine Art von soccage tenure vor. 

Weil die Masse des Volkes besitzlos war, oder so fern sie 
Boden besass, diesen im Namen der Aristokratie und nicht kraft 
eigenen Rechts besass, und überdiess ein grosser Theü des Lan- 
des bei Einführung der Reformation war es ein Fünftel, in die 
Hände der stets geschonten und bevorrechteten Kirche ge- 
fallen war, so musste die gewaltige Raublust der normänni- 
flchen Könige hauptsächlich den weltlichen Adel treffen. Dieser 
musste darum seiner eignen Erhaltung willen die königliche 
Gewalt in den gesetzlichen Schranken zu halten suchen, und 
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weil er durch seine Besitzverbältnisse in den Stand gesetst 
war, seine Selbstständigkeit und Macht nach Oben und Untei» 
zu behaupten, so hat er durch seine Kämpfe mit dem König-) 
thum die Grundlagen zu der Rechts-, Gerichts- und Staatsvert 
fassung gelegt, durdi welche England sich auf den scbwindehH 
den Gipfel seiner jetzigen Höhe geschwungen hat* 

Es bedarf keiner Beweisführung, dass in Deutschland Jena 
veranlassenden Triebkräfte zu einer freien und nationalen Rechts« 
ausbildang nie vorhanden waren und es jetzt auch noch nicht sind. 

Der frühere so lose nationale Verband beruhte mehr auf 
einer bloss religiösseujldee als auf einem stets gleich fortwir« 
kenden Bedürfnisse der Zeit. In dem nationalen Leben war 
die Centrifugalkraft immer viel mächtiger als die Centripetal- 
kraft. Durch diese Richtung begünstigt, hat der hohe Adel 
die nationale Zersplitterung und Verkümmerung herbeigeführt^ 
und der niedere Adel, ohnehin ökonomisch verkommen und 
darum politisch bedeutungslos und machtlos, sucht für seina 
ruhmlose und rechtslose Lage kümmerlichen Trost und Ersatz 
zu finden in einzelnen äussern Scheinvorrechten, die, ohne im 
Stande zu sein, den Stand selbst auf^festere und ehrwürdigere 
Füsse zu stellen, ihn bei dem Volke stets verhasst machen messen. 

In Deutschland fehlt ^ darum nicht nur allein die Macht 
der Gemeinschaftlichkeit der Interessen eines politischen Stanr 
des, die in England so gewaltig war und die allein Grosses zu 
vollbringen vermag, sondern die wahren oder falsch verstände^ 
nen Interessen der Stände, die wenigstens scheinbar eine po* 
litische Existenz haben, stehen den nationalen Bestrebungen 
jeder Art feindselig gegenüber. Das Benehmen des mediati« 
sirten Adels bei den preussischen Verfassungsversuchen zeigt 
dies am aller deutlichsten, die auf Erfahrung sich fussende 
Wissenschaft und Vernunft sind die einzige Lebensquelle ge^ 
setzgeberischer Reformbestrebnngen in Deutschland« 

Wenn man aber weiss, wie blindes und kleinliches In-f 
teresse und ererbte Vorurtheile taub sind für alle Wahrheiti 
so kann man sich über die magern Ergebnisse jener Bemühnn'^ 
gen nicht mehr wundern. 

Um jedoch gerecht zu sein, muss ii^an auch gesteheui 
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daB8 England seine in den wesentlichsten Grundsätzen so be- 
neidenswerthe Rechtsyerfassong mit Opfern erkauft hat, zu 
denen wir uns in Deutschland nie yerstehen könnten noch 
würden; nSmlich mit der allgemeinen Grundbesitzlosigkeit und 
der damit yerbundenen Heimathslosigkeit und mit der beinahe 
TollsUlndlgen Auflösung alles Gemeinde- und Familienverban- 
des in der grossen Masse des Volkes. Die Grundbesitzlosig- 
keit ist ohne Zweifel die Wurzel der sittlichen und religiösen 
Verwahrlosung der Menge; die politische Freiheit ist für sie 
nichts Anderes als unbeschränkte Erwerbsfreiheit; und der ge- 
meine Mann ist durch die^ Sorgen um das tägliche Brod fQr 
sich und seine Familie so sehr in Anspruch genommen, dass 
er für alle andern humanen Bestrebungen, für welche auch die 
unteren Schichten des Volkes in Deutschland so empfänglich 
sind, gar keinen Sinn hat. Diese Erwerbsfreiheit und der ge- 
setzliche Schutz derselben sind In England aber so sehr un- 
bedingte Nothwendigkeiten , dass ohne sie vielleicht Millionen 
Menschen weniger leben könnten, und ohne sie russische Leib- 
eigenschaft noch als ein glücklicher Zustand erscheinen müsste. 
Das ist auch der Grund, warum sich die Regierung nicht in 
das innere Leben und Treiben der Menge mischen kann; hat 
man al>er diesem Treiben einige Zeit lang zugesehen, so wird 
man am Ende yersucht, sich sogar mit der deutschen Polizei 
zu versöhnen. Bedenkt man, dass vor zwanzig Jahren noch 
ein landständischer Antrag auf Einführung der Geschworenen- 
gerichte beinahe als Hochverrathaversuch iingesehen wurde, so 
lässt man sich auch leicht bestimmen, die Hoffnung nicht ganz 
zu verlieren, dass das Recht und die Gerichtsverfassung nach 
und nach auf die vernünftige und wahre, d. h. auf volksthüm- 
liche Grundlagen aufgeführt werden wird. Aber so viel ist 
gewiss, dass die Geschworenengerichte nie volksthümlich wer- 
den und nie den wahren und hohen Werth, den sie in Eng- 
land haben, erlangen können, wenn sie nicht in allen Beweis- 
und Schätzungsfragen wie dort zur bürgerlichen Rechtspflege 
zugezogen werden. Denn wenn auch die Handhabung der 
Strafrechtspflege mittelst Geschworener in allen Fällen und 
namentlich auch in politischen Dingen denSchlusstein eines 
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Yerfassnngsstaates bildety so ist das bfirgerUche Recht und dM 
bürgerliche Rechtspflege der Grundstein jedes Rechtsstaa- 
tes überhaupt. Das wenigste, was man an einen jeden Staat 
an fordern berechtigt ist, ist das: dass das Mein und Dein 
gesichert sei. 

So lange aber tausenderlei BechtsverhSltnisse, die mit der 
Politik gar nichts au thun haben, nicht wegen Mangel an ge- 
setzlichen Bestimmungen oder wegen falscher RechtsgrundsStze, 
sondern bloss wegen fehlerhafter und ungeeigneter Gerichts- 
verfassung schutzlos bleiben, ist gar nicht daran zu denlcen, 
eine wahre und Yoll^sthümliche Strafrechtspflege zu erhalten. 
Gothische Thürme und feste Burgen baut man von unten auf 
mit Granitblöcken, Geschworenengerichte in Strafsachen ohne 
solche in bürgerlichen Rechtssachen ist ein Bau ohne Funda- 
ment, der Ton jedemr Sturmwind über den Haufen geworfen 
werden kann; und darum *y erhalten sich die französischen Ge- 
schworenen Gerichte gegenüber den englischen, wie der fran- 
zösische Senat gegenüber dem Haus der Lords und die ge- 
setzgebende Kammer gegenüber dem englischen Unterhaus. 



X. 

Die neuesten rechtswissenschafllichen Leistungen 
der italiänischen Schriftsteller. 

Angezeigt 

von 
miftermaler. 



'' Indem wir an unsere früher in dieser Zeitschrift^) gelie* 
ferten Nachweisungen über die Fortschritte der Rechtswissen- 
schaft in Italien und an die von Herrn Prof. Röder bearbei- 
tete Darstellung der Leistungen der Italiäner im Fache der 
Rechtsphilosophie ^) anknüpfen, bemerken wir, dass die nSmli- 



1) Zcitechrift, XXIII. Band Nr. 24. XXIV. Nr. 7. 15. 23. XXV. Nr. 9. 

2) Zeitschrifi, XXV. Nr. 4. 11. 
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chen Yon uns früher beklagten Hindernisse des Aufschwungs 
wahrer wissenscbafUicher Bestrebungen in allen Staaten Italiens 
mehr oder minder fortdauern, aber auch das Gefühl eines grossen 
Tfaeils der italiänischen Schriftsteller, dass eine wissenschaftÜT 
che Wiedergeburt nothwendig ist, und das Streben, dazu bei- 
zutragen, selbst mit grossen Opfern die Hindernisse zu beseiti- 
gen, immer mehr bemerkbar wird. 3) Wer es weiss, wie un- 
genügend der Unterricht in den Schulen Italiens und selbst 
auf den meisten Uniyersit&ten ist, wer die Absonderung der 
einzebien Staaten kennt, bei welchen mit der grössten Mühe 
der Lombarde sich nicht die in Neapel erschienenen Werke 
rerschaffen kann, und den schlechten Zustand des italienischen 
Buchhandels aus Erfahrung kennt, muss gerecht und doppelt 
anerkennend gegen die Italiäner sein, welche sich nicht durch 
die Hindemisse abhalten lassen, und ohne Aussicht auf Ge- 
winn, da der itallänische Buchhändler kein Honorar bezahlt, 
wissenschaftliche Werke bearbeiten, bei denen freilich der mit 
der deutschen Wissenschaft vertraute es beklagen muss, dass 
nur wenige Italiäner (mit Ausnahme der in dem lombardiacb 
venltianischen Königreiche lebenden) die deutsche Sprache ver- 
stehen und daher unmittelbar die rechtswissenschaftlichen Arbei- 
ten der Deutschen nicht benützen können, obwohl nicht un- 
bemerkt bleiben darf, welcher Theilnahme die in italiänischen 
Uebersetzungen bekannt gewordenen deutschen Werke (näm- 
lich vorzüglich auch das in Mailand übersetzte Werk von 
Ihering) sich erfreuen. Wir werden fortlaufend in dieser Zeit* 
Schrift auf die neuesten rechtswissenschaftlichen Arbeiten Ita« 
liens aufmerksam machen und den Geist derselben schildern, 
und beginnen: 

L mit der Anzeige der rechtswissenschaftlichen 
Zeitschriften Italiens. 

i) Vlrnerio, GiomaJe de legUkuione e di GittrigprudeMa campilaio dM 
avocato Giacmto Calgarini. 1855. Bologna. (In nu>nallichen Heften.) 

2) La Temi. Giomale di legislauone e di Giurisprudema. Fireme. (In 
monatlichen Heften, bis jetzt V Bände.) 



3) Wir erinnern an den Anfiatz von Bosellini in dieser Zeitschrift 
Band XXVn. Nr. 6. 
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3) GateUa dei Tribunali. Genota, (WöchenlKch ein Blatt.) 

4) Giueila dei Tribunali. Giornale di legisla^one e praHea Giuritpru^ 

dewa, Milano, (WöchenÜieh 2 Blätter,} 

5) Eco dei Tribunali, Giornale di yiurisprvdenut penale, Vemma, (Wo" 

chentlich ciret Blätter,} 

Das Andenken von Irnerius sra ehren, der In Bologna 
lehrte , wählt der Advokat Calgarini zum Titel sdner joristi« 
sehen Zeitschrift den Namen des grossen Meisters, und stellt 
sich die Aufgabe, rechtswissenschaftliche Aufsätze, Arbeiten der 
Gesetzgebung mit Vorschlägen, Nachrichten über neue Werke 
und wichtige Rechtssprüche mitzutheilen. Von den rechtswis* 
senschaftlichen Arbeiten nennen wir (Heft ü. p. 5) die über 
die Geschichte und Bedeutung der Sacra Rota in Rom. — Dieser 
seit Pabst Johann XXII. gegründete Gerichtshof verdient aller- 
dings die allgemeine Aufhierksamkeit, wenn man weiss, welche 
grossen Juristen Mitglied der Rota waren, und die Gründlich- 
keit kennt, mit welcher darin die Streitsachen berathen wer- 
den, so dass für das Studium der Praxis des römischen Rechts 
die decisiones Rotal. sehr werthroU sind. Im Heft HI. p. 187, 
Heft IV. p. 165, Heft Y. p. 221 findet sich eine gute Ab- 
bancBung von Ligi über das holographe Testament (werthyoll 
wegen der geschichtlichen Nachweisungen und der Erörterung 
der einzelnen Streitfragen. Die wichtigste Abhandlung ist (im 
Heft IV. p. 180 und Heft Y. p. 229) über die verschiedenen 
Methoden des juristischen Unterrichts in Bologna von der Zeit 
der Glossatoren an bis zur neuesten Zeit (von Maccaferi). 
Der Yerf. beginnt mit der Lehrmethode von Odofred und dem 
Yerhältniss, das zwischen den Lecturae, der Summa, der Glossa 
und den Quaestiones Statt fand, zeigt wie durch Odofred mittelst 
der repetltiones und disputationes der Unterricht ausgedehnter 
wurde, und durch Accursius die glossa zum Ansehen kam, 
wie durch Ceneri eine Art wissenschaftliches Eingehen in die 
einzeben Lehren in Uebung kam. Durch Bartolus kam nach 
der Schilderung des Yerf. die Schule der Commentatoren in 
Aufnahme; es ward nachgewiesen, wie später das Streben ent- 
stand, eine Communis opinio über gewisse Bechtssätze zu be- 
gründen, noch später in Bologna eine der von Heineccius ge«% 
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wShlten Rechtsbehandlimg Shnliche Methode herrschend wurde, 
aUmähHg auch auf die Unirersität die Einsicht der Nothwen- 
digkeit des dogmatischen nnd exegetischen Unterrichts sich yer- 
breitete, nnd immermehr jetzt die Ansicht siegt, dass durch 
das Studium des Naturrechts man in den Geist der alten Ge- 
setze eindringe und ihre innere Gerechtigkeit prüfe. Manche 
litehirfaislorische Nachricht wird den Lesern willkommen sein. 
Daran reiht sich im Hefte VI. p. 286 (von Maccaferi) eine 
Abhandlung über den Geist von Imerius nach seinen Schriften. 
Die Arbeit ist interessant durch die Vergleichung der einzelnen 
Werke Ton Imerius und die Nachweisung, wie durch sie die 
Begründung des wissenschaftlichen Rechtsstudiums auf der 
Grundlage des römischen Rechts bezweckt wurde. — In das 
Grebiet der legislativen Arbeiten gehört der mehrere Hefte hin- 
durch laufende Entwurf eines landwirthschaftlichen Gesetzbuchs. 
Die Arbeit verdient Beachtung wegen der Vollständigkeit, mit 
welcher für alle Rechtsverhältnisse, welche auf Landwirthschaft 
sich beziehen, klare Vorschriften gegeben sind, namentlich auch 
über Emphyteuse, Theilbauerrecht, Wässerungsverhältnisse. Das 
erste Heft p. 20 enthält Vorstudien zu einem Gesetze über 
redhibitorische Klagen von dem Herausgeber. Interessant ist 
es zu sehen, dass in Italien in den einzelnen Ländern ebenso 
wie in Deutschland sehr verschiedene Gewohnheitsrechte über 
Viehmängel vorkommen. Wir wünschen der neuen Zeltschrift, 
die wahrhaft wissenschaftlich begann, den besten Fortgang. — 
Wir haben schon früher in dieser Zeitschrift auf die in Flo- 
renz erscheinende, von dem Advokaten Fanattoni herausgege- 
bene Zeitschrift: La Temi aufmerksam gemacht. Die zwölf 
jährlich erscheinenden Hefte bilden einen starken Band, und 
enthalten ausser den Anzeigen der neuen in Italien und im 
Auslande erschienenen rechtswissenschaftlichen Werke und der 
italienischen und französischen Rechtssprüche viele Abhandlun- 
gen über einzefaie Lehren des Civil-, Criminahrechts und Staats- 
rechts und der Rechtsphilosophie, aber auch der Staatswissen- 
schäften. "S^ele Aufsätze sind von dem Herausgeber selbst, 
andere von Bosellini in Modena (von dem wur auch in unserer 
Zeitschrift Aufsätze mitiheüten), von dem letzteren kommt im 
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Bande IV. eine in alle Einzelnheiten genau eingehende Kritik 
von Mittermaier's Werk: über Mündlichkeit , p. 15, 68, 68, 
350, 530 (wertbvoll wegen der Erfahmngen Italiens), über 
italienisches Hypothekenrecht p. 103 und viele Anzeigen neuer 
Werke. -^ Beachtung verdienen die Arbeiten von Salucci (IV. 
p. 163 und 320) über Trunkenheit, von Guidici über das tos- 
kanische Strafverfahren (IV. p. 396), von Carrara (IV. p. 53) 
über die Prämeditation. — Im V. Bande ist eine gute Ab-> 
handlung (p. 26) von Salucci über das intrnio convincimento; 
von Graziani (p. 104) über Emphyteuse, von dem Heransge- 
ber (p. 129) über das Recht auf Eigenthum, von Lanza (p. 151) 
über das Wesen der Complicität im Strafrechte, von BoseUini 
(p. 22. 134). Uebersetzung der von Mittermaier der Aka- 
demie der Wissenschaften in Paris überreichten Denkschrift über 
die Fortschritte der Strafprozessgesetzgebung in Deutschland 
seit 1849 (mit Anmerkungen z. B. gegen die Jury). 

Die oben unter Nr. 3 genannte, in Genua erschei- 
nende Zeitschrift ist zwar zunächst der MittheUung der pie- 
montesischen Rechtssprüche gewidmet (unter diesen verdien 
nen namentlich die Urtheile des Handelsgerichts in Genua 
allgemeine Beachtung); allein die Zeitschrift hat auch für das 
Ausland Werth, indem sie strenge Kritiken über neue Gesetzes- 
entwürfe, Erfahrungen über die Lücken oder Mängel neuer Ge- 
setze (z. B. merkwürdig wegen der Kritik des neuen piemon- 
tesischen Givilprozessgesetzbuchs) , femer wissenschaftliche Er- 
örterungen über wichtige Lehren enthält, z. B. Nr. 36 etc. 
Uebersetzung des Aufsatzes von Mittermaier über Versuch des 
abortus in dem Gerichtssaal, über monomanie (Nr. 64. 65), 
über Theilbarkeit des qualifizurten Geständnisses im Strafrechte 
(Nr. 68). — Werthvoll sind vorzüglich die ausführlichen Mit-> 
iheilungen verhandelter wichtiger Stra^rozesse (geeignet, ein 
klares Bild des mündlichen Strafverfahrens vor Staatsrichtem, 
die Entscheidungsgründe geben müssen) zu liefern. Hier finden 
sich auch die nach den stenographischen Aufzeichnungen mit-' 
getheilten Verhandlungen des Prozesses gegen Maineri wegen Gift-* 
mords durch vergiftete Gigarren. (Wir werden im nächsten Hefte 
des Criminalr, KShereiS über diesen lehzxeichenFrozess mitth^en.) 
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Die unter Nr. 4 und 5 obengenannten Zeitschriften sind da- 
durch eigenthümlichy dass sie in dem lombardisch-yenetianischen 
Königreiche erseheinen. Die österr. Gesetzgebung gilt, daher 
sie vorzüglich auf die Förderung der Kenntniss der ergangenen 
Rechtssprüche und auf Erörterung wichtiger Streitfragen, nach 
den österreichischen Gesetzen berechnet sind; interessant ist 
es hier die italienische Aufiassung mit der der österreichischen 
Juristen zu vergleichen. Die Auslegung mancher Stellen der 
Gesetzbücher weicht in den vorliegenden Zeitschriften oft völ- 
lig von den Ansichten ab, die in der in Wien erscheinenden 
östeReichischen Gerichtszeitung abgedruckten Aufsätzen vor- 
kommen. Beide Zeitschriften haben noch einen besondem Werth 
auch für den Ausländer wegen der darin mitgetheilten Straf- 
verhandlungen, die seit der Einführung der österreichischen 
Strafprozessordnung von 1853 in der Lombardei und im Ve- 
netianischen vorkamen. Man erhält dadurch ein treues Bild 
der Anwendung des neuen Gesetzes, da die Anklageschriflien, 
die Reden der Staatsanwälte und Vertheidiger, die Verhöre und 
die Urtheile (mit Entscheidungsgründen) abgedruckt sind. Die 
Yergleichung lelot, dass die Juristen des genannten König- 
reichs sich recht gut in das neue Gesetz hineinlebten und es 
in einem guten Geiste anwenden. Nach tmsem aus verschie- 
denen zuverlässigen Quellen geschöpften Nachrichten wird 
die neue Strafireehtspflege gerühmt und mit wachsendem Ver-^ 
trauen gewürdigt; der Tadel verständiger Männer bezieht sich 
nur auf die zu weitläufigen Anklageschriften auf die langen 
inquisitorischen Verhöre der Präsidenten, auf die Verletzung 
des Prinzips der Mündlichkeit, da man zuviel Zeugenaussagen 
aus der Voruntersuchung vorliest, auf die zuweilen zu leiden- 
schaftliche Stellung der Staatsanwälte (denen man im Ganzen 
ein gutes Zeugniss gibt), und die oft zuviel Deklamationen 
en&altenden mit weiten Ausholungen angefüllten Reden der Ver- 
theidiger. Die Urtheile der Richter werden gerühmt wegen 
der milden Anwendung der Gesetze (durch Beachtung der Mil- 
derungsgründe) und wegen der sorgföltigen Zergliederung det 
Beweise. — Beide Zeitschriften sind auch in einem Greiste re-* 
digirt, welcher zeigt, dass die Herausgeber die Forderung d^ 
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Wissenschaft sich zur Aufgabe machen. *— In der Mailiinder 
Zeitschrift finden sich viele lehrreiche wissenschaftliche Ab^ 
handlungen auch über römisches Recht, z. B. über den Antheil, 
welchen die römischen Juristen vorzüglich in den Streitigkeiten 
der Proculejaner und der Sabinianer auf Entwicklung des röm, 
Rechts hatten (Nr. 128. 1855), vorzüglich über Strafrecht, 
z. B. eine viele Blätter durchlaufende genau in Einzelnheiten 
eingehende Kritik des neuen toskanischen Strafgesetzbuchs, 
über das Verbrechen des Angriffs auf die Schamhaftigkeit (1855, 
Nr. 103 — 104. 111), eine sehr gute Abhandlung von Maltini 
über das Geständniss im Clvilprozesse. Auch die Venetianische 
Zeitschrift enthält viele gute Abhandlungen, z. B. in Nr. 623 
von Galncci, über monomonia (mit höchst merkwürdigen Rechts- 
stellen und Gutachten der Aerzte), über die Beweiskraft des 
Zeugnisses des durch das Verbrechen Beschädigten (1855. 
Nr. 548. 551), über die Natur des Versuchs der Verbrechen 
(525 und 546). 

JI. Neue wissenschaftliche Arbeiten über die Na- 
tur der Polizeiübertretungen. 

i) Teoria dd resolamento di Polhüi ossia trafaUo completo di Mie U 

iras^esahni ptr Jacopo Bwmfanti Mostiiulo regio ftrocwatore generale* 

Lucca, i852^i85i. 
2) Deüa PoUtia considerata come ipesso di preeeniha dife$a trattalo tetn 

rico ffralico delP 'avocalo Bartciomeo Fiani gia ddegato di Goterno, 

Ffren»e, 1854^1855. 

Die Frage, in welchem Verhältnisse ein Polizeistrafgesetz- 
buch zum Gesetzbuche über Verbrechen und Strafen steht, ist 
noch immer eine sehr bestrittene, ebenso wie die Frage , nach 
welchen Grundsätzen Verbrechen und Polizeiübertretungen ge- 
schieden werden können, Gegenstand vielfacher wissenschaftU- 
eher Streitigkeiten ist Die Ansicht des französischen Code| 
nach welcher der Gesetzgeber im vierten Buche des Code 
p^nal unter der Aufschrift: contraventions die Straffalle zu- 
8anmien£ässt, die als Ungehorsam gßgen eigentliche Polizeiver- 
prdnungen mit einer geringen Geld- oder GefSngnissstrafe bis 
5 Francs gestraft werd^Di findet noch immer viel Nachahmung 
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2. B. im Strafgesetzbach von Spanien, Portagall, Malta und 
von PreoBsen ; allein man würde sehr irren, wenn man glaabte, 
dass ausser dem in dem Strafgesetzfouche und im Abschnitt 
über contrarentions mit Strafe bedrohten Handlungen im Staate 
nicht noch andere strafbare Handlungen rorkSmen; man be- 
greift daher, wie in neuester Zeit in der Polizeistrafgesetzge- 
bung von Braunschweig vom 18. August 1855 und für Hes- 
sendarmstadt vom 30. Oktober 1855 das Streben der Gresetz- 
gebung sichtbar wird, in einem Polizeistrafgesetz alle strafba- 
ren Handlungen, die nicht zur Competenz der Schwurgerichte 
und correktionellen Gerichte gehören, und mit (nicht criminel- 
len) Strafen (in Preussen Oeföngniss bis 6 Wochen) bedroht 
sind, zusammenzufassen. In Italien war seit Beccaria die Frage 
wie Polizeiübertretungen von Verbrechen zu unterscheiden seien, 
Gegenstand wissenschaftlicher Erörterungen. In neuester Zeit 
haben die obengenannten Schriftsteller, beide durch eine län- 
gere Praxis in höheren Stellen (Buonfanti, der in diesem Jahre 
starb, war Substitut des Generalprokurators, Fiani war höherer 
Verwaltungsbeamter), in der Lage das Polizeistrafgesetz ken- 
nen zu lernen, und zugleich wissenschaftlich gebüdet (Buon- 
fanti ist Verfasser des guten manuale di diritto pönale, und 
eines (angefangenen Commentars zum neuen toskanischen Ge- 
setzbuche), die Lehre von den Polizeiübertretungen ausführlich 
in wissenschaftlich praktischer Weise erörtert — Da in Tos- 
kana am 22. Oki 1849 ein regolamento di polizia und als 
Anhang zum Codice pönale von 1853 ein neues regolamento 
erging, so machten beide Schriftsteller dies Gesetz zum Ge- 
genstand eines ausführlichen Commentars. Buonfanti zeigt zuerst 
wie die Polizei als ein Zeichen des Fortschritts der Givilisation 
erscheint, und in der Gesetzgebung des Papstes im Mittelalter 
die moderne Polizei ihre Wurzel findet Er stellt das Prinzip 
auf, dass die Nothwendigkeit des Schutzes der Sicherheit das 
Verbrechen, den Nutzen dagegen die Polizeiübertretung schafft 
und die letzte (j). 57) nur in materieller Thatsache des Un- 
gehorsams gegen die Anordnungen besteht Scharfsinnig und 
von dem praktischen Gesichtspunkte aus beachtungswürdig sind 
die Ausführungen (p. 52), dass die Bestrafung der Uebertre* 
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tuDgen nicht dem Bichter zustehen soll. Nach einer (wie wir 
glauben zn weit ausgeholten) geistreichen Entwicklang über 
Recht zu strafen und Charakter der Strafen (p. 64) will der 
Yerf* zeigen, dass die Polizeistrafen ehie besondere Natur ha-* 
ben, und zergliedert dann die einzelnen Strafarten (p. 93), die 
Stellang unter Polizeiaufsicht wird p. 132 gerechtfertigt. Er 
stellt die Unterscheidung von polizia di diritto, welche auf be* 
summte Gesetze und Verbote gewisser Handlungen oder Un- 
terlassungen sich gründet, von p. di fatto, die im Systeme 
einer beständigen gewissen Beamten anvertrauten Wachsam- 
keit und Gewalt besteht (p. 91). 

Da der Verf. auch bei Bestrafung der Uebertretungen die 
Grundsätze von der Zurechnung in gewissen Gränzen ange- 
wendet haben will, so schaltet er (p. 156) die ganze Lehre von 
den Aufhebungsgründen der Zurechnung ein ; man kann billig 
fragen ob es nöthig war, hier alle strafrechtlichen Lehren z. B. 
vom Rückfall (p. 250), von der Thelnahme (p. 280) vorzu- 
tragen, muss aber gestehen, dass der Verf., welcher die Ge- 
setzbücher aller Völker Europa's kennt, viele schöne Entwickr 
Jungen liefert. Der Haupttheil des Werkes ist der Kommentar 
in dem er alle einzelnen Arten der Uebertretungen mit Rück- 
sicht auf die Gründe der Bestrafung und den Gesichtspunkt 
bei der Anwendung der Gesetze darüber erörtert. Der Prak- 
tiker wird darin viel Interessantes finden. Das zweite Werk 
(von Fiani) ist noch mehr im wissenschaftlichen Geiste gear- 
beitet und verdient auch im Auslande beachtet zu werden. 
Das erste Buch handelt von dem Wesen der Polizei, die der 
Verf. (p. 8) aus der vollziehenden Gewalt (neben ihr gehört 
noch dahin die Staatsbehörde) ableitet; ihr Wesen findet er 
in der Aufgabe, die Anwendung der Strafgesetze seltener nö» 
thig zu machen, indem der öffentliche Wohlstand vermehrt, 
den Bürgern die Liebe zur Ordnung eingeprägt und rechtzei- 
tig jede Ursache zur Begehung von Verbrechen beseitigt wird. 
Die Geschichte der Polizei ist p. 12—18 gut in Umrissen an- 
gegeben. Die Hauptunterscheidung der Polizei ist dem Verf. 
(p. 23) die in p. di diritto und die in p. di fatto. Die erste 
umfasst die Erörterung der Vergehen und Uebertretungen der 
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Policd und hingt mit der Jiuidz Eosammen, in lo ferne wo 
ein anwendbares Gesetz vorliegt, für die gerechte Anwendung 
desselben gesorgt w^den mass. Del zweite verfährt als reine 
Elagheit, die nothwendig wird um der UnvoUkommenheit der 
Gesetze abzohdfen, und als reine Thatsache kann leäe nicht 
von dem Gesetze bestimmt geleitet werden, da dies mir die 
Zuständigkeit und Gränzen der Polizei ..bezeichnen kann. Das 
Polizeivergehen definirt der Verf. p. 30 als Uebertretung eines 
Gesetzes, welches bestimmt ist der Gesellschaft einen grössern 
Grad der Sicherheit und grössere Wohlfahrt zu sidiern. Mach 
einer Anführung p. 31 wie weit der Gesetzgeber die Freiheit 
beschränken soll, entwickelt der Verf. mit gröndiichem Ein- 
gehen in Einzelnheiten p. 38 die Frage, wie weit die Aufhe- 
bungsgründe der Zurechnung auch hier in BeUachtung kom- 
men, und bandelt (2. Abthlg.) bei polizia di^fatto von den 
Grundsätzen, welche das Benehmen eines Polizeibeamten lei- 
ten müssen ; er erörtert dabei p. 84 auch die geheime Polizei, 
die er sdiarfsinnig zu rechtfertigen sucht (nach ihm darf diese 
Polizei nur in beständiger Aufmerksamkeit bestehen p. 81)* 
Wir erinnern an den Ausspruch von Berenger: de la justice 
erim. p. 286. la police generale est Tlnstitution dont l'objet est 
de corrompre une partie de la nation pour surv^Uer l'autre. 
Die Lehre von den Strafarten der Polizei ist gut p. 93, 
ebenso' wie von der Anwendung der Gesetze behandelt. Die 
Abtheilung 4 bezieht sich auf die Polizeigerichte und das Ver- 
fahren. Nicht überzeugend sind die Gründe p. 168, welche 
gegen das öffentliche mündliche Verfahren bei Polizeifibertre« 
tungen angeführt werden. Die Wohlthat der Oeffentlichkeit 
der Polizeigerichte lernt man recht in England kennen. — Im 
zweiten Buche durchgeht nun der Verf. alle Sichtung^, in 
welchen die Polizei thätig sein muss. Hier findet man eme 
Masse von werthvoUen Materialien; da der Verf. überall die 
Gründe erörtisrt, ans welchen der Gesetzgeber eine gewisse 
Uebertretung bestraft. Das Werk verdient Empfehlung. 



Berichtigung: Seite 39 Zeile 1 muss statt zur Fehde Attfrufen 
AlarmiruDg erregen, gelesen werden. 
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XI. 

Das kanonische Recht der griechischen Kirche. 
Mitgctheilt 



von 

Herrn Dr. Blener^ 

Geheimen JusUzrathe in Dresden. 



Suvrayiiia tfi>v ^euov xal Up<&v xavdvoav, T<t>v Se ayitttv xal icavto^i^jittiv dlicooto?- 
X(»v 'xal T(i>v Upu)v 6(xou[Aevixfi>v xal toic(x(&v ouvoSodv xal t<&v xata {Upoc 
ayiaiv icatepcov, IxSo^ev auv uXeiotaic aXXaic rJjv ixxXifjoiasttxYjv xatacra- 
oiv SisTiouaaic SiaToSeot, [xexa töv apXaiwv iStjyiQTaiV xal Sia^6p<i>v dva- 
Yvu)0[idtu)v uTco r. A. 'PaXXij xal M. IlotXq , 'Eyxptaet t^c * Aytac xal 
MeyoXirjc xoö Xptörou 'ExxXnjotac xal Tijc lepÄc SuvoSoo tijc 'ExxX>]oiac 
TTjc *EXXdSoc. Tojioc TtpfiJTOc. *Adi^v»j«v ix Tfjc Tunoypocptac F. Xopto- 
(puXaxoc 1852. 8. Die folgenden Bände 2 bis 5 führen die Jahr- 
zahlen 1852 bis 1855. 

la der christlichen Kirche zeigt sich gleich zu Anfang 
ihrer Bildung, und wohl gerade in Folge derselben, das Zer- 
fallen In verschiedene Secten, welche in Glaubensartikeln ihre 
Unterscheidung finden. Zwar haben die allgemeinen Kirchen- 
Versammlungen den Qlauben auf feste Vorschriften zu bringen 
sich bemüht und nicht ohne Hülfe des weltlichen Armes die 
Einheit durchzuführen versucht; demungeachtet sind im Oriente 
von diesen alten Secten bedeutende Ueberreste geblieben und 
noch vorhanden. Die wichtigste aller Spaltungen dagegen, näm- 
lich die Trennung der beiden orthodoxen Kirchen, der orien- 
talischen und occidentallschen , beruht ihrem Ursprünge nach 
weniger auf Glaubenssachen, denn sie stimmen in den ersten 
ökumenischen Concüien überein; indess haben bereits in früher 
Zeit manche Streitigkeiten, z. B. die monophjsitischen, zu sehr 
ernsten Dififerenzen geführt. In Hinsicht der kanonischen Quel- 
len zeigt sich eine Verschiedenheit der beiden Kirchen bereits 
im 6. und 7. Jahrhundert, wo sie anfingen, in den zugesetzten 

SriL Mttckr, f, AMlbliw. XXViih Bd, IL BfU 12 
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Bestandtheilen ihres bis dahin gemeinscbaftlicheii Codex cano- 
num auseinander sa gehen, indem in der lateinischen Kirche 
Decrötalen römischer Päbste, in der griechischen Briefe ande- 
rer Bischöfe, besonders der Erzbischöfe von Alezandrien, Ein- 
gang fanden. Deutlicher noch wurde der Unterschied, als die 
Eanones der TroUaner Synode, und unter ihnen der zweite 
über die kanonischen Quellen in Bom nicht anerkannt wurden. 
Die eigentliche Trennung der beiden Kirchen ist aber erst im 
9. und 11. Jahrhundert durch hierarchische Streitigkeiten in 
der Zeit der Patriarchen Photius und Cerularius entschieden, 
und im Laufe der Zeit dadurch noch sichtbarer geworden, dass 
die römisch-katholische Kirche während des Mittelalters die 
Hdieitsansprüche des Pabstes, den Glauben und die kirchli- 
ehen Formen genauer feststellte. Von der andern Seite hat 
aber die griechische Kirche seit jener Zeit der lebhafteren 
Streitigkeiten sich bemüht, der lateinisdien Kirche in Ansehung 
des Glaubens und der Kirchendisciplin allerlei Irrthümer nach- 
zuweisai. Verbittert worden ist ausserdem dieser Streit durch 
die gehässigen Feindseligkeiten, welche sich die Lateiner nach 
ihrer Eroberung von Konstantinopel 1204 gegen den Cultus 
der griechischen Kirche erlaubten. Eine in Coteleni Manum. 
Eccl Or. IIL p. 49S'^20 abgedruckte, gegen die lateiiüsehe 
Kirche gerichtete Schrift enthält in den $$. 61-^84 eine lange 
Reihe Ton Klagen darüber. In Bussland hat die durch die 
Jesuiten beförderte Verbreitung der Union auf Kiew und Lit- 
ihauen seit 1581 ebenfalls die Feindseligkeit der beiden Bar- 
chen yermehrt. 

Eine andere Richtung als die Glaubenstrennung hat aich 
seitdem in dem Lmern der orientalischen orthodoxen Kirche 
gezeigt, nämlich eine Trennung durch die Nationalität und die 
Sprache der Kirdienbüeher, jedoch mit Anerkennung der grie- 
chischen Grundlage. Die russische Kirche, schon längst an 
slavonische Kirchensprache gewöhnt, bat sich im 16. Jahr- 
hundert ein eignes Patriarchat verschafift, welches nachher in 
dem Kaiserthum aufging, und ist daher von dem Patriarchat 
zu Konstanünopel völlig unabhängig. Unter diesen Umständen 
nnd daher die alten slavonisehen Uebersetzmigen griechischer 
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Sammlungen für da3 kanonieehe Recht ddr roflatodieii Kirehe 
beibehalten worden, von denen endlich im Jahr 16&0. 1658. 
eine ab Kormcziga kniga, als StenerbiMsh, oSiddl anerkannt 
und gedruckt wurde. Sie enthält die kanonischen Quellen nur 
in dem Auszüge des Aristenus nebst dessen Scbolien and •ini'« 
gen Excerpten aus dem Commentar des Zonaras. Daneben 
ist der Nomokanon des Photins als bequemere Uebersioht vor-* 
ausgeschickt und mehrere bekannte Bechtsbücher griechischec 
Kaiser sind angeschlossen. Diese Zugaben beuten Mf den 
Ursprung der in sehr alter Zeit gemachten slavoniacbea lieber« 
Setzungen hin, welche die von der consttntiaopolitaniscben 
Kirche gelieferten kirchlichen Handbücher atreng befdgitea. 

Für die Walladiei ist ebenfalls ein lumonischas Handbach 
in der Landesspradie, Tergowischt 1652, gedruckt endULenen 
und officiell anerkannt worden. ^^ beruht aber nicht, wie 
das slavonische in Bussland ^ auf alten überlieCorten UdHM:- 
Setzungen; es ist eine Uebersetzung , welche im Jahre 1684 
ein Mönch Daniel Panolionul ajis einer gfiecluacbett 
Handschrift gemacht hat Der erste Tbeil enthält den von 
Manuel Malaxes im Jahr 1562 verfassten Nomokanon; 
eine Compilatiott, die bei der griechischen Kirche In aoage^ 
dehnten praktischen Gebrauch gekommen ist Der isweitd Tfaeil 
gibt die kanonischen Quellen in dem gew^ihidicb dorn Ariste- 
nus zugeschriebenen Auszuge nebst 4e(0eQ Commentar. In 
der Moldau ist dieses Handbuch ebenifalls angfanommen wor- 
den. Da jedoch die Exemplare desselben selten ^aren, so 
ist daselbst die nachher zu erwähnende unter dem Namen 
PedaUon 1800 gedruckte griechische Saipmlung der Kai^ones 
mit dnigen Yeriinjderungen in das Moldiivisehe Qberßetzt und 
in der Druckerei des Ellosters Niamtz 1844 gedruckt WiPrden* 
Dieses von den kircblichen Obern der Melden anerkannte Werk 



1) Ausser den in meiner Abhandlung de coüecHonibus canotwm ec- 
clesiae graecae angeführten Schriftstellern ist hier benutzt: Neige- 
baner, das kanonische Recht der morgendändischen Kirche in der 
Moldau und Waliacbei (Bttlau, Jahrbücher 1847, Decemberheft), und 
Zacharitt, RechtsqueUen in der Wallachei CKffit JCeiHchr. fUr Recht»- 
Wissenschaft des Auslandes. Xn. S. 408). 
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hat seitdem nach einigem Widersprach auch in der Wallache! 
Anwendung gefunden. Von kanonischen Handbüchern in ser- 
bischer Sprache, welche aber nur handschriftlich existiren, sind 
ebenfalls Nachrichten vorhanden. Im Ganzen deuten die so 
eben erwähnten Uebertragungen griechischer Sammlungen in 
die Landessprache darauf hin, dass es der niederen Geistlich- 
keit an der Eenntniss der griechischen Sprache fehlt, während 
sie doch nach griechischen Quellen sich zu richten haben. 

Die griechisch redende Abtheilung der orientalischen or- 
thodoxen Kirche zeichnet sich durch grössere Wissenschaftlich- 
keit aus, indem hier bereits öfters für Druckschriften gesorgt 
worden ist, überdies die altgriechische Sprache dabei erhalten 
wird und die Eanones schon in ihrem ursprünglichen Texte 
erscheinen, nicht in blossen Auszügen. Drei ältere Bücher 
sind in Zachariä y. Lingenthal Historia juris Graeco- 
Eomani verzeichnet. Das eine, in Venedig 1753 gedruckt, 
scheint ein praktisches Handbuch für Geistliche zu sein; das 
andere, Venedig 1737, enthält die Kanones, vielleicht i^ ihrem 
Urtexte; das dritte, 1800 aus der Druckerei des Patriarchates 
in Eonstantinopel, ein Auszug der Eanones mit Anmerkungen. 
Wichtiger noch ist das 1800 in Leipzig gedruckte Pedalion 
oder Steuerruder, welches die Eanones der Concilien und der 
heiligen Väter im Originaltexte mit einigen Anmerkungen ent- 
hält, und dessen Gebrauch, wie vorher erwähnt wurde, sich 
in einer Uebersetzung nach der Moldau und Wallache! ver- 
breitet hat. Die Anmerkungen sind nicht blos aus den alten 
Commentatoren entlehnt, sondern zum Theil neueren Ursprungs, 
und Zachariä v. Lingenthal hat in seiner Beise in den 
Orient S. 222. 291. einige eigenthümliche und interessante 
Stücke daraus mitgetheilt. 

An die in dem Vorhergehenden aufgezählten Drucke ka- 
nonischer Sammlungen für die orientalische Eirche schliesst 
sich nunmehr das in der Ueberschrift bezeichnete, zur Zelt 
aber noch nicht ganz vollendete Werk an, dessen erste Bände 
der Referent einem Geschenke des Herrn L. Sgouta, Be- 
dacteur der in Athen erscheinenden Themis, verdankt, und 
dessen neuere Bände von Herrn Dr. Zachariä v. Lingen- 
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thal ihm zur Benutzung verstattet worden sind. Vor Allem, 
was die griechische Kirche bisher hat ausgehen lassen, zeich- 
net es sich dadurch aus, dass es den Zweck hat, die ächten 
Quellen des kanonischen Rechts in einer gewissen Vollstän- 
digkeit zu geben, und zwar nicht bloss dem bisherigen Ge- 
brauche der Kirche entsprechend, sondern mit Berücksichtigung 
der kritischen Leistungen des Abendlandes. Der ursprüngliche 
Plan der Unternehmung kann füglich nicht kürzer angegeben 
werden, als er in der Bückantwort der heiligen Synode des 
Königreiches Griechenland auf die Vorlegung desselben durch 
die Herausgeber enthalten ist. Diese Verfugung ist an der 
Spitze des zweiten Bandes abgedruckt, an die Herausgeber 
gerichtet und vom 25. April 1852 datirt. Die Herausgeber 
sind die auf dem Titel des Buches genannten Herren Georg 
A. Rhallis und Michael Potlis. Der erstere ist nach 
dem Schreiben der Synode Vorsitzender des Areopag (Cas- 
sationshof); er hat 1836 die Institutionenparaphrase des Theo* 
philus herausgegeben und ist wahrscheinlich derselbe Rhally, 
welcher nach Pardessus' Loix maritimes L 178. 210. dem- 
selben für die Benutzung griechischer Handschriften behtilflich 
gewesen ist. Der zweite, vorher Advokat und Professor an 
der Universität, ist jetzt Oktober 1855 in das neue Ministe- 
rium als Justizminister berufen worden. Der Plan des Buches 
wird in der erwähnten Antwort der heiligen Sjmode folgender- 
massen bezeichnet« Es sei die Absicht, des Beveridge Syno- 
dicon im Drucke herauszugeben, vermehrt und verbessert durch 
die Lesarten einer in Trapezunt gefundenen Handschrift ; aus- 
serdem auch zuzufügen das alphabetische Syntagma des Bla- 
stares und die kirchlichen, in Leunclav enthaltenen patriarcha- 
lischen und kaiserlichen Verordnungen, zugleich ein Handre- 
gister aller in dem ganzen Buche enthaltenen Regeln und eine 
analytische Uebersicht der in dem Buche enthaltenen Stücke. 
In der Ueberzeugung, dass ans den Bemühungen der Heraus- 
geber zunf Nutzen der orthodoxen Geistlichkeit und der Stu- 
dien ein tüchtiges Handbuch hervorgehen werde, genehmige 
die Synode die Herausgabe und approbire sie, empfehle auch 
das Unternehmen dem Schutze Gottes, auf dass es glücklich 
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«0 Ende gebraebt werde. Mit diesen Wünschen der Synode 
stimmt aacli ttberein die sahlreiche Unterstützung, welche dem 
Werke bei der Oeistliohkeit aas dem Königreiche Griechenland, 
aas der Türkei, der Moldan nnd Wallache!, sowie aas Korfa 
dnrch Sobscrlptionen zu Theil geworden ist. Aas der Liste, 
Welche am Ende des ersten Bandes steht, zeichnen wir aas 
den Patriarchen von Eonstantinopel and den Fürsten der Mol- 
daa Gregor Ghika jeden mit 100 Exemplaren, den Fürsten 
der Wallachel Stirbey mit 18 dergleichen n. s. w. 

Die Vorrede der Heraasgeber, in der jetzt üblichen neu- 
griechischen Schriftsprache geschrieben, steht an der Spitze 
des ersten Bandes nnd füHt 19 Seiten. Mach wenigen einlei- 
tenden Worten über die In der griechischen Kirche entschie- 
dene ÄatorltAt des Sytitagraa des Photlas nebst den dazu ge- 
hörigen Gommentaren des Zonaras und Balsamon werden zu- 
vörderst die bisher erschienenen Ausgaben and Uebersetzungen 
dieser Werke aufgezählt, wobei die ron Beveridge unter 
dem Namen Synodieon herausgegebene Sammlung der kirch- 
lich<^n Kanones besonders herrorgehoben wird. Es folgen da- 
rauf die Notizen über Biastares, dessen Werk in der orien- 
talischen Kirche viel gebraucht wird und ebenfalls von Be- 
yer idge in der vorher genannten Sammlung herausgegeben 
worden Ist. Indem dieses Sjnodikon des Beveridge für das 
Studium der alten Quellen als ein wahrer Schatz anzusehen 
war, von der andern Seite jedoch die Exemplare desselben 
höchst selten wurden, war eine neuere Ausgabe desselben ein 
allgemein verbreiteter Wunsch der griechischen Geistlichkeit. 
Der Unternehmung einer solchen schwierigen Arbeit gewährte 
überdiess ein eigenthümlicher Umstand Erleichterung und Be- 
förderung. In der Bibliothek des ehemaligen Metropoliten Ge- 
rasimos (verwandt mit dem einen Herausgeber Rhallis) 
wurde eine Handschrift gefunden, das Syntagma des Photius 
mit dem Nomokanon und den Commentaren des Zonaras und 
Babamon enthaltend. Diese Handschrift ist eine iorgßUtige, 
auf Anordnung des Metropoliten von Trapezunt Dorotheos 
im Jahr 1779 gemachte Abschrift einer Handschrift derselben 
MetropoUtan-Bibliothek aus dem Jahre 1811. Die nähere Be-: 
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sehreibttng ergibt, da» es eine ganz yollständige Handsdirift 
tat und die Concilien in der von Zonaras und Baliamon 
beliebten Anordnung aufgestellt sind; das Einzige was fehlt 
ist der Prolog des Photins zu dem Nomokanon, und dies ist 
ganz in der Ordnung, weil Balsamon und Zoaaras diese 
Yorrede nicht haben. Ausserdem rühmen die Herausgeber die 
SorgfiUtigkeit der Handschrift und dass sie den griechischen 
Text mehrerer Stellen enthält, welche bisher nur aus Hervet's 
Uebersetzung bekannt waren. So z. B. liefern sie in Bd. I« 
S. 3 zuerst den griechischen Text der von Balsamon an 
Xiphilinus addressirten Verse, und unter den mehreren 
Stellen, wo die Vollständigkeit des griechischen Textes wieder 
hergestellt worden ist, hat der Referent sich gefreut, in Bd. II. 
S. 811 bd dem zweiten Tmllanischen Kanon den in den Aus- 
gaben fehlenden Text^) einer dem Balsamon zugeschriebe- 
nen Anmerkung zu finden, von welcher er in seiner Geachidite 
der Novellen S. 190 Gebrauch gemacht hat Nach Angabe 
der Vorrede sollen sieh in der Handschrift sogar Stellen aus 
Zonaras und Balsamon vorfinden, die noch ganz unge- 
druckt, auch in den lateinischen Uebersetzungen von Hervet 
und Quintin nicht vorhanden sind. Demungeachtet wird der 
Referent weiter unten auf einige noch immer bestehende Lü- 
oken im Zonaras aufmerksam machen, die in dem vierten 
Bande des vorliegenden Werkes zur Zeit yoch nicht ausgefüllt 
sind. Ausser der soeben beschriebenen Handschrift haben die 
Herausgeber die bereits vorhandenen gedruckten Ausgaben be- 
nutzt und geben S. 16 das Verzeichnias der für die Varian« 
ten in ihren N(^en gebrauchten Abkürzungen. Endlich haben 
sie auch bei mehrern Gelegenheiten den Rath ausgezeichneter 
Gelehrten in Anspruch genommen. 

Der Bericht üb^ die Disposition des Ganzen in der Vor- 
rede ^gibt Folgendes. Der erste Band enthält den Nomoka- 
non des Photius mit dem Commentar des Balsamon. 
Angeschlossen sind vier ältere Abhandlungen, welche für die 



2) Früher ist dieser Text gedriuAt in Cotaerii Memm. Eed, 6r. 
Ih p. 600 und in Fekrim Bibl Gr. tsß e^ Harln XI. p. 22. 
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Kemitiiifls der ökumenischen Synoden dienen. Die erste der- 
selben ist Ton dem Patriardien Germanos gesehrieben und 
aus der Vaticanischen Bibliothek von Maji snerst herausge- 
geben. Die anderen drei haben zu Verfassern einen Unge- 
nannteui den Patriarchen Photias und den Metropoliten Ni* 
lus. Sie sind in Voelli bibUoiheca früher herausgegeben 
worden. Der zweite Band enthält die Eanones der sieben 
ökumenischen Synoden, der Primosecunda und der Synodua 
S. Sophiae, welche letzteren den ökumenischen gleichgestellt 
werden. Am Schlüsse eine analytische Uebersicht der sSmmt-- 
liehen Kanons dieses Bandes mit Citaten der Parallelstellen, 
also was die Theologen bei der Bibel eine Concordanz nennen. 
Sie ist mit einigen kleinen Veränderungen aus dem 1800 in 
Eonstantinopel gedruckten Canomcon des Mönchs Christo- 
p bor OS entnommen. Der dritte Band ist für die Provincialconci- 
lien bestimmt, der vierte fQr die Eanones der heiligen Väter aus 
ihren kanonischen Briefen. Für den zweiten bis vierten Band' 
wird der besseren Uebersicht wegen nach dem Vorgange von 
Beveridge jedem Eanon die Interpretation von Zonaras 
und Balsamon beigegeben, desgleichen das entsprechende 
Stück der Epitome Canonum nebst den Schollen des Aris- 
tenus, obwohl diese letzteren in der Handschrift von Trape- 
zunt nicht vorhanden sind. 3) Nur ist, abweiehend von Be- 
veridge, überall ^er Zonaras dem Balsamon vorausge- 
setzt, theils weil er der Aeltere ist und desshalb öfters von 
Balsamon berücksichtigt wird, theils weil alle Handschriften 
und auch der Trapezuntische Codex diese Stellung haben. 
Der fünfte Band soll das alphabetische Syntagma des B la- 
st ar es enthalten, indem dasselbe bei der griechischen Eirche 
in täglichem Gebrauche ist. Endlich für den sechsten Band 
sind bestimmt verschiedene Verordnungen der Eaiser und Pa- 
triarchen, die bei Leunclav nnd andern dergleichen Samm- 



3) Ef ist überhaupt in Handschriften nicht Üblich, dass Ar ist e- 
nns dem voUständis^en Texte der Kanones beig^efügt wird. Eine Ani- 
nahme macht der sehr eigenthümliche Wiener Lamb. VIIL 48, welcher 
den Nomokanon des Johannes Scholastikiis enthält mit ansgeschriebe- 
neu Kanones und sagesetzter Interpretation des Aristenufl. 
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Inogen sich befinden. Ein allgemeines Register über den In* 
halt des ganzen Werkes wird ausserdem noch versprochen. 
Von dieser ursprünglichen Anordnung sind die Herausgeber 
nachher darin abgegangen, dass sie die für den sechsten Band 
bestimmten einzelnen Stücke im fünften Bande gegeben haben 
und den Blastares erst im sechsten geben werden. 

Am Schlüsse der Vorrede wird noch besonderer Dank 
ausgesprochen Herrn Constantinus, vormals Oekonomus 
des Patriarchalischen Stuhles zu Constantinopel , für die ent- 
scheidenden Verbesserungen und Bemerkungen, welche er den 
Herausgebern bei erheblichen Zweifeln und zur Berichtigung 
verdorbener Stellen hat zukommen lassen. Zum Schluss wer- 
den unter den Gönnern und Beförderern des Werkes die Für- 
sten der Moldau und Wallachei, Gregorios Ghika und 
Demetrius Stlrbey, ausgezeichnet. Die Vorrede trägt das 
Datum vom 6. August 1852. 

Von dem, was nach dem Inhalt der Vorrede herauszu- 
geben beabsichtigt worden ist, liegen für jetzt fünf Bände vor, 
weldie nach dem angegebenen Plane die ganze kanonische 
Sammlung enthalten, so dass nur das Syntagma des Matth. 
Blastares noch fehlt. Was den allgemeinen Plan des Wer- 
kes betrifft, so kann man wohl nicht anders als damit einver- 
standen sein. Zwar ist es im Ocddente nicht gut möglich zu 
beurtheilen, welche griechische Quellen für das kanonische 
Recht der orientalischen Kirche zur Zeit in dem praktischen 
Gebrauche anerkannt und nothwendig sind; indess wenn man 
die Geschichte des kanonischen Rechts jener Kirche zu Rathe 
zieht und die für den Gebrauch in jener Kirche besonders 
gedruckten Bücher beachtet, endlich berücksichtigt, welche im 
Occident herausgegebene Bücher bei dieser Kirche Anerken- 
nung gefunden haben, so kann man doch übersehen, dass in 
dem Plane des vorliegenden Werkes nichts Wichtiges fehlt. 
Uebrigens sind die Herausgeber selbst nach mehreren in den 
Vorreden vorkommenden Aeusserungen durch Rücksichten, wie 
die erwähnten bestimmt worden, indem sie darauf bedacht wa- 
ren, ausser dem ganzen Inhalt von Beveridge Synodicon 
und Leunclavii Jm Oraecorom. T. L Alles aufzanehmeui 
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was in dem PedaUon^ ais einem sehr gangbaren HaadbuchA 
der Eirehei enthalten ist. Der Text der aufgenommenen Stüelce 
beruht im WesentÜchen anf den früheren gedrudcten Anggabeni 
dodi sind daneben einige Handsebriften benntzt worden. Die 
Handschrift von Trapesnnt hat für den eigentlichen Hauptin- 
halt des Werkes, für die ersten vier Bände gute Dienste ge^ 
leistet, und die Varianten unter dem Texte lieiem Zeugniss 
davon. Für einige kleinere Stüeke sind Wiener Handschriften 
verglichen worden, und ausserdem hat noch eine andere Hand- 
schrift des verstorbenen Metropoliten Gerasimos, mit Nr. HL 
bezeichnet, mehrere etnnelne Stücke geliefert Der Abdruck 
selbst scheint ein genauer und sorgfältiger zu sein, so weit 
Referent sich damit bekannt gemacht hat. 

Nach diesen allgemdnen Bemerkungen kommen wir nm^ 
mehr zu Betrachtung äex einzelnen BSnde. Der erste enthält 
den Nomokanon mit Balsamons Gommentar nnd einige kleine 
Schriften, welche historische Notizen über die abgehaltenen 
Synoden zi^ammenstellen. Bei der gewöhnlich dem Pbotius 
zugeschriebenen Vorrede des Nomokanon (Bd. I. S» 5) wäre 
m wünschen gewesen, dass dieselbe deutlicher in ihre zwei 
Hälfken unterschieden worden wärei deren erste dem unbe- 
kannten alten Verfasser, die zweite dem Fbotlus angehört. 
Es konnte dafür baudscbrtftliche Autorität als Vorgang benntat 
werden, namentlleh die Uebersohriften, welche aus der Pariser 
Handschrift 1319 in Mortreuil hUtoire HI* S« 489 abge- 
druckt sind. Unbedeutender ist, dass in vielen Stellen des 
Nomokanon (Bd. I. S. 235, 277. 278. 308, 809) bei Citaten 
aus den Pandeoten Diata^is steht statt Digestum, ein 
Irrthmn, welcher aus den sich sehr Umliehen Abkürzungen 
dieser Worte in Handsebriften in die Ausgaben -fortg^flanxt 
worden ist. 

Der iBw^te Baod des vorliegenden Syntagma enthält die 
öknm^ischen Synoden nebst ihren Gommentaren, und «war 
in der bei der griecbischen Kirche angenommenen Aufstellung, 
so dass für das fünfte und sechste Concil, welche keine Ka^ 
9ones lieferten, die TruUaner Synode mit ihren Kanones als 
sechst^ Ceoeü eintritt wd im £nde nacti 4er ^ymäm ^^r 
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Uma die beiden Photianischen SynodeDi Pritnoseeunda and & 
Sophiae, angeschlossen werden. Wir vermissen nur die epi- 
Stola Tarasü ad Hadrianumj welche in dem Syntagma des 
Photins, bei Zonaras und Balsamon, sowie in der Handschrift 
von Trapeznnt der Synodus septima beigefügt wird, also ein 
Beistück jener Synode in der kanonischen Sammlung ist. Zu 
den kanonischen Briefen, welche den andern Theil des Codex 
Canonum bilden, kann man diesen Brief als ein neneres Stück 
nicht füglich rechnen, und in dem Nomokanon I. 24. wird er 
mitten unter den Eanones der Goncilien citirt, wodurch also 
jene Stellung in dem Syntagma bestätigt wird. 

Der dritte Band liefert die in der griechischen EJrche auf- 
genommenen Provlncialsynoden nebst ihren Gommentaren, und 
enthält eine Vorrede, welche über die hier benutzten Quellen 
einiges bemerkt, besonders in Bezug auf das CondUum Car- 
thaginense. Gelegentlich wird dabei gesagt, dass das Pedalion 
bei den Eanones manche Abkürzung sich erlaubt habe, und 
die Noten dieses Bandes (HL S. 298. 329. 615. 616. 617.) 
enthalten zuweilen Hinweisungen darauf. 

Von den am Ende der Vorrede angezeigten neuen ander- 
weiten Beförderungen dieser Ausgabe, namentlich von der An« 
erkennung derselben durch die heilige Synode in Petersburg, 
wird noch weiter unten die Bede sein, dagegen haben wir in 
Bezug auf das CondUum Carthaginense, über welches ausser 
der Vorrede eine längere Note S. 298 Bemerkungen enthält, 
einiges Nähere zu berichten, nämlich über die Vollständigkeit 
des Textes und die Zählung der Eanones, womit ebenfalls jene 
Bemerkungen der Herausgeber sich beschäftigen. Die Quelle 
für das ConciUum Carihaginense in der griechischen Samm« 
lung ist derjenige Text, welcher in Voelli hibUolheca I. p. 141 
als Stück der Sammlung des Dionysiua Exiguus abgedruckt 
ist Der Nomokanon, sowohl ursprünglich als nach Photius, 
hat das lateinische Original vollständig wiedergegeben, und es 
bezeugen dies ^e Wiener Handschriften des Syntagma Lam- 
bec. VI. 16. Vin. 44. Wo Dionysius die ihm vorliegende 
Oesta des Concils abgekürzt hat, wird dies eben so in der 
griechischen Uebersetsimg bemeriLt, und die Zählung des Ori- 
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giuals ist ebenfalls beibehalten , zafolge deren das Ganze ia 
138 gezählte Abschnitte zerfällt, von denen 133 die eigentli- 
chen Kanones zählen, 134 — 138 die angehängten Stücke. 
Diese Zählang dürfen wir dem Dionysins zaschreiben, der in 
der Vorrede sagt: Statuta concilii Afticani suis a nohk nu-' 
meris . cemuntur esse disfincta. Dass sie in dem Nomokanon 
beibehalten ist, ergeben die Citate IX. 2. IX. 20. IX. 12. für 
Ean. 131^133 und IX. 4. für 138. Die Wiener Handschrift 
VI. 16. zählt allerdings 134 Eanones, schliesst aber, indem 
sie ein Stück des Anhanges nicht numerirt, doch mit 138 ab; 
eine kleine zudUige Abweichung. Zonaras ist freier ver- 
fahren, und dies ergibt die Wiener Handschrift des Zonaras 
Lambec. VIU. 51. Gleich zu Anfang ist die chronologische 
Angabe und die Präsenzliste weggelassen und zu einer eige- 
nen Erklärung verarbeitet, so dass der Text des Concils erst 
mit der einleitenden Rede des Aurelius anfängt. In dem Fol- 
genden fehlt der Text des Briefes von Zosimus an Faustinus 
bis zu dem Nicäischen Glaubensbekenntniss (Voelli bibl. I. 
p. 330 — 334), und dies wird ersetzt durch einige Bemerkun- 
gen des Zonaras, deren erste bei Beveridge in den Anmer- 
kungen n. S. 203 mitgetheilt ist, die andere ebendaselbst L 
S. 514 abgedruckt steht, aber mit Unrecht dem Balsamen zu- 
geschrieben wird. Am Ende nach Ean. 133 ist bei Zonaras 
die Schlussrede des Aurelius nebst den dazu gehörigen Sub- 
Scriptionen weggelassen. Im Uebrigen zählen die Wiener Zo- 
narhandschriften 133 Kanones, wie das Original, und die An- 
hangsstücke bleiben ungezählt; die Pariser Handschrift 1319 
zählt 134 Eanones. Der Abdruck des Zonaras, Paris 1618, 
zeigt allerdings nicht die soeben erwähnten Abkürzungen und 
zählt die 133 Kationes als 147. Schon diese bedeutende Ab- 
weichung in der Zählung und ausserdem die Eintheilung in 
sechs Actionen macht die der Ausgabe zum Grunde liegende 
Handschrift verdächtig. Vielleicht ist die Handschrift oder der 
Abdruck aus einer andern Handschrift ergänzt worden, wel- 
che Zonaras und Balsamen vereinigte. Balsamon hat sich 
genauer an den durch den Nomokanon überlieferten Text an- 
geschlossen, wie aus der Wiener Handschrift Lambec. YL 15. 
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sich ergibt. Zwar hat er zu Anfang statt der originalen 
Einleitung die daraus geschöpfte Erklärung des Zonaras ab- 
geschrieben, aber in dem Folgenden statt der vorher er* 
wähnten Abkürzung den Tollständigen Text geliefert, auch 
die Schlussrede des Aurelius nebst den Subscriptionen nicht 
weggelassen. Die Zählung stimmt mit dem Original, indess 
zählt die vorhergenannte Handschrift die 133 Kanones als 134 
und kommt erst durch die angehängten Stücke wieder auf 138 
als Schlusszahl. Von Handschriften, welche Zonaras und 
Balsamon vereinigen, habe ich nur eine in Wien (EoUar. 
Suppl. XLY.) angesehen, welche sehr genau ist und das vor- 
her von Eigenthümlichkeit des Zonaras Gesagte bestätigt. Statt 
133 zählt sie 142 Eanones und numerirt noch einige Stücke 
des Anhanges. Ausserdem hat sie eine Eintheilung des Gan- 
zen in sechs Actionen (Praxis), welche sich auch in dem Zo- 
naras 1618 und bei Beveridge vorfindet. In dem Original, 
wie es bei Yoell gedruckt ist, findet sich diese Eintheilung 
nicht, und ebensowenig habe ich sie in den griechischen Hand- 
schriften des Fhotius, Zonaras und Balsamon bemerkt, nur in 
einer "Wiener (Lambec. VIH. 45), die jedoch wunderlich zu- 
sammengesetzt ist. Die erwähnte Eintheilung stammt her aus 
gewissen Abschnitten, welche sich hier und da bieten, und kann 
füglich in combinirten Handschriften zuerst aufgebracht worden 
sein. Die vorstehenden Bemerkungen, veranlasst durch einige 
Aeusserungen der jetzigen Herausgeber, liefern an einem ein- 
zelnen Beispiele einen Beitrag zu der Charakteristik einiger 
der bekannteren kanonischen Sammlungen. In der vorliegen* 
den Athener Ausgabe sind bei dem Karthaginenser Goncil die 
Eanones als 133 gezählt, und in Parenthese ist dabei die sehr 
abweichende Zählung des Pedalion bemerkt. Die Anhangs- 
stücke sind nicht gezählt,^ und die Anmerkungen heben dies 
bestimmt hervor. Es ist demnach die ächte ursprüngliche Zäh- 
lung hergestellt, daneben aber die Abtheilung in sechs Actio- 
nen beibehalten. Im Anfange des Textes ist S. 287 nach der 
einleitenden Note des Zonaras die Quelle derselben, die Ein- 
leitung des Originals, abgedruckt, so dass dasselbe zweimal 
gesagt und ausserdem der Zusammenhang unterbrochen wird^ 
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08 wäre wohl riehtiger geweseo, hier der Handschrift voa Tra- 
pezuQt gemäss die im Original befindliche Einleitung wegzu- 
lassen oder sie in einer Note mitzutheilen. In dem Folgenden 
fehlt die Stelle des Zonaras, welche, wie vorher bemerlit wurde, 
in Beveridge IL S. 208 abgedruclct ist; indess war es hier 
sehr schwierig, die Verschiedenheit des Textes, welche zwischen 
Zonaras und Balsamon besteht, zur Anschauung zu bringen. 
Jedenfalls aber war die S« 288 gegebene Anmerkung nicht 
dem Balsamon, sondern mit dem Codex von Trapezunt dem 
Zonaras zuzuschreiben, obwohl sie Balsamon ebenfalls aufge- 
nommen hat 

Der vierte Band enthält die kanonischen Briefe mit den 
Erklärungen von Zonaras, Balsamon und Aristenus, denen eine 
Anzahl anderer Abhandlungen und Fragmente kirchlichen In- 
halts angeschlossen worden. Die vorausgeschickte Vorrede be- 
richtet über diese als Anhang aufgenommenen Stücke, theils 
woher sie entnommen sind, theils warum man sich zu ihrer 
Aufnahme entschlossen hat« Hier begegnet uns zuvörderst, 
dass ein Anhang von allerlei Fragmenten abgedruckt ist, wei- 
cher in der vielbenutzten Ebtndschrift von Trapezunt enthalten 
war, und ein ähnlicher Anhang, welchen Beveridge aus einer 
Handschrift gegeben^ die eine Ergänzung des Aristenus ent- 
hielt. Von der letzteren Handschrift wird weiter unten Nähe- 
res berichtet werden; im Ganzen aber scheinen diese beiden 
Anhänge mit geringer Ausnahme nichts Bedeutendes zu ent- 
halten. Mehrere andere Stücke sind aufgenommmi worden 
auf die Autorität des Fedalion, und weil das letztere unmit- 
telbar aus dem praktischen BedürAiiss der griechischen Kirche 
hervorgegangen ist, lässt sich gegen den Abdruck derselben 
nichts einwenden. Eine litterärische Bemerkung wallen wir 
jedoch hinzufügen, dass in einer Wiener Handschrift (Lambec* 
VHL 45) eme Abhandlung sich findet, welche ausfuhrt, dass 
der (in der Athener Ausgabe XV. S. 432 auszugsweise auf- 
genommene) Nomokanon des Joannes Nesteuta nicht von 
dem unter diesem Namen berühmten Patriarchen herrühre. 
Die letzten Stücke dieses Bandes liefern einzelne Aufsätze und 
Abhandlungen des Zonaras und des Balsamon, und sind in 
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Bäckflicht auf das wohlverdiente Ansehen dieser Schriftsteller 
hinzugefügt worden. Für den Text der verschiedenen einzel- 
nen in diesem Bande enthaltenen Stücke sind mehrere Wiener 
Handschriften benützt und sogar einiges Ungedmckte darans 
entnommen worden. Ausser diesem Bericht über den Inhalt 
des vierten Bandes, welcher aus der Vorrede entnommen ist, 
haben wir aber noch über einiges Einzelne zu berichten. 

Bekanntlidi existirt ein in alter Zeit verfasster Auszug 
der Eanones, welcher im Laufe d«r Zeit nach und nach auf 
die neu hinzugekommenen Quellen fortgesetzt worden ist und 
im elften Jahrhundert einen Commentator, Alezius Aristenus, 
gefunden hat, auf dessen Namen er gewöhnlich cursirt und in 
der gTiechischen Ejrche mit grosser Achtung aufgenommen 
worden ist. Diesen Auszug und Commentar haben die jetzi- 
gen Herausgeber nach dem Vorgänge von Beveridge (denn in 
Handschriften ist dieses Verfahren nicht üblich) ebenso wie 
die Commentare des Zonaras und Balsamen den Quellen bei- 
gefügt Sie haben sogar den Aristenus noch vollständiger ge- 
geben als Beveridge, indem sie eine Sammlung dazu benutz- 
ten, weiche sie als Synopsis bezeichnen. Diese Sammlung ist 
von Beveridge in seinem Synodikon .unter der Ueberschrift: 
Alexii Aristim epistolarum canomearum Synopsis^ herausgege- 
ben worden, als ein nachträglicher Anhang, weil die Hand- 
schrift, welche ursprünglich dafür benutzt werden konnte, un^ 
leserlich und defect war, und erst später eine bessere Hand- 
schrift aufgefunden wurde. Der Inhalt dieser Sammlung bo'* 
steht aus einem Auszuge der kanonischen Briefe, jedoch mit 
gestörter Ordnung, und darauf folgt eine Anzahl willkürlich 
zusammengehäufter Stücke, unter denen nur die Canones PauU 
und Pkri et PauU auszuzeichnen sind, weil diese Fragmente 
der sogenannten apostolischen Constitutionen den Han&chriftoi 
des Nomokanon vorgesetzt zu werden pflegen. Der genannte 
Auszug umfasst die sämmtlichen kanonischen Briefe, mit Aus^ 
nähme der drei Hauptbriefe des Basilius, und da in den ge- 
wöhnlichen Handschriften und Ausgaben des Aristenus jene 
Briefe des Basil enthalten sind, die übrigen aber fehlen, so 
ergibt sich eine Beziehung dieses Auszuges zu Aristenus; er 
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ist eine Ergänzung desselben. Die Nachrichten, welche Be- 
veridge in der Vorrede §. 29. 30 und an der Spitze der von 
ihm sogenannten Synopsis über die von ihm für den Ariste- 
nus und namentlich für die Synopsis benutzten Handschriften 
gibt, sind sehr ungenügend, indess ist es Herrn Dr. Zacha- 
riä y. Lingenthal bei seiner einsichtsvollen Durchforsch- 
ung der Bodlejanischen Bibliothek in Oxford gelungen, die be- 
treffenden beiden Handschriften zu ermitteln (Prochiron p. 313. 
323.}. Die erste Handschrift, welche Beveridge benutzte, am 
Ende in der Synopsis zerrissen und defect, ist Bodlej. 221. 
Die später aufgefundene und der Herausgabe der Synopsis 
zum Grunde liegende ist Bodlej. 716. Aus diesen Nachrich- 
ten ergibt sich deutlich, dass die von Beveridge herausgege- 
bene Synopsis den Schluss einer Handschrift des Aristenus 
bildete, lieber die Beschaffenheit solcher Handschriften kann 
der Referent noch nähere Notizen geben, indem er eine der* 
gleichen in der Wiener Bibliothek (Lambec. VI. 18) genauer 
untersucht hat, worin Blatt 6 — 78 der Aristenus nebst dem 
ergänzenden Anhang sich vorfindet. Sie enthält zuerst die 
Eanones der sämmtlichen Concilien nach der im Nomokanon 
vorliegenden Ordnung, worauf die drei Hauptbrtefe des Basil 
folgen. Die alte Epitome ist bei mehreren der Concilien nur 
stellenweise gegeben oder fehlt ganz, dagegen ist die Inter- 
pretation des Aristenus vollständig. In Hinsicht des Umfan- 
ges übertrifft sie die gedruckten Ausgaben der Epitome, in- 
dem sie auch die Synodus Septima, Prirrwsecunda, S. Sophiae 
umfasst und in der Carthaginensis etwas vollständiger ist. 
Diese Ergänzungen des Aristenus hat zuerst Beveridge in seine 
Ausgabe der Eanones eingetragen, und zwar aus der ersten 
von ihm benutzten Handschrift Bodlej. 221. Unmittelbar nach 
den Briefen des Basilius folgt in der Wiener Handschrift Bl. 
€9 — 78 die von Beveridge als Synopsis Aristini herausge«- 
gebene Ergänzung des Aristenus, worin zuerst die kleineren 
Briefe des Basilius, dann mit Tarasius an der Spitze die übri«- 
gen kanonischen Briefe gegeben werden. Die offenbare Un- 
ordnung in der Reihenfolge der Briefe erklärt sich leicht da- 
raus, dass der Verfasser der Ergänzung für gut fand, an die 
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drei Hanptbrief« des Baailius, welche in dem älteren Werke 
mit 84 Kanone« den Scbluss bildeten, zunächst die kleineren 
Fragmente des Basal anzuschliesaen, denen daher in der Wie- 
ner Handschrift als Fortsetzung die Nummern 85 — 91 beige- 
legt werden. Demnächst folgt Tarasius, welcher in dem 
Photianischen Nomokanon zugesetzt worden ist, aber seinen 
Platz eigentlich bei der Synodus Septima hat,, und encBidi £e 
übrigen kanonischen Briefe* Dass das ^yntagsm des Photius 
für die nacjbgetragenen Briefe die Quelle war, ei^bt die un- 
regelmässige Stellung der Briefe des Athanasiua, weldie in der 
Sammlung des Photios gewöimlidi ist, weil Photius den Atha- 
nasius remachlässigt hat und dessen Briefe später, aber nfeht 
mit der gehörigen Sorgfalt nachgetragen worden siiML Was 
nach dem letzten excerpirten Briefe {AtTkanasius ad Eußnk^. 
num) in der Wiener Handschrift und in dem Abdracka äex 
Synopsis bei Beveridge folgt, sind willkürliehe Compilationen 
von allerlei vermischten Stücken, und weichen gänzlich ron 
einander ab. Es bleibt noch tihrlg, über den Gebrauch za 
berichten^ welchen die Herausgeber von der in Beveridge alz 
Synopm Aristini gedrudcten Sammlung gemadit haben« Es 
ergibt sich, dass sie die Ergänzisng des Aristenua für die klei« 
neu Briefe des Basilius und die aachlolgenden anderen kano- 
msehen Briefe, auch für Tarasius, an den befre&nden Slellen 
unter dem Namen Synopsis eingetragen haben; daa was noch 
übrig blieb, ist alles zusammen unter der Ueberscbrift Synopsis 
canonvm in dmn viartea Bande S. 893 — 416^ ahgedsoekt wor-»- 
den. Auf diese Weise Ist die Ergänzung des Aristenus ans der 
Synopsis bei den Briefien des DioDysiBS, Petras, Gbre^rins und 
Att^nasios. nicht eingetragen. Es lässt sich vermuthea, das» 
die genannten Bri^e bereits abgedruckt waren, als» man den £nt- 
sehhiss fssste, die Ergänzungen aus Beveri^e anfsunehmen. 
Eine andere Bemerkung, wdche der votliegende vierte 
Band der neuen Ausgabe hervorrufl, betrifit den Commentar 
des Zonaras. Es ist nämlich derselbe in dem Synodikon des. 
Beveridge noch nicht ganz vollständig herausgegeben worden. 
Mit dem dritten Briefe des Basilius (also Ean. 84 oder 85) 
hört dieser Commentar anf,.«oi dass dnr ganztfi nachfolgenden ; 

grU, Zmuekr, f. 4. Rätktnc. XXVUl, B4. IL Beft, 13 
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Beihe von Briefen derselbe abgeht; er fehlt auch schon vor- 
her bei Athanasius ex 39, Allerdings hatte Beveridge nicht 
die gehörigen Hülfsmitteli um die Mängel der vorhergehenden 
Ausgabe zu yerbessern ; er hatte keine reine Zonarhandschrift, 
und für den Zonaras war seine Quelle eigentlich nur die Pa- 
riser Ausgabe 1618 bei den Goncilien und die Pariser 1622 
bei den Briefen. In der letzteren fehlt der Brief Athanasü 
ex 89 gänzlich, *) und mit den Briefen BasiUi ad Amphüoddum 
bricht der Abdruck ab, bemerkt aber, dass bei den folgenden 
Briefen Balsamen seine Interpretation aus Zonaras entlehnt 
habe. An Handschriften stand nach der Vorrede §. 25 dem 
Beveridge nur eine einzige Bodlejanische Handschrift zu Gre- 
bote^ welche die Canones apostolorum mit Zonar und Bal- 
samon enthält (nach Zaehariae Prochiron p. SIL Bod- 
lejanus 194). Ausserdem hatte er Varianten aus der von 
Am erb ach In die Baseler Bibliothek geschenkten Handschrift, 
welche in Haenel Catal, libr. Msb. p. 606 als ^i. IIL 6. 
bezeichnet ist und Zonaras mit Balsamon vereint. Dieser Um- 
stand macht aber die Unterscheidung zwischen den beiden 
Autoren unsicher, wenn sie, was öfters vorkommt, wörtlich zu- 
sammenstimmen. Indess Ist doch Beveridge Im Stande ge- 
wesen, aus den über diese Handschrift erhaltenen Mittheilun«- 
gen in seinen Anmerkungen am Ende des zweiten Thells 
S.221. 224ff« für Athanasius und einen Theil der folgen-« 
den Briefe den fehlenden Commentar des Zonaras nachzu- 
tragen, wodurch aber die Wiederherstellung des Zonaras noch 
nicht vollständig erreicht worden Ist. Der Referent hat dess-* 
halb in Wien einige reine Handschriften des Zonaras (Lam^ 
bee, VIIL öl. und daneben die am Ende defecten VIIL 48, 49) 
untersucht und in denselben die im Texte des Beveridge -feh« 
lenden Stücke des Zonaras sämmtlieh gefunden, welche nach- 
her mit einer sehr guten Handschrift von Balsamons Com- 
mentar (Lambec, VI, 16) verglichen wurden. Es ergab sich 



4} In der Handscbrift, WelcJie Quintinus benutzte, fehlte eben'* 
falls dieser Brief des Athanasiaa, und dieses Uebereintreffen deutet 
allem Ansehen nach auf Paris 1322. hin. ' 
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dabei| dass ein grosser Theil dieser Stücke ron Balsamon ge- 
radezu abgeschrieben worden Ist; einige von Balsamon mit 
geringen Veränderungen wiedergegeben sind; einige gänzlich 
von Balsamon abweichen. Nachdem die wichtigeren Stücke, 
nämlich diejenigen, in welchen Balsamon eigne Arbeit liefert, 
bereits von Beveridge in seinen vorher citirten Anmerkungen 
mitgetheilt sind, besteht der Hauptgewinn jener angestellten 
Yergleichung darin, dass in nicht wenigen Stellen, wo Balsa- 
mon den Zonaras abgeschrieben hat, dem letzteren sein Au- 
torrecht zugesprochen werden kann. Wenn wir die Resultate 
der Wiener Handschriften mit der Torliegenden Athener Aus- 
gabe zusammenhalten, ergibt sich Folgendes. Die Supplemente 
aus Beverldge's Anmerkungen sind durch die Autorität des 
Manuscripts von Trapezunt bestätigt und eingetragen. Gleich- 
falls ist bei BasiUus ad CrregoHum und ex 29 capitulo, ferner 
bei Grregorim ad Letojum das Richtige, wahrscheinlich aus der 
Handschrift von Trapezunt hergestellt. Dagegen sind die er- 
sten beiden Stellen des Commentars zu BasiUus ad Diodorum 
und der Commentar zu Timotheus, Theophilus, Cjrillus, als 
Zonar angehörend und von Balsamon abgeschrieben, statt Bal- 
samon mit Zonar Balsamon zu bezeichnen; indess sind bei 
Cjrillua einige kleine Differenzen. Zu Gregorivs Theologus hat 
Zonar zwd eigne Bemerkungen, welche demnach zu suppliren 
sind, und zu Oennadii encycUea liefern Zonar und Balsamon 
eine gleichlautende Note, welche in der Mitte des Briefes steht 
und in der Athener Ausgabe durch Irrthum als Text gedruckt 
ist, wahrscheinlich nach Anleitung des Codex von Trapezunt, 
(In einer sehr guten Wiener Handschrift (KoUar. Suppl XLVJj 
die auch Zonar und Balsamon combinirt, ist diese Note eben-; 
falls als Text geschrieben, und erst eine zweite Hand hat sie 
abgegränzt und am Bande als Balsamon bezeichnet) Ausser- 
dem fehlt zu Tarasii epistola ad Hadrianum die Interpreta- 
tion des Zonaras, und Beveridge II. S. 188 hat ebenfalls. nur 
die Erläuterung des Balsamon, Dieser Mangel hat aber einen 
andern Grund, als es bei den vorher erwähnten der Fall war. 
Die Anmerkung des Zonars zu Tarasius ist bereits in der Aus« 
gäbe des iSonoraa 1618 S. 270 gedruckt und Beveridge hat 
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sie übersehen , weil dieser Brief ganz riditig als Beisiück der 
Synodus S^Uma nnter den Coneilien steht £r selbst folgt 
irrthümlicher Weise der Ausgabe des Balsamen 1620 und gibt 
4en Tarasios am Ende der kanonischen Briefe. 

Der fünfte Band enthält naeh dem rorstehenden Separat- 
titel Aussprüche der Synoden und Verordnungen der Eonsiao-* 
tinopolHanlschen Patriarehen, auch Novellen byzantinischer Eai'* 
ser und Tcr^ohiedene Evörternngen kanonischer Gegenstände. 
Die Yoraosgeschickte Vorr^e gibt näheren Bericht über das/ 
waa aufgenommen worden ist und woher es entlehnt wurde. 
Zueist liefert sie eine Rechtfertigung, dass das Syntagma des 
Blastar^s nicht, wie anfingiieh beabsichtigt war, In dem 
fünften Bande erscheint, sondern dem sechsten Bande vorbe* 
halten bleibt Diese Yeränderung ist gewiss zu lob^n, weil 
das Weirk des Blastares immer nur ein Privatwerk ist und die 
in dem fünften Bande gegebenen Stücke mehr einen ofl[lzielIen 
und legislativen Charakter an sich tragen, insoweit sie von den 
konstaatinopoütanischen Patriarchen und Kaisem herrühren, md 
dabei: den kanonischen Quellen der Kirche ganz nahe stehen. 
Im Ai^emeineii ist oach der Vorrede der Pian gewesen, m 
diesem Bande deu^ Inhalt von Leundavii Jus Qraeeor^fmanum, 
nim^oli den ersten, das Eirchenrecht betreffende Theä wie« 
derzug^n, wozu aber noch manche andere Stücke kirehlichei^ 
lahaMs, gedvu^te wie uagedruckie^ Qaohzutragen waren. U^ber 
die besMideien Quellen dieser nachgetragenen Stücke, woru»* 
ter auch einzeln« Haadschvlftea sieh befindea, beriditet dl» 
Vorced^ genauer ^ und es ei^t sieh, dass für diesen Zwe4)k 
SQrgföltige^ Umscbaa gehalten w<»den ist. Für ufisern Zweck 
wird es genüg^atd seip, die Tersehiedenen Kiassea der in die- 
sem Bande aufgenommenen Stücke zu verzeichnen nnd im 
Einzelnen dasjenige h^vorzuheben, was für uns im Occidente^ 
als belehrend und wichtig erscliehit. Die erste Abtheilung 
enthält Synodalschlüsse und Verordnungen der Patriarchen vo» 
Konstantinopel. Hier findet sich aus der Zeit des Patriarchen 
Jeremiasn. 1588 die Einsetzung des Hieb als ersten Patriav* 
eben, von Moskau, und aus der Zeit von Jeremlas HI. 172di 
<U^ Aberkennung der Unabhängigkeit dei^ rassischen Kifdl^ 
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.nebst einem auf diese Angelegenheit sieh beaiehenden Briefe 
^Peters des Grossen Ton 1721. Femer ans dem Jahr 1850 
unter dem Patriarchen Anthimos die Anerkennung der Un- 
aMiängigkeit der Kirche in dem Königreiche Griechenland, 
.nebst einem sieh darauf beziehenden Schreiben der griechischen 
Eegierung. Zu dem letrterea gehören noch in dem Anhange 
.das Geseta über die Bisthümer nnd Bischöfe, ingleidien über 
.den Klerus des Königr^hs Griecheidand vom 9. Juli 1852, 
und das organisirende Gesetz für die heilige Synode des Kö- 
nigreichs Griechenland unter ebendemselben Datum« Die aweite 
Abtheilung enthält Novellen byzantinischer Kaiser, kirchliche 
Angelegenheit betreffend ; die dritte versciiiedene AufeStze ka- 
nonischen Inhaltes, welche in der Kirche au daigem Ansehen 
gelangt sind. In diesen beiden Abtheilungen sind neben Leuv- 
clav aus den Schriften ron Leo Allatins, Gotelerius, 
Zachariae und aus Handschriften mehrere Stücke entlehnt« 
Die vierte Abtheilung enthält eine Reibe von Yeraeichnissen 
über die Disposition der Mctropolitansitze und Bisthümer in 
der orientalischen Kirche. Von der Sorgtalt, mit wdcher die 
Herausgeber die Notizen über diesen Gegenstand aus der aV- 
ten Zeit und der des Mittelalters bis auf die neuesten Einrieb- 
tungen zusammengebracht haben, enthält die Vorrede dieses 
.Bandes genaue Nachweisdng« Für die neueste Zeit ist eben- 
£bUs die Vertheilung der Bisthümer in der Türkeif in Bussland, 
Oesterreich und dem Kömgreiche Griechenland aus den besten 
Quellen mitgeüieiit^ Die fünfte und sechste Abtheilung dieses 
.Bandes enthalten ältere nnd neuere Uebersichten der geistlichen 
.Würden und Aemter b^ dem Patriarchat und der griechischen 
Kirche, ingleichen Anordnungen über die Farmen der Weihe 
und Einführung der Geistlichen^ In den Noten dieses Bandes 
haben die Herausgeber gelegentlich die Personalien der vor- 
kommenden Patriarchen genauer bezeichnet^ nnd es ergibt sich 
z. B. daraus S. 177. 617, dass der vorher bei dem Jahr 
18*50 genannte Patriarch Anthimos nicht der jetzt 1855 ab- 
gesetzte Patriarch Anthimos ist. Jener bekleidete diese Würde 
in den Jabren 1848—1852, cUeser in den Jahren 1844— 184Q 
.nnd sekdem wieder 1853^ bie jetzt. 
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Das ganze dieser Unternehmung, welche mit Einsicht an- 
gefangen und mit Eifer fortgeführt worden ist, können wir mit 
den vorliegenden fünf Bänden im Wesentlichen als abgeschlos- 
sen ansehen, Indem die neue Ausgabe der anerkannten Quel- 
len hiermit vollendet ist und nur der Blastares als ein Hand- 
buch für den praktischen Gebrauch nebst dem Realregister 
über das ganze Werk noch in Aussicht steht. Jedenfalls müs- 
sen wir dieses Werk, wie schon vorher bemerkt wurde, als 
ein ehrenhaftes Lebenszeichen der griechischen Kirche begrüs- 
sen und die allgemeine Anerkennung, welche es in dem wei- 
ten Kreise dieser Kirche gefunden hat, ISsst noch eine andere 
höhere Bedeutung dieses Unternehmens erkennen. Wir haben 
bereits oben aus der Subscriptionsliste des ersten Bandes die 
Theilnahme des Patriarchates von Konstantinopel, sowie der 
Fürsten der Moldau und Wallache! hervorgehoben. Dazu sind 
seitdem weitere nachträgliche Subscriptionslisten hinzugekom- 
men ; besonders aber verdienen die in der Vorrede des dritten 
Bandes gemachten Mittheilungen alle Aufmerksamkeit, indem 
sie das Vertrauen bezeichnen, mit welchem von mehreren Sel- 
ten her diese Unternehmung aufgenommen worden ist. Das 
Wichtigste darunter ist das im französischen Original abge- 
druckte Schreiben des Grafen Pratassoff (Oberprocuror bei 
der heiligen Synode In Petersburg) an den Königlich Grie- 
chischen Gesandten Zographos vom 30. November 1852. Die- 
ser an dem Kaiserlich Russischen Hofe accreditirte Gesandte 
hatte nämlich der genannten Synode das Werk vorgelegt, in 
Folge einer von dem griechischen Ministerium des Auswärti- 
gen an alle Gesandtschaften ergangenen Weisung, die Glau- 
bensgenossen im Auslande von dieser empfehlungswerthen Un- 
ternehmung In Kenntniss zu setzen. Das erwähnte Schreiben 
gibt darauf die Benachrichtigung, dass die heilige Synode zu 
Gunsten dieses Werkes die geistlichen Unterrichtsanstalten und 
Seminarien angewiesen hat, auf dasselbe zu subscribiren. Wenn 
wir nunmehr in Betrachtung ziehen, dass das vorliegende Werk 
In Russland, in der Türkei, In der Moldau und Wallache! eben 
.so wie an seinem Ursprungsorte, In dem Königreiche Grie- 
chenland, bei den kirchlichen Behörden unbedingte Anerken- 
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nang: als wahre nnd ächte Qaellensammlang der orientalischen 
Kirche gefunden hat, so liegt darin zonfichst eine unxweifel- 
hafte Bestätigung mehrerer bisher nur durch den Oebraoch 
autorisirten Quellen, und es kann diese Anerkennung zwar nicht 
der Form nach, wohl aber nach ihrer Wirkung der bis dahin 
einzigen Regulirung der Quellen durch den zweiten Kanon der 
Trullaner Synode gleichgestellt werden. In dieser Erscheinung 
tritt aber zugleich ein bedeutungsvolles Zeichen der Einheit 
in der orientalischen orthodoxen Kirche hervor, eine Ueber*- 
einstimmung in den hergebrachten griechischen Quellen als 
Grundlage, was um so schätzenswerther ist, als die Neigung 
zu hierarchischer und sprachlicher Abtrennung von National- 
kirchen dieser Einheit gefährlich scheinen konnte. Es ist nicht 
zu bezweifeln, das dieser Umstand geeignet ist, das Gefühl 
eines weiteren Zusammenhanges zu erhöben und der Barche 
eine grössere Festigkeit und Selbstständigl^eit sowohl in den 
eignen Ländern als auch auswärtigen Einflüssen gegenüber zu 
verschaffen. Während früher ein gewisser Druck von Norden 
her die freie Thätigkeit der orientalischen Kirche zu fesseln 
drohte, stellt sich jetzt die von Westen aus beförderte Em- 
porhebung der römischen Kirche und das Hindrängen zur Union 
als gefahrlich in Aussicht. Leider liegt in Folge des orienta- 
lischen Kriegs jetzt Alles in der Schwebe, aber der Einfluss der 
alliirten Mächte im Orient kann selbst nach wiederhergestelltem 
Frieden der griechischen Earche einen schweren Stand bereiten. 
Zum Schluss haben wir noch zu bemerken, dass die 
Herausgeber in der Vorrede des ersten Bandes zugesagt 
haben, in einem folgenden Bande Prolegomenen zu liefern, 
welche der Geschichte der Quellen des orientalischen Kir^ 
chenrechtes und der kanonischen Sammlung des Photius be- 
stimmt sind. Dieser Umstand erinnert den Referenten daran, 
dass er schon vor geraumer Zeit, Im Jahr 1832, versprochen 
hat, einen Bericht zu geben über die Bearbeitungen des No- 
mokanon und des dazu gehörigen Syntagma canonum^ des- 
gleichen über die kanonischen Sammlungen des Zonaras und 
Balsamen. Dies hat ihm Veranlassung gegeben, seine älteren 
für diese Zwecke angelegten und besonders anf Pariser und 
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Wtener Haodichriftai gegründeten CeUectaneea wieder durdi*- 
snseliep, und er benutzt diese Gdegenfaeit, um zwar nicht je- 
nes Versprechen in der damals beabsichtigte Vollständigkeit 
dnrchzofäluren, aber doch einen TfaeQ der gesammelten Noti>- 
sea bekannt zu machen« Des Zusammenhanges wegen mass 
dabei daigea aus der älteren Zeit vorausgesehiekt werden, da^ 
gegen wird Ton dem- Gebrauch des weltlichen Rechtes in der 
Kirche nicht die Rede sein, obwclil daför du wesentlicher Zo^ 
aammentiaiig besteht. Die grieeliische Kirdie hat nttndficb gleich 
▼en Anfang die Kaiserliche 6esetzgeb«ng für kircbliiche Dinge 
willig anerkannt und fortwährend dieselbe in ihren Reehtsquel- 
lea berücksichtigt. Unter der Herrschaft der Türken hat die 
Kirche sogar nocli eine speciellere Veranlassung gehabt , \roii 
dem weltlichtti Recht Notiz zu nelmien, weil ihr die Gi- 
TÜjorisdiction über die Rajabe ihres Glaubens übertragen ist«. 
Unsere nachfolgenden Bemerkungen werden sich aber lediglidi 
auf die Quellen kirdilichen Ursprungs beschränken. 

Die älteren Spuren von in der christlichen Kirche vof- 
bandenen Sammlungen der eammes sind in meiner Abhandlmig 
de coUeetionibu» canonum ecclesiae Graecae verzeichnet Un- 
terscheidni^ der beiden Kirchen zeigt sich erst Anfang dce 
sedisten Jahrhunderts bei Dionysius Exiguus, der die bekannte 
Sammluitg Twfasste, wekhe der lateioischen Kirche angeküri, 
und daneben, eine griediisdi-4ateiniBche Sammlung auf Wunsch 
dea Pabstes Honnisdas assarbeitete^ welche nur das von bei- 
den SLirchen gemeinsam Anerkannte enthielt, uns aber in Hand- 
echrifiten nicht erhahai worden ist Wir werden, aber durch « 
die dazu gehörige Vorrede des Di«B;^sius belehrt , dass die 
orientaüscbe Kirche damals die canoms apo^lonan^ die Sap- 
dicenses und die Africaaoa nicbt anerkannt hatte«. Von den 
EphesimsckeD wird nichts gesagt, weil in Hinsicht derselben 
damals nocli alles nngewiss war. Indem diese Synode keine 
Kanones abgefasst hatte, diffeiiren überhaupt die beiden Kir- 
schen in dem, was sie später an der Stelle dieser Synode in 
ftfre kanonnschen SammluQgcD eiag^rageb haben. Von den ca- 
nones c^osiolorum, deren Ansehen lange Zeit zweifeUHtH war, 
weil sie mit den als apocrypb vesdücittigen CeaEstitetionea fe 
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Apostel in Yerinndasg standen, fant die lateinische Eirebe nad 
dem Vorgange des Dlonjrsius nur die ersten fiO angenommen, 
während die griedkische die sämmtlicben 85 anerkannt hat 

Die eigenlMche Oeachichte der in der grieehiseheo Kirche 
fnr den Gebrauch aHierkannten Kanones fängt erst mit Johan- 
nes Sohoiastilois aiu Seine Synagoge oder systenkatüehe Zu- 
«{fttHuenstdllüng dei Kanones in 50 Titefai. hat er in Seinen 
ii tiheren Jahren YSrAusat, ateo ungefähr xwischeii 540 u&d 550« 
Wie die Sammlung der gefatäächiioheil Kitaooes an jener Zek 
besohaffen war, enehen wir ans seiner Vorrede und dem de^- 
selben beigefügten VenEeiciroisa der benntsten Kanones. Es 
ergibt sich, dass die carnmes apostolorum und ron adhn Sj^ 
noden die damals üblicfae Sammlung ausmachten and ein Vor^ 
ganger des Johanna eine ähnliche Arbeit in 60 Titeln ans die- 
sen Quellen Terfasst hatte. Johannes erlcennt denselben Bestand 
äet Quellen an, setzt aber, was er besonders hervorhebt, einige 
Briefe des heiligen Basilias an. Gegen den Bestand der ka- 
nonischen Sammlung der griediischen Kirche, wie ihn Diony*- 
sius Exiguus zu Anfang des seefasten Jahrhunderts sehOdort, 
finden (Edch demnach als neue Stücke vor: 1) die Kanones 
der Apostel, deren Aasehen jedoch nidit ganz fest stand und 
noch im siebenten Jahrhundert ZweifsA zaiiess; 2} die Sardi^ 
eeoser Schlüsse, weiche firilher bei der gfieehisehen Kirche üicht 
gangbar waren nod in Rücksicht auf Chronologie nach ihm 
Neocaesaieense Mgesclialtet werden; d) einige Ephcnna, di^ 
Johannes an die Stelle dieses Concils setzt; 4) Auszäge aus 
Mwm BrieCsa des Basilius an Amphilochus, welche jetzt in der 
griecliischen Sammlung als zweiter und dritter Brief gehen. 
Die Adszüge datans^ welche 68 Kanones liefern, sind der erste 
Schritt zu der in der Folgezeit sehr vermehrten Sammlung 
der Briefe heiliger Väter ^ welche in der griechischen Kirche 
den Kanones der Concilien angesdilossen werden. Uebrigmis 
iiai in dieser Zeit, nämlich In der Zeit Jusänians, das Ansehen 
der Kanones sich eihiSrfal,^) indan sie durch kaiserliche 6e- 

5) Von späteren Kaisern, namentlich vonAIexias, Joaones, Hanuel 
Comnenus finden sich in den Handschriften Angaben, dass sie lunoni- 
stbe Arhetten angeordnet xaid befördert haben. 
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setze förmlich anerkannt wurden; von der andern Seite hat 
aber auch die Kirche darch eigne Sammlang und Redaction 
der kaiserlichen Gesetze sich den Gebrauch derselben erleich- 
tert. Dass die Gesetze des Kaisers Justinian (l 46, C, de 
EpiseopiSj Nav, 6, cap, h §. 8, Nov. 18L c. L) den Kanones 
ausdrücklich Gesetzeskraft zugesprochen, ist eine bekannte Sache 
und Nov. 137. Kap. 4, welche den Canon apoat. 37 wleder- 
liolt, kann fttgllch auf das Werk des Johannes Tit. 49 ge- 
gründet sein, welcher In der Zeit der Publication dieser No- 
velle Im Jahr 565 in dem grössten Ansehen stand, indem er 
damals Patriarch von Konstantinopel wurde. Er hat auch bald 
nach Justlnians Tod aus dessen Novellen die eoUeetio 87. ca- 
^üulorum ausgearbeitet, als eine Beilage zu seinem kanoni- 
schen Werke. Das letztere hat sein grosses Ansehen sehr 
lange und noch über das Zeitalter des Photlus und Balsamon 
hinaus bewahrt Eine Wiener Handschrift (Lambec. VIIL 45), 
welche den Zweck verfolgt, das Werk des Johannes neben 
dem seitdem vermehrtem Bestand der Kanones brauchbar zu 
erhalten, wird nacher noch erwähnt werden. 

Eine neue Vermehrung des Bestandes der kanonischen 
Quellen zeigt sich In dem siebenten Jahrhundert in dem damals 
noch vor dem Trullanischen Goncil entstandenen Nomokanon 
in 14 Titeln, welcher mit einer Sammlung der kanonischen 
Quellen verbunden war. Demselben war ausserdem eine CoU 
Uctio comtUuUonum eccUsUuticarum angeschlossen, eine Com- 
pilatlon aus den Reehtsbüchern Justinians. Diesen öfters ge- 
druckten Nomokanon hat man früher dem Patriarchen Photlus 
zugeschrieben, während dagegen mehrere von mir angeführte 
Gründe ergeben, dass Photlus nur ein um mehrere Jahrhun« 
derte älteres Werk überarbeitet hat. Diese Ansicht Jst seit- 
dem anerkannt worden und hat sich sogar durch einzelne Nach- 
richten in Handschriften bestätigt. Indess war von mir als 
Zeitpunkt für die Abfassung dieses Werkes das Ende der Re- 
gierung des Kaisers Heraklius angenommen, weil der' vorher er- 
wähnten mit dem Nomokanon eng verbundenen coli, const. eccL 
vier Novellen dieses Kaisers angeschlossen sind. Gegen diese 
Zeitbestimmung hat sich seitdem Helmbach in seiner Anec- 
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dota L p. XLlV—XLVIIIeMäxt and demgelfoen iat Mortreuil 
histoire du droit Byzantin L p, 244 beigetreten. Beide sind 
der Meinung, dass die Novellen des Heraklius ein späterer Zur 
satz sind und das Werk vielmehr in die letzten Jahre Ju- 
stins II. zu setzen sei, weil die neuesten in dem Bache cltir- 
ten Novellen von diesem Kaiser herrühren. Diese Heranslehung 
des Nomokanon in die Zeit Justins ist aber nicht susogeben 
und zwar aus mehreren Gründen. Vor aUen Dingen ist noth« 
wendig, dass zwischen Johannes Scholastikus und dem neueren 
Nomokanon ein längerer Zwischenraum liegt. Es ist nämlieb 
nicht wahrscheinlich, dass noch unter dem Patriarchat des Jo- 
hannes, welches bis an das Ende der Regierung Justins dauerte, 
ein concurrentes Werk entstehen konnte. Femer ist zu beach- 
ten, dass das Werk des Johannes ein grosses Ansehen ge- 
wonnen hat, was sich bis an das Ende des Mittelalters nach- 
weisen lässt. Dies war nur möglich, wenn einige Zeit verlief, 
um das Buch im Gebrauch einzuführen und zahlreiche Hand- 
schriften desselben zu verbreiten, ehe es von einem anderen 
vollständigeren in Schatten gestellt wurde. Endlich gehörte 
einige Zeit dazu, ehe in der Kirche eine so ansehnliche Ver- 
mehrung der kanonischen Quellen in Gebrauch kommen konntei 
wie wir sie in dem neueren Nomokanon vorfinden. Die sechr 
zig Jahre seit Kaiser Justin bis gegen das Ende der Begi^ 
rung des Heraclius bieten gerade einen den angegebenen Ver- 
hältnissen angemessenen Zeitraum. Zweitens gibt sich Hei mH 
bach viel Mühe, zu beweisen, dass die Novellen des Hera- 
clius kein integrirender Theil der coU. const ecel gewesen 
sind. Dies ist ganz richtig. Sie sind ein Anhang zu einem 
Werke, was der Verfasser aus schon vorhandenen Bearbeitun- 
gen Justinianischer Rechtsbücher compilirte und aus irgend 
einem Grunde, deren sich verschiedene denken lassen, fügte 
er diese Novellen in ihrem authentischen vollständigen Texte 
hinzu. Eine derselben hat er sogar in dem Nomokanon selbst 
(Vo^lU bibl IL 850) eingetragen, und bezeichnet dabei den 
Kaiser Heraklius als Despotes, was nur bei dem eben regie- 
renden üblich war. Es deuten also der Nomokanon und die 
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e^U, €omi. eecL auf die Zeit des Heraklins hia, wenn man 
nicht wißkürHefa das Git^t im Nomokanon umd die Beifügung 
der Novellen des Heraklius für Zostttze eines neueren Bear- 
beiters erklären will. Drittens legt Heimbach grossen Werth 
darauf, dass von den Nachfolgern des Jostiiiy also von Tiber, 
Mauritias, Phoeaä, kdne kircblleben Gesetae aufgenommen 
iförden sind. Hier fragt sidi laivOrderst, ob dergleichen exi- 
üiilrtia, und zur Zeit ist davon wenig bekannt.^} Ueberdiess 
bat der Verfasser in Ansehung der Novdlen sieh streng an 
Athanasiiis gehalten und so, dass nach Heimhaeh Anecdota L 
-p. 2CL1V aogat Justins khrchli^ihe Gesetze fehl^^ soweit sie 
niefal im Athanasius enthalten sind. Diese Yernaehlässigung 
-paKst nieht za einem Schriftsteller, der noch unter Justin ge* 
lebt haben soll. 

Das Wea;k^ von welchem hier die Bede ist, besteht aus 
iswei TheSen. Der erste ist ein System in 14 Titeln ^ deren 
Üntetabtbeilimgen Kapitel heissen, und unter diesen Rubriken 
i^nd die sich auf den Gegenstand beziehenden Kanones citirt, 
die betrefitenden Stellen weltlicher Gesetze in einem Auszüge 
ibr^s Textes gegeben. Der stWeitef Theil ist eine Sammlung 
tder Eanones in ihrem vollständigen Texte und in ehrimologi- 
tieber Ordnung, von welcher letzterer nur einzelne durch den 
•Gebrjiuch recipitte AbweichungeB vorkommen. Den ersten 
Theili klmfaen wir lüglidi Nomokanon nennen, obwohl das Wort 
neueren Ursprungs scheint; den zweiten Syntagma, obwohl dfe^ 
ser N^me itt alter Zeit auch dem ersjben TheUe beigelegt wor- 
den ist. Das Wichtigste für uns ist der Bestand der zum 
Grunde gelegten Sammlung der Kanones ^ und um diesen zu 
erkennen, haben wir das Verzeichniss der benutzten Stücke mit 
einer chronologischen Bemerkung am Sehlnale desselben; da- 
neben die Vorrede, deren erste Hälfte dem alteä Autor ange- 
hört; endlich die kanonische Sammlung selbst. Ein schlimmer 
Umstand dabm ist jedoch, dass wir sowohl das Verzeichniss 
als daS' Syntagma nur mit ^ner au» der Ueberarbeltiurg des 



6} Ehk Gfesetr des Maüri(hi# U% fn Gieseler Rird^^ngfesclntftt« I. 
003. nachgewiesen, und dasa der Pabst Gregorius aich dagegen erklärte. 
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Photiag hervorgegangenen Vermehrung, besitzen und demnadi 
darauf angewiesen sind, den alten Bestand zu errathen. Ueber- 
diess erregt das Verzeichniss , wie wir es in VoeVi hU>lio- 
theca IL 798 und in guten HandsehHften (Paris Or. IBM. 
1S24. Vind. Lambee. VIIL 44) vorfinden, wegen slchClidier 
MSngel kein V^ertrauen. £9 fehlt die Synodus 8. ßophiae, 
welche Photius in seiner Vorrede ansdrücklieh hervorhebt ; fer- 
n^ das Garthägmense Cypriani und die kanonischen Btfieke 
des Atbaoasliis, Gregerius Tfaeologus und Amphliochias, w^*- 
che durch das TruUanlsche ConcU anerkannt worden waren. 
In dieser Beziehung verdient eme Petersbarger Pergament* 
Handschrift des eilften Jahrhunderts, nach v. Maral t 's Be- 
zeichnung Nr. XIV (beschrieben in Bichter und Schnei-* 
der kritische Jahrb. 1841. S. 954 und 1845 S. 856) die 
grösste Aufinerksamkeit. Sie enthält den Nomokanon und Syn- 
tagnaa nach Photius. Das Verzdchniss der Kanones hat nach 
dem Carthaginense eine kleine Lücke von nur zwei Zeilen, de- 
ren Ausffillang mit dem Worte Duvodoo angelangen ist, se 
dass die bei Voellus an dieser Stelle bezeichneten vier Stücke 
(OonstanMnopoHtana, Sexta, Septima, Primosecunda) fehlen. 
Eine neuere Hand hat diese Stücke, weil es an Platz fehlte, 
am Bande supplirt. Ich nehme an, dass das Verzeichnisse 
wie es von der ersten Hand in dem Codex Torliegt , das ur- 
spron^icfae Verzeichniss des alten Autors ist und die kleine 
Lücke nur dur^ Zufall die Ausfiithing durch lovoSoo K«>v* 
9taRmyooic£Xeü)C K^Wuv « nicht erhalten hat, denn die chrono- 
logische Bemwkung am Ende des Verzeichnisses, welche ich' 
dem idten Autor zuschreibe, hat diese Synode als das letzte 
Btäak seiner Sunmlung erwähnt, und ich sehe dieselbe daher 
als einen Theil des alten Bestandes an. Hiernach hat aho 
Photius das alte Verzeichniss stehen lassen, und die Liste Ist 
nur durch spätere Zusätze auf den neueren Bestand gestellt 
worden, woraus die erwähnten Mängel derselben sich erklären. 
Wenn man ^ese Ansichten annimmt, so bilden demnach die" 
Kanone» der Apostel, die Concilien von dem Nicänischen bis 
mit dem vorher erwiOmten Konstantinopolitanischen und die 
Biiefe von Dionysos bis mit Gennadius den Bestand der aHeir 
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Sammlung, welche im 7. Jahrhundert zu einem Nomokanon 
verarbeitet wurde. Ueber die Vermehrung, welche im Yer- 
hältniss zu Johannes Scholastikus sich ergibt, hat der unbe- 
kannte Verfasser selbst berichtet. In der Vorrede sagt er, 
dass er das CondUum Carihaginense gefunden und zugesetzt 
habe; in der chronologischen Note, dass er es den anderen 
Concllien nachstelle, weil es manche bloss ocddentalische Ver- 
hältnisse berühre« Entnommen hat er dieses Stück, welches 
eine anter Bischof Aurelius im Jahr 419 getialtene Synode ist, 
aus des Dionysius lateinischer Sammlung, wie die Vergleichung 
ergibt, und hat es in das Griechische übersetzt. Das Con- 
HantinopoUtanum aub Nectario in causa Agapii et Bagadn 
vom Jahr 397 erwähnt er^in der chronologischen Note, und 
dass er es, als einen zu specielien Oegenstand betreffend, zu- 
letzt gestellt habe. Endlich erwähnt er in der Vorrede, dass 
er Briefe der heiligen Väter zugesetzt hat, und deren ist eine 
bedeutende Anzahl. Zu den schon bei Johannes rorhandenen 
zwei Briefen des Basil an Amphilochius kommt noch einer 
hinzu, welcher jetzt als der erste mit 16 Kanones gilt, was 
ein Ganzes von 84 Kanones ergibt. Ausserdem sind noch 
eine Anzalii Briefe des Basilius und mehrerer anderer Kirchen- 
väter hinzugekommen. 

In einigen andern Puncten ist es schwieriger, die Thätig- 
keit des alten Autors von der des Photius, des Bearbeiters zu 
trennen^ namentlich in Bezug auf Zusätze, weiche die Kanooes 
der Concilien erhalten haben« Wenn wir das Verzeichnis des 
Johannes Scholastikus, die Liste des Nomokanon, den Bestand 
in dem Syntagma des Photius und den des Zonaras verglei- 
chen! findet sich Unterschied in den Angaben über die Zahl 
der zugehörigen Kanones bei einigen Concilien. In manchen 
Fällen ist es bloss eine Verschiedenheit der Zählung; so bei 
Neaeaesariense, Oangrense und vielleicht auch bei Laodicmum* 
Bei manchen sind aber wirklich Kanones hinzugefügt worden; 
80 z. B. bei dem GiaUedonenae , wo Johannes Scholastikus 
27 Kanones hat, der Nomokanon aber 30, von welchen die 
beiden letzten, aus den Synodalacten ezcerpirt, in den Hand-. 
i|chrUten $ftei9 ohne Nummern angeschlossen wordeui so dasQ ' 
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när 28 gezählte vorliegen. Aehnliche VerinehruDgen der Ka- 
nones lassen sich bei ConstantinopoUtanum und Ephesinum 
bemerken. Eine andere Art von Zasätzen besteht darin, dass 
durch Berücksichtigung der acta synodaUa mehrere Goneiiien 
mit zugehörigen epistoUa synodicis aasgestattet worden sind« 
So hat das ConstantinopolUanum eine Epistola Synodi ad 
Theodasium erhalten, das Ephesinum eine ad popülum, das 
Gangrense eine ad Armenios, das Anüochenvm eine ad pro^ 
vineias. Ausserdem sind den schon vorher erwähnten drei Brie- 
fen des Basilius die Einleitungen zugefügt worden. Die Er- 
kenntniss dieser Zusätze beruht auf einer von mir angestellten 
Benutzung zweier Wiener Handschriften (Lamhee. VI. 16. VIIL 
44.), welche das Syntagma des Photius enthalten, und noch 
einer dritten Wiener (Lambec, VIIL 46,), weiche mit bestimm '• 
ter Rücksicht auf Johannes Scholastikus die Stücke, welche 
das Werk des Johannes hat, aus diesem Werke citirt und nur 
das Mehr abschreibt, was im Photius sich findet. In Bezug 
auf die vorher bemerklich gemachten Zusätze, welche eine 
Benutzung der Goneiiien* Acten andeuten, ist wohl wahrschein- 
lich, dass dieselben dem alten Urheber des Nomokanons zuzu* 
schreiben sind, welcher sdne umfassende Gelehrsamkeit nnd 
Einsicht dadurch bewährt hat, dass er die lateinische, der rö- 
mischen Kirche angehörei^e Sammlung des Dtonysius Eziguus 
kannte und benutzte. Noch einen anderen Zusatz des unbe- 
kannten alten Urhebers des Nomokanon ergeben meiner An- 
sicht nach einige Pariser Handschriften. Es enthalten PmI« 
Gr. 1320. 1324. 1334. Goislin. 34. und die Petersburger in 
von Muralt's Katalog als Nr. XIV bezeichnete an der Spitze 
des Nomokanon die Vorrede des Johanne» Scholastikus, sein 
Verzeichniss der Kanones und Auszüge aus den Com1xtuitime$ 
ApostoUcae auf den Namen der Apostel Petrus und Paulus. 
Diese Stücke hat meiner Vermuthung nach Photius durch den 
alten Nomokanon überliefert erhalten, denn zu seiner Zeit war 
keine Veranlassung vorhanden, jene Stücke aus Johannes auf- 
zunehmen, und die Comtiiutianes apostoUcae waren sogar durch 
die TruUanische Synode ausser Gours gesetzt. Endlich ist wohl 
für gewiss anzunehmen, d&ss die drei alten Sammlungen vqh^ 
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Exeerpten atts dem Justinianischen Eeeht, wdche in den Hand- 
sehriften des Pkotianisdien Nomokanon an das Syotagma re- 
gelmässig angesehlossen sind, schon dem ursprünglichen Nomo* 
kaaoB zagefügt waren, denn die erste derselben hat J(Aannes 
Schdastikns TorOasst, dm zweite ein Unbekannter, die drittd 
aber der Urheber das Nomokanon« selbst Sollte Jeanand die 
in dem Vorigen aus Wiener nnd Pariser Handschriften her- 
geMteten Eigenlhömlidikelten niqht dem alten Uribeber, son* 
dorn dem Photins aoachreiben, so k<jnnen die angegebenen 
Umstände wenigstens als eine nähere Charaktedsirug des Ph0- 
tianisehen Syntagma canormm dienen. Zn wie weit man die 
vorher angeführten Eigenthümlichkeiten des Textes gedraekt 
finden kann, wird erst nachher angegeben werden, wo speciei- 
1er Ton Photlus gehandelt wird, denn vollständig ist nor die 
von Zonaras nnd Balsamen commentirte Sammlung gedruckt, 
nnd diese beiden haben von den vorher erwähnt«! eigenihüm^ 
lieben Vermehrungen nicht aUes aufgenommen« Eine Hand^ 
Schrift des alten, im 7. Jahrhundert verfassten Nomo&anon in 
seiner Urgestalt scheint nl^ mehr zu existiren, und diess ist 
andi leicht erklärlieh, Wenn wir bedenken, wie die wdilicben 
Bechtsböeher In den HaadlschrifteB willkürlieh vermehrt oder- 
combinlrt efseheinen, ist nicht zu bezweilehi, dass schon vor 
Photioa die Kammea der IVullaner «nd der 7. Sjnode in dmi 
Nomokanon uad die kanonisdie Sammlung nachgetragen wor- 
den sind. Von dem Badkjmhua 715 sind die vorliegenden. 
Nachrichten (ZachAriae FroMron p, 826) noch zu unsicher, 
un ammnehmen, dass er eine sokbe antephoüaidsche Hand- 
sehrift seiw 

Das» der Verfasser disa aUen Nomokanon höchst achtbwr 
erscheint und überhaupt Meh grosses Verdienst erworben hat^ 
ist nicht zu bezweifeln. Während sein Vergängeor, Johannes 
Scholastihus, d|e gesammten Kanones vereinzelt in ihrem yM^ 
ständigen Texte unter die Ahtbeilungeo seines System» eintnsg, 
bat unser Verfasser seinen ebenfalls syatematischM Nomokanon 
gleicbsam al» ein Realrepertovium^ nur ^it den CilatQu ansge* 
stattet, so das» daheben ein ordentliohea SyfjOagma canonum, 
die einzahlen Qnellen in ihrer Originalgestok enthaltend^ he* 
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stehen konnte und sogar nothwendig wurde. Diesem Syntagma 
ist überdiess ein besonderer Fleiss zugewendet, indem , wie 
vorher erwähnt, einzelnen Condlien aus den Synodalaoteii 
manche erläuternde Stücke zugefügt worden sind, ausserdem 
das ConstantinopoUtanum stib Nectario und eine ganze Reihe 
von Briefen heiliger Väter darin aufgenommen worden, Ton 
denen Johannes noch keinen Gebrauch gemacht hatte. Die. 
Anordnung ist dieselbe wie bei Johannes, nur dem Sardicen* 
slschen Goncil, welches Johannes aus Bäcksicht auf Chrono» 
logie an früherer Stelle eingeschaltet hatte, ist ein anderer 
Platz angewiesen, worüber der am Sclilnsse des Inhaltsyer- 
zeichnisses gegebene, die Stellung der GoncUien betreffende 
Bericht Näheres enthält. Als elgenthümliche Leistung zeichnet 
sich aus, dass der Verfasser die der lateinischen Kirche ange- 
hörende Dlonysianische Sammlung kannte und benutzte, indem 
er das darin enthaltene Earthaginenser Concil in seine Samm- 
lung eintrug. Endlich ist Jdar, dass der Verf. den Gebrauch 
der Kanones in der griechischen Kirche entweder sehr genau 
herauszufühlen verstand (wozu die damals curslrenden Samm- 
lungen vermuthlich einigen Anhalt boten), uder denselben durch 
mtL Buch geregelt hat, indem das TruUaner Concil sich be^ 
gnügt, in Ansehung der Briefe blos die Namen der Kirdien- 
Väter zu registriren, als ob das, was von ihren Briefen als 
kanonisch zu betrachten sei, schon (also vielleicht durch die-« 
sen Nomokanon) genau feststünde. Die Verdienste dieses Bu- 
ches und seine frühzeitige Autorität sind demnach nicht zu 
bezweifeln. Nachher ist es im 9. Jahrhundert durch Photius 
überarbeitet worden und steht noch jetzt in der zu Athen ge- 
druckten Sammlung der Kirchengesetze als ein Hauptstück an 
der Spitze. Unter diesen Umständen ist es gewiss auffallend, 
dass die Handschriften keine Spur über den Namen des Ver- 
fassers liefern. Man kann sogar nicht behaupten, dass der 
Name des berühmten Photius in Folge der von ihm bewirkten 
Bearbeitung den Namen des ursprünglichen Verfassers ver- 
dunkelt habe, indem diese Bearbeitung in den Handschriften 
keinen Namen an der Spitze führt und der Name des Photius 
dabei sieb eigentlich nur durch Tradition erhalten hat. Einige 

firil. Mfckr. A (I. aMJklM. XXVUL Bd. U, Beft. 14 
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H«nd0chrlfteii (& B. Paris Or. 1319. 1324. Coislio 34. Pe- 
tenib. N. XIV.) geben bei der zweiten Hälfte der Vorrede 
den Namen des Photias, aber als sp&teren Zusatz. Die Ue« 
berschrift des Commentars von Balsamen bezeichnet das Buch 
als die XIV Titel, welche den Eanones Toranfgehen, während 
Balsamon sdbst nur gelegcntUeh an einigen Stellen^ Photius 
als Verfasser bezeichnet. Für den Namen des ursprünglichen 
Verfassers sind wir demnach lediglich auf Vermuthungen ver- 
wiesen. Man könnte für das Zeitalter des Heraklius dabei an 
den ausgezeichneten Patriarchen Sergius denken, der im Dec* 
638 starb und ron welchem Assemani bibh juris oHentaUi 
am Ende des dritten Bandes viele Nachrichten zusammenge* 
steUt hat. Dieser könnte vielleicht der Verfasser sein oder 
wenigstens die Arbeit geleitet haben. 

Das nächste und dabei ein wichtiges Ereigniss für die 
kanonische Sammlung ist der zweite Kanon der Trullaner Sy- 
node vom Jahre 692, welcher überhaupt die Anerkennung der 
kanonischen Stücke authentisch ausspricht. Die ConsUtutiones 
apostolorum werden entschieden abgewiesen, dagegen die Con , 
nones apostolorum^ welche bis dahin noch etwas zweifelhaft 
waren, anerkannt. Es folgt darauf die Aufzählung der Con« 
eilien und Kirchenväter, von denen Kanones anerkannt sind, 
alles in der Ordnung, wie sie der frühere Nomokanon aufge- 
stellt hatte* Zusätze sind das Carthagineme süb Cypriano 
Hnd die Anerkennung von Aüianasiusy Qregorms theologus 
und AmphiloehiuB. Auffallend ist, dass bei den Gonciiien die 
Zahl der Kanones nicht angegeben wird und die kanonischen 
Briefe ebenfalls nicht näher bezeichnet werden. Die näheren 
Bestimmungen standen also damals bereits durch den Gebrauch 
in der Kirche fest, oder man baute auf den älteren Nomo- 
kanon und dessen kanonische Sammlung. Ungeachtet dieser 
UnVollständigkeit werden doch die Bestimmungen des Tmlla- 



7) Vergl. Balsamon« Vorrede und «eine Bemerkungen zu Nomo- 
kanon IV. 10. zu dem zweiten Trallanischen Kanon und vor der Syno- 
das Primosecunda. Der kleine Aufsatz über den Nomokanon in Cod. 
Paris Gr. 1182, nennt gar keinen Namen. 
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ner OodcUs noch in sehr neuer Zeit dnrcb den Cihartophylax 
Nicephorus (Leunclav. J. GR. I. p. 343) fttr allein normirend 
erklärt, so dass Nichts ausser dem darin Anerkannten Antori«* 
tat als Eanones hahen kann, womit er freilieh eigentlich nur 
eine Sanction des betreffenden TrnUaner Kanons wiederholt, 
während in der Wirklichkeit die Festsetzung des TrnUaner 
Concils 6inor näheren Bestimmung durch den Gebrauch be* 
durfte und später sogar mehrere Stücke zugesetzt worden sind. 
Dass der alte Nomokanon und das mit ihm yerbundene 
Syntagma canonum von dem Patriarchen Photius überarbeitet 
worden sind, wurde bereits vorher erwähnt, und zugleich, dass 
in den Handschriften des Mittelalters der Name des Photiui 
dabei nicht sehr förmlich hervortritt, obgleich eine eigne Vor* 
rede des Photius mit der Jahrzahl 883 vorliegt. Indem did 
Zeitgenossen und nächsten Jahrhunderte wussten, dass nur ein 
älteres, in praktischem Gebrauch befestigtes Werk überarbeitet 
worden war, erklärt sich leicht, wesshalb der Name des Pho- 
tius nicht an der Spitze steht; überdiess war die Thätigkeit 
des Photius dabei nur eine geringe gewesen. An dem Be« 
Stande der Kanones wurde nicht viel geändert. Von selbst 
verstand sich und war gewiss schon vorher in den Handschrif- 
ten angenommen, dass die Eanones der Synodus TruUana und 
Septima vom Jahre 787 zugesetzt wurden, denen dann Pho^ 
tius seine beiden Synoden, die Primosecunda 861 und die S. 
Sophiae 879 beifügte, sowie den Brief Tarasii ad Hadriannm, 
welcher von dieser Zeit an, auch bei Zonaras und Balsamen, 
der Synodus Septima angeschlossen wird. Die Ordnung d^ 
Stücke ist in der Hauptsache die bisher übliche. Im Ganzen 
kann die Arbeit des Photius bei diesem Werke nicht sehr um- 
fänglich gewesen sein, denn diejenigen, welche den Nomoka- 
non als Handbuch gebrauchten, haben, wie wir schon vorher 
bemerkten, gewiss nicht auf Photius gewartet, um die Kano- 
nes der TruUana und Septima an gehöriger Stelle emzutragen« 
Es hatte demnach Photius in dieser Arbeüt gdioti Vorgänger, 
und die Veranlassung, sich der Sache anzunehmen, war viel- 
leicht nur, die beiden ihm günstigen Synoden von 861 und 
879 in Umlaul za bringen, wie sie denn auch in der Vorrede 
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erwähnt werden. Das eigentliche Verdienst würde also nur in 
der Genauigkeit der Arbeit 2a suchen sein, aber in diesem 
Stücke lässt sich die gehörige Sorgfalt vermissen, wenn wir 
das Yorausgeschickte Yerzeichniss der Eanones, wie es im Ab- 
drucke, in den Handschriften und in dem kleinen Aufsatz über 
den Nomokanon (Heimbach, Anecdota II. 299) besteht, mit 
dem Werke selbst' vergleichen. Es ist sogar wahrscheinlich, 
wie vorher schon bemerkt wurde, dass das alte Verzeichniss, 
wie es von dem ursprünglichen Verfasser herrührte, unverän- 
dert stehen geblieben ist, und nur von Anderen nachher, aber 
nicht genau genug, ergänzt wurde. Die Synodus S. Sophiae 
wird in der Vorrede erwähnt, steht aber nicht in dem Ver- 
zeichniss und wird auch in dem Nomokanon nicht benutzt, 
fehlt sogar in manchen sehr guten Handschriften (Paris 1320. 
1824). Die epistola Tarasii fehlt in dem Yerzeichniss, wird 
aber im Nomokanon I. 24. citirt Von den neuen Stücken, 
welche die Trulianer Synode der Sammlung des Nomokanon 
hinzufügte, von Carthaginense Cypriani, Athanasius^ Gregorius, 
Amphilochius wird keine Notiz genommen, doch ist das erste 
derselben im Nomokanon XH. 14. angeführt In den Hand- 
schriften sind allerdings nachher die fehlenden Stücke in die 
Photianische Sammlung der Kanones aufgenommen worden, 
ohne jedoch sie mit Citaten in den Nomokanon einzutragen; 
die Einstellung ist nicht gleichförmig, also willkürlich. Ueber- 
haupt hat aber die Sammlung der Kanones nachher durch 
Zonaras eine durchgreifende Umgestaltung und Veränderung 
erfahren. Ebenso hat auch der Nomokanon, wie diess über- 
haupt bei den byzantinischen Bechtsbüchem vielfach der Fall 
war, in den Handschriften mannigfache^ Veränderungen erhal- 
ten. Sie beziehen sich darauf, dass der Nomokanon in jedem 
Titel die betreffenden Kanones citirt und von den einschlagen- 
den Stellen der Justinianischen Rechtsbücher einen Auszug 
gibt. Das letztere war unbequem, weil Justinian^s Bechts- 
bücher durch die Basiliken ausser Cours kamen, und man 
suchte dem abzuhelfen. So z. B. gibt der Pariser Gr. 1320. 
und ein Wiener (Lambec. VL 16.) Citate der Basiliken am 
Bande. Ein anderer Pariser Coislin, 84. gibt im Texte statt 
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der Justiiuanischen Stellen Citate ans den Basiliken, Der 
Goisl. 36. ist eine völlige Umarbeitungy welche in jedem Ka* 
pitel die kanonischen Stellen völlig ansgesdirieben liefert 9} und 
ebenso als capita legalia den Text der sngehörigen Stelien 
aus den Basiliken. Merkwürdig ist besonders der Pariser Or, 
1319.,^) weil er, was sonst nicht vorkommt, in einer eignep 
Vorrede Bericht gibt über gemachte Yer&ndemngen, und Mor- 
treuil bist da droit Bjzantin III. p. 428—432 hat desshalb 
von dieser Handschrift genauere Notis gegeben« Dia Vorrede 
besagt, dass die Stellen aus dem weltlichen Becht mühsam 
aufzusuchen sind und desshalb eine Erleichterung nothwendig 
werde. Im Jahre 1090 habe ein gewisser Michael, mit der 
Würde eines Sebastos bekleidet (nach Mortreuil vielleicht ein 
Prinz des kaiserlichen Hauses) dazu Anordnung getroffen und 
diess durch die Beamten einer Behörde, besonders aber durch 
TheodorusBestes, einen derselben, ausführen lassen. Der 
Nomokanon, welcher darauf folgt, erscheint nach den Auszü- 
gen, welche ich daraus gemacht habe, in einer sehr abgekürz« 
ten Gestalt. Unter jedem Kapitel werden, wie im Original, 
die Citate der Kanones gegeben, und darauf folgen Citate der 
zugehörigen Stellen in den Basiliken, so dass also der Nomo- 
kanon in dem vorher erwähnten Coislin. 36. jener Vorrede 
besser entspricht als der in 1319. enthaltene. Endlich hat 
aber eine Bearbeitung, nämlich die des Balsamen, das Bedürf- 
niss befriedigt, und sie ist in der griechischen Kirche zu ent- 
schiedenem und bleibenden Ansehen gelangt Sie bezieht sich 
nur auf die Mittheilungen aus den Justinianischen Kechtsbü- 
ehern, und diese bekommen nunmehr, seit sie Balsamen erör- 
tert hat, die Bezeichnung als xei|Jisvov, während sie früher in 



8) Einen Nomokanon mit anflgfescliriebenen Stellen der Kanone» 
hat Hai in den Spicilegium Romannm T. YII. ans einer Vaticanischen 
Handschrift herausgegeben. Siehe darüber Hortreuil DI. 420., wel- 
cher dabei einen Aufsatz von B ick eil in Jenaer Lit. Zeit. 1844 benutzt. 

9) Aehnlich ist vielleicht eine in dem Kloster Kutlumusi auf dem 
Athos befindliche Handschrift. Zachariae Anecdota p.XV. Ejusdem 
Hist Jnr. Graecorom. p. 83. Doch enthttlt iBie zugleich den Commentar 
des Balsamom 
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den Handschriften keine Ueberschrift haben oder mit den Wor- 
ten xat 6 vofAO«; eingeleitet werden. Balsamon gibt in Bezug 
auf dieselben die entsprechenden Stellen der Basiliken, bemerkt 
auch, dass die Stellen, welche in die Basiliken nicht aufge- 
nommen sind, keine Giltlgkeit haben. Dazu kommen gele- 
gentlich noch einige Erörterungen. Von den Nebenstücken des 
Nomokanon hat Balsamon mancherlei weggelassen, und die 
Handschriften des Balsamon stimmen darin überein. Es fehlen 
nSnüich die Vorreden des Nomokanon und das denselben an- 
gehängte QneilenTerzeichniss, ferner die dem Syntagma Photii 
gewöhnlich angeschlossenen drei Sammlungen aus dem Justi* 
manischen Becht, deren eine yon Johannes Scholastikus, eine 
andere von dem alten Urheber des Nomokanon herrührt; Dass 
die letzteren weggelassen sind, entspricht ganz der vorher er« 
wühnten Ansicht des Balsamon, und überdiess war ja das Ju- 
stinianische Recht, so weit es noch Geltung hatte, bereits in 
den Nomokanon eingetragen* Demungeachtet ist aber seitdem 
der Nomokanon des Photius noch öfters ohne den Commentar 
des Balsamon und mit den angeführten drei Sammlungen ab- 
geschrieben worden. Yon dem Syntagma Photii, der kanoni- 
schen, den 14 Titeln des Nomekanon angeschlossenen Samm- 
lung sind bereits vorher, als von dem alten Nomokanon die 
Bede war, einige SpedalitSten angegeben worden, weil sie 
wahrscheinlich aus dem alten Original herstammen. Gedruckt 
ist das Syntagma des Photius bis jetzt nicht vollständig, denn 
die Apagtolorum et ConciUorum Canones, Paria 1540, von 
Jo. Tili US herausgegeben, liefern, wie der Titel besagt, nur 
die ConcÜien, und der zweite versprochene Theil, der die ka- 
nonischen Briefe enthalten sollte, ist nicht erschienen. Ein 
anderweiter Abdruck dieser Ausgabe mit lateinischem Texte 
zur Seite ist von Elias Ehinger in Wittenberg 1614 be- 
fiorgt worden, dessen Verdienste dabei jedoch sehr gering sind. 
Der von Tilius gegebene Text ist der richtige, wie er aus 
Handschriften des Photius sich ergibt ; es fehlen aber von den 
Synoden die Primosecunda und S. Sophiae, vermuthlicb weil 
nach der Septima der Brief des Tarasius folgte und man glaubte, 
dass hier die Briefe anfangen, welche man dem zweiten Theile 
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vorbehielt Außerdem ezietirt eine Yariantensammliuig in 
Anecdota' graeca ecUta a Jo. Chr. Wolfio^ Tom, IV. p. 
113—166, welche die Yergleichang von einer Handschrift des 
Photianischen Syntagma mit Beveridge (also mit der Samm* 
limg, wie sie Zonuas gebildet hatte) enthält. Die Handschrift 
ist nicht näher bezeichnet, aber die Ordnung der Gondlien und 
die Zusätze, welche sie bei mehreren derselben liefert, eigebe% 
dass sie eine Abschrift des Photianischen Syntagma ist« Dia 
ebendaselbst S. 165—172 angeschlossenen Bemerkungen reu 
Salmasius zu der von Justell besorgten Ausgabe des Gartba» 
ginenser Concils liefern mehrere Berichtigungen des Textes. 

Wir kommen nunmehr zu dem Commentar des Zonaraa 
über die Sammlung der Kanones. Dieser hat euch an den 
Komokanon des Pbotius gar nicht angeschlossen, den er viet- 
mehr ganz ignorirt, und in Hinsicht der kanonischen Samm- 
lung ist er mit grosser Selbstständigkeit verfahren. Dass er 
in dem Concilium Carthaginense an einigen Stellen den ber- 
gebrachten Text durch Weglassungen verkürzt hat, ist gele* 
gentlich oben bemerkt worden; indess ist dies eine Kleinig- 
keit gegen den Umstand, dass er die aus alter Zeit berge*- 
brachte Reihenlolge der Concilien umgeändert hat. Die bis da*- 
hin angenommene Ordnung zeigt sich in ihren ersten Anfängefii 
schon in der Sammlung, welche auf dem Goncil zu Chalcedon 
gebraucht und cltirt wurde, dann bei Johannes Scholastikus, 
in dem alten, von Photius bearbeiteten Nomokanon und dem 
zweiten Kanon des Trullaner GoncUs. Dabei wurde diese Ord» 
nung in der Kirche nicht als etwas Gleichgiltiges angesehen, 
und es ergeben diess die schon den älteste Gonoiliea zugö- 
setzten Bemerkungen über die beobachtete Beihenfolge und 
die Erklärung in dem Nomokanon am Ende des Quellenver* 
zeichmsses. Im wesentlichen sollte die Ordnung eine chrono- 
logische sein, und die Abweichungen von dieser Regel werden 
ausdrücklich motivirt. Dass übrigens Zonaras zutfst diese 
Ordnung verlassen hat, kann nicht bezweifelt wwden, denn e3 
findet sich keine Spur eines früheren Vorganges dafür in den 
Handschriften, und der einzige angesehene Eanonist, der v^ 
Zonaras wirktoi Älexitts Ailst^nuS} bat die alte Ordnung bel^ 
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behalten. Nach der neuen Disposition des Zonaras folgen auf 
die apostolischen Eanones zuerst die ökumenischen Synoden 
bis zur siebenten, dann die beiden Photianischen (Primosecunda, 
8. Sophiae), woran sich die Provincialsynoden anschliessen. 
Die kanonischen Briefe stehen ziemlich ganz in der Ordnung, 
wie sie die Trullaner Synode aufzählt, doch sind Qregorius 
und Ämphilochius an anderer Stelle nach Cyrillus. Taremi 
^pistola ad Hadrianum steht, wie bei Fhotius, bei der Syno- 
dns Septima. Das Carthaginense Cyprianij was in dem Ver- 
zeichniss der Trullaner Synode ganz zuletzt genannt wird, ist 
als die älteste an die Spitze der Provincialsynoden gestellt 
Die Anordnung weicht daher theils in dem ganzen Plan, theils 
in manchen einzelnen Stücken von der bis dahin üblichen ab. 
Ausserdem sind bei mehreren Concilien die mit denselben ver- 
bundenen epistolae synodalesj deren oben bei dem Nomokanon 
Erwähnung gethan ist, weggelassen, namentlich bei dem Con- 
Btantinopolitanum und Ephesinum. Dagegen die neu hinzuge- 
setzten Eanones (z. B. can. 28 — SO Ghalcedon.) sind beibe- 
halten, doch werden dabei manche aus den Concilienacten über- 
tragene Nebenstücke weggelassen. Die grosse Autorität, wel- 
che dem Commentar des Zonaras zu Theil wurde, hat die 
Folge gehabt, dass dessen neue Anordnung der Kanones all« 
gemein recipirt wurde. 

Balsamon's Arbeiten haben in der Kirche ebenso wie Zo- 
naras ein entschiedenes Ansehen erlangt. Von der Bearbeitung 
des Nomokanon, welche sich aber nur auf die in demselben 
angeführten weltlichen Gesetze bezieht, ist schon vorher die 
Bede gewesen. Mit denselben steht, auch in den Handschrif- 
ten, Balsamons Commentar zu den Eanones in Verbindung, 
und in diesem hat er sich ganz an Zonaras angeschlossen. 
Die Anordnung des Zonaras ist beibehalten, und es ist ein 
Fehler, dass die Ausgabe des Balsamon 1620 das Goncilium 
Carthaginense und das Constantinopolitanum sub Nectario vor 
clie alten Frovindalconcilien stellt, während dieselben vielmehr, 
wie Beveridge ganz richtig hat, die letzten sind in der Beihe 
der Coneilien. Von dem Text der Eanones, welchen Zonaras 
au^einommen bat, ist jedoch Balsamon hier und da abgewi- 

Digitized by VjOOQIC 



Biekier: Du kaiioiiifcte Recht der griccUichen Urcbe. 803 

chen. Bei dem Kanon 29. des Chaicedonenser Concili hat er 
etwas mehr als Zonaras ans den Acten des Concils beibehal- 
ten. Dass er in dem Concilium Carthaginense an einigen Stel- 
len den Text vollständiger gegeben hat, wo ihn Zonaras ab- 
kürzte, ist schon vorher gelegentlich bemerkt worden ; dagegen 
hat Balsamen bei dem Carthaginense Cypriani die Abstimmun- 
gen der Bischöffe weggelassen^ welche Zonaras beibehalten 
hatte, und es ergeben dies die Wiener Handschrift Lambec. 
VL 15. und die Ausgabe 1620. In dem Commentar selbst 
hat Balsamen die Arbeit seines Vorgängers Zonaras berück«^ 
siehtigt und an einigen Stellen Aeusserungen über dieselbe 
gemacht. Nicht selten befolgt er die Interpretation des Zona- 
ras, und gegen das Ende seines Werkes bei den kanonischen 
Briefen hat er öfters den Zonaras geradezu abgeschrieben, 
worüber wir vorher bei Gelegenheit nähere Nachricht geliefert 
haben. 

Ausser den bisher behandelten Sammlungen könnte man 
ans einigen andern Schriften Notizen über den Bestand und 
die Ordnung der kanonischen Sammlung erwarten, namentlich 
aus der alten Epitome canonumj welche Aristenus commentirt 
hat, und einigen Schriften des Psellus. Jener Auszug der 
Eanones, über welchen schon vorher bei anderer Gelegenheit 
Einiges bemerkt worden ist, findet sich in den Handschriften 
in verschiedener Gestalt vor, indem er theils mehr, theils we- 
niger vollständig erscheint, und die Ordnung der aufgenomme- 
nen Stücke ebenfalls verschieden ist. Die Abweichungen in 
der Vollständigkeit ergeben sehr deutlich, dass dieser Auszug 
in alter Zeit entstanden und nach und nach vermehrt wurde 
in dem Maasse, als die Sammlungen der Eanones anwuchsen ; 
Einzelnes in der Aufstellung deutet ebenfalls dahin. Im übri- 
gen lässt sich aber aus der Anordnung der einzelnen Stücke 
nichts Belehrendes für das Ganze deduciren, indem sich ein* 
zelne Exemplare an Johannes Scholastikus, mehrere an den 
Nomokanon und eines an Zonaras sich anschliessen. Noch 
weniger lässt sich aus den Schriften des Psellus für unsere 
Zwecke etwas Wichtiges herleiten. Der in Handschriften mit 
dem Namen des Psellus beseichnete Aufsatz über den Nomo« 
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kanon ist im ersten Bande von Meerman's Thesaurus ge« 
druckt, bietet aber so viel UnpasseudeSi dass man ihn einem 
unterrichteten Mann, wie Psellus war, nicht zutrauen könnte, 
wenn nicht die Abfassung in politischen Versen auf diesen 
Verfasser hindeutete. Es werden nur zehn Synoden aufge- 
zählt, ganz nach dem Verzeichniss des Johannes Scholastikus, 
namentlich das Sardicense an anderer Stelle als gewöhnlieh, 
und das Ghalcedonische mit nur 27 Kanones. In den Briefen 
hat er Basil mit nur 68 Kanones, wie Johannes, demnach 
ohne den ersten Brief, dazu aber eine Reihe anderer kanoni- 
scher Briefe, die erst nach der Zeit des Johannes anerkannt 
wurden. Dagegen fehlen die Concilien, welche Johannes noch 
nicht hat, das Carthaginense, TroUanum u. s« w. Man muss 
annehmen, dass der Verfasser nach einem Verzeichniss des 
Johannes Scholastikus gearbeitet hat, was Tielleicht vor einem 
Nomokanon des Photius stand, aber durch einen Unwissenden 
ergänzt worden war. Ein anderer Aufsatz über den Nomo- 
kanon findet sich in der Pariser Handschrift Gr* 1182. in Ver- 
bindung mit anderen Schriften des Psellus und ist in Heim - 
bach Anecdota II. 299. herausgegeben. Dieser ist ans dem 
Verzeichniss des von Photius redigirten Nomokanon entnom- 
men und theilt mehrere Mängel desselben, namentlich dass 
Synodus S. Sophiae nicht genannt wird und unter den Briefen 
Athanasius, Gregorius Theologus und Amphilochius fehlen. 
Jedenfalls ist dieser Aufsatz nicht die Grundlage der Torher 
erwähnten, dem Psellus zugeschriebenen Verse. 

Im allgemeinen kann man sagen, dass der Nomokanon 
nebst der ihm zugehörigen kanonischen Sammlung der Cen- 
tralpunkt ist, um welchen sich die Geschichte der kanonischea 
Quellensammlung In der griechischen Kirche gruppirt. Bald 
nach der Entstehung desselben folgt in dem TruUanischen Gon- 
cil die Anerkennung der in diesem Werke aufgenommenen, 
zum Theil neuen Stücke. Photius benutzt es, um die Syno- 
den seiner Zeit, welcho ihm günstig waren, in Umlauf zu 
bringen. Zonaras emancipirt sich allerdings von dem längst 
anerkannten Werke und stiftet eine neue Anordnung der ka- 
nonischen Quellen, aber Balsamon führt wieder an den Nomo- 
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kanon heran ,^ Indem er denselben commentirt, daneben die 
Kanones nach Ordnung des Zonaras erörtert und diese beiden 
Stücke mit dem gemeinschaftlichen Namen Syntagma bezeich« 
net. So entstehen nunmehr Handschriften, welche den Nomo- 
kanon mit des Zonaras und Balsamon Arbeiten vereinen und 
auf diese Weise das Corpus canonum bilden, welchem noch 
jetzt die griechische Kirche in der neuen Athenienser Ausgabe 
ihre Anerkennung verleiht. 

Der Name Nomokanon, welcher sehr zweckmässig eine 
Verarbeitung der kirchlichen und weltlichen Gesetze zu einem 
Ganzen bezeichnet, scheint erst in neuerer Zeit und nach Pho- 
tius entstanden zu sein, obwohl das ältere Werk, welches er 
überarbeitete, diesen Namen passend erhalten konnte und er- 
halten hat, denn in beiden Vorreden dieses Werkes kommt 
der Ausdruck nicht vor; eine förmliche Ueberschrift hat es 
überhaupt ursprünglich nicht, und in andern Schriften wird es 
oft als eine Disposition der Kanones in XIV Titel, also um- 
schreibend bezeichnet. Seit aber jener Name gefunden war, 
hat er weitere Ausdehnung gefunden, nicht blos auf ein älte- 
res kanonisches Werk des Johannes Scholastikns, sondern auch 
auf neuere Schriften, die zum Theil sogar nicht kanonischen, 
sondern mehr theologischen Inhalts waren. Ein solcher neue* 
rer Nomokanon, dessen Inhalt grossentheils ihn als ein poeni- 
tentiale bezeichnet, ist in Cotelerii Monum. eccles. Gr. I. p. 
68—158 gedruckt und ein allerdings viel älteres, aber ähnli« 
ches Werk des Johannes Nesteuta wird öfters als Nomokanon 
angeführt. Das am stärksten in Umlauf gekommene Werk 
solcher Art ist der Nomokanon des Manuel Malaxes, ge- 
schrieben im Jahr 1562. Sowohl über diesen, als andere ähn- 
liche Schriften sind reichliche Notizen in Zachariae Histor« 
Jur. G.R. p. 89 — 94 enthalten. Unter den zwei Formen des 
Wortes Nomocanon und Nomocanonon ist kein Unter- 
schied zu machen. 

Die bisher gelieferten Bemerkungen sind allerdings nur 
allgemeine Andeutungeu zu der Geschichte der kanonischen 
Quellen in der griechischen Kirche. Speciellere Angaben über 
so Manches, was der Beferent in dem Vorhergehenden be- 
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merklich gemacht hat, aus seinen Excerpten der Wiener und 
Pariser Handschriften zu geben, schien für den jetzigen Zweck 
nicht nSthig zu sein. Ferner ist bereits oben gesagt worden, 
dass in diesen kurzen Angaben über die kanonischen Samm* 
lungen der griechischen Kirche die Zuziehung der weltlichen 
GesetzOi also der Justinianischen Rechtsbücher , der Basiliken 
nnd juristischen Handbücher, endlich der Novellen byzantini- 
scher Kaiser bei Seite gelassen worden ist Dasselbe ist auch 
der Fall mit einer Anzahl einzelner kanonischer Schriften, Ver- 
ordnungen der Patriarchen und der heiligen Synode u. s. w., 
welche in den Handschriften des Nomokanon, Zonaras und 
Balsamen sich vorfinden. Vieles darunter scheint in der Kir- 
che zu Ansehen gelangt zu sein, manches Einzelne hat sogar 
Balsamen commentirt. Ueber dieses Alles zu berichten, würde 
aber viel Raum einnehmen, und es dürfte auch mehrentheils 
schwierig sein, den Grad des Ansehens, welches solchen Schrif- 
ten beiwohnt, zu bestimmen« Desshalb sind die bisherigen 
Mittheilungen auf die entschiedenen Quellen des kanonischen 
Rechts beschränkt worden, obwohl die vorliegende neue Aus- 
gabe bereits den Band geliefert hat, welcher diesen Neben- 
stücken der kanonischen Sammlungen bestimmt ist Wir fügen 
daher nur noch den Wunsch hinzu, dass diese Unternehmung, 
welche ebenso den Herausgebern wie der griechischen Kirche 
zu Ehren gereicht, nicht blos in der griechischen Kirche, son- 
dern auch ausserhalb derselben die verdiente Anerkennung 
finden möge« 



Soeben, nachdem der Abdruck der vorstehenden Anzeige 
bereits vollendet ist, hat der Referent durch die verbindliche 
Güte der Herren Rhallis und Sgouta die letzten drei 
Bände der kanonischen Sammlung aus Athen erhalten, und 
hält sich für verbunden, diess als Vervollständigung einer in 
vorstehendem Aufsatze gemachten Angabe hier nachzutragen. 



Digitized by VjOOQIC 



flittermaier: Du Institat der Anklage etc. 907 

XU. 

Das Institut der Anklage der Verbrechen durch 
besondere Beamte, nach den Ergebnissen der von 
der englischen Parlamentscommission 1855 gesam- 
melten Erfahrungen und Vorschlägen 

dargestellt 

von 
niifteniaaler« 



Die Einrichtaog, nach welcher die bürgerliche Gesellschaft 
ihr Interesse, dass Verbrechen gerichtlich verfolgt und die 
Schuldigen bestraft werden, durch gewisse, zur Erhebung und 
Fortfährung der Anklage bestellte Beamte geltend macht, die 
nicht Un;tersuchungsrichter sind, wird in jedem Staate auf einer 
höheren Stufe der Bildung und bei fortschreitender Erkenntniss 
der Nothwendigkeit der amtlich thätigen Energie der Staats* 
gewalt unerlSsslich. Die Idee aber, welche ihr zum Grunde 
liegt, entwickelt sich nach zwei verschiedenen Grundrichtungen, 
1) indem die bestellten Beamten nur als die zur Erhebung und 
Durchführung der Anklage nothwendigen Personen erschei- 
nen, oder 2) eine ausgedehnte Stellung erhalten, indem sie 
neben dem Amte des Anklägers über all thätig sein sollen, 
vo der Staatsregierung über die Beobachtung und Handhabung 
eine oberaufsehende, daher auch die Gerichte controlirendei 
gewisse Klassen der Beamten überwachende Beamte n$thig zu 
haben glaubt. Die erste dieser Richtung äussert sich in den 
Einrichtungen, welche in Spanien, Fortugall, in den Niederlan- 
den, in einigen Staaten Italiens schon im Mittelalter vorkamen 
und noch später auch in einigen deutschen Staaten sich erhielten. 
Die zweite Richtung liegt der Organisation der französischen 
Staatsbehörde zum Grunde, und erklärt sich in Frankreich aus 
dem Ursprünge der Anstalt, in welcher die Könige schon früh 
gewisser von ihnen abhängiger Leute (gen9 du roi) zur Geltend- 
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machung ihrer fiskalischen Interessen, and später in den politi- 
schen und den religiösen Kämpfen zur Darebsetzung ihrer Plane 
gegen die Macht der Parlamente bedurften. Mit dieser in die 
Ansichten der französ. Juristen übergegangenen Vorstellung der 
Beamten der Staatsbehörde als der von dem Machthaber ab- 
hängigen, zur Durchführung ihrer Plane gebrauchten Beamten, 
die man zugleich als die Vertreter des öffentlichen Interesses 
bei Verfolgung der Verbrechen erkannte, ging das Institut in 
die Gesetzgebung der Revolution über, wurde während der- 
selben als ein Mittel gebraucht, den Willen der damaligen 
Machthaber bei gerichtlichen Verfolgungen durchzusetzen, von 
Napoleon in seine Gesetzgebung als eine Einrichtung einge- 
schoben, durch welche die Hegierung am besten der Ueber- 
macht der mit Misstrauen betrachteten Gerichte entgegenwir- 
ken und durch die von ihr völlig abhängigen Beamte, denen 
man eine grosse Macht einräumen musste, eine grosse Wirk- 
samkeit ausüben wollte* Als nach dem Sturze Napoleons die 
Ideen der constitutionellen Monarchie In das Leben geführt 
werden sollte, war es vorzüglich B er enger*) (der noch jetzt 
für jeden Fortschritt thätige Präsident des Cassationshofs), wel- 
cher zeigte, dass die Stellung, welche man bisher der erhabe-» 
nen, für die Verwirklichung der wichtigsten Interessen der 
bürgerlichen Gesellschaft thätigen Staatsbehörde gegeben hatte, 
ihrer wahren Aufgabe und ihrer guten Wirksamkeit ebenso 
wie den Forderungen der constitutionellen Monarchie wider-» 
spreche, und die Bestimmungen der Gesetze leicht von Staats^ 
anwälten, die ihre Macht ausdehnen, wollen, missbraucht werr 
den können. 2) 

Für jeden Forscher gerichtlicher Einrichtungen müsste es 
interessant sein, vorzüglich auf das Königreich Grossbritannien 
zu blicken, und zu prüfen, wie in jenem Lande der constitu- 
tionellen Monarchie die Idee einer amtlichen Sorge für ge- 
richtliche Verfolgung der Verbrechen verwirklicht wurde. Wäh- 



1) De la justice crimin. en France par Berenger. Paris 1818. 
p. 271. 

2) Rerenger p. 265« 
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t'end in Schottland seit Jahrhunderten, in Irland In den letzten 
Jahren das Institut der öffentlichen Ankläger wirksam wurde, 
kannte England zwar kein solches Institut, weil von der Ein- 
fährung eines solchen die Besorgniss abhielt, dass dem Mini- 
sterium eine furchtbare Macht gegeben würde, wenn man ge- 
wissen, nur von ihm abhängigen Beamten die Befugniss ein- 
räumen wollte, beliebig mit der Anschuldigung eines verübten 
Verbrechens einen Bürger zu verfolgen, oder da, wo ein Pri- 
vatmann wegen erlittener Verletzung anklagen will, die An- 
klage durch seine Weigerung unmöglich zu machen. Die Idee, 
dass die bürgerliche Gesellschaft Verbrechen im öffentlichen 
Interesse verfolgt, war aber desswegen England nicht fremd; 
denn jedes Verbrechen galt in England als ein Bruch des 
Friedens und als Angriff auf die bürgerliche Ordnung. Wer 
als Verletzter anklagt, verfolgt dabei nicht seinen Privatan* 
Spruch, sondern er klagt im Interesse der Gesellschaft. Jede 
Anklage wird verhandelt als ein Prozess zwischen der Köni- 
gin (als Inhaberin der höchsten Gewalt) und zwischen dem 
Angeklagten. Nach dem Charakter des öffentlichen Lebens in 
England war dabei auch die lebendige Theilnahme jedes Bür- 
gers an den öffentlichen Angelegenheiten, also auch an der 
Verfolgung der Verbrechen vorausgesetzt, und daher anerkannt, 
dass Jeder aus dem Volke ein verübtes Verbrechen verfolgen 
kann. Auf diese Art fehlt es regelmässig nicht an Anklägern, 
um 80 weniger, als Körperschaften und Vereine die Wichtig- 
keit erkannte, gewisse Verbrechen nicht unverfolgt zu lassen, 
daher Ankläger aufzustellen. Ohnehin fehlte es nicht an 
«iner Art öffentlicher Ankläger, in so fern ein Kronanwalt 
(attomey general)^ freilich nicht mit der Bedeutung eines fran- 
zösischen Generalprokurators, nicht bloss in Fällen eigentlicher 
Staatsverbrechen, sondern auch bei Vergehen, wegen welcher 
auf dem Wege der Information gehandelt werden konnte, 3) und 
auch bei andern schweren Verbrechen anklagen konnte, nnd das 
Ministerium Anstalten hatte, wegen schwerer Verbrechen, de- 
ren sichere, kräftige Verfolgung dringend geboten war, durch 



3) Heine Schrift: Das englische Strafverfahren S. 130. 
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die von ihr bestellten Anwälte anklagen zu lassen. Darch die 
zweckmässige Organisirung einer kräftigen Polizei war noch 
sicherer für Entdeckung der Verbrechen gesorgt. Immer mehr 
aber lehrte die Erfahrang, dass durch alle diese Einrichtungen 
für das Bedürfniss der bürgerlichen Gesellschaft nicht genügend 
gesorgt ist, und dass vielmehr Uebel hervortreten, welche die 
schwersten Nachtheile erzeugen. — Seit einer Beihe von Jah* 
ren wurde daher die öffentliche Stimme immer lauter, welche 
die Einführung öffentlicher Ankläger forderte. Allein wenn 
die Sache im Ministerium oder im Parlament zur Spr&che kam, 
zeigte sich, dass man sich scheute, desswegen eine Bill in das 
Parlament zu bringen, weil man die Schwierigkeiten der Durch- 
führung erkannte* Im Jahr 1854 und wieder 1855 hatte der 
bekannte Schriftsteller Phillimore eine Bill im Unterhause 
eingelegt,^ welche den Entwurf einer vollständigen Organi- 
sation öffentlicher Ankläger vorschlug. Sie wurde mit grossem 
Beifall im Parlament und in der Presse aufgenommen; zugleich 
hatte Lord Brougham im März 1855 in einer vielfache 
Yerbesserungsvorschläge enthaltenden, im Oberhause vorgeleg- 
ten Bill die Einführung öffentlicher Ankläger vorgeschlagen. 
Der Lordkanzler versprach, zur Abhülfe einiger angezeigter 
Uebel BiUs einzubringen; allein das Oberhaus wollte keine 
Commission zur Prüfung der von Brougham eingebrachten 
(weitgehenden) Bill niedersetzen, wogegen das Unterhaus eine 
Commission zur Prüfung des Vorschlags von Phillimore 
niedersetzte. Der Thätigkeit dieser Commission, welche nach 
der wohlthätigen Sitte des englischen Parlaments befugt war, 
alle ihr zur Aufklärung tauglichen Personen vorzurufen und 
zu vernehmen, und davon Gebrauch machend die erfahrensten 
Männer vorrief, verdanken wir einen Schatz von Materialien, 
wie solche noch in keinem Lande gesammelt wurden. Die 
Commission bestand aus Männern, die am besten geeignet wa- 
ren, nach ihrem Erfahrungsreichen Leben über den bestehenden 



4) Nachweisungen in meiner Sclirift S. 232 ff. 

5) Sie ist von mir mitgetlieUt im Archiv des Criminalreclito 1855. 
205. 
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ZusU»d die YemehBDuag aof die wichtigsten Punkte lu leitetf. 
Wir finden ifi der Cdmmisaion «ttsaer dem Antre^steller.Phll- 
iitidOre» weleber isiim. YorälzeiKien der Contefiiielon gewSUt 
wurde, den attorn^ Genernl von £Dgl«ad) den von Irland, 
den Locdad¥oeate ton Schottland und andere bedentettde Prakr 
tilser, SS. B. Theeiger, Philippe, HIleB. Der Bericht 
eelbst ist noch niöht erstattet, :^eil bei dem herannabeiiden 
Endd dar FarkanentenUzang die Zeit mangeltet, um ialleiPeit- 
Bonen, ; die. man h8ren wölke, zu vernehmen ; . di^gea wurde« 
jetzt: aebon (am 9, Auguet 1855) .in. dem vor ane .liegenden 
(R^ort^) alle AuBsagen der von der CemnuBBion yemommenen 
Persenen mitgetheilt^ Unljer diesen Peraonen finden^ wic^Mttnr 
Hier,: deren .£i/ah«ungen,. Beobaehtungc^abe. nnd Eenntiüfae 4ie 
Bürgschaft liefern^ dess von ihnen die werthYolIsten l^ebrieb- 
ten üben die Mangel der bestehenden Einricbtnngen^ die Uc^ 
saoheB decBelben nnd YerbeseecungBvOivaehläge gewtennen.werr 
den können. Wir .Anden hier zwei ehrwUrdige Männer» Jjotd 
Br'ougham (der «eit langer Zeit dj>e wlchtigaten YerJi^ißaBer 
rungen in der Geaetzgebang, veranlaBsite),. deaLardoJierr^ter 
Gampbell (der als. Anwalt, als.;Biicbter,:alBa<ttQrne7 General 
alle. Zweige der StraQustiz kennen lernte}^, den. jetzigen att^iVr 
n^ .general iä England den erfahrenen i6oekburp,)i..d9li 
LerdadFdcate ron Sohattland Lord.Moncref/;,.. den ftübem 
^tterney ^mBral ii^en, Irland: (Na pier), den(,ertabrenen>SeT 
eofader irnn Loflidon, M. Wortley, H. Wa:ddin<g>ten; (Qo)- 
tereiaat^secretSr. te:. Ministerium. ^ .der am;.beBteni iübe)t.idie> Aft 
der Theilnahme des Ministeriums an gerichtlichen Verfplguiigeil 
vjetei(bisbev unbekannte) Kaobnebten gaJt^ijsehir^weise nar es, 
liaeh Advokaten,, 'deren sich daB iMiniaterinm der. Finanzen rer 
^IttiSaBJjg; bedi0nt v(z.>:6^ .Uey^n^ld), ^ferner einet^.jder/y^ßr 
Btmideider iPolisiei (is. Bi Cepit^n iHattiOn))» ?eizilglicb:;fie^: 
riebiBBohreibery .die bei, den CVinUnalgeriebtenrimgeatelU jind» 
au vernehmen. .N»ch> ihrer SteUnpg,, da sie / eigentU^ tde/i 

■•>: -"i' i'- : • ';;"' '>, -li : [i ■■ <■ .."'l «r.*.' iL'.' [\\i ■•■) -;".:>>?,/ 

6) Report froiii i^e'seleclE cöm'mhtde bil püljtic prbsböUtoi'k'Vo^ 
ttierrwitH flie pro^eeatrfgs if iW cotitriiillee, Wfö^^^^^ leit-i- 

doii leSSk- ■:■.:'{ • : ■ . V ..>,,;., .•:; .:.a -^^ >ri. y • '.:. .i 
«rü. Ztitickr, f. Reehliw. XXVIU. Bd, IL Bft, 15 

Digitized by VjOOQ IC 



212 Mitteriiiftiers Das Institut der Anklage 

Trial yorbereiten, vielfach die Anklageschriften entwerten, mit 
den Anklägern über die yorrttladenden Zeugen berathen, sind 
es diese Mfinner, welche am meisten über die Einzelnheiten 
des Verfahrens Erfahrungen mittheilen können. Einer beson- 
dem Aufmerksamkeit ist hier das Zeugniss des Herrn Straight 
(am Centralgerichtshofe in London) würdig, da er einer der 
erfahrensten Männer in Bezug auf Strafsachen ist. Ausser ihm 
wurden auch andere Gerichtsschreiber vernommen, z.B. Lee* 
man, Barr, Wilklnson. — Nicht weniger sammelte man 
die Erfahrungen angesehener, in Strafsachen vielbesdiäftigter 
Anwälte (z. B. Greares, Tafford, Ruber ts, Hobler) 
und die Ansichten derjenigen, weldie in einzelnen Städten bis- 
her als von der Gemeinde bestellte öffentliche Ankläger thätig 
waren (z. B. Hamilton, Richardson, Markland). Un- 
Bere Leser wissen wohl, dass in den sogenannten blauen Bü- 
chern (den Reports und den Sammlungen von Urkunden und 
Vernehmungen) viel Unnützes und viele Wiederholungen vor- 
kommen, und der Gebrauch der von den Parlamentscommis- 
sionen erhobenen Vernehmungen wegen* der Masse der zer* 
fltreut vötkommenden und Gleichgiltiges enthaltenden Materia- 
lien kein einladendet ist; es liegen aber für den, der diese 
Erfahrungen zu benutzen versteht, so reiche Schätze von Er- 
fahrungen vor, dass es Pflicht ist, dabei za verweilen* Wur 
glauben unseren Lesern einen Dienst zu thun, wenn wir nach 
Hauptgesichtspunkten die Ergebnisse der hier vorliegenden 
Vernehmungen geordnet, soweit sie allgemeinen Werth ha(ben, 
darstellen. 

L Um zu erkennen } wie weit in England für Durchfiih«> 
mng der Idee gesorgt Ist, dass eine öffentliche Anklage und 
die Aufstellung von Personen nothwendig wird, welche diese 
Anklage betreiben, ist vorzüglich die Aussage des attomey 
general von England, Gockburn (Report p. 184) wichtig. 
Wir erfahren von Ihm, dass sehr viele Fälle vorkommen, in 
welchen für den nöthigen Beweis schlecht gesorgt und dieser 
ungenügend vorbereitet ist, oder wo eigentlich kein wahres 
Interesse der bürgerlichen Gesellschaft vorliegt. Der Zeug« 
bezeugt, dass zu häufig Personen, welche ein pekuniäres In- 
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teress« haben, durch eine Anklage dies verMge&i alwr ämn 
auch das Trial In diesem Interesse betrelbeo, und wenn diese 
Interesse befriedigt ist, zurücktreten. Die Betreibung der An* 
klage durch einen von dem Privatmann .aufgestellten Anwalt 
wird für bedenklich erklärt, weil nach der Erfahrung der Aa- 
waU diese Thätigkeit leicht wie ein anderes von ihm über-* 
nommenes Geschäft im Interesse seines Berufs, um Qeld und 
Ehre zu gewinnen , betrachtet und die Yerurtheiluag anf jed« 
Art zu bewirken sucht, während ein öSenÜicher Beamter die 
Anklage unbefangener betreibt. Ein Hauptpunkt ist (p. 191) 
die wichtige Stellung des Anklägers In Bezug auf das Recht, 
eine Anklage fallen zu lassen. Whr wünschen, dass jeder mit 
Gesetzgebungsarbeiten Beschäftigter die Erfahrungen und Vor* 
Schläge des attorney general in B^ug auf diesen Funkt be- 
achte. Er wünscht, dass der als BezirksanklKger Aufgeotellie 
den Bath des attorney general haben könne, dass dieser ihm 
Belehrung gebe, aber die Unabhängigkeit des einzelnen An* 
walts achte, dass der letztere auch das Recht haben müsse, 
die Anklage fallen zu lassen (während jetzt nur der attorney 
general das Recht habe), aber er will die Befugnias erst nach 
der gestellten Anklage, nie vorher jsqlasseil. Merkwürdig i^ 
(p. 192), dass nach dem bestehenden Rechte aueh da, wo der 
Magistrate das committment ansgesiKrochen hat, der attorney 
general das noUe prosequi aussprechen kann, l^irgends ist den 
VerhSltniss der Befugnisse des Anklägers, eine Anklage auf- 
zugeben, BQ gründlich behandelt als hier. Der Zeuge fordert 
dass dem attorney general ein allgemeines Aufsjchtorecht üJmht 
die Bezirksankläger, soweit sich diese auf die Erhebung und 
Betreibung der Anklage bezieht, gegeben werde, mi wünaelrt, 
dass der öffentliche Ankläger den Verhandlungen der gr^nd 
Jury anwohne. Man bemerkt, di^s der attorney geueral jetist 
wenig in Strafverhandlungen thätig ist (Anklagen wegen po^ 
litischer Verbrechen gibt es in England fast nicht), dasjB e^ 
selbst wegen Anklagen, welche die Treasury erbebt, selten m 
Rathe gezogen wird, dagegen überall, wo eip writ of errpjr 
geltend gemacht wkd (Art der Gassation), thKtig sein musa* 
Mit Unreeht würde man aber desswegen ai^u^hmen, dass iQ 
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Dft^and nielKt blSafig Anklagea auf öffeAtliofae Kosleii (w^ 
h^n Prirataiiikläger erscheiiit) vorkottmen. Wir erfatiten Ke- 
pth pi 53; 10(^/ 4a88> in einer grossen Zali) von Fällen die 
PoHmi es ist, weli^e (wo kein Privatmann anklagt) während 
d#e' Polizei ' ei^n i Yevdfichtigen vor den Magistrate gel)raobt 
hat)' ^ iAnfelage Übetnimmty entweder indem der €c^stable 
al»' Ankläger die Sache bei Geiiohf darebführt^' oder einen 
Anwalt beiErtiellt (dar&ber im^hr anten Mr*Y.B^> Die wSchti^^ 
»tenvAafeeUlüBse gibt der UnterstaatsBelretär^ im Mi^iigteriuiii 
dMilnnerli, :Waadi»gt>oti (Report ' p. 15d> Man «rOlbrt 
ddPClkUh»^ idass die*grö88te Ungl^chbeit der Bfehandlang dar 
StntffttiBtis hi'den vergohiedenen Beeirken EnglaTuls' herrsobt; 
ZtfW'ellen wendet Isidb die PoBitei in London an dai^ Mittlete-^ 
riuin mit ideni Qesuebe, reebtliehen Beistaod 2a gewülhren, uM 
^üsttt nach Durehieenng der AoEwagen und naeb Eoipfeblting 
des Riehters ^ie Anklage durch das öffentlitilie Interesse fe^ 
fetpSert erseheint^ BC^ g4bt dai^ Ministerium den verlangten Bei''- 
8land'«dinrch AufeteSung eine» Anwi^lts ;< allein diess gescblebt 
lüclit 4ft,' indem iti dein meisten Fälldn die Polizei selbi^t dtie 
Anklage betrübt.' Ais bedentende Klageli werden von dem 
Seug<en (p^l64) liervcirgeboben, dass der Angeklagte iso dt 
seine* 'Zotigen wegen Armuth 'tneht vorbringt und sleÜ^be-^ 
sSihwe^l', dass «Miie Verthfeldig«i^ gebfitodert war^ fem^'daä^ 
dei* «nglii!^^ Eicbiei? Jel2t' ^'obt die Befogttisii^ bftt, na<ih dem 
bbgonoenen 'Trittl die Y€frbandli»ii^ ^11 v^erla^gen (Wäbretid (llesi 
A>ch^t'w«|^n' einer neuen W<mdang< dbr iSaebe notbFWtoilg 
ir^en kitilti)»f)er'Eeoge würde es nidit . f ür ^iiie halteii^ 
iveiin inan die Te^SMtworilicbkeft des MinisteriiiDivs noch'vet^ 
liiehren'^WtiKde« -i^atlf «einen AngAben Verdien- Auf Sla'Ätsko^ 
ibieii>4ii»R^r döaf'S«(^gieniani^ten govwnmtfnis pvöseofrttons (eigent^^ 
ltob.ii6misdhec¥^b¥ecben>ii<Kih Wfblgt 4i6 Fälle y in' dtttie^ 
dei< AAvotfat der {Predsüry Auf Kost^ d^sfitaats auftritt, i^B^ 
fietfei^lch.in A^lageik gegeii einen Gelängnitobeismten w>egiäti 
GyamsAiiikeit gegen Ghefangene, oderda, wo die PoU&el äinf 
Veffolgnnfg^ auf Staatskosten' aufträgt yz. &; wegen Anklaifeii 
tftif''Hotdv -^^ Aus d0n ^¥^näiinun^en liat d^m Ai&walttf'^dtag 
IVeAsnify^ Herhaf^Reyfiiylfdff' (Report pi^ 1M>)/^ erlMtft inii&i 
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iMH mv\A»MtiMt^^M( StaaUkosieo verfolgt werden (.(tafobr 
sdNriUliob^ heHSgt ^dfe . jSbiliche. AuBgabe dafür aoOOO FAmdA 
a)aQ.a«A00i>>;6aUeii)^ md !£«rar Qotureder. aas Auftrag 4m 
WikUi^Axinmn d/^ JnnorA ^r euiea andern Dq)ari»m9nts^ ««|B« 
bMrd vfi& trjadQytrdaa»; t^i^Weikft a^ou bei der Votatit^iiaaqliiuig 
i^Mw9it i(jn »wkbtigen :FäUe«[); sblbat oKM^h^inel) odev daiu 
fU[^».,CII^ra> ab<)(fdae:|i> die iiidtlageaebrUleQ.ivorbecaito irv^drMii 
Tfiat: eiM[wedjeri;a^b»t anftfQte x)d6irieiiiM:4!iSir b^ttetUes AnH 
Wf»}tprbBaiiftf0gjQf ^ :Sbe:;niaii< )6kh /zyr Ankiagö MtsoiiBeaQl^. wer* 
den: mitrgfäJjMg £ilforji»ftaQtiie& TOrkör ^hob«tv (tZ^ge-gibl «Q^ 
BiiQ : lieigalllcb m^n* \ toi :Pf oiiess i^egen ; dti» Gthartisten tMSs nret!* 
Aibf^w ilDisdernB^gßli wQtded $beE<i9olob6 Askl^god :a»f>£tftatar* 
kiDat^Q nqrrDv!^;ea.;der[ iO' Ii<>ndoQ trorgi^nybiiefuoA jsd^ 
FUtte^: ;0. B. Mardtbaten , veraMfudlet): selfiaii dagegen -.wegi^D 
der7aB9ser OUandon veirttbteB-Yi^rbr^ebeii) ^eon.idohtJbeaöniieitl» 
Iniar^^^obwsiltet/; ider Zi^üge' ig^ätebt, d^ss- di^&s.^fMVchi aete 
wiRiCüffUobaei, ;6»i(9afaiildig^ ^e^löüA Bacher. damii.v da8S;(«Q9al 
dl»e A^eHislMt m^gfi^ seiDiwürde.: 'N!»r:.seU«oi4jeigeBÜiQhi»ii| 
m poliUsoben Asokjia^o) ivkd Forberdaa Gulaehton>des )«ttofQe; 
gßnet^di.-^ngQboIbi 'AnpiM»eaaiefiJ>bafc;Ze»g^ mHi de» ill'e^^i^eh?» 
9KI |bu^, (du «Mtfdier. I?oJi{t0lvfl^wa}|img:isaaamme^bS})ge0v[)2Wr!Bi 
Wld«r0efz«9|^^^geii>ieiilen; £lool3ti»bl^ aber ailcbcwc^gfei^ Ajniffk 
miadtrrau«^ itoti ' SeHes elDesjfsaoilebeiiwi Ansset; ^ieaail aiaUr^ifi 
ehen ^<(ftf«i»!auf s^mvi^iaebei^iiW^ge.i^^foIgieü^^ 
Mt /Ze«g«^ 4lQ iFälle^)«^ jgbiiKich .auf SfaaMcocIeD &&TBi(Agt.mmr 
de». : JBHiie Baupipfl!ebt^eaoZeiig^;i6t.die'>€onts(de^ber idie 
KjOBteni: owelobe fiir / beugen I191 b)$Ea2kl6to sindf er; iat stfCOge« 
Ym^^ »anSthrgel')Z«ögen' l5?eBtw)mraen J(rttrden.t.^ n., .; J-i':- 
nji/ HxifU-eberdlie Oirga^nfeatibsnr'iMiilWiip.kisaüÄikiar« 
ii^t)iKf^n9^jB^wMis^^^ Wieb? 

t^rtf>>^es«gsiisft,dc»f}l^(*dad)ßW&te .(Reporfc^l^^ 0'' l>w»aoh 
^l^mtuMnv^Qttiiafi^e Hecht i'die; BAtchludüai S^^atfii^riYerbri^ 
eben unabhäDgig von dem Willen des dadurch Verletzten zn 
pmfGiVgmi'' mi «die 'Sei!rtfafüng''^e#'^8^ei0ildig>en'M> b^tf^e^ es 
Öric^in»' Äli^r^ffudfi aie"B6iliPis8 'dfrr^^ 'äm^e'^ik 

7) s. in meiner ScMtft.l^iurieagU^cto' l^lr^fy^fQbreik?;^^'^^^^ i 
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ms Hitiermaier: Das lostitiit der Anklage 

erteile». Der Lordadvocate (strenge dem Parlamente als Mit- 
glied desselben verantwortlich) steht an der Spitze der Beam* 
ten der öffentlichen Anklage, hat unter sich vier advocates 
depnte (welche die Pflichten wie ein Anwalt der Anklage ha* 
ben); si^ haben die Beweise des Verbi'echens zu sammeln, 
tOkd wenn diese genügend sind, die Anklage za entwerfen, 
dem Trial anzuwohnen und zu wirken, dass die Yerurtheilung 
dei^ Schuldigen erfolge. Der SoUicitor general ist der Stell- 
rertreter des Loardadvocate, von diesem angestellt, und wenn 
diesdr entlassen wird, gleichfalls entlassen. In den einzelnen 
Grafschaften und auch' in grössern Städten sind Prosecutors 
fiscal bestellt (durch den Sheriff, in den letztern vom Gemein- 
derath aogestellt), unter der Aufsicht des Lordadvocate, beauf-« 
tragt zunächst jeder in seinem Bezirk die Anzeige von ver- 
übten Verbrechen zu benützen, gegen einen Verdächtigen rem 
Sheriff einen Haftbefehl und die Vernehmung des Festgenom- 
menen zu erwirken, und in der sogenannten Precognition Zeu- 
gen EU vernehmen, die Akten an den Advocate depute zu sen- 
den, die weitere Anordnung zur Sammlung der Beweise zu 
irelfen, häafig mit dem Lordadvocate zu berathen, worauf ent- 
sehi^deti wird, xib der Eronanwalt Klage cfrheben soU.^) Der 
Zeuge gibt an, dassr die Einrichtung ebenso manchen Unschul- 
digefi schütze, als 2ur Entdeckung der Schuld beitrage. Wenn 
der Kronanwalt die Verfolgung verweigert, so kann der Pri-» 
vatmann sich mit der Beschwerde an den Lordadvocate wen- 
den (der nicht selten nach neuer Berathung die Verfolgung 
verfügt) oder selbst Anklagt erheben (was aber selten ge-^ 
schehe), wo dann der Kronanwalt ihm beistehen muss. Der 
Sheriff d) ist nicht schuldig, wenn der Procürator fiscal um 
einen Haftbefehl nachsucht, ihn zu bewilligen, sondern ordnet 
vorerst oft Vernehmung des Beschuldigten an und verfügt 
danii erst; oft behält der Sheriff die Voruntersuchung und 



8) Der Lordadvocate beaaerkt, daas er zweimal in der Woche mit 
den Advocate depute Berathungen gepflogen, was wohlthätig wirke 
und zur Gleichförmigkeit der Behandlung der Geschäfte beitrage. 

9) Wir bemerken, daas der schottische Sheriff nicht dem englischen 
gleiohlfehti da der erste Hchterliclie Person ist. 
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der Yerbr«clieii darcb besondere Beamte. 9t7 

spricht zuletzt dad comfttment aui. Der Lördadvooite kann 
auch Zeugen des Angeklagten auf seine Liste nehmen, vnd 
thut es auch oft (Antwort zu Frage 148). Durchschnittlich 
bleibt der Angeschuldigte höchstens fünf Wochen in Yoran- 
tersuehungsarrest» Der Lordadyocate bezeugt, dass das ganie 
Verfahren grosses Vertrauen bei dem Volke geniesst,^^) gibt 
aber zu, dass die Einführung defl Systems in England schwie* 
rig sein würde. — Merkwürdig ist, dass alle anderen vernom^ 
menen Zeugen, z. B. Lord Brougham, Lord Campbell, 
h&cbst günstig über das System urtheilen« 

III« Ueber die Einrichtung der Kronanwalt- 
sehaft in Irland verdankt man dem Zeugnisse des Herra- 
Napier (der Verf. dieser Anzeige weiss aus persönlicher Be- 
kanntschaft, welch tüchtiger Jurist Herr Napier ist), dem 
Arühern Attorney general von Irland, werthvolle Nachrichten 
(Keport p. 141). An der Spitze der zur Verfolgung der Ver- 
brechen bestellten Beamten steht in Irland der Attorney ge- 
neral mit einer grossen Zahl verantwortlicher Beamten, uni 
zwar mehreren Crown sollicitois für die verschiedenen Bezirke 
(angestellt von dem Lordiieutenant nach Vernehmung des At- 
torney general) und für jede Grafschaft vom Attorney general 
bestellten Sessional prosecutors. Die letztern (aus der Zahl 
der Anwiüte genommen) haben an den Vierteljahrsitzungen, 
der Crown soUicitor mit Zuziehung eines Counsel, wegen schwe- 
ren Verbrechen vor den Asdlsen die Anklage durchzuführen. 
Die Voruntersuchung wird vom Magistrate (in Irland kommt 
auch die Einrichtung der Coroner vor) eingeleitet, und in den 
an die Assisen gehörigen Fällen werden die Vernehmungen 
dem Crown sollicitor mitgetbeilt^ welcher sie dem Attorney 
general vorlegt, der dann nach Berathung bestimmt, ob ein 
Fall vorliegt, in welchem der Staat verfolgen soll, oder ob 
neue Ergänzungen noth wendig werden. Wii;d.die Verfolgung, 
ausgesprochen, so bereitet der Crown sollicitor Alles zur Er- 



10) Auch der Verf. der gegenwärtigen Anzeigt mms auf den Grund 
von GeBpräohea mit Pernonen aus yersdiiedeDen Klassen in Schottland 
bezeugen, dass das Institut grosses Vertrauen geniesst. 
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hebiibg''der Anklage* vor; Will ^t nic&t verfolgen, so kanb der 
]^lrakiiann nfcbt gehindert werdeii, cße Anklage zi^^erlieäigtii* 
£s hängt voQ ' dem Atto»i<ey ge&eral kh', ein ndlle prots^ul- 
aü02os|ireefaeii y auch 2a bestiinmeii, t>b der Odwn Böllldkot^ 
(waa dfe'Eegel ist) i« der AsäiBev oler ob d^r Attomef 'ge^- 
neral selbM die Anklage 4orchfüli]*«niff1tl, WaSy^^le d^r (Selilgö 
bemerkt y oft wohltbäf^ wirkte we3 es a(if das - Volk efi^b 
groflsei» Blndmok macbt^ wenn ^ sieht^'' wie ernst' di<» AkiMage^ 
gbtveihiiM» wird* Die Bemerkimgen des Zeigen iä)er iitW 
Gang und Charakter ^er Stra<}fisttz Jn Irland,' üböf die^SiefK 
lung der iKronanw^lte xum Magistrate, sar Pdizely zutn Pri- 
irajtankläger verdienen die Beachtung eines Jeden' Jurisiten.'i^^} 
IV. In Bei^ug auf die NaeMheile des Jetzt in EngltMad 
bestehenden Systems der Pirivatanklage in der Airt, dassin der^ 
Segfei eane Anklage wegen einies Yerbrechenstiurerbobeiiiiiid^ 
im TrM dovdigeföhrt wird , ' 80>welt eiA PHyattnamidie Ab-' 
klage erbeblf, i%tgM alch ads^den im Report Vorliegendem^ 
AuBsagiea, dass zwar mancAie erfahre M^nner^ vor Ifebei^«^' 
bnngett) i«< dcir Sohilderüg der Naicbiheile warnen tifiild'%eit(^tf^' 
gen, ^iMa grosto Yefrb^ecben aaefa nacfa dem besieh^nd^':ß|]r*-' 
cttemdiicht leiefat an>perfol^ bleibeii und die Atikk^g^^ bSt^fi^ 
äücb yioh den von dem pvIvateipr^Beentor. att^rgesteUteü^AiiWI^^' 
t/sn vwiärdig:^ iofd energkch .durebgfefükrt' weid^p 'iiltolii^ ä^' 
IMtehrheiti aller Vernommenen Zeilg6a'(E^ehtery' Anwälte hiWi 
Geridbtssobrelber) b^zeügt^dass daii System der F^ivati^)itlaj|f^ 
£e (gri$siiten> Nacbtheiie' bat iind ebensvwe^g die börgerli^idl 
Ge«eUscbaft atedie Angesehnldigten ^sobätzti D^s Syke^ fährt 
dazu,) ddssf es häufige von scfalaueno Spefctrlanten odk e%efiM> 
Pilta^en^ Leutbn missbrivteht wird^^iA aumH^aicibäieÜ^d^^ bfit^' 
gerlicben.efesellschafl: egoistische Zweekle za^ eifr)9lehienr. «Esisr 
häufig^: da^fiiiPeraoneiijiweldaeOivUanspHldre nn ^neÜMaiidietä 
»hMb^ft glaübebiz. B. «its Ye]:itKgeiividie Aiädagebariitieni' 

11) Schon in dem achten Report der Commissioners on criminal • 
It^j.biitteiiPiM Ta(yl^or^«rfbhiigei;Beaiev|a]|ig6b Itbelr düe Ibisdidil^raf- 
JMttz mdvgielwaoht, ül^es weäohe. jetzt JLerK Idaplcirvi« demxverl^ifenn^' 
den Report p. 200 aioh gut erklärt/ . : ;> ;. i , l 
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dir Vetbre^^n dottb bfesontfere Beiinle, 3t9 

gm^itieoi sie «; B. ^cäoe Anklage w^ged Meineich, wegen 
Bl^tf^g« bä^r C<mip}rttcff^2) erheben «od dadirch^deii (Jegvier 
einschüchtern, der sich oft bestiteiiiiien iMt, lieber eine ^Suime 
211' beiHMeri xrtä mt dem NachtiMile 4er 'Anklage' und des 
TrUl «e entgi^lieii. ^I^«^ koainrea so eft Yefgleiohe' wegen' 
dMT « Ankte^e ' - (coinprMxilse) vor {Beirrt*, Aatwortei «i der 
Frage -^; 275. '^Str. ä081)i wod^reb der AnUltg^t Von dee- 
AtilAage''äh^9bti cTie ^erefta von der* gwid jury^ bewirkte Bill 
nieht 'bemMatt'titod' im Trtal<nocti Absieht, wenn der O^goor* 
ihni^eiiie gidw}«se>8ui«ifte bsjeahlt Atitb daj wo' eine^ Persoa^ 
wlrklh^ fi^ckildtg S^t end dlie bürgerliche- QesellBchafi ein In*<> 
t<iree^' hat) dlade -der Schuldige bestraft wird, wirkt ^asjeüdge 
Sj^SteiÄj'idass der B^scfaääigfe (2. B; der Yerwündef e, oderder' 
TiMii öedben Töi^ter von. eihem Yiornehmen schSndUeh iiiss>« 
bnUldht'^ttrde) die' Anklage niehtst^lH' oder sie nicht weiter 
vstfölgt/, blos» will' ^p reiche Mlfr^n ihn gehörig eDtsbhftdigif 
hiit^]>''<faber 'iatfcb «!chfi 'sei -Stbafurtheüe niebl 

vollstreckt werdet^, weil der Besdhftdigt^ abgi^ftenden MtAimii 
d^' ¥o]Mtr%iSküng» üTcbt b^ireibt. In Folgd des- jeüdgedi Sj- 
rtekis^-bieabäti'^^ete Te^bi^edhen' nnfveffolgt/ weä der 'Besdifl-: 
^tb'^liü<>flfn^''!sti nc^ dib ichweren Kosten ;Mlzl[rwendeii,dderi 
wbHi. keiiie H^ei^Wae^eiD bder^'Fret^«de w^egeh >des ¥erbneeheM' 
A»l(lflige'eyh^n,-'e^^ wMl der Besehädfigie zu gr^sse>3ehwle^ 
xi-^mtm bät^'^eiKrgett,'^ie''eribe2ahten<'mtti»> nk deriAtUji 
sl?(^eni ^W^erddjl' iibch Anklagen von^ Frltiatj^^rsbni^ 'eibobob,^ 
fi^'itehrt' Wfeder dib f^fahhing (Report p; 9. iSS^yi däss: 'daüi' 
jetttige ({äysfed'dbr €hraiid «i^ieli^r tfitgereelftfertigter Lbsspreohttn^ 
gelt M\i wAi'A^)^ ^tiiife A^iUttger-Icelnen Affw'ait'be^^ 
wefa{gii(<«n^ kelben^töchifgb gewimtten'käieki; tö> -6det?:^iebi;l1iiki 
SlsiDfi^lst, die tt^hl^en Öeweni^ Mft isu^^ene^hs^EM >(^ B.^ 
Zebgetf ^< (>le»v«itobtige''SaJobyidt>sl^ndfge j^'^die^er { b^zadilw^all^' 

ogj > lilf(A ;(()b ^ 'Mfi-t'Üii/i-'juu 7i;,\ ^iHi; ^11/ ii:?. v.ü !')I)n rio.l')fjlLir, 

zif Erreichung eines gesetzwidrigen Zwecks. 

13) Man erfährt, dass es eine grosse Zahl unwürdiger, gar nicht 
ei|iaihtUdbi4rtcli4^(Mldet«f(, »«kiMfauf ^etdgewinniimig^wiUei^ Anwälte 
in. EnglantI gibt* . -^ ^'* '< n »i 
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220 " Mitlermaitr: Das Intlitut der Artklago 

Tor QerUht zu stelten, bq dass, rorcüglich wenn der Frosectt- 
tor ohae dined tfichtigen Anwalt Im Trial änem ADgeklagten 
gegaoübefsCehCi der eioeii gewandlen Adraeaten beaahleB kann, 
die Leeäpreehung sicher erfolgt 

y. Von Bedeutang sind die im Berichte gesammelten 
Nachrichten, wie durch gewisse Anstalten auch im jetalgeo 
Systeme die Nachthelle des Mangels eines öffentlichen Anklä- 
gers in England abzuhelfen gesacht wird. Dahin gehören: 

A) Die Anstalten, wodurch gewisse Vereine oder Kör- 
perschaften Anwälte bestellen, um gewisse Verbrechen Im In- 
teresse detf Vereins gerichtlich yerfolgen zu lassen, i^) Man 
erfährt, dass in London die Society for protection of trade drei 
tüchtige Anwälte aufgestellt hat, um alle Verbrechen, wodurch 
Eaufleute, welche Mitglieder dieses Vereines sind, in Be^g 
auf ihr Gewerbe beschädigt werden, anzuklagen. Einer dieser 
Anwäke, Hobler (Report p. 136), gibt darüber wichtige 
Nachrichten, wie die Anwälte sich mit der Polizei in Verbin- 
dimg setzen, und wohlthätig zur raschen und sicheren Verfol- 
gung und Bestrafung der Schuldigen beitragen. 

B) Vorzüglich ist es die Polizei, welche die Rolle des 
Prosectttor übernimmt. Alle yornommenen Zeugen geben den 
jetzigen Einrichtungen das grösste Lob, indem die Constables 
mit Klugheit und Energie^ aber ohne Leidenschaftlichkdt jede 
Spur eines Verbrechens verfolgen, die Beschädigten und ihre 
Anwälte in der Sammlung der Beweise unterstützen; Inan er- 
fährt aber auch (Report p. 52. 135. 156. 160), dass in der 
Rechtsübung die Copstables es sind, welche in sehr vielen 
Fällen die Rolle des Anklägers übernehmen, indem sie, wenn 
sie einen Verdächtigen vor das Polizeigerioht brachten und der 
Richter das Committment ausgesprochen hat, wenn kein ande- 
rer Ankläger da ist, selbst als solcher handeln, die Sache an 
die grosse Jury bringen, im Trial wie ein anderer Prosecutor 
auftreten oder für sich Anwälte zur Durchführung der Anklage 
aufstellen. Diese Verfahren wird sehr getadelt (Straight, 



14) Naeliweisungeii in neiner Schrift: Das engflifeke Strafverfah- 
ren S. 78—83. 
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der YerbrecheA diirdi besondere Beamte. 231 

Report p< 52, Hobler p. 133, Waddington p. 160, selbst 
Hattoiiy Yorstand der Polizei, p. 147)« Es wird als nach« 
ftheilig erklärt, wenn die Polizei in andere Geschäfte sich miscfati 
welche nicht ans ihrem Zwecke (rorzabengen, zu wachen, an« 
znzelgen und Erkondigan^en und Beweise zu sammeln) sich 
ergeben; man erfährt, dass nach dieser Uebung die Constables 
in sehlimiBe Versuchungen kommen, pekuniäre Interessen ver- 
folget, ton gemeinen Anwälten bezahlt werden, damit sie ib« 
Den die Führung von Anklagen übertragen. Die Zeugen ge- 
ben auch an, dass die Polizeiieute nicht die rechten Persenen 
sind, um würdigen zu können, ob die Beweise zur Verurthel« 
lung hinreichen, wie die Anklage am besten gestellt und durch* 
geführt werden soll, so dass dann oft grundlose Lossprechun- 
gen erfolgen. 

C) Am wichtigsten ist, dass einzelne Städte zilr Einsicht 
der Nothwendigkeit gekommen sind, für die Wahrung des 
öffentlichen Interesse dnrch Aufstellung von Personen zu sor- 
gen, welche als öffentliche Ankläger alle in der Gemeinde vor- 
kommenden Verbrechen amtlich verfolgen. Diess geschieht auf 
eine doppelte Weise, entweder a) dadurch, dass in der Stadt 
der Clere des Gemeinderaths oder Friedensrichters als AnkU-« 
ger aufgestellt, oder b) ein tüchtiger Anwalt als puUic pro-" 
sectttor bestellt wird, welcher als Ankläger die Geschäfte zu 
besorgen hat, welche nach dem vorgelegten Gesetzesentwurf 
den Disldktsagenten übertragen werden sollen. Zu den Städ« 
ten, in welchen solche Einrichtungen eingeführt sind, gehören 
Liverpool, Leeds, Manchester. In Bezug auf die erste Stadt 
erfahren wir aus dem Report p. 228, dass der Stadischreiber 
der öffentliche Ankläger ist, Gehalt dafür bezieht, einen tüch- 
tigen Vertreter hat, an welchen die Vernehmungen gelangen^ 
worauf er sie prüft, für die nöthigen Beweise sorgt, die An«^ 
klage vorbereitet und im Trial durchführt Die Vernehmung 
des faie^u verwendeten Walter über die Einzelnheiten Ist 
sehr belehrend. Noch besser ist in Leeds gesorgt, indem dort 
Iswei gute Anwälte als öffentliche Ankläger aufgestellt sind; 
über die Erfahrungen sagt der treffliche EUis, Recorder in 
Leeds (wissenschaftlich gebildet; er war als Commissär aueb 
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323 MHtermaibr: Dat Mtitot' der Atfkfaffe 

Mi(li)^ JeHMjr '^gtsendet ^ ium'' iiltoti 4a8 5 döFti^ /iioripaniisplift 
ViBsfahreB >'m' bärichtdn) mi i Angäbe i;Wiohtiger' Fället aüii 
(Bepett ipi^ S^2)V ebenso 'die > zwei!: Als Aidriä^ei:] äü^est^Ilteii 
Agei^eri^ vBriciiairilso-n^iuid Miaf klaosd' (;p^;66)$ >iaiaa>/e&Mir 
iliitistiBebeii';Dabolle> Sieht' faaaD: (pi» "116)^ dasfei daij neueifi^iatera 
■o:»|pDt.:WklUe,: idais nadi« iEinlBhraagtdesci^en.tdie Zabl^des 
¥ei)bredie» BtiDalüiit'jiJld|die Zalii 4eF'S«hüli^ 
(iü diwi Jdtef en vqT' ,deih: >ii«deii SjraftetA wncden ;TOd< ' ^ i;9^ <A1b4 
gescbnUigten 383 sohnldi^ befundeo^üi^ drei Jahreü; taetLdem 
Mae». Sjstenk Tom: 7fl!3in490 giiHtjr' Erklärt); JlnriMäoobealetf 
Wklote ndäs neue Sfs^em fto gut !(p.* 2^d)^, d^ . jetztrtmirbiQ 
liOsapreichun^ii auf IOjOI Anlda^^konmen;/ . <: ;!• «iu'. . $<• 
- : : / ¥I;i In iBeml? atii die Haüptlßtg)e,< > Db > idie Aiystelloa^ .te? 
in einem gewissen Zasammenhange stehenden, zun AkidtelliiBg 
ijuidf>DiircAföhning''dei!^ Altklagei im öffen4llcheiv/Int^e$&B be- 
iHtainijto' >Beännten) (pii^bliclprosecutois}' 'QOthw^ndig /My 'zeii^ 
tkdkk die g^röMs'llMb^reiniiinftmiiligii TeoidBr! GoifimissiAn 
▼eonionbnienenf' Pcärsoneti^ idlel Jiich idiKfürr äüsspivedi^ii; // I^d 
BiXQiii giham ^0 iLord GlEiiDpbäil>!iBichtefv^ Atiwältis.niid.diii 
AfflDiSählalchieib«ri>erk^nenl.aq|. dato ^sl ducch/ Ai^tell^dg soU 
ehä^' ( Beaii) ton% diei «engtische ß^aQfultia 4ie i fioth^eiidige.' Oteldih 
förfoigik»itvi dia E^^nsTchaftidiBv iVet«i]|i^ai»gKderjä]diefdrni Rfer 
ilsa6itig[:)de^) Siöhiil^geA i Miihder< tYr^naeidttiig eittsoHtger todec 
gsnudloaett *¥a])haad^Nigett rerlabgeit Wiürä^y; vmd miirdtedacch 
dien^ifofinhgftSJchildettafi rMisabrättotM^ :n»d.N8ehtli^e!dl»^^liirat& 
Uag^'. bewältigt] iifct^en>kö}>j(kteikd ^JB&i ergibt^ oidtüaberiibiiflbj 
AMfr- di&iiFellheidigei^ ddli ^ifeuenn&jtrteiöii jubbkl)I|ibd:ig^tö 
matttfafe/^BedaikHbhkeiten'^iäfid,;^ 8ie%t! dei?' efarwüdfdlge^Lbifdf) 
obeisdcblat jkpxfDie^.iicte i toiigi9^;tiieht iebtstjiiilitibato/xfö« idaHili^ft 
Sj!9ic«iofiQb>L:ai3tt»ispreMieiiji irPilei Ha«|>teiQt#eud(inge& stefs 
li) /X>i0bupgi(dieaeFeiv. Atsgab&ti, . (wettiie i die 'Aaiiftt^Meia ^itdis 
^«fleirt^itS^^/d^« iWideisspmobbd^ ij^siismisfimitiodieo^ JuH JabN 
bimdfarlM.ttoniYolktt) l^bemdeo) lAjpitebteii^nd^fai Hi danfiBegca 
dieb YrfHrfoJg^ngod^ .^MerAretheo t^ec )Fri!?»a4nkIii9e:i Sj&i^assto 
^&iil[m8i|tiinui9>^.{inDehsi^ >$ikii 3). sf^ki^t )A»//B^iemy!ig limd 
8e^iifeieii)'«6n,ibt!at)hiEamAe^n Sliefin^tßii m^uMMl^^^AlMssM 
(fog^ritoii^/^aTSDdet^i. ejn^n i6ürg$8rliai»9uUiiB«iW^tt8^iv^} äaibat 
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der Verbrechen durch besonderet fieiMhs« t23 

datiB eine Hatte gefunden werden müssi», wenn gegeii aeineii 
Willen /jeder Btibchädigtid genölhigi wäre, in einem Straf^4. 
richte SU .eiYcbeinen) während 5) ein grcaaes Mittel der. Un«- 
fterdröclcung der FreiheU:. darin liegen würdet Anklagen eines 
Beachädigten durclt Welgerong des öffeutiiohen Ankiägerii, die 
Anklage saef heben, unmögUdLsa maeben; 6) eine Bedeftk* 
liehkei^ wird gefunden in der Vermehrnng /äet Beamlenzahi 
und. JA :der dadurch bewirkten Ausdehnung des Syistens der 
pattonagie, oämlich der.Maekt des ftfinieteriiafi», beliebig die 
iha^' ergebenen PBrcKKnen : sa gut faeeahlten. Stellen zu beföii* 
dem und sich daduieh einen Anhang Au. veredbaffen;^ 7) man 
erkeniii ^etfdlidi eine äelahr für die Unabhängigst > des -ehr^ 
wihrdigent Advio6aten8tandies,.weniL aus seiner Mitte begünstigte 
Bersonen aüsschliesslieh au Anklägern bestellt und . auf. diese 
Alt dein übrigen die Befugniss, au<2h als Anwälte der Anklaga 
tkätig an siein, entzogen würden Die Yorgleiehang der Aus« 
sagetiL! lehrt i^r, dass ungeachtet dieser Bedenklicbkeitea die 
meisten oSämmenr/ «ich für die. Aufstellang .TOn. öltentlicbea 
Anklägern aussprachen, utn so mehr^ als man auf das. gnn«* 
stige Zengniss und . das Vertrauen des Volkes sieh beruft, 
welches die äJmÜehe Anstalt in Schattland genlesst, und w«h) 
fühlt ^dass' das Gewicht der obigen Einwendungen Ton = der 
Art^abhängt, wie die Anstalt- durchgeführt werden ;8oll. . . A 
. : ViL In Ansebungi dieser DitfchltÜhrung aber, findel^nutii 
in>idem Report höchBt.WerthTolle.Beiikerkiaiigen^ aber auch, eioÄ 
grOei^ Verschiedenheit der Ansiebten. .,A) Die.«iehtigste Fraga 
iBt^^ Wie soll das Verhlltniss di.esei' «Beanktejxani! 
B!agler«^ng, : wie. das V er kältniüs der Unter ordaai^ng 
dieser Bieamten und ihr <Zus>a8i>menhlaBg ge:<)ridiia^ 
werden? .. Wäiurend auf einer- Sieit6> mehrere Stimmen die 
Wichtigkeit ihetviorheben, dass die zur öleidfdfm^keit der 
JustizYärwaltnng im« ganzen. Land^ gehörige Einheit i der. Be« 
faandlung der Btrafgdrichiiiohen Verfalgnt^.. gesichert /.w^de^ 
beoaerkan viefe Stimmen die Nachtheile der iHiügrossenjGaii^ 
tralisation und eine Stellung der Eronanwaltschaft, nach wel- 
Qh^T der ^ina^elne öffentliche Ankläger zu leicht i^lim.^e^kiseug 
des Ministeriums gemacht und des Bechts, a^ner. eigenen JJ^ 

Digitized by VjOOQIC 



224 Mittermaier: Das losthnt der Anklaife 

berzeug^ng za folgen, beraubt werden kann. Aas der ersten 
Rücksicht erklärt es sich, dass Manche, z. B. der Attorney 
general von England (Report p. 190), der Unterstaatssecretär 
Waddington (p. 165) zur Durchfüfarung des neuen Systems 
die Anstellung eines (bisher fehlenden) Justizministers ver* 
langen, i^) unter dessen Oberaufsicht der Generalprocurator und 
alle übrigen Beamten der Anklage stehen sollen« Empfohlen 
wird daher auch zur Durchführung des Systems der Einheit 
noch der Vorschlag in der Biil, die Aufstellung yon Distrikts- 
sgenten. Allein man überzeugte sich bald, dass über das Ver- 
hJÜtniss der Beamten der Anklage zum Justizministerium eine 
grosse Verschiedenheit der Ansichten herrscht, und Wadding« 
ton selbst (p. 166) will doch nur, dass der Attorney general 
verantwortlich dem Justizministerium sei, aber doch nur in 
wichtigen Fällen an die Anweisung des Ministers gebunden 
sein solle; er erklärt, dass eine Vermehrung der Verantworte 
lichkeit des Ministers nicht wünschenswerth sei. In Bezug 
auf die Districtsagenten, deren Anstellung zwar yon den Mt^^r 
sten gebilligt wird, bemerkt der Attorney general von Eng- 
land (p. 191), dass viele ehren werthe Männer Bedenken ge- 
gen diese kostspielige und die Unabhängigkeit des Advokaten* 
Standes, sowie das Recht der Bürger, sich selbst Anwälte der 
Anklage zu wählen, gefährdende Aufstellung so vieler Dis- 
trictsankläger als Beamte äussern; und er selbst, der diese 
Aufstellung billigt, wünscht nur, dass der Districtsankläger sieh 
MK den Attorney general wenden und seinen Ratb einholen 
kann, aber nicht daran gebunden ist. Auch der erfahrene 
Greaves (Report zur Frage 319. 361. 424) und Straight 
(zu Nr. 519) wollen, dass die Distriktsankläger an den in Lon- 
don befindlichen Eironanwalt sich wenden können. 

B) In Bezug auf die politische Stellung der Kron«- 
»iwaltschaft ergeben alle Aeusserungen, dass man in England 
fühlt, welche furchtbare Macht durch das neue System dem 
Ministerium und einer Klasse von Beamten in schwierigen 



15) Eine interessante Äbhandlang über diese Frage im Law Ke^ 
View, Movember 1855, p. 29. 
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Fällen gegeben werden kann, in deren Hand allein das Recht, 
Anklagen zu erheben, liegt; daher spricht der Lordadvocato 
von Schottland (p. 21) selbst aus, dass eine Verantwortlich- 
keit des Aliorney general dem Parlament gegenüber durchaus 
nothwendig sei,* er gesteht zu (Nr. 161), dass in Zeiten po- 
litischer Aufregung die KronanwaltschaCt in Schottland zu 
grossen Klagen Anlass gegeben habe ; ebenso fordert B r o u g- 
ham (p. 15) die Yerantwortlichlceit des Kronanwalts ; der lei- 
dende Grundsatz für das Institut müsse der sein (p. 16), dass 
-die Politik darauf keinen Einfloss haben dürfe,, 
denn diese Einwirkung der Politik sei die schlimm- 
ste und gefährlichste alier Gorruptionen. Der 
Lordoberriehter Campbell (Beport p. 63) spricht gleichfalls 
in diesem Sinne sich aus und bemerkt, dass man nicht jedem 
firanzösischen Generalprokurator hohe Achtung zollen könnte, 
denn holding as thej do during the pleasure of the existent 
government or dynasty I think it is hardly possible, that they 
flhould not be influenced by selfish motives. Der erfahrne £e^ 
corder Wortley (p. 217) bemerkt zur Frage 2606, daas'ixn 
Volke leicht die Ansicht entsteht, dass der schwachen Partei 
ein durch die Krone angestellter unterdrückender Ankläger 
gegenüberstehe; Hobler (p. 134) erklärt, dass bei der Wirk- 
samkeit der öffentlichen Ankläger Alles von dem Vertran0.n 
abhänge, dass die Yertheidigung nicht schlimmer gestellt w«ide 
«is die Anklage. 

€) In Bezug auf die Frage, wer die öffentlichen Aiiklä>- 
ger anstellen soll, fühlt man wohl die Wichtigkeit der Frage, 
weil derjenige, welcher anzustellen hat, jiucb einen imgeheor 
ern £tnfluss auf die 'gerichtliche Verfolgung ausüben kann; 
didier bemerkt man auch eine grosse Versdiiedenheit der An- 
sichten ; während Eim'ge die Anstellung der Ankläger (wenige 
stens des Attorney general) dem Ministerium überlassen wol- 
len, sprechen Andere sich dafür aus, dass die Richter bestim«- 
men sollten; am meisten findet man es bedenklich, wenn die 
Anstellung aller Distriktsankläger von dem Ministedam abhän- 
gen würde (Barr zu Nr. 1414. 1422—1443, nicht blos w^ 
dadurch, wie auch Campbell z^ugibt (Beport p. 64), die 
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Gefabr der patronagd daiob £e Vergebung /ailedSt^entoii 
Seke der Klron« se&r. Yieroi^t würdet sondern audi, iweO nxatn 
nldit hoien- dürfte, daiss da» Mlnisteritiin in jedem' kleinen 
Orte aBe PersönHchkeitea utid localen Verhähnisse genau kient- 
nep könne, sa däes leiebt Wülkör oder politische Biekfiicbten 
bei 4eff Wahl der Bewiten entscheiden würden.- 

: D) üeber die -wichtigste Frage, ob dem öffeBtlicheii 
Ankläger aussebHei¥se»ld dasiUecht dec:An|il.a;g.e 
ge^^beii, .oder ob*, wenn iST die Anklage iverwei^ 
.ge f t^ : d e m P r i v at tn an n di eB e tu g nd s s g egebefilw«it)- 
de^n söllr, die AolkiagO (diircb> einen Ton ihm ^gewäUtem 
Anwalt) erbelien zu lasse^n, scheint diö ^gröasteMieberein^ 
Btlmtnung der Aiisichtei) zu Jt^exarscben,: 4«8s dn; ladssobUeilsend 
rAdkliagörecht dem public prose^utoF-nicbt gegeben wesdeaeoU^ 
dte Ldrdadirocate von Schottland erklärt (p* IS),' dassiaSchütß- 
'laivdy wenin der Kronaqwah nicht anklageil will, dier (Pcty^t*- 
päim^ äüs Beeobüdigter anklagen^dai^f ,' dass i diess ißühei? / im 
^äliaaimenhange mit polU^dien schlimmen Ziüständen:' in Sx^hotbr 
iand >#iGhtig geworden^ well 4er Lordä^dvocate dJenBtfsdiädtg* 
iten liicbt habe hellen wollen,' dass jetzt aber fa&chst selteü.dcir 
Fall eiätr^eiy indem er > zaweilien , wenn < der ^Fröeuftitori fiscal 
lädfaV U*gen- weDtey die Anstelluqg det Allklage befahl:^ und 
>daB8V i^en» {der Privattoann für sieh aufhetey 'der Eroüaiiwak 
Aach- dei» Praxis «einen rechttieiien Beistaödsincfat irerwe^ete. 
Auf gleiche Art spricht sich auch der general attorne^-N^ir 
pi4r- (p* 1'50) für das aueh in Irland! anerkannte, «bed'eelten 
eintretende ^B^t - des Bekhädigten: aul^ i ^ Der Lordoberdcht^r 
€«mp|yell p. <4>^66 Würde > es für eine grosse »VerliBtinng 
der GeföUe der Büi^r erkennen y wenü inansden BescHädigt- 
tea dto Rechts beraube» wx>iltey'dib'. Anklage <i:a;Tei^fo^^; 
dagegen I macht er auf die* Nothwehdigkeit: aliüfcneliksaQKv dass 
iktegen manchen Yerbreohen (z^ B. die mit reiigiüs^n vTerhäll^ 
niseten iziisatnmenhSngen) der untetgeovdnefte öffentlidhe Anfaiä4 
g^ iuioht ofeue Züstänmung' d6s at^oiney generalaeküjage^und 
dasei man den» ietzterii das Beefat :geben mt&sey beioüaBiGJieti 
^öft'^aus £igienautz- ähgeätlsllten! Aükla^n dtc r.FI*iyatpercroaen^ 
^ B^' Wegen ^peijüryjbesehrftnkendi.etniaschreiteni«/ Birie.n>g^ 
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harn (p» 11) bält es selbst für bedenklich, wenn man dem 
public prosecutor das Recbt geben wollte, in allen Fällen ge^ 
gen den Willen des Bescbädigten, der dadurch oft sehr leiden 
würde, eine Anklage zu. erheben. 

Unsere Leser werden sich überzeugen, welchen reichen 
Schatz von Materialien der von uns angezeigte Bericht ent- 
hSlt; sie werden aber auch erkennen, dass wenn man an die 
Einzelnheiten der Durchführung des Systems der öffentlichen/ 
Ankläger und an die Frage über den Umfang der Befugnisse 
solcher Ankläger kömmt, die Ansichten sehr auseinander lau« 
fen, und sobald man, wie diess in einem freien Lande gesche- 
hen muss, die Bedeutung der Kronanwaltschaft im Zusammen- ' 
hange mit politischen Fragen und in dem Einklänge mit der 
constitutionellen Monarchie auffasst. 

Der vorliegende Bericht enthält aber noch mehr als jeder 
vorhergehende ein reiches Material über die bestehenden Zu- 
stände und Einzelnheiten der englischen Strafjustiz, insbeson- 
dere auch über die Fehler der englischen Voruntersuchung, 
z. B* über den Einfluss so vieler gemeiner, nur durch Routine 
gebildeter eigennütziger Anwälte (Report p. 138. 155), in de- 
ren Händen das Recht der Anklage zu schlechten Zwecken 
missbraucht, und die Anklage schlecht vorbereitet und ebenso 
durchgeführt wird. Man erfährt aus dem Report' p. 197, wie 
einseitig die Voruntersuchung geführt wird, Indem die Zeugen 
der Angeschuldigten nicht vernommen werden, so dass häufig 
erst in dem Trial die richtige Ansidit von der Sache her- 
vortritt, deren frühere Eenntniss der Behandlung des Falles 
im Trial vorgebeugt haben würde« Von ehrenwerthen Män- 
nern (Report p. 43. 173) wird die Wichtigkeit gezeigt, dass 
dem Angeklagten möglich gemacht wird, auch seine Zeugen 
in die Sitzung laden zu können, während jetzt aus Armuth 
viele Angeklagte der Vertheidigungszeugen beraubt sind, was 
schlimm auf das Vertrauen zur Gerechtigkeit eines Strafur- 
theiles wirkt. Die Generalanwälte von Schottland und Irland 
bezeugen, dass dort nach 9er Rechtsübung nicht leicht dem 
Angeklagten verweigert wird, seine vorgeschlagenen Zeugen 
auf die Liste der Zeugen des Anklägers zu setzen. — Wir 

Hrü, Zeiuekr. /. d. Bßcktno, XXVIU. Bd, 11, Bef$, IQ 

Digitized by VjOOQIC 



238 Kittennaier: Du Inftitat der Anhk^e etc. 

«rfabren (Zengniss von Waddington Bepori päj^» 168. shi 
Nr. 2110), dass es eine schlimme Einritßhtnng in England ist, 
dass der Richter nach begonnenem Trial die Verhandlung nicht 
vertagen darf, daher oft beklagenswerthe Lossprechnngen ver- 
anlasst werden. In Bezug auf die Anklagejury ergibt sich aus 
den Anssageti, dass erfahrene Personen das Institut vorzüglich 
in Bezog auf Anldagen wegen politischer Verbrechen für sehr 
werthvoU ansehen (Report Aussage von Straight zu Nr. 502) 
und Mehrere überhaupt die Aufhebung des Instituts für be* 
denklich erklären (z. B. Greaves zu Nr. 278, Napier zu 
1955), dass aber grosse Mängel desselben allgemein zugege- 
ben werden, z. B. dass aus gemeinen Absichten Ankläger oft 
ohne dass vorher eine Voruntersuchung vor dem Magistrate 
stattfand, an die grosse Jury gehen, welche auf den Grund 
einer einseitigen oberflächlichen Verhandlung und eilfertigen 
Berathung leicht grundlose Anklage zulässt. i^) 

Wir erfahren aus den Zeugnissen des Unterstaatssecretärs 
Waddington (lleport p. 165), dass das Ministeriom nicht 
selten in die Lage kömmt, auf dem Wege völliger Begnadi- 
gung in Fällen helfen zu müssen, wo sich aus den Ver- 
handlungen ergibt, dass der Angeklagte ungerecht verurtheilt 
wurde. Der Bericht enthält noch ein werthvolles Zeugnise 
eines erfohrenen nordamerikanischen Advokaten Da vi es (Re- 
port p. 55), der im vorigen Sommer in London sich befand 
und ton der Commission eingeladen wurde, Zeugniss zu ge* 
ben und dann eine in alle Einzelnheiten eingehende Darstet* 
Imig der Organisation der öffentlichen Anklage in Nordamertta 
liefert — 

Der von uns mitgetfaeilte Beridit, dem in der Parlament»- 
sitzung ein weiterer Bericht auf den Grund neuer Vernehmun- 
gen vor der Commission folgen wird, macht den Gesammtein- 
druck, dass die englische Gesetzgebung hi Bezug auf Straf- 
verfahren ungeachtet der seit Jahren gehäuften Vorarbeiten 
nicht zu einem befriedigenden, abgmmdeten Ganzen kommt, 



16) Es mnsB jedocli bemerkt werden, dass meiirere erfahrne Prak- 
tiker von der grossen Jtiry in London mit vieler Achtung sprechent 
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dftss das Flicken in der Gesetzgebung hSafig wieder neae 
Mängel erzeugt und gerechte Klagen immer mehr vorkommen, 
während das englische (weit mehr noch das schottische) Straf- 
verfahren so viel gesunde Elemente und treffliche Einrichtun- 
gen enthält, dass ein genaues Studium derselben Pflicht wird. 
In Bezug auf das Institut der öffentlichen Ankläger ergibt sich, 
dass die Erkenntniss der Nothwendigkeit der Einfährung eines 
solchen immer allgemeiner wird, dass aber die englischen Ju- 
risten dabei nur an die Organisirung von Anstalten der im' 
öffentlichen Interesse geführten Anklage denken aber weit ent- 
fernt sind, ein Institut der französischen Staatsanwaltschaft ein- 
zuführen, und dass über den Umfang der Thätigk«it des 6ffent* 
liehen Anklägers m der Voruntermieining eine grosse Verschie- 
denheit der Ansichten herrscht und viele Stfmmen dafür sich 
erklären, dass dieser Ankläger erst in Thätigkeit treten aoll,- 
wenn der Riebter auf den Grund der Yoruntersucbiing das* 
Gommittment ausgesprochen hat. ^7) 



Xffl. 

Schriften über den höheren Unterricht und die 
Staateprüfiingen in Belgien« 

Angezeigt 
von 



i) Mo^^fhaHoM ä la loi de iS JuüUt i&HQ en ce qm coneeme kt jwrys 
^Examen duurgds de la ddlwrance du ^rades aeademiques. Ein 4er 
Chambre de$ E4pris. mitgetlieiltes Cahier v, J. 1855. 



17) Insofern stimmeii diese Ansichten mit der nenerlich von einem 
der erfalirensten und umfassend gebildeten Praktiker, Hudtwalker, 
in seiner Schrift: Das Hamburgische Strafverfahren und seine Reform. 
1856. S. 21. aufgestellten Ansicht überein, dass von jeder Theilnahme 
des Staatsanwalts an der Voruntersuchtmg iibzara&en sei. 
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2) Frajei de hi eoncemani les jwyi d^ Examen; obseruitioHs , cMque$ de 

M. J. Tarlier^ prof. ord, de la facuUe des lettrei de Wnw. de 
BruxeUes. Bruselles 1855. 

3) Revue irimesirielle, 7. /. Bruxelles 1855. p. 271: de la re- 

forme de FEnstignemeni superieur et des Jurys d^Examen, 

Damit sind zu verbinden die Schriften von: 

4) M. A, Beernaert, de VEtat de Venseignemeni du droit en France 

et en Alkmagne, Bruxeües 1854. pp. 1^136, 

5) Revue trimestrielle. T. V. 1855, pp, lil—131: de VEsprit et 

de Vorganisatum des UniversUes Ällemandes par M, L, A, Warn~ 
. köHig. 

Das Interesse, welches das gelehrte Deatschland an den 
Fortschritten der Wissenschaften and des academischen Unter- 
richts in Belgien nimmt, rechtfertigt die Anzeige einiger Schrif- 
ten, welche sich auf diese wichtige Angelegenheit beziehen ^ 
es sind die unter Nr. 1 — 3 anfgeflihrten , welche durch den 
Entwarf eines Gesetzes des Ministeriums der Herren de Brou- 
ckere und Fiercot über eine neue Organisation der Jury's 
der Staatsprüfungen veranlasst worden sind. Im 22. Bande 
dieser Zeitschrift (v. J. 1850) S. 92—107 hat Ref. von den 
durch ein Gesetz vom 15. Juli 1849 gemachten Reformen 
dieses 1835 eingeführten Institutes ausführliche Nachrichten 
mitgetheilt. Im Jahr 1852 wurde dieses nur für drei Jahre 
sanctionirte Gesetz erneuert ; jedoch auch nur wieder auf drei 
Jahre. Das Ministerium de Brouckere und Piercot legte 
daher am Ende des Jahres 1854 einen neuen Gesetzesentwurf 
vor, der zwar im wesentlichen die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 15. Juli 1849 aufrecht hält, aber verschiedene Modifica- 
tionen vorschlägt, gegen welche schon die mit der Prüfung 
desselben beauftragte Section der Kammer auftrat Der Ent- 
wurf kam aber nicht einmal zur Dlscussion, indem das Mini- 
sterium, als es dessen Verwerfung voraussah, abtrat und dem 
jetzigen Platz machte. Eine, und zwar sehr gründliche, ins 
Einzelne eingehende Kritik des Entwurfs enthält die Schrift 
Tarliers, welcher der Artikel im Bd. 6 der Revue trimes- 
trielle beistimmt. Einen andern Angriff auf denselben enthält 
eine in Lüttich erschienene, Bef. nicht bekannt gewordenci aber 
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TOtt ibm hier za nennende Flagschrift: La UbertS de fEnsetg^ 
näment, la adence et Jea profemons hberaUs. Sie empfieUt 
Belgien das Preussische PrüfangsBystem und hat wohl einen 
der deutschen Professoren an der Unirersit&t Lüttich zum Vep* 
fasser. In Folge des Gesetzes r. J. 1849 war in der Orga* 
nisation Jurys ^Examens eine grosse Yerftnderung vorgegan- 
gen. Die Bildung und Besetzung derselben war der Begierüng 
überlassen worden, und diese berief statt einer Centraljurj, 
die jedes Jahr zwdmal in Brüssel zusammentrat, zwei (als 
Sectionen derselben), die jedesmal 'm einer Uniyersitlitsstädt 
sich vereinigen, und zur Hallte aus Professoren der Staats-, 
zur andern aus Lehrern der s. g. freien Universitäten (in 
Brüssel und Löewen)- besteht. Es ist vor allem diese Keue- 
ning sowie die ganze Tendenz des Gesetzentwurfes von 1854: 
die Staatsprüfungen zu einem Mittel zu machen, den regel- 
mässigen Besuch der CoUegien an den Universitäten zu be- 
wirken, welche von Herrn Dr. Tarlier belcämpft wird. 

Derselbe ist überhaupt kein Freund vom Examiniren, hält 
sogar die Aufhebang aller Staatsprüfungen für zweckmässig, 
zeigt indessen, unter' der Voraussetzung, dass diess practisch 
jetzt nicht wohl äiisführbar sei, wie dieselben beschaffen sein 
sollten, um nicht blosses Mittel zu werden, die Studirenden 
zum Eäilemen der Collegienhefte zu nöthigen, was dem Prin- 
cip cter Stndienfreiheit in Belgien zuwider sei, und zugleich 
die wahre Bestimmung der Universitäten, freie Anstalten der 
Wissenschaft zu sein, alteriren. 

Hiervon ausgehend, verwirft der Verf. die Noth wendigkeit 
der Staatsprüfungen für das Doctorat der Philosophie und der 
Literatur, sowie der mathematischen und physischen Wissen- 
schaften gänzlich , weil an den Besitz dieser Befähigungsur- 
kunde keine Hechte geknüpft seien. Auch hält er den Doc- 
torgrad in den staatswissenschaftlichen Fächern für überflüssig. 
Dass die für die Ausübung der verschiedenen Zweige der 
Heilkunde sowie der Advocatur und für die AnstellnngsfUhig- 
keit beibehalten werden, sieht er zunächst für ein nothwendi- 
ges Uebel an. Er will aber diese Befähigungen durch eine 
einzige Staatsprüfungsbehörde, also eine Jury central, wie 
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•das CMiete von 1835 saitdioiilrte, eonstitnirt wissen, mdawar 
durch Ton der RegiernDg gewählte Examinatoreii für jeden 
beseniera Zweig des Wissens, welehe aber nicht längere Zeit 
•▼orher m ernennen seien, sonder» nnmittribar rot d«r jedes* 
4B^en Vornahne der Semeetralprüfongen, i) so dass, wenn 
-Prolessoren daan gerufen würden, diese nicht sdion Tovher ein 
ihnen einträglidies Monopol erhalten, wie diess rom Jahre 
1835 bis gegen 1847 in Belgien der Fall war. Ueberhaupt 
^ieht er es als ein Uebel an, dass man Professoren ni Exa- 
tminaioren ernenne, was freilich desAalb geschehe, weil sie 
am meisten an diesem Gesdiflfte befähigt seien; diess führe 
sav Nothwendigkeit, eben so viele Professoren d^r freien wie 
dw StaatsnniForsitäten sa ernennen , d^tmit den letzten kdn 
PriTÜeginm za Theil werde; und desshalb sei demi die 6e* 
ftfar Torhanden, dass (wie gesagt) die Staatc^üfnngen in ein 
Mosses Mittel ausarteten, nm das Einlernen der GoUegienhefte 
zu bewirken. Freilich weiss er hiergegen nur Palliativmass*- 
regehi vorauschlagen , die meistens in der Bekämpfung der 
Artikel des (xesetzesentwurfes bestehen, wobei man demsdben 
«istImmen muss. Ein näheres Eingcdien hierauf muss B«f. 
•ich versagen, indem das ganze höhere Pröfungswesen in Bel- 
fien vorerst dargestellt werden müsste. 

Doch soll «n S. 62 angegebener Plan der juristischen 
Staatsprüfung hier mitgetheilt werden. Er sehlägt, wie das 
Gesets tob 1849, drei Prüfungen vor: 

1) Die erste soll bestehen: a) in einer schriftlichen über 
die Institutionen; b) einer mündlichen über die juristische En- 
i^clopädie, die Geschichte und Elemente des römischen Hechts, 
über Natnrrecht und politische Oeconomie. 

2) Die zweite: a) in einer schriftlichen über die Pan« 
decten; b) einer mündlichen, gleichfalls über dieselben Qedoch 
für beide nur einen vorher bestimmten Haupttheil derselben), 
über vaterländische Rechtsgeschichte, die beiden ersten Büeh^ 
des Code civil und die Elemente des Staatsrechts. 

3) Die dritte: a) in einer schriftlichen über den Code 



1) Diess hatte auch das Cle»eU von 1835 gewollt. 
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dvil; b) einer mfindliohen über das dritte Bach dewelbADy 
über Oivilproflesjs, Griminalreoht nnd Handelsredit 

Im ministerieilen Entwurf §. 58 sind nur als Gegenwände 
dieser Prüfungen aufgeführt; die Institutionen, Gteschidite des 
römischen Becbts, Fandeeten, heutiges Cinirecht, Staatsreefat, 
Oriminalrecht und, jedoch nur bei der dritten Prüfung, Natio- 
naU>lconomle. Als Gegenstand einer Yorprüüuig für die erste 
sind vorgeschrieben: juristische Eneydopftdie, Nainrredht oder 
StaatsphUosophie, europäische Staatengeschichte. 

Die Aufstellung des Verf. scheint Hef. den Voramg lu 
verdienen; auch stimmt er demselben vollkommen bei, wenn 
er sich gegen die jetzt bestehende Einriohtupg erklärt, dass 
jedesmal nur di^'enlgen zu den mündlichen Prüfungen suau- 
lassen seien, weiche die schriftlichen gehörig bestanden hätten. 
Uebrigens verlangt er Strenge und spricht sich gegen die £r- 
theüung der Grade auf blosse Majoritätsnoten hin aus* Wenn 
der Yerf. sich dagegen erklärt, dass in den Diplomen gesagt 
werde, ob ein Oandidat bloss ausreichend oder mit Ausaeich- 
nung (das Beig. Gesetz untersdieidet von letzter drei Grad^) 
die Prüfung bestanden habe, so sucht er seine Ansicht dfi- 
durch zu rechtfertigen, dass er bemerkt, es gäbe in Belgien 
mandie Doctoren, wekAe die Prüfung twec la phu grande 
distmetion bestanden, sich aber im Leben nicht als emtoeate 
Capaeitäten ausgewiesen hätten. 

Es ist für Belgira, wie üb^haupt ük das Audand von 
grösster Wichtigkeit, dass das deutsche Universitätswesen mehr 
nnd mehr bekannt werde. Darauf hat schon vor dem Jahre 
1830 Cousin in Paris mit aller Energie hingewirkt Wie 
Ref. im angef. Bd. 25. S. 100 dieser Zdtschrift seiner Zeit 
zeigte, hatte die Commission, welche 1833 — 34 den Entwurf 
des Belgischen Unterrichtsgesetzes vom Jahr 1835 ausarbeitete, 
den Organismus der deutschen Universitäten zum Vorbild, doch 
wurde das Gesetz seinem Geiste gemäss nie ausgeführt. Auch 
in Frankreich kam es nicht dazu, wie noch die neueste Orga* 
nisation der Universitäten vom Jahr 1854 beweist. Diese 
Tfaatsachen haben den Ref. bestimmt, den Artikel de VEsprit 
€L dt VOrgamatian de8 Umversitü AUemandea zu schreiben, 
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der in Bd. y. der erst 1854 begonneneo, in jeder Beziehong 
aufigeEeicfaneten belgischen Vierteljahrschrift (im Jänner 1855) 
erschien und sowohl die Licht* als Schattenseiten unserer Uni- 
versitftten schildert Derselbe wurde In dem Verlaufe des Jah- 

. res 1855 in dem zu Paris erscheinenden Journal des Cours 
ffMics wieder abgedruckt Er kann immer dazu dienen, die 
Belgische Regierung abzuhalten, bei Vomahme von Reformen 

Jhrer Umy^sitSten u. s. w. mehr nach Frankreich als nach 
Deutschland zu blicken. Diess führt auch Herr Dr. Beer- 
na.ert in der unter Kr. 4 aufgeführten, sehr lesenswerthen, 
auch in den Annalen der Belgischen Universitäten abgedruckt 

. ten Schrift aus, worin er den Zustand des Rechtsstudlums in 
Deutschland und in Frankreich Tergleicht, den er auf einer 

..längeren, mit Staatsmitteln 1851 unternommenen Reise ken- 
nen lernte. Die Schrift besteht in einem an den Minister des 
Innern gerichteten Rapport sur VEtat de VEmeignememJb du 
droit en France et en Aüemagne, Der Verf. beschäftigt sieh 
darin: 1) de V Organisation et de VEmeignement du droit; 
2) de Venseignement en lui meme et des methodes suivant les 
queües il est donni; 3) des examens. et des resuUats de Ven- 

. seignesnentm 

Nach , einer sehr anziehend geschriebenen geschichtlichen 
Darstellung der Einrichtung der französischen Rechtsschulen 
und der deutschen Juristenfacultäten mit Berücksichtigung des 
Organismus unserer Universitäten (wobei er die Verschieden- 
heiten der Belgischen angibt), schildert uns der Verf., freilich 
sehr kurz, die Besetzung und die Zustände der Rechtsschulen 
von Strassburg und Paris (p. 36fif.), theilt Näheres mit über 
den auch für das Rechtsstudinm . wichtigen Lehrkanzeln der 
Nationalökonomie, jetzt besetzt durch den gelehrten Michel 
Chevalier, und der der vergleichenden Rechtsgeschichte, 
welche seit Lerminiers Austritt Herr Laboulaye inne hat, 

. iässt sich ausführlich, aber nur über die wissenschaftliche Thä- 
tigkeit des erstem, aus (p. 45^51). 

Die vom Verf. besuchten deutschen Universitäten sind Ber- 
lin und Heidelberg. Die Professoren auf denselben, mit 
welchen der Rapport des Verf. sich vorzugsweise beschäftigt, 
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sind dort Heydemann, Stahl (von diesem bandelt er von 
S. 76— 90), und Gneist, bier ausschliesslich Mittermaier, 
Es wird nicht bloss für diese Herren seibat, sondern auch 
für die deutschen Rechtsgelebrten von Interesse sein, die An- 
sichten eines sehr gebildeten und unbefangenen ausländischen 
Juristen über sich und unsere Zustände su kennen, und dess- 
halb bedarf die Schrift des Herrn Beernaert keine beson* 
dere Empfehlung, um ihre Aufmerksamkeit auf sich zu riehen. 
Sie ist ein lesenswerther Beitrag zur juristischen Literärge- 
schichte unseres Jahrhunderts. 



XIV. 

Beiträge zur französischen Hypothekarreform. Neues 

Gesetz vom 26. März 1855 über die 

Transcription. 

Von 

Herrn Dr. Julius lievtta^ 

Advokat der Osterreich. Gesandtschaft in Paris. 



Seitdem wir unsre letzte Abhandlung in dieser Zeitschrift 
über die französische Hypothelcarreform Ter5ffentlicht haben, 
erschien ein neues Gesetz, wodurch wesentliche Bestimmungen 
des Code Napoleon in Betreff der Constitution des £i- 
genthums modificirt wurden. Wir beschränken ausdrücklich 
auf diesen letzteren Punkt das Gesetz Tom 26. MIrz 1855, 
welches wir auf den nachfolgenden Blättern speziell behandeln 
werden, sowie der technische Name, welchen das Gesetz an 
seiner Spitze trägt und mit dem es in Uebereinstimmung mit 
seinem Inhalte überall angenommen wurde, keineswegs Im de 
rSforme hypothecaire , sondern loi sur la transcription 
lautet. Freilich sind, wie wir im Verlaufe zeigen werden, 
einzelne der eigentlichen Hjpothekarreform angehörige Fragen 
hl dem neuen Gesetze vielmehr berührt, als gelöst I 
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In der von an« In dieser Zdtsohrift vetöffenüichten Ab- 
Imndlmig bemühten wir nns, ein trenes und wahres Bild der 
frftnei^sischen Hypothekarreform za entwerüan, und, ohne we- 
der altett schwarc noch aHsa hell zu sehen, aas der bisherigen 
£ntwiokelung und ans den herrocgetretenen poslüTen Tbat- 
Sachen einen Schluss anf die Verwirklichung oder Vereitelung 
der von den Anhfingem der Beform verfolgten Tendenzen au 
alehen. Die von ans Hber diesen Oegenstand veröffentliehten 
Arbeiten 1) gaben uns Gelegenheit , mit den Mftnnem, welche 
an der Spitze der Reformtendenzen nnd andereraetts der Be- 
fonnbekftmpfung standen, in nähere Berührung zu treten, and 
folgten wir an deren Seite den innerhalb und ausserhalb der 
gesetzgebenden Versammlungen vorgefallenen Ereignissen. — 

Je mehr wir mit den Elementen und wir können sagen 
Agenten der franzüsischen Hypothekarreform in Berührung ka:: 
men, desto mehr überzeugten wir uns von den bedeutenden 
Schwierigkeiten, womit das Programm einer wahren Beform 
zu kämpfen hat, und, wie wir in der citirten Abhandlung sag- 
ten, unsre Hoffnung auf eine selbst nur theilweise Verwirk- 
lichung der Beform^ aind beträehtlich gesunken. Das neue 
besetz über die Transcripti^B bewei»! nur zu sebr die Begrün- 
detheit unserer Befürchtungen! — 

Seit dem Jahr 1830 war die Beform des Hypotheken- 
wesras ein beinahe ständiger Artikel anf dem Programme der 
parlamentarischen Berathungen. Nadidem die Praxis die zahl- 
reichen Missstände and Lücken des französischen Hypotheken* 
eystems erkannt nnd die Doctrin sich dieser Materie beinahe 
einstimmig in dem Sinne einer gründlichen und wirksamen 
Beform bemächtigt hatte, glaubte die Begierung, dass der Ti- 
tel 18 des Code Napoleon, welcher seit seinem Entstehen die 
zahlreichsten Angriffe zu bestehen hatte, einer radikalen Be- 
form unterworfen werden müsse. Ehe indess Hand an jenes 



1) Namentlich: Jales Levita, „de la reforme hypoth^caire et du 
credit foncier** Paris, 1852; das von uns redigirte Journal, titulirt: 
„Journal international du credit foncier et de la propri^tö immobiliöre^ 
(seit dem 1. Jani 1853). 
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Gatetzbodiy wriehes tXwa Gegenfitand des Stolze» der ITaüoii 
Irildety gelegt warde, wollte die fruDzösisdie Begiening elM 
letzte Probe in B^breff der Frage der NothwendigkeU der Be^ 
iorm und der Art und Weise der AuBfübruBg derselben be-* 
■stehen lassen. Der Justizmlniater Martin (du Nord) erlies» 
dessbaib am 2. Mai 1841 ein Circular wi den Gassationsho^ 
flfimmtnthe Appelhöfe und BeohisfacuUttten des Reiobs, damit 
die gewifibtigsien Autoritäten der Praxis und der Doctrin ihre 
motiTlrte Ansicht über eine Frage abgäben, welche damals 
schon die öSentlidie Meinung so lebhaft beschäftigte. Die 
Gutachtra der Gerichtshöfe und der Faeukäten liefen rasch 
ein, und aus dem über dieselben veröfifentlichten so interessant 
ien Werke 2) geht hervor, dass sämmtiiche A^elhöfe, mit Ein- 
schhiss des CassaticMiBbofes (ausgenommen der Appelhof tq« 
Toulouse) und alle Bechtsfacultäten sich in der günstigsten 
Weise über die Beform aussprachen und zugleich gründlich 
motivirte Ansiditen über die Ausführung und die Grränzen der- 
eelbmi niederlegten. Nachdem auf diese Weise die gewichtig- 
sten Autooritäten in den allgemeinen Buf der öffentUcfaen Mei^ 
»ang eii^estimmt and durch ein gehaltreiches Document die 
befdts reiche Literatur .über diesen Gegsaistend Termehcl hat* 
tett, war man in der Hiat im Bechte, zu hofifen, dase nunmdbr 
die seat Jahren yereitelton Hofifnnngen der Anhänger der Be* 
form der Verwirklichung nahe gerückt seien. Dem war es 
Indessen nicht sol Obgleich die Bekämpfer des bestebenden 
Hjpothekensystems in Verbindung mit den den Fragen des 
Ackerbaues ergebenen Männern in Tagespresse, juridischen 
Organen, Monographien und Versammlungen 3) für das ber^ 
so häufig und vor so gewichtigen Oollegien debattirte Pro- 
gramm der Beform zu streite fortfahren, wurde die Beform 



2) Documents relatifs au r<$gime hypoth^caire et aox räformes qui 
•nt 6t6 propos^es, publiöes par ordre de M. Martin (du Nord) garde 
des sceauz, ministre s^cr^aire d'6tat au departement de la juBtice et 
des Gultes. Paris, Imprimerie Royale. 3 volumes. 

3) Namentlich die comices agricoles sprachen sich wiederholt 
in der entschiedensten Weise fttr die hohe Dringlichkeit der Hypothe- 
karreform aus. 
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TOQ Jahr SU Jahr yerschoben. Der Präsident der Bepablik 
nahm im Jahre 1849 ernst die Frage in Angriff, Hess eine 
nene Commission über eine an die Kammern zu richtende 
Vorlage berathen und letztere in der Weiee beschlennigen, 
dass sie bereits im Jahre 1850 Gegenstand der parlamenta- 
dschen Discnsslon geworden ist. -— Wir wollen hier nicht 
wiederholen, was wir in unserer dtirten Abhandlung über den 
Ausgang dieser Debatten gesagt haben. Wir beschränken uns 
darauf, zu sagen, dass nachdem unter den grössten Schwie- 
rigkeiten die erste Lesung durchgesetzt, der Oesetzesvorschlag 
in der zweiten Lesung derart verstümmelt und verschnitten 
wurde, dass die wichtigsten Principien der Reform völlig be* 
seitigt worden sind. — Als die dritte Lesung des Vorschlags, 
welcher in seiner letzten Gestalt den Anhängern der Reform 
keine Aussicht auf eine Verwirklichung ihres Programmes Hess, 
beginnen sollte, wnrde in Folge des Coup d^Etat vom 2. Dec. 
1851 die gesetzgebende Versammlung aufgelöst. 

Der Präsident der Republik, welcher sich einerseits ge- 
drängt fühlte, von den Bedürfnissen der Grundeigenthümer und 
der Ackerbauer, welchen die frühere Gesetzgebung alle Mittd 
zur Erwerbung eines für ihren Grundbesitz so nothwendigen 
Credites abschnitt, und welcher andererseits die grossen Schwie« 
rigkeiten, an welchen die früheren Gesetz^svorschläge in Be* 
treff der Hypothekarreform gescheitert waren, nicht verkennen 
konnte, auf der andern Seite auch nicht ein aus seiner eige- 
nen Autorität allein hervorgegangenes Decret für geeignet hielt, 
eine organische Veränderung des Napoleonischen Gesetzbuches 
zu treffen, wählte einen andern Weg als denjenigen, welcher 
bisher auf eine so fruchtlose Weise betreten wnrde. Im Hin- 
blick auf die dringenden Bedürfnisse des Ackerbaues und die 
wirkliche Noth der agricolen Bevölkerung — des interessan- 
testen Theils der Population dnes wesentlich agricolen Landes 
wie Frankreich — führte der Präsident der Republik durek 
das bekannte Decret vom 28. Februar zuerst die Bodencredtt- 
anstalten, die institutiom de credit foncier ein, damit durch 
letztere dem Eigenthümer eine einfache und wenig oneröse 
Weise zur Aufnahme von Gapitalien gegeben und zugleich 
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auf der speciellen und exceptionellen Sphäre der Bodencrc- 
ditgesellschaften diejenigen Principien der Hypothekarreform 
erprobt werden, gegen deren allgemeine Annahme so beträcht- 
liche Hindemisse hervorgetreten sind. Das Decret vom 28. Feb. 
wurde in Frankreich von Anfang an als ein auf politischen 
Rücksichten und Verhältnissen beruhender gesetzgebender Act 
betrachtet; dann, was in der Natur der Sache gelegen ist und 
was die Männer der Hypothekarreform und der Einftihrung 
der Bodencreditanstalten keineswegs verkennen konnten, ist, 
dass «ur Hebung des Bodencredits und zur Verbesserung der 
Lage der Grundeigenthümer vor allem eine radikale Reform 
der Hypothekargesetzgebung nothwendig ist, dass eine solche, 
in Verbindung mit einem neuen Gesetze, wodurch das Eigen- 
thum auf eine sicherere und festere Basis gestellt wird, als 
diess bisher der Fall war, selbst die Bedingung einer erfolg- 
reichen Wirksamkeit des s. g. cridit foncier ist. Si^e ja 
schon die im Jahre 1848 von dem Justizminister zur Prüfung 
dieser Fragen niedergesetzte Commission in ihrem ausführlichen 
Berichte: ^sans modificaUon de la legislatian hypothecaire les 
nauvellcs insiituHons de eridit ne pourraient ni se fonder, 
ni subsister, ni fonetionner cPune manüre utü€^% und 
doch wurde das Decret vom 28. Februar erlassen, wodurch, 
unter völliger Beibehaltung des durch den Code Napoleon fest- 
gestellten Hypothekarsystems, die Institution des credit foncier 
eingeführt und zu deren alleinigen Gunsten die Hypo- 
thekargesetzgebung in mehreren wesentlichen Punkten modlfi- 
cirt wurde. •— Die Befürchtungen, welche sich nothwendig an 
ein Verfahren anschlössen, zufolge dessen die Mängel der frü« 
heren Gesetzgebung Im Allgemeinen bestehen blieben und 
nur theilweise zu Gunsten der allmählich mit der Depar- 
tementalgesellschaft vereinigten einzigen banque fondhre de 
Paris beseitigt wurden, haben sich nur allzu rasch realisirt« 
Das genannte Decret stellte weder die Anhänger der allge- 
meinen Hypothekarreform, noch selbst die Repräsentanten der 
mit einem mächtigen Privileg ausgestatteten Pariser Boden- 
creditbank zufrieden; und bei dieser von allen Seiten gegen 
den ersten Schritt der Hypothekarreform gerichteten Bekäm- 
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pfai»g massten die Gegner der Reform, weldie ihre dureh die 
frühere Gesetzgebung begründeten Rechte nnd Interessen mü 
aller Zfihigkett vertheidlgten , an Terrain und EInflass gewin- 
nen. Die Gegner quand mSme der Reform und de« credH 
fbncier wassten die mit politischen und finanziellen Yerhält* 
nlssen zusammenhängenden Schwierigkeiten) auf welche der 
cridit foncier von Paris stiess, als Conseqaenzen d^r Institu- 
tion selbst darzustellen und dadurch das bereits nicht unbe- 
trSchtiiehe Heer der Antagonisten zu verstärken. Wir werden 
am Schlüsse dieser Abhandlung einige Bemerkungen über die 
jetzige Gestalt der genannten banque foncih^e machen , um 
an unsere früheren Darstellungen anzuknüpfen und letztere bis 
zum heutigen Tage fortzusetzen. 

Kehren wir jetzt zu dem neuen Gesetze der TranscHp-» 
tion zurück, womit wir uns in diesen Blättern ganz speeiell 
beschäftigen wollen. Die Digression) wekhe wir auf die histo- 
rische Entwickelung der Hypothekarreform und des credit fon- 
der machten, schien uns als Einleitung noth wendig, um das 
Gesetz selbst zu verstehen, um die Verhältnisse zu erklären, 
aas welchen das in jeder Beziehung ungenügende Gesetz vom 
26. März entstanden ist — Um dieses Gesetz, welches, wie 
wir sofort zeigen werden, sich von dem wirklichen Programme 
der Hypothekarreform gewaltig entfernt hat, mit letzterem in 
Verbindung zu bringen, werden wir zuerst zeigen, was das- 
selbe enthält, indem wir summarisch dessen Bestimmun-^ 
gen analysiren, und alsdann werden wir kurz andeuten, was 
dasselbe nicht enthält. Wir halten es für eine Pflicht 
eines wahren Anhängers der Hypothekarreform, stets deren 
Panier voranzutragen, und wenn wir auch bei nüchterner Be- 
trachtung das zu erstrebende Ziel noch in einer weiten Ferne 
erblicken, so glauben wir dennoch an eine force des choses^ 
welche sich selbst durch die grössten Verwickelungen und be- 
trächtlichsten Hindernisse ihre Bahn bricht. 

Um den Hauptgegenstand des neuen Gesetzes zu erklä- 
ren, müssen wir bemerken, dass nach dem durch den Art. 1583 
des Code Kap<d^on festgestellten Principe der über ein belie- 
biges Object, sei es beweglich oder unbeweglich, abgeschlos* 
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sene Verkauf selbst Dritten gegenüber wirksam und perfect 
ist durch den blossen Gonsens (dhs qufon est eanvenu de la 
ckose et du prix), ohne dass es irgend einer Eintragung oder 
Intabulirung in Grund-, Flur- oder Lagerbücher bedarf. Wenn 
ein solcher Grundsatz in einer Gesetzgebung herrscht, ist es 
unmöglich, dass das Grundeigenthum auf einer festen und 
.sicheren Base beruht, da der Käufer eines Grundstücks nicht 
durch öffentliche Register sicher zu stellen rermag, dass vor 
ihm kein Käufer bessere Rechte erworben hat, als er durch 
einen wenn auch nur in einem Priyatact abgeschlossenen, ein 
festes Datum der Priorität tragenden Kauf erworben hat Eben- 
so gibt es ausser den Hypotheken andere dingliche Rechte, 
deren Eidstenz die Befugnisse des neuen Eigenthümers be- 
trächtlich zu beschränken vermag; und auch für diese ding* 
lidie Rechte bestand nach dem Code Napoleon keinerlei Ver- 
pflichtung zur Einschreibung in besondere öffentliche Register« 
— Während nach der früheren französischen Gesetzgebung 
(Gesetz vom Brumaire des Jahres VII der Republik) die Ein^ 
tragung in das Grundbuch, s. g. Transcription, die Bedingung 
der Giltigkeit des Uebertrags eines Grundstücks gegenüber von 
Dritten war, wurde von dem Code NappMon zwar das Princip 
der Transcription für Schenkungen (Art 941} und für einzelne 
letztwillige Verfügungen (Art 1071) beibehalten, kidessen für 
alle onerosen Verträge stillschweigend durch den cittrten Art. 
1583 abgeschafft Im Hinblick auf die Nothwendigkeit der 
Transcription für Schenkungen, sowie auch verschiedene an- 
dere Artikel (Art 2108. 2180. 2181. 2189. 2198 und 2200). 
worin von der Transcription die Rede ist (welche eine erste 
Formalität zum Behufe der Einleitung der s. g. purge und eine 
Bedingung der Aufrechthaltung des Privilegium vend^toris ist), 
glaubt der berühmte Commentator des 18. Titel des Code Na- 
poldon, Troplong, dass die bezeichnete Bestimmung des 
Art. 1583 auf einem Missverständnisse, und die Wegkissung 
des Artikels des Brumaire-Gesetzes, wodurch die Nothwendig- 
keit der Transcription festgestellt wurde, auf einem eseamotage 
beruhe. Das im Art 1583 ausgesprochene neue Princip wi- 
derstrebte in der That derart den Gerichtshöfeui dass dieselbeui 
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bis eine Entscheidung des Casaationshofes den Art 1583 in 
seiner textuellen Redaction, ohne Rücksicht auf die einen ent- 
gegengesetaten Örnndsata andeutenden anderen ArtikcH} auf- 
fasste, einstimmig die Trwascription des Kaufactes als eine Be- 
dingung der Giltigkeit desselben gegenüber 'von Dritten be- 
trachteten. Die Interpretation des Cassationshofes war in der 
That die dem Wortlaute des Gesetzes allein angemessene, und 
wie Herr Durendy in einem mit Geist geschriebenen Auf- 
satze in der Revue historique du droit frangais (II. Liefer« 
1855) nachwies, die Auslassung eines so gewichtigen Princi- 
pes wie dasjenige der Publicität der immobiliaren Eigenthums - 
Überträge beruht weder auf einem 7nalentenduj noch auf einer 
eseaimotage. Desshalb haben auch diejenigen Regierungen, 
welche Sm Allgemeinen die französische OlFÜgesetzgebung adop- 
tirt haben, wie in Sardinien, Polen, der Lombardei, Neapel, 
Genf, Belgien, Holland, Louisiana, ausdrücklich den Text des 
Code Napoleon modlficirt, um das Princip der Nothwendigkeit 
der Transcription für die Glltigkeit des Uebertrags eines Grund- 
stücks gegenüber von Dritten festzustellen. 5) — 

Bei der Berathung des Vorschlages in Betreff der Tran- 
scription in der von der Kammer eingesetzten Gommission tra- 
ten namentUch drei sich diametral widersprechende Ansichten 
hervor. Die MigoritSt stimmte für die Sanctionirung des Prin- 
cips der Transcription, ohne dass indessen in Betreff der Aus- 
führung und Formulirung desselben man zu einef einstimmigen 
Ansicht gelangte. Die eine Fraction der Minorität stimmte 



4) „L'articte propos^ ne reparufc plus par un rctraiicliemenfc fort 
dilficile k expliqaer; car aucune r65oIuUon prdcise du Conseil d'^iat 
ne le proscrivit. Ainai donc, l'une des plus grandes questions du re- 
gime hypothecaire fut emport^e 4 1a faveur d'une Omission non mo- 
tivöe, peut-Stre par suite d'un malentendu oa d'un escamotage.*' (Tro- 
plong „Commentaire des hypoth^quea" pröface p. 36.) 

5) Herr 0.-A.-G.-Ratli Reiciiensperger hat in seinem von uns 
ins Französische übertragenen und mit Noten versehenen Entwürfe ei- 
ner neuen Hypothekarordnung für die preussischen Rheinprovinzen das 
Princip der Transcription mit allen seinen Consequenzen an die Spitze 
gestellt. 
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dafür, dass nur gegenüber der banque fondhre von Paris der 
Grandsatz der Nothwendigkeit der Transcription zur Oiltigkelt 
des Verkaufes eines Grundstückes ausgesprochen werden solltei 
während die andere Fraetion unbedingt für völlige Beibehal- 
tung der bisher bestandenen Bestimmungen des Code Napoleon 
YOtirte. Die bei früheren Berathangen geltend gemachte und 
namentlich von dem Appelhofe von Bastia in seinem über 
die Hypothekarreform an den Justizminister gerichteten Gut- 
achten unterstützte Ansicht, zufolge dessen die Transcription 
dne richterliche officielle Confirmation des Uebertrags des 
Grundstücks (selbst zwischen den Paciscenten) bilden solley 
trat weder in den Commissionssitzungen , noch während der 
Debatten des gesetzgebenden Körpers hervor. Diese letztere 
Theorie ist zu sehr im Widerspruch mit den Fundamental- 
prineipien der französischen Givllgesetzgebung. — Da die An- 
sicht, zufolge der die Nothwendigkeit der Transcription nur 
ein Privileg der Bodenkreditbank werden soll, nur sehr schwach 
unterstützt wurde (und auch nach unsrer Ansicht nicht stärker 
zu unterstützen ist), so führen wir hier nur die Motive der- 
jenigen an, welche für die Beibehaltung des alten Zustandes 
stimmten. Diese letztere Ansicht wurde während der Debat- 
ten im Corps Ugislatif mit grossem Nachdrucke , namentlich 
von den Deputirten Lequien und Millet verfochten. — 
Nach den Worten von Lequien wäre die Einführung der 
Transcription im bezeichneten Sinne ein y^houieversement des 
principes du codt^% denn es würde dadurch die Fundamental- 
regel der bestehenden Gesetzgebung, nach welcher äin beUe^ 
biger Vertrag durch den blossen Gonsens der Parteien giltig 
ist, umgestossen. — Er fügte hinzu, das Princip der Tran- 
scription beruhe auf Grundsätzen des feudalen Bechtes, wel* 
ches bis zu seinen lelzten Spuren abgeschafft sei, während das 
citirte Gesetz vom Brumaire VII in den unglücklichsten Tagen 
des Directoriums bloss wegen fiscalischer Rücksichten für den 
Augenblick erlassen worden seii^) Ueberdiess gebe die be- 



6) „Lorsqu'on revient ä la loi du Brumaire, on semble faire refoaf 
aux plus mauvais jonr du directoire, c'est-ä-dire un r^fpime 6galemenl 

/ZHc %tiiuaiT, f. E^dutw, XXVllL Bd, iL BfU ^7 
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stehende Gesetzgebung die nöthigen Garantien in dem Artikel}. 
betreffend das Stellionat, wodurch der doppelte Uebertrag eines 
Grundstücks verhindert würde, sowie denn auch in der Praxis 
kaum Fälle bekannt geworden seien, in denen der Mangel 
einer absoluten Vorschrift über die Verbindlichkeit zur Tran«; 
scription die gefürchteten schädlichen Folgen geäussert hätte« 
— Es war den Rednern der Majorität, namentlich dem Be- 
richterstatter (Herrn Bell eyme) nicht schwer, dieses Baison- 
nement zu Boden zu sehlagen. Wie wir oben gezeigt, liegt 
die Bestimmung des gesetzlichen Zwanges der Transcription 
in den Dispositionen des Code Napoleon selbst, in welchem, 
wegen einer sichtbaren Inconsequenz, das Princip selbst nicht 
Aufnahme fand. Ueberdiess kann man denjenigen, welche die 
Fundammitalgrundsätze der bestehenden Gesetzgebung durch 
Annahme des Gesetzesvorschlages für bedroht halten, antwor- 
ten, dass die Transcription keineswegs eine Bedingung der 
Giltigkeit des Vertrages unter den Paciscenten, welcher 
dttjrcfa den einfadien Consens perfect ist, bildet, sondern dass 
dieselbe bloss eine Formalität ist, deren Erfüllung die Bedingung 
zur Wirl[:samkeit des Uebertrages gegenüber von Dritten bildet. 
Ist ein Hypothekarvertrag durch den blossen Consens giltig und 
Dritten gegenüber ^ridcsam? Nein; derselbe muss in der no- 
tariellen F^tm errichtet und in den Hypothekarregistern inscrl- 
bict werden. Dritten gegenüber beginnt das Datum dieses 
letztem Vertrages erst von dem Augenblicke dieser Einschrei- 
bung. Die Schenkung ist Wenfalls nicht durch den blossen 
Consens perfect; d^ Act darüber muss vor einem Notar er- 
richtet und alsdann transcribirt werden. Der Heirathsvertrag 
ist niir dann giltig, w^w er vor einem Notar eingegangen wurde. 
Im Hinblicke auf letztere, aus dem französischen Gesetze ge- 
griffene Bestimmungen ist es in der That schwierig, zu he* 
greifen, wie man in der Discusslon der Annahme des Gesetzes 
den Satz opponiren konnte: ,j€^eBt com^quemment detmire la 



€ondamnable sous le rapport fioancier et au point de vue de 1a morale 
publique ; ressusciter une disposition qui ne fut qu'un exp^dient, ee ne 
sanrait ^tre un profr^s.^ 
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rlgle fondamentale du code cPapres la quelle une cowoention 
est parfaite par le aeul comentemenb des parties/^ -— Ebenso 
nnbegrüDdet und irrig ist die Bezeichnung des Brumaire-{Gre- 
setzes als eines Fiscalgesetzes. Das Directorium hat zu sei- 
nen finanziellen Zwecken energischere Mittel gewählt und, 
wie aus der Discussion des Gesetzes selbst ersichtlich ist, wurde 
dasselbe TOtirt, weil man allgemein die Nothwendigkeit der 
Einführung des Frincips der Publicität für die Uebertragung 
des unbeweglichen Eigenthums gegenüber von Dritten erkannte« 
Der TOtt dem Opponenten des Gesetzes gegebenen glänzenden 
Schilderung über die Begehnässigkeit der Eigenthumstitel auf 
dem Grunde der bestehenden Gesetzgebung und über die Hin- 
länglichkeit der Ton letzterer in Betreff des Stellionats decre- 
tirten Massregeln kann man getrost die Gutachten des Gassa- 
tionshofes und sämmtlicher Appelhöfe entgegensetzen« Aus 
diesen Gutachten, in welchen einstimmig der Entwurf der Ein^ 
ftthrung der Transcription unterstützt wird, geht hervor, dass 
die Richter, welche mehr als jeder Andere in der Lage sind, 
die Missstände einer bestehenden Gesetzgebung zu empfinden, 
häufig die grossen Inconvenienzen und Nachth^le der man- 
gelnden Transcription zu erfahren Gelegenheit hatten« 7) Ebenso 
leicht war es, die Objection zu ¥riderlegen, zufolge deren selbst 
die Transcription keine genügende Sicherheit gebe, da zwischen 
dem Augenblick, in welchem das Gertificat der Abwesenheit 
emer andern Transcription von Seit^ eines Dritten ausgestellt 
wurde, und demjenigen der Transcription des neuen Uebertra- 
ges ein Anderer erwerben und durch ^ine Eintragung seines 
Actes demjenigen zuvorkommen könne, welcher auf den Grund 
eines negativa Gertificates bereits seinen Verkäufer gezahlt 
habe. Die mala fides lässt sich selbst in der YoUendetstea 
Gesetzgebung nicht yerhindem, und ein Mittel, wie solches 
bereits in praxi häufig angewandt wird, ein unfehlbares Mittel^ 
sidi vor jedem Nachtheile zu bewahren, besteht darin, dass 
die Padscenten übereinkommen, den Kaufpreis bis zur wirk- 
lichen Effectuirung der Transcription in den Händen des 



7) Heine oben cllirte Schrift de la r^forme hypothecaire p. 34s({« 
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Notars za belassen. Vigilantibm jura sunt scripta! Ein be- 
liebtes Wort, dass die Einführung der Verpflichtang zur Tran- 
scription nur eine Prämie der Geschwindigkeit in Aussicht 
stelle (prix de la course), zerfällt demnach in sich als eine 
leere Phrase. — 

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen und nachdem wir 
die vorzüglichsten, dem Principe des Gesetzes entgegengesetz- 
ten Einreden bekämpft haben, gehen wir auf die einzelnen 
Bestimmungen des Gesetzes selbst über. 

Die drei ersten Artikel des Gesetzes, welche den Haupt- 
inhalt der ganzen Vorlagen bilden, lauten wörtlich also: 

Artikel 1. Sont transcrits au bureau des hypothlques 
de la Situation du bien: h Taut acte translatif de proprietS 
immobiUhre ou de droits susceptibles cPhypoiheque; 2. Tout 
actß portant renonciation ä ces memes droits; 3, Tout juge- 
ment qui dSclare Vexistence cPune Convention verbale de la 
nature ci-dessus expriinee; 4. Tout jugement cPad^udicaUon 
avire que celui rendu sur licitation au profit cPun cohSritier 
ou cPun copartageant. 

Artikel 2. Sont Sgalement transcrits: 1. Tout acte 
constituüf (^antichrhe, de servitude, cPusage et d^habitation; 
2. Toist acte portant rSnoneiation ä ces mimes droits; 3. Tout 
jugement qui en diclare Vexistence en vertu (fune Convention 
verbale; 4* Les baux d^une durie de plus de 18 annies; 5* 
Tout acte ou jugement constatant memepour le bail de moindre 
durUi quittance ou cession dPune somme iquivalente ä 3 an- 
nies de hyer ou fermage. 

Artikel 3. Jusqi^ä la transcripUon les droits risuh 
taM des actes et jugements inonces aux arücUs pricidents 
ne peuvent itre opposis aicx Uers qui ont des droits sur les 
immeubles et gut les ont conservis en se conformant aux Uns* 

Aus dem wörtlich citirten Texte der Hauptartikel des Ge- 
setzes geht hervor, dass nicht nur eigentliche Ueberträge von 
Grundstücken, sondern auch die Constitution von dinglichen 
oder andern Rechten, wodurch die Befugnisse des Eigenthü^ 
mers auf eine beträchtliche Weise beschränkt werden (wie 
^urch einen langjährigen Pacht- oder Miethvertrag, die Cession 
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des Werth- oder Pachtgeldes von mehreren Terminen) der 
Bedingung der Transcription unterworfen sind, um Dritten ge- 
genüber wirksam zu sein. Mit Unrecht wurde in der DIscns-- 
sion gegen die Anwendung der Transcription auf diese Mieth- 
nnd Pachtverträge geltend gemacht, dass die rein persönliche 
Natur dieser letzteren Verträge einerseits, und das Princip des 
Geheimnisses der Obligationen und Gonventionen andrerseits 
einer Ausdehnung der Transcription auf diese Art von Yer* 
hältnissen entgegenstehe. Streitiger und schwieriger zu ent* 
scheiden waren indess andere Fragen, welche bei Gelegenheit 
dieses Artikels zur Sprache kamen, "und die sich auf die drei 
folgenden beschränken lassen t 1) Sind Priyatacte (aetes som 
säng-^rivi) zur Transcription zulässig ? 2) Soll die Transcrip- 
tion in einer vollständigen, wörtlichen Gopie der Vertragsurkunde 
oder nur in einem gedrängten Auszuge bestehen ? und endlich 
3) Soll nicht ebenfalls auf letztwillige Verordnungen das Prin- 
cip der Verpflichtung der Transcription ausgedehnt werden? 

Nach vielfachen Discussionen wurde das Princip angenom- 
men, dass ein Privatact ebenso gut wie ein notarielles Instru- 
ment in den öfifentlichen Registern transcribirt werden kann. 
Die Form des Privatacts wurzelt tief in den Gewohnheiten des 
französischen Verkehrslebens, und hielt man es desshalb für 
bedenklich, an diesen habitudes und an dem Principe der Frei- 
heit der Transcription zu rütteln. So war die Sprache derje- 
nigen, welche mit der Gommission das Princip der Zulässig- 
keit der Transcription ffir Privatacte vertheidigten. Schade, 
dass gerade der eigentliche Hepräsentant des französischen 
Notariats dieses Princip bekämpfte, denn seine allerdings sehr 
starke Kritik der Privatacte musste ein wenig als eine Rede 
pro domo erseheinen. Freilich liegt manches Wahre in der 
Definition, welche dieser Redner von den Privatacten gab: 
^jles actes som seing-privi sont gSnSraUment informes^ sam 
valeur, ridigia par un maüre (Ficole et signis le plus souvent 
8ur une table de cabaret/^ Wenn ein Notar so warm die 
Sache der authentischen Acte vertritt, so trägt seine Sprache 
stets den Stempel gewisser Privattendenzen. — In der Dis- 
cussion hob kein Redner hervor, dass beinahe in sänmitlichen 
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europäischen Gesetzgebungen das Princip der Authenticität des 
Actes für die in den Grundbüchern einzutragenden Ueberträge 
aufgestellt sei, und dass eine solche Bestimmung ihren guten 
Grund habe^ da einem Dritten gegenüber wirksamer Act vor 
Allem eine sichere und feste Form und Existenz haben müsse. 
Es ist in der That eine Inconsequenz des französischen Ge- 
setzgebers, dass derselbe zur Einschreibung einer Hypothek 
einen notariellen Act begehrt, während für die Eintragung eines 
weit wichtigeren und in seinen Folgen bedeutsameren Actes, 
desjenigen des wirklichen Eigenthumsübertrags , ein blosses 
Privatinstrument genügt.^) — Da in dem Gesetze nicht von 
einem Auszuge die Kede ist, so ist anzunehmen, dass eine 
textuelle und vollständige Abschrift des Actes zur Transcrip- 
tion erforderlich ist. Wir billigen dieses letztere Princip, da 
Auszüge häufig arbiträr sind und unmöglich alle Elemente ent* 
halten können, welche in Betreff eines Eigenthumsvertrags Drit^ 
ten von Interesse sind. — 

Die Frage in Betreff der Anwendung des Grundsatzes der 
Verpflichtung zur Transcription auf testamentarische Verfügun- 
gen wurde ausführlich dtscutirt und bot In der That grosse 
Schwierigkeiten dar. In Betreff der Intestaterben besteht nicht 
das Bedürfniss einer Transcription, da die Grade der Verwandt- 
schaft notorisch und überdiess durch die Civilstandsregister 
leicht zu ermitteln sind. Anders in Betreff der Legatarien, 
welchen in einem geheim gehaltenen Testamente Rechte über-* 
tragen wurden, die nöthigerweise Dritten gegenüber geltend 
zu machen sind. Gegen die Transcription führte man einmal 
an, dass eine solche dem fundamentalen Grundsatze des fran- 
zösischen Erbrechts ^^le mort saisü le vif^ widerspreche. Die- 
ser Einwand scheint uns nicht haltbar, da man demselben da- 
durch begegnen kann, dass man der Transcription rückwirkende 
Kraft ertheilt, ähnlich wie eine Theilung eine solche Wirkung 
besitzt, da dieselbe kein Eigenthum attribuirt, sondern nur 



8) Das Amendement, zufolge dessen Privatacte vor der Transcrip- 
tion wenigstens in der Kanzlei eines Notars deponirt werden sollen, 
wurde ebenfalls verworfen. 



Digitized by VjOOQIC 



Levita: Beitrfid^e sar französischen Hypothekarreform. 249 

declarirt. Der Einwand gegen die Transcription, welcher 
bedenklicher Ist und der der Majorität der Commissioii und 
des gesetzgebenden Körpers sogar entscheidend erscbiea» be- 
steht darin, dass die Einführung einer aolchen Yerpflichtung 
den Legatar yolbtändig der Willkür des Erben überlassen 
würde, da letzterer dem Legatar den Inhalt des Testaments 
während einer gewissen Zeit Torenthalten, und bei dem Prin'- 
cipe einer obligatorischen Transcription leicht der Legatar dareh 
einen mit mala fides behafteten Erben spoliirt werden könnte. 
Auf diese Weise würde man das Recht des Testators anfs 
schwerste verletzen, da eine Bedkigung, deren Erfüllung von 
ihm, sowie von seinem Legatar nicht erfüllt werden kann, sei- 
nem letzten Willen hinzugefügt würde. L'accompUssement ou 
Vinaccomplissemmt dune formaliU fera ou difera un teata" 
ment Ueberdiess würde es in praxi überaus schwierig sein, 
den Termin zu fixiren, innerhalb dessen die Transcription von 
dem Legatar zu erfüllen ist. Soll dieser Termin von dem 
Augenblicke des Todes des Testators oder von dem Momente, 
an welchem der Legatar von dem zu seinen Gunsten eröffne*- 
ten Bechte Eenntniss erhielt, zu laufen beginnen? Alle diese 
Considerationen bewogen die Annahme des Prindps, zufolge 
dessen die Transcriptiön für Legatare zur Geltendmachung ihrer 
Rechte gegenüber von Dritten nicht obligatorisch ist,^) wenn 
es auch in der Praxis nachtheilig sein kann, dass das Pridcip 
der Transcription und der Publicität nicht ausnahmelos besteht. 
Wir schliessen hiermit unsere die drei ^sten Artikel be- 
treffenden Notizen, und unterlassen es namentlich, auf einige 
Gontroversen, die in der Jurisprudenz hervortreten werden und 
bereits hervorgetreten sind, näher einzugehen. Wir verweisen 
in Betreff aller elnzeben Punkte und der speciellen Interpre- 
tation des Gesetzes auf eine in den letzten Tagen erschienene 
Monographie von Ri vi^re, welche den Titel trägt „Commenr 
taire de la nouveUe lai de transeripUon/^ 



9) Sehr gründlich wurde diese Frage geprüft in einem mit vieler 
Sachkenntniss von unsrem Landsmann Bergson in der Rdvue critique 
de l^gislation et de Jorisprudenee (tome VI) veröffentlichten Aufsätze. 
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Es ist ein ein wenig gewagtes Unternehmen , ein Qe* 
setz im Augenbliclc seines Erscheinens vom rein prakti- 
schen Gesichtspunkte ans zu prüfen^ wie diess Herr Ad?okat 
Rivi^re in seinem im Ganzen oberflächlichen Werke that. 
Hätte der Autor ein wenig gewartet, bis sich in der Praxis 
die eigentlichen Schwierigkeiten und Controrersen erhoben ha- 
ben, so hätte er ein für den Praktiker interessanteres Werk 
veröffentlicht — 

Nach Art 4 des Gesetzes muss ein jedes gerichtliche 
Urtheil, wodurch die Auflösung, Kichtigkeit oder Rescission 
eines transcribirten Actes verordnet wird, innerhalb eines Mo- 
nates von dem Tage an, an welchem es rechtskräftig gewor-. 
den ist, an dem Rande der auf den Registern bethätigten 
Transcription vorgemerkt werden. Der Anwalt, welcher das 
Resiliations- oder Nichtigkeitsurtheil erwirkt hat, ist bei Ver* 
meidung einer Geldstrafe von 100 Francs verpflichtet, diese 
Vormerkung zu verlangen, indem er zu diesem Behufe ein 
durch ihn redigirtes und unterschriebenes bordereau dem Hy- 
pothekenbewahrer einreicht, worüber ihm letzterer eine Em- 
pfangsbescheinigung zustellt. 

Der Art 4, dessen Inhalt wir soeben angegeben haben, 
ist eine natürliche Consequenz des Principes des Gesetzes und 
war dasselbe nicht Gegenstand einer besonderen Discussion« 
Dadurch, dass der Anwalt zur Erwirkung dieser Einschreibung 
bei Geldstrafe verpflichtet ist, wird alle Garantie für eine re^ 
gelmässige Eintragung geboten. 

Nacb Art. 5 ist der Hjpothekenböwahrer verpflichtet, 
wenn er darum angegangen wird, unter seiner persönlichen 
YerantwortlicI^keit das specielle oder generelle Verzeichniss der 
auf seinen Registern eingetragenen Transcriptionen oder Vor* 
merkungen aufzustellen. Dieser Artikel correspondlrt dem für 
die Hypothekareinschreibnngen geltenden Grundsatze der Ver- 
pflichtung des Conservateur des hypotJüguesj unter persön- 
licher Verantwortlichkeit eine Bescheinigung über die hypo- 
thekarischen Einschreibungen oder die Abwesenheit letzterer 
auszustellen. 

Der Art 6 bestimmt, dass vom Augenblicke der Tran- 
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scription eines Eigenthumstibertrags diejenigen, welchen auf 
das verkaufte Grundstück in GemSssheit der Art. 2123, 2127 
und 2128 eine Convention eile oder gerichtliche Hypothek zun 
steht, keine Einschreibung gegen den früheren Eigenthümer zu 
nehmen berechtigt sind. Nichtsdestoweniger sind der Verkäu- 
fer und der Theilgenosse (copartageant) berechtigt, das ihnen 
nach Art. 2108 und 2109 zustehende Privileg innerhalb 45 
Tagen (gerechnet von dem Tage des Verkaufes oder des Thei- 
lungsactes) ungeachtet der innerhalb dieser letzteren Frist voll- 
zogenen Transcriptionen mit voller Wirkung einschreiben zu 
lassen. — 

Die wichtige Veränderung, welche der soeben citirte Ar- 
tikel im Gefolge hat, besteht in der Aufhebung der bisher in 
Anwendung gewesenen Art, 834 und 835 der bürgerlichen 
Prozessordnung, zufolge deren die Hypothekargläubiger inner- 
halb 14 Tagen nach Transcription des Actes, wodurch ein 
ihnen verpfändetes Grundstück veräussert wurde, eine giltige 
Einschreibung nehmen konnten. Zahlreiche Stimmen erhoben 
sich während der Debatten über diesen Artikel zum Vortheile 
der Beibehaltung der Art. 834 und 835, ohne dass indessen 
diese Ansicht durchdringen konnte. Principiell lässt sich did 
Aufhebung dieser Artikel, welche. nicht einmal einen Theil des 
Code civil bildeten, dadurch rechtfertigen, dass, während vor 
der Einführung der Nothwendigkeit der Transcription letztere 
bloss der erste Act war, wodurch das Löschungsverfahren ein- 
geleitet wurde, nach dem Standpunkte der neuen Legislation, 
durch die Transcription der Uebertrag selbst Dritten gegen- 
über festgestellt wird. lO) Wenn auch diese Bestimmung den 
Anschein allzugrosser Strenge hat; so lässt sich für den Hy- 
pothekengläubiger aller Nachtheil dadurch meiden, dass er die 
Gelder erst dann seinem Schuldner übergibt, wenn die Abwe- 
senheit einer jeder weiteren Transcription bewiesen und die 
regelmässige Eintragung seiner Hypothek erfolgt ist. — Der 



10) Le projet de loi considöre la transcription, non comme le Pre- 
mier acte de la purge, mais comme an moyen de consacrer la trans- 
lation de la propriötö. (Bergs on 1. c.) 
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dem vmdeur und eopartageant ertheilte Termin yon 45 Ta- 
gen ist ebenfalls neu. Nach dem Code civil bestand für die 
Eintragung des Privilegium venditoris kein Termin, und für 
diejenigen des Privilegs des eopartageant ein Termin von 60 
Tagen. Nach dem ursprünglichen Vorschlage der Regierung 
wurde der Termin auf 30 Tage festgesetot Als sich gegen 
diese allzu kurz erscheinende Frist eine lebhafte Opposition 
erhob, ^9 ^^ ^^S^^ ^^^ CommissSr der Regierung in der Sitzung 
vom 17. Januar 1855 eine Modification vor, zufolge deren 
die Frist von 30 Tagen auf 45 erhöht werden sollte, was 
auch von der Majorität der Kammer angenommen wurde. 

Der Art. 7 ist einer der wichtigsten des ganzen Gesetzes. 
Nach demselben kann die resolutorische Klage (d. lu die Klage 
auf Vernichtung oder Annulirung eines Uebertrages) nach Er- 
löschung des Privilegium venditoris, nicht zum Nachtheile 
Dritter, welche Rechte auf das Grundstück von dem Käufer 
erworben und sich den Gesetzen zum Behufe der Gonservirung 
ihrer Rechte conformirt haben, geltend gemacht werden. — 
Zum Verständnisse dieses Artikels erwähnen wir, dass nach 
der bisherigen Gesetzgebung der Verkäufer einea Grundstüeka 
nicht nur ein Privilegium venditoris, sondern auch eine Resi- 
liationsklage gegen den insolventen Erwerber geltend machen 
konnte. Diese Resiliationsklage , welche keinerlei Bedingung 
einer öffentlichen Eintragung unterworfen war, und gegen wel« 
che sich der vorsichtigste Erwerber eines Grundstückes nicht 
zu schützen vermochte, konnte bei Einführung der Transcrip- 
tion nicht ihren heimlichen Charakter bewahren, sonst wäre 
die Wirkung des ganzen Gesetzes paralysirt worden. Am ra- 
tionellsten war es, die beiden dem Verkäufer zustehenden 
Rechte — des Privilegs und der Resiliationsklage — mit ein- 
ander in der Weise zu verbkiden, dass nach Erlöschung des 
ersteren das letztere auch den Dritten gegenüber als erloschen 
betrachtet wird. Das Princip der Resiliationsklage, welches bei 



11) Rede des Deputirten Delapalme in der Sitzang deB gesetz- 
gebenden Körpers vom 16. Januar 1855 (Bericht dieser Sitzung in der 
Nummer des Moniteur universel vom 17* Janaar 1855). 
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der früheren Discussion Oegeostand heftiger Angriffe war, 
wurde bei den letzten Debatten nicht mehr bekämpft. Hat ja 
schon das römische Recht rerordnet, dass eine Sache ^ welche 
kaufweise übertragen und nicht bezahlt wurde, als inemta zu 
betrachten ist Die Resiliationsklage ist überdies nur eine 
Gonsequenz des im Art. 1184 des Code civil ausgesprochenen, 
der Natur der zweiseitigen Verträge yöllig entsprechenden 
Grundsatzes, ,yla Kondition resolutoire est toujoura sout-enten^ 
due dam Us eontrats synallagmaHques/^ Nach der statisti- 
schen Aufstellung sind unter den 1,000000 alljährlich abge- 
schlossenen Eaufrerträgen beinahe 900000, deren Betrag die 
Summe von 1200 Francs nicht übersteigt. Sollen die grossen 
Kosten und langwierigen Proceduren der Expropriation den 
zahlreichen Verkäufern, welche so unbedeutende Summen zu 
fordern haben, aufgewälzt werden, oder ist es nicht rationeller 
und dem Interesse der Grundeigenthümer entsprechender, den 
Verkauf wegen des nicht gezahlten Kaufpreises zu yemichten? i^} 

Der Art. 7 handelt von den zum Vortheile der Ehefrauen, 
Minderjährigen und Interdicirten bestehenden geheimen Legal- 
hypotheken. Ohne für letztere das Frincip der Publicität ein- 
zuführen — wie solches stets die wahren Anhänger der Hj- 
pothekarreform verlangt — verordnet das neu« Gesetz einfach, 
dass die Legalhypotheken innerhalb eines Jahres nach Been- 
digung der Vormundschaft oder nach Auflösung der Ehe in 
den öffentlichen Registern eingetragen werden müssen. Auf 
diese Disposition lässt sich recht eigentlich der Satz anwen- 
den, dass dieselbe für die Anhänger der Reform zu eng, und 
für deren Gegner zu weit sei. 

Die nachfolgenden Artikel handeln von rein transitorischen 
Bestimmungen. — Das Gesetz ist vom 1. Januar 1856 an 
executorisch. 

Indessen, nach Art. 11, ist die Transcription obligatorisch 
bloss für diejenigen Acte, welche ein sicheres Datum nach 
dem 1. Jan. 1855 haben, oder für diejenigen Urtheile, welche 
nach dieser letzteren Epoche erlassen wurden, so dass in 



12) Heine citirte Schrift: „de la r^forme bypoth^caire^ p. 39 IT. 
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Betreff der vor dem Termine, an welchem das Gesets in Wirk- 
fiamkeit tritt, errichteten Acte die alte Gesetzgebung vollstän- 
dig beibehalten werden muss. Um indessen die Transcription 
au erleichtern und zu rerallgemeinera , reducirte das Gesets 
die Kosten der Transcription früherer Acte bis auf Weiteres 
fiuf einen Franken. In der Versammlung und in der Presse ^^3 
erhoben sich zahlreiche Stimmen fQr eine vollständige retro- 
active Wirkung des Gesetzes, welches bei theilweise bestehen« 
der alter Gesetzgebung erst nach Decennien seine wohlthäti- 
gen Wirkungen äussern könne. Wir glauben diess ebenfalls; 
indessen war das Princip der Ausschliessung der rückwirken- 
den Kraft des Gesetzes ein Verwand für diejenigen, welche 
au fond Gegner einer jeden Reform auf dem Gebiete dieser 
Fragen sind. — 

So hätten wir nun im einzelnen die Bestimmungen des 
neuen Gesetzes analysirt. Wir müssen einer zweiten Abhand- 
lung die Ausführung der bereits oben angedeuteten Frage, 
was in dem neuen Gesetze nicht enthalten sei, überlassen; 
denn dieser zweite Theil ist weit umfassender als der erste^ 
worin wir den Commentar eines Gesetzes geben, wodurch -^ 
wir nehmen keinen Anstand es zu sagen — keine einzige der 
wichtigen Fragen der Hypothekarreform gelöst wurde. Das 
Gesetz beschränkt sich darauf, die Transcription für die nach 
dem 1. Januar 1856 errichteten Acte zu verordnen, und ent- 
hält ausserdem einzelne höchst unvollständige Verfügungen in 
Betreff der Hypotheken. Um die Lage der Grundbesitzer 
gründlich zu verbessern — und in einem wesentlich agricolen 
Lande wie Frankreich halten wir die darauf gerichtete Ten- 
denz für eine Lebensfrage der Nation — bedarf es einer gründ« 
liehen und radicalen Beform der Hypothekargesetzgebung, die 
seit Decennien zum grossen Verderben der Ackerbauer und 
Grundbesitzer besteht. Vor Allem gilt es, das Princip der 
Publicität der Hypotheken mit allen seinen Consequenzen zu 
sanctioniren; sodann müssen die zahbeichen, unnöthigen, nur 



13) Jonaaeaii, in einem längeren AnfBatze, abgedrackt in der 
Gazette des Iribonauz (Monat Mai 1855). 
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Gefahr bringenden und Kosten verursaGhenden Formalitäten 
modificirt werden. Das Expropriationswesen ist radical zu re - 
formiren; in seiner jetzigen Gestalt ruinirt es Schuldner und 
Gläubiger. Endlich müssen die Gesetze in Betreff der Führung 
der Register, welche noch Immer auf den Namen der Perso- 
nen statt auf die Bezeichnung des Grundstücks geführt wer- 
den, vollständig abgeändert werden* Wir gedenken hier nicht 
der Abänderung der fiscalischen Verfügungen in Betreff Ein- 
registrirung , sowie einer Beihe von Reformen in Beziehung 
auf einzelne Fragen, von denen wir namentlich diejenige her- 
vorheben, welche sich auf die Mobilisirung der Hypotheken- 
titel und die Möglichkeit ihrer formlosen und leichten lieber- 
tragung (endossetnent) bezieht. Je besser die Hjpothekenge- 
setzgebung ist, desto leichter werden die dem Darleiher ge- 
stellten Bedingungen und desto sicherer zugleich werden alle 
Transactionen dieser Art. 

Wenn wir demnächst den eben nur in grossen Zügen 
dargestellten zweiten Theil näher behandeln werden, so wer- 
den wir zugleich über die Entwickelung des cridit foncier, 
an welchen so glänzende Hoffnungen geknüpft wurden, berich- 
ten, und die Thätigkeit der grossen Pariser Bodencreditbank 
darstellen. Der Umstand^ dass die Hypothekargesetzgebung, 
selbst wenn sie zum Vortheile der Bodenkreditbanken in we- 
sentlichen Punkten modificirt wurde, zahlreiche Mängel hat, 
und dass bei der Gründung dieser Banken gewisse finan- 
zielle Specnlationstendenzen vorwiegend waren, er- 
klärt genügend, dass bis jetzt nur zu einem sehr kleinen Theile 
die Vortheile erreicht wurden, welche diese Institutionen zu 
gewähren im Stande sind. 
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XV. 

Die neueste schwedische Gesetzgebung über Be- 
strafung wegen Diebstahls, diebischen Frevels und 
Raubs, über Aufhebung der körperlichen Züchtigung 
und Abänderungen der Bestimmungen ttber 
Kirchenbusse. 

MUgetheilt 

Von 

Herrn Dr. Ijoven, 
Jostizbeamten in Schweden. 



Vorbemerkung. 

Wn haben in dieser Zeitschrift 1848 Bd. XX. Nr. 13. 24. 
die von Herrn Dr.Marquardsen bearbeitete Darstellung der 
schwedischen Gesetzgebungsarbeiten mitgethellt. Unsere Leser 
werden sich überzeugt haben, wie lange bereits in Schweden 
an einem Strafgesetzbache gearbeitet wird. Das Zustandekom- 
men eines solchen scheiterte aber an der Verschiedenheit der 
Ansichten der schwedischen Juristen, bis man endlich sich ver* 
einigte, wenigstens vorläufig für die am häufigsten vorkommen- 
den Verbrechen des Diebstahls und Raubs ein Strafgesetz zu 
erlassen, das nun 1855 verkündet wurde. Wir verdanken die 
Uebersetzung Herrn Dr. Lov^n, einem schwedischen Juristen. 

Mittermaier. 



L Gesetz über Diebstahl und Raub. 

Wir Oscar, König von Schweden, und Norwegen thun 
kund: dass Wir nach dem Vorschlag der Reichstände für gut be- 
funden haben, nach Aufhebung dessen, welches in 20. Cap. §. 9 
des Verbrechen-Gesetzes über Raub, 40, 41, 42, 43, 46 und 

Digitized by VjOOQIC 



Lov^n: Die Strafgesetzgebukig in Schweden. 257 

47 Cap. 49 Gap. §. 1 sowie auch in dem SO.Cap. dessel- 
ben Gesetzes Diebstahl und diebischen FreveM) betreffend, 
nebst den verschiedenen Verordnungen, welche die erwähnten 
Stellen des Gesetzes entweder verändern oder erklären, oder 
etwas zufügen, sowie nach Aufhebung von dem, was be- 
sondere Gesetze und Verordnungen in genannter Hinsicht, aus- 
genommen in dem Fall, der unten behandelt wird, enthalten 
— verfügen wie folgt: §. 1. Derjenige, welcher Sachen oder 
Geld von mehr als zehn Thaler Werth stiehlt, wird wegen 
Diebstahls verurtheilt, den Werth des gestohlenen dreimal za 
bezahlen und zur Strafarbeit von 2 bis 6 Monaten, wenn nicht 
anders bestimmt wird. 

$. 2. Geht der Werth des Gestohlenen nicht über zehn 
Thal er und ist die That nicht mit solchen Umständen vereint, 
dass sie gleichwohl für Diebstahl angesehen werden muss; 
so wird sie als diebischer Frevel genannt, und mit Geldstrafe 
von 5 bis 20 Thaler bestraft ausser den Fällen, von welchen 
in dem 3. und 4. §§. gesprochen wird. 

§. 3. Stiehlt oder entwendet Jemand Getreide, abge- 
mäht oder nicht abgemäht, Heu oder Stroh, in Haufen oder 
nicht in Haufen gestellt, aussen auf dem Felde oder ander- 
wärts, was gepflanzt oder gesät ist, MetaU, welches ausserhalb 
der Grube liegt, oder Geräthe, welche zum Grubenbetrieb 
gehören und nicht heimgenommen sind, im Freien stehende 
Bienenstöcke, Fische aus Teichen oder Sümpfen, Netze, Fisch- 
zaune oder irgend Fischgeräthe, Anker oder Taue von im Freien 
liegenden Fahrzeugen oder auch Sachen, welche zur Bleiche 
oder zum Trocknen, oder aus einem ähnlichen Grunde hinaus- 
gelegt oder hinausgestellt sind; so wird er wegen Diebstahls 
zu Bussen nach $. 1 nebst Strafarbeit von 3 Monaten bis zu 
einem Jahr, wegen diebischen Frevels zu Bussen von 10 bis 
50 Thaler verurtheilt. 

§• 4. Verübt Jemand Diebstahl oder Diebischen Frevel 



1) Im Schwedischen snatterin. £!s soll damit fihnticb, wie mit der 
deutschen Polizeittbertretung ein Vergehen beseichnet werden, das wegen 
des geringen Betrags nicht als Diebstahl bestraft werden solL 
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im SehloBse des Königs oder von dem, welches dem Staate 
oder milder Stifitttngi oder Einrichtung, oder Versorgung der 
Armen, oder Pflege der Kranken gehört und der Thäter dies 
weiss, so wird er nach dem was in §. 5 gesagt wird, gestraft. 

Dasselbe gilt, wenn Dienstboten, Handlungsdiener, ein Ge- 
seil) Lehrling oder ein anderer einzelner Diener vorsätzlich ver- 
schleudert, oder mit dem Vorsatz sich selbst oder einer andern 
Person es zuzueignen, etwas von den Sachen des Hausherrn 
verbirgt Es wird auch wie Diebstahl oder Frevel angese- 
hen werden. 

$. 5. Ohne Bücksicht auf den Werth des Gestohlenen 
muss auch als Diebstahl in folgenden Fällen verurtheilt werden : 

1. Wenn ein Schiffer, Fuhrmann oder ihre Leute etwas 
von den Sachen, welche ihnen zu führen oder zu verwahren 
anvertraut sind, wenn ein Gastwirth, Wirthshauswirth , oder 
ein anderer, welcher Reisende beherbergt, oder Gewerbes, oder 
Gewinnes wegen Gäste In sein Haus aufnimmt, etwas von 
den Sachen des Reisenden oder Gastes stiehlt, oder wenn die* 
ser Sachen des Wirths stiehlt. 

2, Wenn Jemand betrüglich etwas von Kindern, welche 
nicht 12 Jahre alt sind, oder von einem blödsinnigen, oder 
von einem Badenden oder Schwimmenden , . oder von einem 
draussen auf dem Felde schlafenden, oder von einem, welcher 
schwer krank ist, oder von einem Todten stiehlt. 

8. Wenn Jemand etwas im Leichenhause oder der Gruft, 
oder von anderen Personen während des Gottesdienstes In der 
Kirche oder anders, wo Gottesdienst gehalten wird, oder auf 
dem Friedhof stiehlt; 

Die Strafe tritt hier, wie nach den Vorschriften In §. 3 ein« 
$. 6. Ohne Rücksicht auf den Werth muss a;uch wegen 
Diebstahls in folgenden Fällen verurtheilt werden, nämlich: 

1. Wenn Jemand mittelst Einbruches stiehlt, wie im 12. §. 
gesagt wird, oder um das Verbrechen zu begehen, Schrank, 
Kiste, Kästchen oder ein anderes Verwahrungsmitte], welches 
mit Schloss, Versiegelung oder mit anderem solchen Riegel 
zugemacht Ist, entweder wegträgt oder mit Gewalt öffnet« 

2. Wenn Jemand aus einem versiegelten Briefe etwas 

Digitized by VjOOQIC 



Lov6n; Die Strafg;esetzgebang[ in'' Schweden. 259 

Stiehlt, welcher nicht der allgemeinen Post anvertrauet ist, 
oder wenn Jemand aus Kleidern, welche Jemand trägt, stiehlt. 

3. Wenn Jemand Nachts In einem bewohnten Hause 
stiehlt und der Thäter ohne Erlaubniss, wenn auch ohne Ein- 
bruch hineingekommen ist oder sich da versteckt hat. 

4. Wenn der ThSter, um das Verbrechen zu begehen 
sich mit Wafifen eingefunden oder auf andere Weise geringere 
Schreckmittel oder Drohungen angewandt hat, jedoch so, dass 
die That nicht als Raub angesehen werden; oder 

5. Wenn er durch Färben des Gesichts oder durch Ver- 
kleidung sich nnkennbar zu machen versucht hat. 

Die Strafe ist Geldbusse, je nach dem ein in dem §. 1 
bezeichneter Fall vorliegt und Strafarbeit von 6 Monaten bis 
2 Jahre. 

§. 7. Stiehlt Jemand Vieh, welches auf der Weide ist, 
80 tritt die Bestimmung des §. 6 ein. 

Derjenige, welcher ohne Erlaubniss die Euh^ das Schaf, 
die Ziege einer andern Person melkt, oder Haare aus der 
Mähne, oder dem Schweife des Pferdes, welches auf der Weide 
ist, stiehlt, wird ohne Rücksicht auf den Werth wegen Dieb- 
stahls nach der Bestimmung des §. 3 verurtheüt. 

§. 8. Derjenige, welcher aus einem Fahrzeuge, welches 
gestrandet oder sonst verunglückt ist, oder ohne Mannschaft 
auf dem Wasser herumtreibt, oder, während der Rettung dessen, 
was zum Fahrzeuge gehört oder darauf geführt ward , etwas 
stiehlt, ferner derjenige, welcher etwas stiehlt von Jemand, 
der durch allgemeine Epidemie, Feuerbrunst, Wassernoth, Schiff- 
bruch, Aufruhr, Einfall der Feinde, oder durch andere solche 
Unglücksfälle oder Gefahren sein Eigenthum zu vertheidigen 
nicht im Stande ist, muss, welchen Werth das Gestohlene 
immer habe, wegen Diebstahls mit Geldbusse nach der Be- 
stimmung des §. 1 nebst Strafarbelt von 2 bis 4 Jahren ge^ 
straft werden. 

§. 9. Stiehlt Jemand etwas in der Kirche, möge ^s der 
Kirche gehören oder von anderen Personen daselbst in Ver«* 
Wahrung gebracht sein, so wird er, ohne Rücksicht auf den 
Werth des Gestohlenen wegen Diebstahls nach §. 1 und Straf- 

Kriu ZeUtchr, f. d. RßchU»., XXYUL Bd. lU Uefu 18 
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arbeit Ton 2 bis 6 Jahren verurtheilt. Dasselbe gilt, wenn 
Jemand Geld oder andere Sachen stiehlt, welche der allge« 
meinen Post anvertraut sind, möge es im Posthanse oder wäh- 
rend der Fahrt geschehen. 

§. 10. Ist der Werth des Gestuhlenen mehr als 2000 
Thaler; so wird die Zeit der Slrafarbeit nm höchstens 2 Jahre 
verlüngert. 

$• 11. Wenn bei demselben Diebstahl 2 oder mehrere 
von den in den §§. 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 erwähnten Um- 
ständen zusammentreffen, so wird die Zeit der Strafarbeit von 
2 Monaten bis 1 Jahr über das für den schwersten vorliegen- 
den Fall gesetzte Strafmass erhöhet 

$. 12. Hat Jemand mit dem Vorsatz zu stehlen, 

1. Mit Gewalt durch Mauern, Wände, Boden, Dächer, 
Laden, Fenster, Pforten, Thüren, Schlösser oder durch andere 
Verschlüsse in Hof, Haus, 2Smmer oder Fahrzeug elngebro- 
dien; oder 

2. Mittelst Klettern über Mauer, Wände, Pforten oder 
Dächer, oder mittelst Finkriechen durch Luftlöcher, Schorn- 
steine oder andere nicht zum Eingang bestimmte OefiEnungen 
oder auch duith Gebrauch von Diebsschlüssel, oder falscher 
Schlüssel sich Eingang in Hof, Haus, Zimmer und Fahrzeug 
verschafft, oder 

3. Mit Gewalt oder List Schränke, Eisten, Kästchen 'oder 
andere Verwabrungsartikel, welche mit Scfaloss, Versiegelong 
oder durch andere solche Verschliessung zugemacht waren, ohne 
sie wegzunehmen, geöffhet; so wird er, wenn er auch noch 
nicht Besitz von Sachen genommen hat, wegen Einbruchs zu 
Stralarbeit von 2 bis 6 Monaten verurtheilt. 

Verübt Jemand Nachts solchen Einbruch in Hof oder 
Haus, Zimmer oder Fahrzeug, wie oben erwähnt ist und wird 
er verwundet oder getödtet, so hat diess für den Verletzer 
keine Strafe zur Folge. Setzt er sich zur Gegenwehr, wenn 
es Tag oder Nachts ist, dann gilt dasselbe Gesetz. Fügt er 
denjenigen, welche ihr Eigenthum vertheidigen wollen, Schaden 
zu, so wird er doppelt und zudem wegen Hausfriedensbrudies 
gestraft. 
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§. 13. Vcröbt Jemand diebischen Frevö! zum zweiten- 
mal, muss er so bestraft werden, als ob er zum erstenmal 
Diebstahl verübt hätte. Solcher Frevel von solcher Person, 
die früher l^aiib, Vordach dazu, Diebstahl oder Einbrach ver- 
übt hat, muss auch wie Diebstahl angesehen werden. 

§. 14. Verübt Jemand Diebstahl zum zweitenmal, muss 
die Zeit der Strafarbeit, wozu er sonst wegen der That ver* 
urtheilt worden wäre, von 1 bis 3 Jahre erhöhet werden. Ver- 
übt Jemand Diebstahl zum drittenmal, so wird die Zeit der 
Strafarbeit um 3 bis 5 Jahre über die Strafzeit des ersten 
Diebstahls verlängert. Wird er zum viertenmal ergriffen, so 
wird er zur Strafarbeit auf Lebenszeit verurtheilt, und in die- 
sem Fall föllt die Geldstrafe weg. Einbruch ohne Diebstahl 
muss, was die Erhöhung der Strafe betrifft, nach dem oben 
gesagten gleich dem Diebstahl angesehen werden. Dasselbe 
gilt von Raub oder Versach daza, wo solcher früher von 
solcher Person verübt ist, die wegen Diebstahls gestraft wer- 
den muss« 

§. 15. Wird Jemand während einer gerichtlichen An- 
klage überwiesen, auf mehreren verschiedenen Stellen diebi* 
sehen Frevel verübt zu haben, so muss er, wenn der Oesammt- 
werth des Gestohlenen 10 Thaler übersteigt, wegen Dieb- 
stahb gestraft werden. Hat Jemand an verschiedenen Stellen 
und Zeiten Diebstahl oder Einbruch verübt, wie $. 12 gesagt 
wird, wesswegen er auf einmal angeklagt wird, so müssen 
die verschiedenen Verbrechen als eine That angesehen werden , 
und muss die Strafarbeit, welche auf diese That zu folgen 
hat um hö(fh8tens 1 Jahr verlängert werden. Treffen in die- 
ser That solche Fälle zusammen, von denen in §^. 10 und 11 
die Rede ist, dann müssen auch die dortigen Bestimmungen 
beobachtet werden. 

§. 16. Gesellen sich zwei oder mehrere zusammen um zu 
stehlen, dann muss jeder nach dem Werth des Gestohlenen 
gestraft werden und zwar haften sämmtliche dem Bestohlenen 
solidarisch. 

§. 17. Ueberredet oder befiehlt Jemand einem Minder- 
jährigen, oder ein Mann seiner Frau, Vater oder Mutter, ein 
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Vormünder dem Unmündigen, ein Vorgesetzter dem, welchem 
er befehlen kann, Haasherr oder Hausfrau ihren Dienstboten 
oder Einliegern einen Diebstahl oder Einbruch mit zu verüben, 
so darf bei der Bestimmung der Strafe die Zeit der Straf- 
arbeit nicht unter derjenigen angesetzt werden, welche nach 
dem oben Gesagten auf Diebstahl oder Einbruch im höchsten 
Falle folgen kann. Ist blos Frevel verübt, so soll derjenige, 
welcher dazu Veranlassung gegeben hat, so beurtheilt werden 
als hätte er Diebstahl verübt. 

§. 18. Hat Jemand sonst zum Diebstahl, Frevel oder 
Einbruch mit Rath oder That geholfen; dann muss er so ge- 
straft werden, als ob er selbst die That verübt hätte. Der- 
jenige, welcher mit Eenntniss des unrechtmässigen Erwerbes 
etwas von dem gestohlenen Gut empfangen, verborgen, ge- 
kauft oder veräussert hat, oder die Umarbeitung oder Ver- 
änderung desselben besorgt hat, soll mit Rücksicht auf den 
Werth dessen, womit er sich verbrecherischer Weise befasst 
hat, wegen Diebstahls oder Frevel nach §§. 1 und 2 gestraft 
werden. Kauft Jemand etwas von einem der verdächtig ist, 
so muss er, wenn das Gut gestohlen oder geraubt war, zehn 
Thaler Busse erlegen und das so Gekaufte zurückgeben. 

§. 19. Nimmt Jemand und braucht ohne anzufragen das 
Boot oder das Fahrzeug oder Pferd anderer Personen, so wird 
er, wenn solches erwiesener Massen ohne bösen Vorsatz ge- 
schah 10 bis 50 Thaler Busse bezahlen und den Schaden 
ersetzen* 

§. 20. Alles was gestohlen ist, muss wieder erstattet 
werden. Kann derjenige, welcher wegen Diebstahl verurtheiit 
ist, nicht bezahlen, so muss er statt dessen bei Wasser und 
Brod gehalten werden, doch nicht während längerer, als der 
dem Werth des Gestohlenen entsprechenden Zeit. Fehlen dem- 
jenigen, welcher zur Geldbusse wegen Frevel verurtheiit ist, 
die Mittel, so hat er eine verhältnissmäsige Gefängnissstrafe 
zu erdulden. 

§* 21. Stiehlt ein Minderjähriger unter fünfzehn Jahren, 
so muss er das Gestohlene zurückgeben. Es steht dann den 
filtern oder dem Vormund desselben zu, den Thäter zu strafen« 
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§. 22. Derjenige, welcher mittelst Oewalt an einer Person 
oder mittelst Anwendung von Drohungen, welche mit drin- 
gender Gefahr der Verwirklichung verbunden ist von anderer 
Person Gut oder Geld nimmt, wird wegen Baub za Geföng- 
niss von 28 Tagen bei Wasser und Brod, und Strafarbeit von 
4 bis 10 Jahren, wenn es nicht anders bestimmt ist, verur» 
theilt, UeberiHllt Jemand einen andern auf oben erwähnte 
Weise} aber ist nicht im Stande den Kaub durch Besitzgreifung 
zu Tollbringen; so wird er wegen versuchten Raubes zu Ge- 
fängniss von 28 Tagen bei Wasser und Brod und Strafarbeit 
von 2 bis 6 Jahren verurtheilt. 

§« 23. F&llt Jemand einen anderen, mit dem Vorsatz 
Raub zu verüben an, und entsteht dadurch schwere Eörper- 
beschädigung, oder sind peinliche Mittel angewandt worden, 
um zur Entdeckung oder Auslieferung des Gutes zu zwingen ; 
wird er, wenn Diebstahl geschieht oder nicht, zur Strafarbeit 
auf Lebenszeit verurtheilt. 

§* 24. Wird Jemand in den erwähnten Fällen so ge- 
waltthätig behandelt, dass er davon den Tod erleidet, muss 
der Thäter am Leben gestraft werden. 

§. 25. Jeder, der Raub verübt oder Versuch dazu macht, 
wie in §. 22 erwähnt ist, zum zweitenmal oder seit er wegen 
Diebstahl zum zweitenmal gestraft worden ist ; muss zur Straf- 
arbeit auf Lebenszeit verurtheilt werden, und in diesem Fall 
muss Einbruch ohne Diebstahl angesehen werden, wie in §. 14 
früher bestimmt ist. 

§. 26. Hat Jemand an verschiedenen Orten oder Seiten Raub 
oder Versuch dazu verübt, wesswegen Strafarbeit auf gewisse 
Zeit folgen muss, oder nebst solchem Verbrechen Diebstahl 
oder Einbruch; dann muss, wenn er auf einmal wegen dieser 
Verbrechen angeklagt wird, die Zeit der Strafarbeit, welche 
auf das schwerste Verbrechen folgen muss, mit höchstens 2 Jahre 
vermehrt werden. 

Allgemeine Bestimmungen. 

$. 27. Derjenige, welcher zur Strafarbeit nach dieser 
Verordnung verurtheilt ist, muss ins Lehns* und Staats-Ge- 
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ISngniM eingeaetzt werden, oder auf Festung, oder in einer 
anderen allgemeinen Strafanstalt und muss da zu solcher 
Arbeit angehalten werden, die es im Gefängnisse oder bei der 
Einrichtung gibt. Geht die Zeit der Strafarbeit nicht über 
6 Monate, muss dieselbe in Lohns- und Stl^lts-Gefängniss er- 
litten werden. 

§• 28. Hat Jemand der zu solcher Arbeit verurtheilt ist, 
dazu nach einem anderen Gesetz Arbeit auf Festung sich 
zugezogen, dann muss die ganze Strafe auf der Festung aus- 
gehalten werden. 

$. 29. Durch diese Verordnung geschieht keine Ver- 
iCndemng in dem, was im Eriegsgesetz hinsichtlich derer, 
welche zur Armee gehören, festgestellt wird. 

§. 30. Ist sonst Jemand eines Verbrechens schuldig, wel- 
ches in dieser Verordnung nicht aufgenommen worden ist, aber 
wesswegen er, nach dem was besonders festgestellt ist, zur 
Strafe wie für Diebstahl verurtheilt wird, dann muss die Strafe 
nach dieser Verordnung bestimmt werden; ferner muss, wenn 
die Strafe für mehr als einen Diebstahl bestimmt ist der oben 
erwähnte §. 8 modifizirt werden. 

n. Gesetz über Abschaffung der körperlichen . 
Züchtigung. 

Wir Oscar von Gottes Gnaden, König von Schweden 
und Norwegen, der Gothen und Wenden thun kund ; dass Wir 
nach dem unterthänigen Vorschlag der Reichsstände für gut 
befunden haben in Gnaden zu bestimmen: 

Zar körperlichen Züchtigung darf Niemand mehr verur- 
theilt werden, und soll in den Fällen, wo bisher körperliche 
Züchtigung festgesetzt war, Gefängniss mit Wasser und Brod 
an die Stelle treten, mit Berücksichtigung der Gründe für 
Strafbestimmung, welche in jedem Falle bestimmt sind. 

m. Gesetz über Abschaffung der Eirchenbusse. 

Zur Eirchenbusse sei es öffentlich oder emzeln, soll von 
nun an Niemand mehr verurtheilt werden, und soll alles was 
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Gesetz and Verfassung in dieser Hinsicht enthalten wfgebo- 
ben sein. 

IV. Gesetz über gewisse Vorschriften zur Auf- 
rechthaltung der Kirchenzucht. 

Wir Oscar von Gottes Gnaden, König von Schweden 
und Norwegen, der Gothen und Wenden thun kund ; dass Wir, 
seitdem durch eine besondere Verordnung die Kirchenbusse 
aufgehoben ist, nach dem unterthänigen Vorschlag der Beichs- 
stände zur Aufrechthaltung der Kirchenzut^ht verordnen wie folgt: 

Derjenige, welcher sich der Todesstrafe schuldig gemacht 
hat aber begnadigt worden ist, oder zur ganzen oder halben 
Mannesbusse verurtheilt ist oder zur Strafe, weil er unbesonnen 
oder in der Aufwallung, Gott^ sein heiliges Wort und die 
Sacramente gelästert hat, oder wegen Raub, wo keine Todes- 
strafe darauf folgt, wegen Diebstahl oder Frevel, wegen Bi- 
gamie, Blutschande oder Unzucht in verbotenen Verwandschafts- 
graden, wenn Todesstrafe nicht darauf folgt, wegen Ehebruch 
oder Unzucht, wegen Trunkenheit oder Lärmen in der Kirche 
während des Gottesdienstes, oder an anderen Orten wo Got* 
tesdienst gehalten wird, oder wegen Genusses des Abendmahles 
im trunkenen Zustande, oder ohne gebeichtet zu habeui oder 
seitdem er von dem Prediger nach der Kirehenordnung da- 
von abzustehen ermahnt worden ist, oder wenn er in der 
Kirche während des Gottesdienstes Jemanden mit Hieb oder 
Schlag überfallen, oder wenn er in der Kirche während des 
Gottesdienstes, oder anderwärts wo Gottesdienst gehalten wird, 
einen anderen gestossen oder im Zorne sich mit ihm gezankt 
hat, oder wenn er seine Eltern geschlagen oder geschimpft 
hat; ebenso ein Weib, welches, weil es den Tod seines 
Kindes verursacht hat nach dem 16. Cap. §. 1 des Ver- 
brechen-Gesetzes, wie es in der königlichen Verordnung 
vom 20. Januar 1779 heisst, verurtheilt worden ist — alle 
diese dürfen das heilige Abendmahl nicht geniessen, bevor 
sie vor ihrem Seelsorger in Gegenwart von zwei bis drei Ge- 
meindemitgliedem, welche der Seelsorger hinzugerufen hat, 
einzeln gebeichtet haben, wie es vorgeschrieben ist, und soll 
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allesi wag in -früheren Gesetzen und Verordnungen hiermit in 
Widerspruch steht, als aufgehoben angesehen werden. 



XVI. 

Von der eidlichen Vernehmung der Parteien in 

dem englischen Civil-Process bei den Common 

Law Courts. 

Dargestellt 
Von 

Herrn Torrent 
in London. 



Examinaton of Parties. 

Ausser dem Zuzug von Geschwornen zur Entscheidung 
über Thatfragen Ist im englischen bürgerlichen Processverfahren 
keine andere Einrichtung so merkwürdig und eigenthümlich, 
als das Recht der Parteien^ auf Antrag ihres Sachwalters oder 
eigenes Verlangen, oder auf Verlangen des Gegentheils, als 
Zeuge in dem Processe eidlich einvernommen zu werden, — 
Zeuge in eigener Sache zu sein. Nach dem altern Process- 
rechte der Common Law Courts war es Niemand, der bei 
einem Process betheiligt war erlaubt, Zeugniss darin zu geben, 
und ebenso waren alle Personen, die wegen eines entehrenden 
Verbrechens oder Vergehens von dem Rechte als Geschworne 
zu richten ausgeschlossen waren, ebenfalls unzulässige Zeugen. 
Und nicht nur die Parteien, sondern auch andere Personen, 
welche bei dem Ausgang des anhängigen Processes auf irgend 
eine Weise pecuniär betheiligt waren, konnten als Zeugen 
zurückgewiesen werden, und zur Herstellung des Thatbestandes, 
ob ein Zeuge unter jene Erlasse gehöre, war es dem Anwalt 
des Gegentheils gestattet, den Zeugen in genauer Einver- 
nahme darüber abzuhören, ob und wie weit er bei dem an- 
hängigen Processe betheiUgt sei. Dieses Verhör war die exa- 
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mination on the voire dird genannt. Im Uebrigen waren alle 
Personen, die geistig fähig sind, Zeugniss zu leisten, selbst 
Kinder mit neun Jahren, als Zeugen zulässig. Unter den 
Königen Georg ni. und Georg lY. wurden einige Ausnahmen 
gegen die Unzulässigkeit der Zeugen gesetzlich eingeführt, und 
St. 6 und 7 Yict. c. 85 , dass der Grundsatz aufgestellt wor- 
den, dass in allen Civil- und Criminal-Sachen die frühere Un- 
föhigkeit zur Zeugnissleistung wegen Infamie oder wegen Be- 
theiligung aufgehoben, und jene Gründe nicht mehr die Zu- 
lässigkeit des Zeugen ansschliessen, sondern blos seine Glaub- 
würdigkeit vermindern können, und St. 14 und 15 Yict. c. 99 
ist vorgeschrieben, dass jede Partei in einem Civil-Process 
ebenso verpflichtet als berechtigt sein soll, für jede Partei 
Zeugniss zu leisten. So ist also der Grundsatz des alten Process- 
rechtes: nemo in propria causa testis esse deb^t vollständig 
umgestossen und es gilt jetzt die entgegengesetzte Regel* 

Die Yerbindlichkeit zur Zeugnissleistung fällt nur weg, 
wenn die Person, welche als Zeuge einvernommen werden 
soll, durch ihre Aussagen sich selbst eines Yerbrechens anklagen 
müsste, und in Processen gegen Ehegatten kann kein Gatte 
gezwungen werden, Zeugniss gegen den andern zu leisten, und 
in Ehescheidungsklagen und Klagen auf Entschädigung wegen 
Bruch eines Heirathsversprechens, wird das Zeugniss der Par- 
teien selbst nicht angenommen. Und selbst diese Ausnahmen 
gegen die angeführten allgemeinen Bestimmungen gründen sich 
nicht sowohl auf gesetzliche Yorschriften als vielmehr auf den 
Umstand, das das Common Law dem neuen Statuten Law 
keinen so weiten Spielraum einräumte, als es jener Fassung 
nach ansprechen durfte und sollte. Dagegen kann nach aus- 
drücklichem Statutenrecht eine Ehefrau gezwungen werden, 
Zeugniss gegen ihren Ehemann zu leisten, in den Courts of 
bankruptey über den Yermögensstand, und die Art und Weise, 
wie der zahlungsunfähige Ehemann damit verfahren; und in 
den County Courts wegen unbedeutender Schulden, 12 und 
13 Yict. c. 106, §. 118, und 9 und 10 Yict. c. 95, §. 83. 
Ohne Zweifel hatte das schon lange bei den Equity Courts 
bestandene Yerfahren, dass zur Einwirkung von Einhaltsbe« 
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fehlea and saDstigeo provisorischen Veriugungen, die naoh- 
suehende Parthei eineu Eid für die Wahrheit ihrer Behauptun- 
gen leisten musste, und der Umstand, dass auch bei den 
Common Law Courts mandie gerichtliche Verfügungen nur 
auf den Eid der Parteien erlassen oder wieder entkräftet wer* 
den konnten, und endlich einige für besondere Fälle berechnete 
Statute, namentlich 46 Georg lU. c 37, dass Niemand Zeug- 
niss verweigern dürfe blos darum, weil er durch seine Aus- 
sagen eine Schuld eingestehen oder sich einer Civilklage aus- 
setzen würde; die jetzigen gesetzlichen Bestimmungen über 
dia Zeugnissfähigkeit und Pflichtigkeit der Parteien in eige- 
ner Sache einigermassen vorbereitet gehabt ; allein am meisten 
EinflQss auf die jetzige Gesetzgebung darüber hatten unstreitig 
die Statuten über die Gounty Courts, in welche dies Verfahren 
die Parteien« unter Eid als Zeugen in eigener Sache zur 
Abkürzung und Beschleunigung der Rechtspflege in kleinen 
Forderungssaehen einzuvernehmen, aufgenommen worden war. 
Die County Courts waren und sind es zum Theil noch, eine 
vollständige Anomalie zum englischen Rechts- und Gerichts- 
wesen und sind meines Erachtens eine bedeutende Bresche, 
durch welche das niveliirende theoretische Recht der bentham- 
schen Schule hauptsächlich unter Lord Broughams Fahne sogar 
die alte Feste der englischen Rechtsverfassung zu überrumpeln 
und zu zerstören droht Doch um auf den eigentlichen Gegen- 
stimd zurückzukommen^ sage ich also, es ist jetzt allgemeiner 
Rechtsgrundsatz in England, dass in bürgerlichen Rechtsstrei- 
tigkeiten jede Partei als Zeuge für und gegen sich in eigener 
Sache einvernommen werden kann. Diese Einrichtung, welche 
man auf dem Continent für höchst bedenklich und gefährlich 
und unvereinbar mit wahrer Rechtspflege hält, hat in Eng- 
land nicht nur keine Nachtheile mit sich gebracht, sondern 
sich bis jetzt wenigstens sehr zweckmässig und förderlich er- 
wiesen. Ein Umstand, der das Aufkommen jenes Grundsatzes, 
der ebensosehr mit dem älteren Common Law Processrechte, 
als mit den auf dem Festland geltenden Grundsätzen in Wi- 
derspruch steht, begünstigte, ist ohne Zweifel auch der, dass 
die Attorneys und Barristers Gerichtsbeamte und nicht bloss 
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Sachwalter ihrer Parteien und als solche verpflichtet sind 
dem Gerichte za helfen, die Wahrheit und das Recht zu. fin« 
den. Ist auch jene Voraussetzung in ^er Wirldichkeit blos 
^ne Fiction, so dient doch die ganze Einrichtung und Ver- 
fassung jener Stände dazu, den Glauben an die Wahrheit 
des Grundsatzes durch äussere Einrichtungen zu beleben, und 
hat doch wenigstens so viel Wirkung und Einfiuss, dass jeder 
Attorney und Barrister in solchen Schranken sich halten muss, 
dass durch sein Auftreten und Benehmen in seinen Amtswal- 
tongen jene Fiction nicht gerade Lügen gestraft wird. Dann 
und wann wird auch der eine oder andere Sachwalter vor 
einem Gerichtshof oder Bichter daran erinnert, dass sein Be- 
nehmen In zu grellem Widerspruche mit dem Nimbus jener 
heiligen Fiction und so innerhalb die Schranken der äussern 
Ehrbarkeit zurückgeführt, wie denn erst neulich der Attorney 
General von Lord Campbell darauf aufmerksam gemacht wurde, 
dass es seine Pflicht wäre, auf der entgegengesetzten Seite — 
nämlich für die Krone und nicht für den Beklagten vor Gericht . 
zu stehen, da ja gerade die Beschwerde sich darauf gründe, 
dass der Attorney General vom Beklagten getäuscht worden sei. 

Es würde zu weit führen, alle die Gründe aufzuzählen, 
wie die englische Common Law P^ozessgesetzgebung dazu 
kam, jenen Grundsatz aufzustellen. Der hauptsächliche Be- 
weggrund von dem die Gesetzgebung in dieser Sache sich 
leiten Hess, war unstreitig die Absicht, jeder Partei die grösste 
und leichteste Möglichkeit zu verschaffen, ihre Angriffs- und 
Vertheidtgungsmittel zu beweisen, und diese Beweise so schnell 
als möglich beizubringen. 

Es gilt nun einmal als Gesetz, dass jede Partei in allen 
von Gesetzen nicht ausgenonmenen Fällen bei Vermeidung 
des Strafverfahrens wegen Verweigerung des Gehorsams gegen 
die Gerichte berechtigt und auf Verlangen der Gegenpartei 
verpflichtet ist, sich als Zeuge eidlich über den Sachverhalt 
einvernehmen zu lassen, daraus ergibt sich also von selbst, 
dass diese Einvernahme die examination heisst, wie die Ein- 
vernahme der Zeugen nicht von Amtswegen, sondern nur auf 
Antrag der Parteien vorgenommen werden darf. Aber die 
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Art und Weise, wie dies zu geschehen hat ist verschieden, 
je nachdem der Process bei einem County Court, oder bei einem 
höheren Common LawCourts anhängig ist. BeidenCounty 
Courts werden die Parteien, die nicht Sachwalter für sich 
hestellt haben, persönlich vorgeladen, und erscheinen die Par- 
teien selbst ohne Anwälte für sich zu fordern, so werden sie 
von Amtswegen bei Gericht sogleich beeidigt, ob eine Partei 
dies verlangt oder nicht. Das^ Gesetz hat für dieses besondere 
Verfahren für den Fall der Eidesverweigerung keine bestimmte 
Vorsorge getroffen; allein der Natur der Sache nach muss es 
angesehen werden , als ob die Partei , welche den Eid ver- 
weigert, gar nicht erschienen wäre oder ihre Behauptungen 
nicht bewiesen hätte. 

Lassen die Parteien sich von Sachwaltern vertreten, so 
werden sie nur insoweit einvernommen und beeidigt, als eine 
Partei verlangt hat, dass sie oder die Gegenpartei, oder 
beide als Zeugen einvernommen werden sollen, und wenn in 
diesem Fall eine Partei den Eid verweigert, so kann das 
Strafverfahren gegen sie verhängt werden. 

Bei den County Courts leitet der Richter die Verhand- 
lungen in der Tagfahrt, hearing, d. h. er vernimmt jede Partei 
und jeden Zeugen zuerst, so weit ihm dies nothwendig erscheint, 
und lässt dann erst die Parteien oder ihre Sachwalter das 
Kreuzverhör cross ezamination und reexamination , mit ein- 
ander und mit den Zeugen vornehmen. Free examination 
cross examination und reexamination findet dann auf die gleiche 
Weise statt, wie bei den höhern Common Law Courts. 

Wird der Process bei einem dieser letztem Gerichtshöfe 
geführt, so findet die examination der Parteien nur auf 
Verlangen der einen oder anderen Partei statt, und es kann 
also vorkommen, dass keine Partei, oder blos der Kläger, 
oder blos der Beklagte, oder beide Theile, oder wo mehrere 
Streitgenossen sind, ein oder mehrere Kläger, oder ein oder 
mehrere B^agte einvernommen werden müssen. 

Diese Einvernahme wird vorgenommen bei der Verhand- 
lung und Beweiserhebung vor den Geschwornen; und gerade 
auf die gleiche Weise wie die Einvernahme der Zeugep, und 
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diö Parteien die so einzuvernehmen sind, müssen auch wie 
Zeugen vorgeladen worden sein. 

Zur Veranschaulichung dieser Einrichtung will ich nun 
einige Fälle, die ich in den letzten Tagen in der Queen's 
Bench, nisi prius sittings, unter der Leitung Lord Gampbeils 
selbst mit angehört habe, darstellen. 

Der klägerische Anwalt eröffnet jedesmal die Verhand- 
lung mit einer kurzen Darstellung des Inhalts der Fleadings, 
der Natur der Klage und Einreden und macht die Geschwor« 
nen auf die Thatsachen und Rechtsfragen aufmerksam von 
deren Beweis seiner Ansicht nach der Spruch derselben abhängt. 

Erster Fall, wo blos der Kläger einvernom- 
men wurde. Dies war eine Klage auf Entschädigung wegen 
körperlicher Misshandlung, action of tresspass; und die Ver- 
theidigung bestand In „not guilty^. Der Sachverhalt ergibt sich 
aus folgendem Verhör. Nach der gewöhnlichen Einleitung schrei- 
tet der klägerische Anwalt zur Einvernahme der Zeugen für 
seine Klagbehauptung, und ruft vor: 

Examination. 1. Als ersten Zeugen den Kläger, an 
den er nach seiner Beeidigung folgende Fragen stellt: Fr. 
Nicht war, Sie sind Mstr. Hirton und wohnen zu N.? Antw. 
Ja. Fr. Sie machten da die Bekanntschaft einer WIttwe De* 
lany, die ein Bierhaus hielt, und heiratheten Sie im Jahre 
1853? Antw. Ja. Fr. Wie lebten Sie zusammen? Antw. 
Einige Zeit recht gut; doch später geriehten wir in Zwist 
wegen der Rechnung eines Anwalts für den Entwurf unseres 
Ehevertrags. Meine Frau lief fort, indem sie sagte, sie wolle 
für einige Zeit wegbleiben. Fr. Wann geschah das? Antw. 
Anfangs Februar d. J. Fr. Erzählen Sie den Geschwornen 
den Verlauf der Sache. Antw. Nachdem meine Frau fort war, 
wollten die Treuhänder mich nicht mehr im Besitz der Wirth- 
schaft lassen; sie nahmen das Haus in Besitz und hingen ihr 
Schild mit ihrem Namen darüber, und erlaubten mir nimmer 
hineinzugehen. Als ich erfahren habe, dass meine Frau wie- 
der zurück sei, ging ich in das Bierhaus. Meine Frau war 
hinter der Schenke und der Beklagte bei ihr, und sie sagte 
zu ihm: „Thut nun, was ihr gesagt habt, ihr wollt,* — und 
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daranf versetzte mir der Beklagte auf die Schulter Hiebe und 
Stösse und trieb mich zum Hause hinaus. Fr. Hatten diese 
Schläge üble Folgen ? Antw. Ja, ich hatte grosse Schmerzen 
auszustehen, und kann jetzt meinen Arm noch nicht bewegen. 
Fr. Welcher Arm ist es? Antw. Der rechte. Fr. Erklären 
Sie den Geschwornen Ihre Beschwerden mit dem Arme. Antw. 
Der Zeuge zeigt den Geschwornen, dass er seinen Arm nicht 
weiter als so und so erheben, und damit nur ganz wenige und 
kurze Seitenwendungen machen könne. Fr. Sie gebrauchten 
einen Arzt? Antw. Nicht sogleich; ich suchte mir sonst zu 
helfen ; auch hatte ich wenig Mittel. Aber einige Tage später 
ging ich wieder in das Bierhaus ; — der Beklagte war wieder 
mit der Wittwe Delany dort und fiel sogleich wieder über mich 
her, und schlug mich wieder auf die Schultern. Fr. Gingen 
Sie dann zu einem Arzt? Ant^. Ja, zu Mr. N. N. Fr. Hat 
er Ihren Arm untersucht und etwas verordnet? Antw. Ja; 
iailein er sagte, mein Arm erfordere eine längere Pflege und 
Behandlung, zu der er sich nicht verstehen könne, ohne dafiir 
befriedigt zu werden ; er wolle aber dafür sorgen, dass ich In 
ein Spital komme. Fr. Waren Sie in einem Spitale? Antw. 
Ja, bis zum 14. April d. J., d* h. ich bin so lange auf Kosten 
des Spitals in meiner Wohnung verpflegt worden. Fr. Können 
Sie nun wieder arbeiten? Antw. Nein, es ist mir gar nicht 
möglich, meinen Arm zu gebrauchen. Fr. Was haben Sie 
früher, vor Ihrer Verehelichung mit der Wittwe Delany, ge- 
trieben? Antw. Ich war Guts Verwalter bei einet Herrschaft. 
Fr, Was war Ihr Einkommen? Antw. 300 Pfd. 

Gross examination durch den Anwalt des Beklagten. 
Fr. Sie kennen Mr. Leach, den Beklagten; er ist Bäcker, hat 
einen Brodladen und ist ein vermöglicher Mann. Antw. Ich 
kenne ihn wohl, aber seine Verhältnisse nicht. Fr. Wie lange 
hatten Sie die Wittwe Delany gekannt vor Ihrer Verehelichung? 
Antw. Etwa 4 Monate. Fr. Sie hatte damals etwas Vermö- 
gen und Sie wussten das? Antw. Ich habe sie nicht wegen 
ihres Vermögens genommen. Fr. Aber ihre Wirthschaft warf 
ein hübsches Sümmchen ab? Antw. Das kann ich nicht sa- 
gen. Fr. Gut, das wissen Sie nicht, aber Sie wissen doch. 
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dass Sie selbst damals keinen Dienst hatten? Antw. Das ist 
richtig. Fr. Wovon lebten Sie damals? Antw. Von meinen 
Ersparnissen. Fr. Sie waren schon über ein Jahr ausser Dienst ; 
ist es nicht so? Antw. Nein, blos einige Monate. Fr. Hatten 
Sie vor dieser Geschichte nie andere Unannehmlichkeiten mit 
der Wittwe Delany? Antw. Nein, ausser wegen der Advo- 
katenrechnung. Fr. Waren Sie nicht schon im vorigen Jahre 
vor den Magistrat geladen worden ? Antw. Nein. Fr. .Wollen 
Sie beschwören, dass Sie nicht in dem letzten Monat des ver- 
flossenen' Jahres von der Wittwe Delany vor den Magistrat 
geladen worden waren ? Antw. Ja, ich will es zugeben, allein 
es war keine Veranlassung dazu vorhanden. Fr. Sind Sie nicht 
zu Protocoli verpflichtet worden, den Frieden mit ihr zu hal* 
ten? Antw. Doch. Fr. Was war die Veranlassung dazu? 
Antw. Ich kann mich nicht erinnern; es war jedenfalls eine 
Kleinigkeit oder gar kein Grund dazu. Fr. Warum lief denn 
die Wittwe Delany von Ihnen weg? Antw. Ich habe es schon 
gesagt, wegen der Advocatenrechnung. Fr. War sonst wirk- 
lich gar keine andere Veranlassung zur Uneinigkeit zwischen 
Ihnen? Antw. Ich weiss keine. Fr. Warum ist Ihnen denn 
verboten worden, das Haus wieder zu betreten? Antw. Nach 
der Entfernung der Wittwe Delany zogen die Treuhänder das 
Haus an sich and schlössen mich aus. Fr. Aber die Wittwe 
Delany ist docb wieder im Besitz des Hauses und des Ge- 
schäfts? Antw. Ja. Fr. Warum sind Sie immer wieder in 
das Haus gegangen, obgleich es Ihnen verboten war? Antw. 
Ich wollte meine Frau wieder sehen, und es hat Niemand das 
Becht, mir eine Schenke zu untersagen. Fr. Aber Sie wuss- 
ten doch, dass die Wittwe Delany nichts mehr mit Ihnen zu 
thun haben wollte, warum gingen Sie denn doch hin ? Antw. 
Ich wollte sie eben wieder sehen. Fr. Wann war es, dass Sie 
hingingen? Antw. Am 7. März d. J. Fr. Wer war in der 
Schenke? Antw. Die Wittwe Delany war hinter der Schenke, 
und der Beklagte stand bei ihr. Fr. Um welche Tageszeit 
war es? Antw. Es war Nachmittags oder gegen den Abend? 
Fr. War sonst Niemand in der Schenkstube? Antw. Ich habe 
Niemanden aonst gesehen. Pr. Besinnen Sie sich recht; war 
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nicht noch die Tochter der Frau Delany bei ihr? Äntw. Doch, 
ich glaube. Fr. Waram berufen Sie sich nicht auf das Zeug- 
niss der Tochter? Antw. Ich glaube es nicht nothig zu ha- 
ben? Fr. Sind Sie nicht einmal betroffen worden, wie Sie sich 
durch eine hintere Thüre im zweiten Stock in das Zimmer der 
Tochter der Wlttwe geschlichen und auf ihr Bett gelegt hat- 
ten? Antw. Nein. Fr. War es nicht damals, als Sie vom 
Beklagten zum Haus hinaus gestossen wurden? Antw. Nein. 
Fr. Können Sie beschwören, dass die Uebel Ihres Arms von 
der Geschichte vom 7. März herrühren ? Antw. Ja, von jener 
Misshandlung und von einer späteren, wodurch das Uebel viel 
schlimmer wurde. Fr. Gingen Sie depn wegen der Geschichte 
vom 7. März zu einem Arzt? Antw. Nein, sondern erst, nach- 
dem ich zum zweiten Mal am 17. März wieder geschlagen 
war. Fr. Wer hat Sie denn gepflegt während jener Zeit? 
Antw. Ich habe mir selbst zu helfen gesucht. Fr. Haben Sie 
nicht eine Schwester im Orte? Antw. Ja. Fr. Haben Sie 
sich nicht an sie gewandt wegen ihres Arms ? Antw. Nein — 
sie hat sonst zu thun. Fr. Also wegen der Geschichte vom 
7. März gebrauchten Sie keinen Arzt und gar keine fremde 
Hülfe? Antw. Nein. Fr. Sind Sie nicht zu einem Attomey 
gegangen? Antw. Doch. Fr. Zu was für einem? Antw« Zu 
Mr. N. Fr. Hat Ihnen Mr. N. nicht den Bath gegeben, eine 
Klage zu erheben? Antw. Ja. Fr. Ganz richtig, da Sie zu 
einem Advokaten gingen statt zu einem Arzt, so schloss der 
Anwalt mit Becht, dass Sie eine Fünfpfundnote als Pflaster 
für Ihren Arm suchten. Haben Sie nicht schon Ihre Klage 
vor dem 17. März erhoben? Ja, sie ist wirklich schon vom 
14. März. Antw. Ich glaube, es ist so. Fr. Hat Ihr Anwalt 
Sie nicht darauf aufmerksam gemacht, dass Sie sich bessern 
und sicherern Erfolg von der Klage versprechen könnten, wenn 
Sie einen Arzt gebrauchen würden? 4ntw. Nein. Fr. Aber 
warum sind Sie denn wieder in die l^erschenke gegangen? 
Was suchten Sie dort? Antw. Ich wollte eben hingehen, und 
ich meine, in diesem Wunsche liege nichts Besonderes; ich 
•war eben neugierig, wie es zuging, und hatte mancherlei An* 
regungsgründe, dahin zu gehen. Fr. Sie wussten aber doch, 
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dass Sie unwillkommener Gast sind, und nachdem Sie einmal 
so übel behandelt worden waren, wie Sie sagon, so hätte Ih- 
nen die Lust vergehen sollen, sich noch einmal der gleichen 
Gefahren auszusetzen. Antw. Wenn ich geglaubt hätte, mich 
noch einmal einer gleichen Behandlung auszusetzen, so wäre 
ich sicher nicht hingegangen. Fr. Es scheint aber doch, denn 
Sie wollten den gleichen Abend schon einmal hin, und man 
hat Ihnen die Thüre verschlossen. Ist es nicht so? Antw. 
Es ist richtig, die Wittwe Delany und ihre Tochter habei) die 
Thüre zur Schenke vor mir zugemacht und zugehalten, dass 
ich nicht hineinkonnte. Fr. Um wie viel Uhr war dies? Antw. 
Ich glaube etwa um 9—10 Uhr des Abends. Fr. Sind Sie 
dann fort und nach Hause gegangen? Antw. Nein, ich blieb 
in der Nachbarschaft. Fr. Was hatten Sie denn da zu thun 
und in welcher Absicht schlichen Sie denn so lange um das 
Haus herum? Antw. Ich suchte eben eine Erklärung von der 
Frau und wartete die Gelegenheit ab. Fr. Ich denke, Sie 
hätten aus den früheren Vorfällen schon entnehmen können, 
woran Sie sind, und hätten nicht nöthig gehabt, bis nach Mitter- 
nacht um das Haus herum zu suchen? Sie haben etwas Anderes 
gesucht? Antw. Es war noch nicht so spät. Fr. Wie viel 
Uhr war es denn, könnten Sie schwören, dass es nicht be- 
reits Mitternacht war, als Sie das zweiteroal das Haus zu 
betreten versuchten? Antw. Es war zwischen 11 und 12 Uhr 
Abends. Fr. Hat man Ihnen nicht den Rath gegeben, Sie 
sollten noch eine neue Veranlassung zu Zwistigkeit mit dem 
Beklagten suchen, um Ihrer bereits schon anhängigen Klage 
einen bessern Erfolg zu sichern? Antw. Nein. 

Beexaminatlon durch den klägerischen Anwalt Fr« 
Sie sind also zweimal misshandelt worden vom Beklagten? 
Antw. Ja. Fr, War Ihr Arm von der ersten Schlägerei ge- 
heilt, als Sie das zweitemal zur Bierschenke wollten? Antw. 
Nein, ich konnte ihn damals noch ebenso wenig brauchen als 
jetzt, und trug ihn im Bocke. Fr. Wenn Sie schon damals 
zur Behandlung Ihres Armes keinen Arzt gebrauchten, haben 
.Sie selbst keine Mittel dafür angewandt? Antw. Ja freilich, 
ich machte zuerst einige Tage kalte Umschläge und später 
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gebrauchte ieh Salmiak und ändert EiAtei&luigeii. Fr. ilabeb 
SI6 diese lange aflgewaAdt? AntW. Ja, tioch a« dem i^age^ 
an dem ich zam sweitenmal geschlagea wurde. Fr» Ihre Ab- 
alcfat war also eiiie Etkläraiig mit d^r Wfitwe Delany su au- 
cheik? AntW. Ja. Fr« War denn der iBehlagte dae tweitemal 
als Sie hidgtdgen, nämlich atft 17. März wiödcf dort? und 
wie bat er Sie geschlagen? Antw. Gewi^ war er dort^ tmd 
Wie ieh äur Thüre hineintrat, fiel ei^ sogleich über mich her 
tiild tetfietate mir so derbe Hiebe auf meine Schulter , dass 
ieh jetift noch lange daran 2u leiden haben Werde. Fr. Auf 
welche Schultz hat er Sie gesChl^g^? Antw. Gerade wieder 
auf If^ gleiche,- wiid das erstemal. I^r. Ist es der grosse stairke 
Hert, der dort sitzt, der Sie SO (ractirt hat? Antw. Ja. 

Zweiter Zeuge der Arzt. 

Examinatlon durch den Anwalt des Klägers. ¥t. Sie 
Mnd Mstr. N. N. Antw. Ja. Fr. Sie wohnen in N. K. und 
lAhd Anit dort? Antw. Ja. Fr. Wie lange «fliid Sie schon 
Atzt hl N.? Antw. EtWa 15 Jahre. Fr. Sfe kennen den 
Kläger, Mstr. Hirten. Antw. Ja wohl. Fr. Hatten Sie ihn in 
«W letzten Zeit lö Behandlung? Antw. Ja. Fr. Wtfrin be- 
stund sein Üebel? Antw. Er hatte eine verschTagön^ oder 
durch Stösse verquetschte Schulter. Fr. Haben Sid seineik 
Atm und sekie Schulter imtersUcht? Aaltw. Ja. Fr; fiescMr^^ 
bM Sie Ihren dämäligiata Befund. Atttir. tkit !^t^6 böS^A^ibt 
hiiSr am ZöStand der ^chuttef^ tind d6S Am^s d^s ftSgei^ 
Utt^ gibt an, was er verordnet hat. Seine Beschreibung wärde 
tlbHg^ns in Deutschland nicht sehr genügend betrachtet wor- 
den sein. Fr. Wie lange hatten sie äet Kläger in BehÄUd* 
kög? Aiitir. Veto 18. MäfrÄ bis jetfct'j icb habe abör gleich 
dafür gesorgt:, dass er in das Spital k<mmt oder al^ Patient 
Äuf Kosteti dfieses in der Stadt verpflegt Wird, und der SpC- 
talverständ hat mreh mit weiterer Behandking beauftragt. Fr. 
Ist der Arm jetzt hergestellt; habeft Sie den Klag« täglich 
besucht? Antw. Ja^ aber ich glaube, er wird noch längere 
Zeit daran zu leiden haben ; die Muskeln scheinen ganz lahm 
zu sein, denn er kann den Arm nur wenig bewegen. Fr, 
t^laaben Sie, dasa der Zustand dea Klägers von erhalteneil 
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Sehlägen herrührt? Und hat Ihnen der Kläger nitgetfaeilt, 
dass es der Beklagte war, der ihn In emen solchen Zu- 
stand versetzt hat? Antw. Ja. Starke kräftige Faustscfaläge 
mögen bei einer schwächlichen Constitution oder bei rorge- 
rücktem Alter schon eine so anhaltende lähmende Wirkung 
hervorbringen. (Kläger war schon über 50 Jahre alt). 

Gross eiamination durch den Anwalt des Beklagten. 
Fr. Stehen Sie in keinem Freundschaftsverhältnisse mit dem 
Kläger? Antw. Nein. Fr. Wohnt nicht die Schwester dessel- 
ben in Ihrem Hause als Mietherin? Antw. Doch; sie wohnt 
schon lauge bei mir. Fr. Wann kam der Kläger wegen Seined 
Arms das erstemal zu Ihnen? Antw. Am 19. März. Fr. Glau- 
ben Sie wh-klich, dass der Zustand des Armes, wie Sie be- 
schrieben haben, von Faustschlägen herrühren kann? Antw. 
Allerdings glaube ich es. Fr. Glauben Sie nicht, die Sache 
würde nicht so weit gekommen sein, wenn der Kläger gleich 
anfangs ärztliche Mittel gebraucht hätte ? Antw. Es mag wohl 
Sein, dass das Uebel durch Zuwarten und unpassende Mit- 
tel sich verschlimmert hat, oder die schlimmen Wirkungen 
durch die zweite Schlägerei vergrössert wurden. Fr. Sind Sie 
überzeugt, dass die Zustände des Arms nicht durch andere 
Unfälle des Klägers veranlasst wurden? Antw. Sie können 
nur durch äussere gewaltsame Einwirkungen auf den Arm 
verursacht worden sein; allein mir ist keine andere Yeran- 
hssung bekannt als der Kläger selbst angegeben hat. 

Hiermit wurde das Zeugenvethör geschlossen, und der 
Anwalt des Beklagten suchte in einer Rede an die Geschwor- 
nen auszuführen, dass der Kläger nicht zu den ordentlichsten 
Leuten gehöre; dass andere und tiefere Gründe seines Zerwürf- 
nisses mit der Wittwe Delany, die zur Oeffentlichkeit zu brin- 
gen, er aus Rücksichten bedenken tragen müsse, obwalten, als 
blos die von ihm angeführten, dass es höchst unwahrscheinlich 
sei, dass aus Hieben mit der Hand oder Faust solche Ver- 
letzungen erfolgen können, und dass der Kläger wahrschein- 
lich einen zweiten Angriff gesucht und absichtlich herbeige- 
führt habe, um jener schon anhängig gemachten Klage, von 
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der er sich nicht viel versprechen konnte, mehr Nachdruck 
geben zu können. 

Nachdem der Bichter den Geschwornen korz auseinander- 
gesetzt hatte, dass es nun ihre Aufgabe sei, zu erwägen, ob 
als erwiesen zu betrachten, dass Kläger die doppelte Miss- 
handlung vom Beklagten erlitten, und ob der Zustand seines 
Armes eine Folge peiner Misshandlung sei, und dass sie im be- 
jahenden Falle den Betrag des Schadensersatzes auszusprechen, 
andernfalls aber ihren Spruch für den Beklagten abzugeben 
hätten, gaben die Geschwornen den Spruch für den Kläger 
mit 15 Pfund Schadensersatz. 

In dem folgenden Falle ist nur der Beklagte einvernommen 
worden. Die Klage war auf Bezahlung eines Rest Kaufpreises 
für verkaufte und überlieferte Waaren gerichtet, in Betrag von 
156 Ff.; und die Einreden bestanden darin, Beklagter wäre 
nie mehr schuldig gewesen als 55 Ff., er wäre zur Eingehung 
des Geschäfts betrügerischer Weise vom Kläger veranlasst wor- 
den, und er habe die anerkannten 55 Ff. mit den Kosten in 
der Gerichtskanzlei für den Kläger hinterlegt. Nachdem der 
klägerische Anwalt eine kurze Uebersicht der Natur der 
Klage und Einreden gegeben und auseinandergesetzt hatte, 
um was es sich handle, schritt er zur Examination seiner Zeu- 
gen und zwar zuerst des klägerischen Geschäftsführers. 

Fr. Sie sind Mr. Salomon? Antw. Ja. Fr. Sie haben 
ein Eisenwaarengeschäft im Grossen in London und in der 
und der Strasse? Antw. Ja. Fr. Sie führen das Geschäft 
nicht auf eigene Bechnung, sondern für den Kläger Mr. Wolf 
in Liverpool? Antw. Ja. Fr. Sie kennen den Beklagten Mr. 
Trivett ? Ant. Ja wohl. Fr. Sie hatten Geschäfte mit ihm ge- 
macht für Mr. Wolf, erzählen Sie den Geschwornen, wie es 
herging? Antw. Am 10. März v. J. ging ich zu dem Be- 
klagten und zeigte ihm eine Liste verschiedener Artikel, mit 
denen wir handeln, und ersuchte ihn, mir eine Bestellung zu 
machen, und versprach ihm, die Artikel die er nicht verkaufen 
könne, wieder zurücknehmen zu wollen nach seiner Hückkunft. 
Fr. Ging der Beklagte auf den Vorschlag ein? Antw. Ja, 
er sagte ich könne ihm für 150—200 Pf. schicken Fr. Haben 
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Sie ihm denn von Ihrer Waare geschickt? Äntw. Ja, den 
andern Tag schickte ich ihm so und so viel Kisten von unsem 
Artikeln auf sein Schiff Albemarle, welches hier in den Docks 
lag, ging selbst hin und überzeugte mich, dass sie gehörig 
verladen wurden« Fr. Haben Sie damals den Beklagten selbst 
gesehen? Antw. Nein, aber ich ging später zu ihm in seine 
Wohnung In der Stadt und übergab ihm zwei Facturen mit 
einem genauen Yerzeichniss der Waaren nnd ihren Preisan- 
satz. Fr. Wie viel betrug der Werth ihrer Waaren? Antw. 
256 Ff.' Fr. Haben Sie eine Copie Ihrer Factur? Antw» 
Ja. (Die Copie wird dem Gericht übergeben.) Fr. Was fiel 
weiter vor? Antw. Der Beklagte bezahlte mir 100 Pf. in 
einer Note auf den Inhaber auf Abrechnung, und sagte, dass 
ich den Rest oder den grösseren Theil des Restes in einigen 
Tagen von seiner Frau erhalten werde. Fr. Haben Sie von 
der Frau des Beklagten noeh eine Zahlung erhalten? Antw. 
Nein; ich ging wohl nach einigen Tagen hin, um nachzuse- 
hen, man sagte mir aber, sie sei nach Plymouth gereist, um 
ihren Mann zu besuchen. Da das Schiff schon abgegangen 
war, so schrieb ich an ihn nach Plymouth und ersuchte ihn 
für den Rest von 156 Pf. einen Wechsel zu acceptiren; allein 
er erwiederte mir in einem Briefe, dass er nicht gern 'mit 
Wechselsachen sich befasse, und versprach, dass ich das Geld 
von seiner Frau, wenn sie von Plymouth zurückgekommen, 
erhalten werde. Ich konnte aber von ihr kein Geld bekom- 
men, obgleich ich mich mehrmals an sie gewendet hatte. Fr. 
Haben Sie den Brief des Beklagten bei sich? Antw. Ja. 
(Er wird dem Gerichte übergeben und vorgelesen.) Fr. Haben 
Sie seit der Rückkehr des Beklagten Schritte gethan, um 
Zahlung zu erhalten? Antw. Ja, aber ich konnte weder Geld 
noch meine Waaren zurückbekommen. 

Gross examination durch den Anwalt des Beklagten 
Fr. Sie führen also das Geschäft hier in London für Mr. 
Wolf in Liverpool? Antw. Ja. Fr. Sind Sie nicht selbst im 
Geschäft betheiligt? Antw. Ich habe ausser meinem Gehalte 
einen gewissen Antheil am Gewinne für meine Mühwaltungen. 
Fr. Wird Ihnen nicht der Betrag der Forderung die Sie an 
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Mr. Trivett geltend machen, zur Last geschrieben, wenn sie 
verloren geht? Ant. Nein. Fr. Sie kennen also Mr. Trivett? 
Antw. Ja gewiss. Fr. Sie haben also das Geschäft selbst mit 
ihm abgeschlossen? Antw. Ja. Fr. Was und wo haben Sie 
mit ihm unterbandelt? Antw. Es war am 10. März v. J. und 
80 viel ich glaube auf aeinem Schiff. Fr. Wissen Sie den 
I^ainen des Schiffes zu sagen? Er heisst Albemarle, Fr« 
Wusatep Sie, wohin das Schiff bestimmt war? Antw. Ja, ich 
wnsste, dfus es nach Australien segeln werde. Fr. Sie wuas- 
ten aucb^ dass das Schiff bereits in wenigen Tagen schpn 
fibgeben sollte? Antw. Ich wnsste, dass es nicht mehr lange 
liier bleiben werde. Er. Sie trafen den Capitän Trivett sehr 
beschäftigt, als Sie zu ihm kamen ? Antw. Er war mit Anord^ 
nnngen für die Ladung beschäftigt Fr. Waren nicht auch 
unter den Artikeln die Sie ihm antrugen Fereussionskäpselchen 
und Gutta-Percha Federn ? Antw. Ja. Haben Sie den Beklagten 
dwauf aufmerksam gemacht, dass Sie ihm auch solche Artikel 
schicken wollen? Antw. Ja. Fr. Hat Ihnen 4er Beklagte 
nicht erklärt, dass er von den Kapseln und Fed6rn nichts 
wissen wolle, weil er nichts damit zu thun wisse? Antw. Er 
zeigte Anfangs keine besondere Lust, Hess es sich aber nach* 
her gefallen. Fr» Haben Sie ihm nicht versprochen, Sie wür^ 
den die Waaren wieder zurücknehmen, die er nicht verkaufen 
könne? Antw. Doch. Fr. War der Beklagte auf dem Schiffe, 
als Sie die Waaren dahin brachten? Antw. Nein. Fr. Sie über- 
gaben die Eisten dem Steuermann und Hessen sie selbst sogleich 
im Räume des Schiflfe verladen? Antw. Ja es ist so. Fr. Haben 
Sie dem Beklagten die Facturen selbst gebracht? Antw. Die eine 
schickte ich mit den Waaren, die ächte aber überbrachte ich dem 
Capitän in seine Wohnung. Fr. War nicht die Factur die Sie 
mit den Kisten auf das Schiff brachten, um 50—60 proc höher 
als die für den Capitän? Antw. Ja; es ist gewöhnlicher Ge- 
brauch^ für Waarensendungen über See doppelte Facturen aus- 
zustellen, die eine Salz -Wasser Factur um die Hälfte böhör 
als die wahre, zur Versicherung der Waaren dienlich, und 
die ächte Factur für den Besteller der Waaren. Das ist ein 
g*nz gewöhnlichw G*rauch, den sieb alle HamHangsIeivte .en- 
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laiibeni und iet den Verslcherungsbäusern so gut bekannt ist 
als uns. Fr. Waren nicht die Eisten, als Sie dieselben aufs 
Sobiff br^ebten, verhagelt und mit ehernen Reifen und Qaeken 
umgeben und befestigt? Antw. Ja» si^ waren ^pbör^ yerpaak^ 
wie es sieb für solche Artikel für eine so weite Reise ^jEibörett 
Fr. Hat Ihnen der Beklagte keine Einwendungen ^i^geo dip 
Käpselcben und Federn gemacht; ab ai^ ihn» die Factor br^^Qbr 
^B? Antw. Nein, er b^^ablte mir 100 Pft und yersprach jsf^t 
den Rest durch seine fxm ^iahändigen lassen zu wplleQ. 

Hierauf ließs der klägerisohe Anwalt mehrere Zeugen^ 
Händler mit E)isepwaaren vorrufen, und befragte sie über dep 
Preis der Artikel. Von beiden Tbeilen waren Muster von dep 
Artikeln beigebra<2bt und den Zeugen vorgewiesen, vind ni^ 
über die Verkaufspreise im Grossen und im Kleinen vernom*» 
men, und das Kreuzverhör beschränkte sich lediglich darauf^ 
von den Zeugen herauszubringen, ob sie in Gescbäftsverbindiin^ 
mit der Partei, für welche sie erscheinen, stehen, oder ob di^ 
Preise, welche sie als diQ laufenden Pr^is^ jener Zeit für 
die Artikel betrachteten, für den Handel en gros oder en de- 
tail gemeint sind. Ein Z^pge bestätigte die vom Kläger aur 
gesetzten Preise ihrer vollen Höhe nachj f^estand ^ber im 
Kreuj^verhör, dass er selben wegen bankrotter Fäls^ung Ip 
Untersuchung gestanden, und die Artikel zu den gleichen Prei- 
sen vom Kläger selbst gekauft und be^EO^ßn habe. Dagegep 
bestätigte ein Zeuge des Klägers selbst, dass er die Artikel 
nach seinen Mustern, für die er 2, 3 und 4 Schillinge in seiner 
Factur angesetzt hat, um 4 Pence verkaufe. AM übrigen 
Zeugen setzten die Preise für die Artikel des Klägers auf 5Yg, 
7 und 9 Pence herunter, wofür er 2, 3 und 4 Schillinge 
angesetzt hatte. Hierauf trat der Anwalt des Beklagten auf, 
erzählte den Verlauf der Sache auf seine Art, zeigte j dass 
Kläger schon mehr erhalten habe, als ihm gebühre, und dai^ 
er den Beklagten zur Eingehi^ng des Geschäfts betrügerischer- 
weise verleitet habe^ und schritt dann peiner SeUs zur ]Sxami- 
natiqn seiner Zeugen j und zwar des Beklagten selbst 

Fr. Sie sjpd Mr. Trivett, Cspitän des Schiffes Albemarle, 
das im März v. J. nach Fort Philipp segelte? Mtw« Ja, 
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Fr. Sie haben mit Mr. Salomon, dem Eisenhändler, Strasse 
80 and so vor ihrer Abreise ein Geschäft abgeschlossen, er- 
zählen Sie den Oeschwomen wie das zuging? Antw. Der 
Kläger oder Mr. Salomon gehört zu den Eanfleuten, welche 
sich einen Beruf daraus machen, in den Docks herumzuschieichen, 
nm zu erfahren, ob und wenn ein Schiff bald bereit ist, über 
See nach irgend einer Colonie abzufahren. Haben sie auf diese 
Art irgend ein Schiff ausfindig gemacht, so suchen sie den 
Capitän darauf auf, und gerade wenn er am ärgsten beschäf- 
tigt ist und am wenigsten Zeit hat sich mit Speculationen 
abzugeben, kommen sie und überschwätzen einen mit so glän- 
zenden Versprechungen, dass man endlich, um ihrer nur bald los 
zu werden, nachgibt, und sich auf ein Geschäft einlässt. So 
hat Mr. Salomon es mir gemacht. Gerade vier Tage vor 
meiner Abreise von London, als ich mit der Anordnung der 
Ladung und so am stärksten beschäftigt war, kam er mir auf 
das Schiff und machte mir den Vorschlag, von seinen Waaren 
mitzunehmen. Ich erviriederte ihm, ich könne mich auf nichts 
einlassen, meine Ladung sei voll, und hätte ich keine Zeit zu 
Privatspeculationen. Er liess mir aber keine Ruhe, zeigte mir 
eine Liste seiner Artikel, und fragte mich, ob' ich nicht eine 
Quantität Fercussionskäpselchen und Gutta Percha Federn neh- 
men wolle ; ich erwiederte, ganz bestimmt nicht, weil ich nichts 
damit anzufangen wisse. Endlich verstund ich mich dazu ifür 
150 Pf. Waaren zu nehmen. Fr. Haben Sie die Waaren 
gesehen, die Mr. Salomon aufs Schiff sandte? Antw. Nein; 
die Kisten kamen an, während ich nicht auf dem Schiff war; 
sie waren ganz vernagelt, und noch überdies mit starken 
eisernen Reifen gebunden. Mr. Salomon liess sie durch den 
Steuermann sogleich in den Raum des Schiffes verbringen, 
und so waren sie verladen, bevor ich eine Kenntniss davon 
hatte. Fr. Hat Mr. Salomon Ihnen eine Factur geschickt? 
Antw. Ja. Als ich in der Factur bemerkte, dass für 117 Pf. 
blos Käpselchen und Federn begriffen waren, gegen deren An* 
nähme ich mich ohnehin erklärt hatte, machteich darauf auf- 
merksam, und sagte ihm, dass ich damit nichts zu thun ha- 
ben wolle. Allein er suchte mich zu beschwichtigen, indem 
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er mich versicherte, er kenne den Markt in Äastralien besser 
als ich. Er betheuerte mir, dass ich an jedem Artikel 100 
Froc. gewinnen würde, und was ich nicht anbringen könnte, 
dürfe ich ihm wieder zurückbringen. Deshalb nnd weil es 
mir zu viele Umständlichkeiten verursacht hätte, die Kisten 
aus dem Keller des Schiffes unter den andern Waaren wieder 
herauszuschaffen, gab ich ihm 100 Ff. auf Rechnung, und 
sagte, dass ich den Rest mit ihm nach meiner Rückkunft ins 
Reine bringen wolle. Fr. Wie lief denn ihr Geschäft in Port 
Fhilipp ab ? Antw. Dort gab ich die Waaren meinem Agent, 
die Käpselchen und Federn wurden so schlecht befunden, dass 
sie kein Mensch kaufen wollte, und für alles zusammen wurde 
nicht mehr erlöst, als 144 Ff. 1 Schi. 4 pence. Hier ist die 
Rechnung meines Agenten. 

Gross examination durch den Anwalt des Klägers. 
Fr. Mr. Triveltl Sind Sie Eigenthümer des Schiffes Albemarle? 
Antw. Nein, es gehöret dem Haus N. N. Fr. Wie kommt es, 
dass Sie im Dienste von andern Kaufleuten, Waaren auf ihre 
eigene Rechnung verschiffen? Antw. Das ist ein ganz allge* 
meiner Gebrauch unter den Schiffscapitänen , wenn sie keine 
ganz volle Ladung haben und gute Gelegenheit finden, selbst 
noch Speculationen mit dem einen oder andern Artikel zu 
versüßen, das wissen alle Schiffseigenthümer und erlauben es, 
weil der Gehalt der Seeleute nicht so gut, dass sie noch 
eine Familie zu Hause erhalten könnten wenn sie nicht noch 
einige Nebenverdienste hätten. Fr. Sie gedachten also doch, 
ein gutes Geschäft mit den Waaren des Klägers zu machen? 
Antw. Allerdings ; ich glaubte allerdings nicht, dass Mr. Salo- 
mon mich auf diese Weise hintergehen werde. Fr. Sie haben 
Mr. Salomon die 100 Pf. auf Abrechnung bezahlt, nachdem 
Sie die Factur bereits erhalten hatten, und also vom Inhalt 
der Kisten und vom Preise der Waaren in Kenntniss gesetzt 
waren? Antw. Das ist allerdings richtig; allein ich that es 
nur, weil Mr. Salomon mich überredet hatte, die Waaren zu 
nehmen. — Ich hatte Mr. Salomon schon früher auf dem 
Schiffe erklärt, dass ich mit den Federn und Käpselchen nichts 
zu thun haben wolle, weH ich nichts davon verstehe. Er hätte 
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ifjit 4}a9 liicbt für 117 Pf. sokber Waaren senden suUen« An^b 
tL^nta l^J^i w^n ich Mr. Salopaon für ehrlich hf^ltiep SQllte, Qichjt 
y«rfAathep, ümn die Fax^tyr Preise in gar keinem Verhält^iaf 
»tehpn mit dem wirklichen laufenden Preise der Dinge. Fr, 
Sie h|ih^a aber doch Mr. Salomon versprochen den Besl; der 
][l9obaui^g d^r^ Ihre Frau abtragen zu laaßeQ? Antw. Da§ 
V^K ^^^f ^^ gesqhah aber unter dem £indr«ick des Zii-> 
re^GB^ und 4^r Y^spreehungen, welche Mr. ß^omon mir g^- 
ipnobt h^e. Qat Ihnen Mi* Salomon nipbt noch nach Fly-» 
x|i;OUth ges(;bri#ben ? Antw. loh glaube: ja. Fr. Haben Sie 
ihm laicht geantwortet, er möge sich gedulden, 'sobald Ihre 
Fr^U iQirück sei, könne er das Geld bei ihr in Empfang peb- 
mein? Ist das nicht Ihr Brief? Antw« Allerdings der Brief ist 
von mir. Ich glaubte aber damals noch immer, Mr. Salomon 
hStte ehrlich an mir gehandelt ; erst nachher schöpfte ich Ver- 
dacht, ynd darum erfüllte ich mein Versprechen nicht. Fr, 
Sie hieben t>ebauptet, Mr. Salomon hätte Ihnen versprocheq, 
die Waaren wieder zurückzunehmen, wenn Sie dieselben 
nicht anbringen können, und warum haben Sie denn 4af nicht 
getban? Antw. Ich habe Ihnen schon gesagt, dass ich von 
Anfapg mich d^^gegen erklärt hatte, Zündkapseln und Federn 
mitzunehmeq, weil mir der Handel mit solchen Artikeln ^anz 
fre^i^d war, und dass ich mich blQs durch Sajompns Vorspiege- 
Icmgen überreden Hess; ich hatte überhaupt gar keine Kennt- 
pißj9 von der Beschaffenheit der Waaren, und verfuhr eben 
damU} wie immer, und wie jeder Schiffscapitän in ähnlichen 
Fällen yerfährt; d. h. ich gab die Waaren meinem Agenten 
zum Verkauf, weil ein Schiffscapitän gar keine Zeit bat, nüt 
9Qlchen Geschäften sich zu befassen. Hätte ich die Waaren 
wiedeir verpacken und verladen lassen müssen, so wären die 
Kpsten höher gestiegen, als der Werth derselben war, — un^ 
pachdem ich einmal entdeckt hatte, dass Salomon einep groben 
ßetrug mit mir spielte, als er mir Waaren zu 2, 3 und 4 
Sehillinge ansetzte, die man hier in solchen Quantitäten zu 
4 Fence verkaufte, so glaubte ich keine besondere Verbipd- 
lichkeiten gegen Wolf mehr schuldig ;^u seip. Ich habe Mr. 
Salomon schon mehr bezahlt als ich erlöst habe^ und aus 
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dem ganzen Geschäft nur Mühe, Verdrass und Schaden 
gehabt 

Hierauf wurden noch einige Zeugen des Beklagten ver- 
nommen, welehe alle mit einander darin übereinstimmten, dass 
die Artikel, für welche W^^i dj 3 i|nd 4 Schillinge angesetzt 
hatte, hier in London für 4, 5 und höchstens 7 Pence en gros 
verkauft wurden. Dann suchte der klSgerische Anwalt der 
Jury auszufuhren, dass es die Verbindlichkeit des Beklagten 
gewesen wäre, entweder die Waaren zurückzubringen, oder 
den Factur Preis zu bezahlen, und hierauf stellte der Richte^ 
an die Geschwornen folgende Fragen : 1) ob sie der Meinung 
seien, dass darin, dass Mr. Salomon die Waaren in den ver- 
|)2|gelten ]^iste9 in der Abwesenheit des Beklagten hi den 
Keller des Schiffs hatte verbringen Ussei), upd Beklagter a)sq 
keine Gelegenheit hatte, die Waaren zu uote^fuchen , und in 
4em fernem Umstand, dass Salomon für Artikel, w«l<^6 
hier um 4, 5 und 7 Penee verkauft werben, fsu 9, 3 and 4 
Schillinge abgesetzt hsbe^ ein Betrag von Selten des KISgm 
pder selDes Agenten gegen den Beklagten liege? 2) ob das 
y^v^precheii des Qaiomon, die Waarep, die picht angebracht 
irerdeq köpnep zurüekzunehmen, i^ gutem Glaoben, oder eben-» 
IaU« In betrügerlseber Absicht gemacht worden sei, 3) ob aiP 
glaubtep, der Beklagte sei bei dem Verkaufe ehrlich vu Werke 
gegaagep? 4) und ob ßie ißtnr hielten, das« Kljiger liir aeine 
Wai^ren hinlänglich befriedigt sei durch die ersteige Zahlung 
voQ 100 Pf. und durch die Zahlung von 55 Pf. bei Gericht. 

Die Geschwornen beantworteten alle Fragen auf der Stelle 
^u Gnpsten des Beklagten und es wurde folglich ein Sprach 
für ihp in die GericbtsprotocoUe eingetragen. 
(Schliu3 folgt im nftdistoii Hefte.) 
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XVD. 

Die Strafgesetzgebung im Königreich der 
Niederlande. 

Dargestellt 
von 

Herrn Dr. HI, HI. v. Baiimhauer, 

Vorstand des atatislischen Bureau im Ministerium des Innern in Haagf. 



Der französische Code P^nal, durch kaiserliches Decret 
vom 25. November 1810, in diesem Lande eingeführt, wurde 
zuerst abgeändert durch die königlichen Beschlüsse vom 10. 
December 1813 für die nördlichen vom 9. September 1814 
und 20. Januar 1815 für die damaligen südlichen Provinzen. 
Die Aendetungen beschränkten sich auf Rechtspflege, auf 
Strafarten und Vollstreckung der Strafen. Das Schwurgericht, 
das dem Volkscharacter in den nördlichen Provinzen nicht ent- 
sprach, wurde aufgehoben, i) Man gerieth hierdurch in einen 
Widerspruch, da bei Polizeiübertretnngen und Vergehen höhere 
Instanz und Cassation, bei Verbrechen nur Cassation zuge«* 
lassen wurde. Dieser Widerspruch wurde später bestätigt durch 
die Strafprocessordnung von 1838. Die allgemeine Einziehung 
des Vermögens und das Stellen der Verbrecher unter die Auf- 
sicht der höhern Staatspolizei wurde abgeschafft Die Guillo- 
tine wurde durch die Vollziehung der Strafe durch den Strang, 
als schimpflichste Art, und durch das Schwert ersetzt. Die 
Zwangsarbeit auf Lebenszeit und der Pranger wurden abge- 
schafft; an deren Stelle traten Einsperrung in einem Zucht- 
oder Arbeitshause auf zwanzig Jahre, Geisselung und Aus- 



1) Für das Schwurgericht haben sich in diesem Lande ausgespro- 
chen Tydeman, Heyer, briefwisseling S. 463—534, 566—582 Meyer 
Institutions judiciaries Th. V. S. 450^-487; de Pinto handl. tot de wet 
op de regt, organisatie en het beleid der justitie Th. II, S. 160 ff.; 
gegen den Tez Rechtsg. Bydr. Th. lY, S. 287—346. 
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Stellung an einen Galgen mit einenoi Strick am Halse oder das 
Schwingen eines Schwertes über dem Kopfe auf dem Schafotte. 
Die Ehrloserklärung, ein blosser Namenswechsel ersetzte die 
französische Degradation ciyique. Statt der zeitlichen Zwangs- 
arbeit wurde Einsperrung in einem Zucht- oder Zwangsarbeits- 
hanse bis auf. fünfzehn Jahre eingeführt, während die öffent- 
liche Oeisselung , Ausstellung oder Ehrloserklärung die Stelle 
des Prangers vertraten. Jedoch wurde zugleich den Richtern 
die Befugniss verliehen, bei Verbrechen von geringer Wichtig- 
keit oder wegen jugendlichen Alters Verführung und änderet mil- 
dernder Umstände die Dauer der Einsperrung auf eine kürzere 
Zeit als fünf Jahre ohne öffentliche Ausstellung zu beschrän- 
ken. Diese Befugtalss des Richters, wenn mildernde Umstände 
vorhanden sind, wurde weiter ausgedehnt durch die Vorschrift 
des Artikels 209 der Strafprozessordnung von 1838. Die 
Richter können nach der Bestimmung des Artikels den Be- 
schuldigten zu einer correctionellen Strafe verurtheilen, welche 
blos die Rechtsfolge einer correctionellen Verurtheilung haben 
wird. Es ergibt sich aus der Criminalstatistik, dass die Rich- 
ter, um die Härte des Code F^nal zu mildem, Art.209y statt 
ausnahmsweise, in den meisten Fällen anwenden ; während der 
sechs Jahre 1847 bis 1852 wurde der Artikel angewendet 
bei 4496 auf 6919 oder 65 auf 100 Verurtheilte. Ausserdem 
wurde den Richtern die Befugniss verliehen, wegen mildernder 
Umstände bei der Fälschung die Brandmark nicht auszusprechen. 
Der erste Entwurf eines Strafgesetzbuches,- welcher am 
23. April 1827 den Generalstaaten vorgelegt wurde, ^) ent- 
hielt eine bunte Reihe von Strafen, wobei die Schaffotstrafe, die 
Verbannung und Relegation eine Hauptrolle spielten und dem 
richterlichen Ermessen ein unerhörter Spielraum zwischen ver- 
schiednen Starfarten gegeben wurde. ^) Der zweite Entwurf 
wurde erst am 23. October 1839 den Generalstaaten vorge- 



2) Ein Entwurf eines Strafgesetzbuchefl bereiU am 17. Januar 1815 
von dem noch al« unumschrfinkter Oberberr herrschenden Könige vor- 
gelegt, wurde gleich nach der Vereinigung mit Belgien eingezogen. 

3) Mittermaier, Archiv Tb. X. S. 112 van Rappard, Anmer- 
kingen over bet Strafwetboek vän der Ktfningrijk der Nederlande. 
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legt; von diesem Entwürfe watde sogar dds erste Buch ge- 
nehmigt und am 24. Jan! 1840 (St. bl. Nr. 20—26} als Ge- 
setz verkündet.^) Dieses «rste Bach wurde trotz d^r An- 
nahme und Verkündung nie lebensföhlg, und am 17. Novembet 
1843 durch einen neuen Oesetzesentwurf ersetzt Die ver- 
änderte Ansicht der Regierung über das GefKngniSsystem war 
die Hauptveranlassnng zu diesem Entwürfe. Während das ge* 
nehmfgte erste Buch auf dem Auburnschen System beruhte, 
wurde jetzt die einsame Einsperrung strenge durchgeftihrt, mit 
Beibehaltung jedoch der bunten Reihe von Strafarten. Es 
wurde In diesem Entwürfe zwar auf die Vortfaeile der ein- 
samen Einsperrung, zu wenig aber auf die eingreifende Wir- 
kung dieser Strafart Rücksicht genommen, sodass, indem mafi 
von der Ansicht ausging, dass ein Jahr einer Zellenhaft zwei 
Jidiren gemeinschaftlicher Haft gleich stehe, sogar die nächste 
Strafe nach der Todesstrafe auf zwanzig Jahre einsame Ein- 
i^perrung gestellt wurde. Die zweite Veranlassung zur Vor- 
legung des neuen Entwurfes Var, dass die Generalstaaten keine 
gesonderte Vorlegung eines ersten Buches, sondern die eines 
ganfeee Strafgesetzentwurfes veflangfen. Die Regierung hatte 
näinlich unterdessen In der Sitzung vom 17. September 1842 
der iWi^iten Kammer eitien Entwurf eines besöndern TheileS 
des Strafgesetzbuches vorgelegt. Nachdem der Entwurf des 
ersten Buches, welches Im October 1844 und am 6. Pebraät 
1846 neue Abänderungen erhalten hatte, am 11. Mai 18^46 
durch dfe Regierung eingezogen war, wurde endlich dem Ver- 
langen der Mehrheit in der zweiten Kammer gemäss in ihrer 
Sitzung vom 8. Februar 1847 ein Entwurf eines ganzen Straf- 
gesetzbuches vorgelegt, wovon das erste Buch In den Sitzun- 
gen vom 18. Juli bis zum 7. August 1847 angenommen wor- 
den,^} das zuweilen jedoch wegen der Bestimmung über die 



4) Ham findet die Berattinagen bei Voorduin geschiedeni« en 
be];lD$elen der Nederland. wetboeken Th. XI und eine Darstellung von 
As s er in der Zeitsclirift für ausländisctie Gesetzgebung, Bd. XIII, Nr. VI. 

5) Van Deinse Algem. Begins. v. h. Strafregt Middetburg 1852 
S. 61ir. 
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königliche Bestätigung scheiterte.^ ßie Ergebnisse ton 1848, 
Erreiche die neue Verfassung und die der Regierung auferlegte 
Pflicht .eine lEtefhe A^uer Gesefzesentwürfe vorzulegen m Folge 
hatten, hinderten die Regierung an Vorlagen gesetzgebender 
Arbeiten über das Strafrecht. Der Minister Denker Ourtius 
versuchte zwar 1848 die Geisselung abzuschaffen, allein die- 
eer Versuch scheiterte an dem Eigensinn einer Coalitioa 
in der ersten Kamiaier. Die einzige Folge irar, dass diese 
Strafart, wiewohl im Uttheile ausgesprochen, nicht mehr an* 
gewendet wurde. Mit glücklicherem Erfolge, jedoch mit sehr 
langsatiaem Schnitte, wurde an der Verbesserung der Qeföng«- 
nisse gearbeitet. Nach dem Kegiemngsberiehte betrug die Zahl 
der Zellen 4191, vertheilt über elf Gefängnisse, von welchen 
sechs v51]ig oder beinahe gartz nach dem Zellensystem ge*- 
bauet sind» Die erste gesetzgebende Arbeit aof ^esem 
Wege war das Gesetz vom 28. Juni 1851 (St. bl. Nr. 68). 
Dieses Gesetz gibt dem Richter die Befognfss bei einer cor- 
rectlonellen Gefängnisstrafe zu einem Jahre und darunter ein- 
same Einsperrung auszusprechen, in welchem Falle die Strafzeit 
auf die Hallte reducirt Wird. Dieses Gesetz enthält gleichzeitig 
die n5thigeii Vorschriften über Geräumigkeit der Zellen, den 
Besueh sechsmal täglich, den täglichen Genuss der freiem Lijift 
«md die Verpflichtung tut Arbeit. Das Gesetz vom 29. Jsni 
1854 (St.*Bl. Nr* 102) Art.. 7 dehnte die Anwendung der ein- 
Bamen Einsperrung aus, bis zwei Jahre correctionelle Gefäng«- 
nissstrafe, ebenfalls mit Reduction der Strafeeit zur Hälfte. 

Die Regierung legte am 14. Februar 1854 den Kammern 
einen Gesetzesentwurf vor zur Verbesserung des StrafgesetüfbH«- 
ehes und am 7. März einen zweiten zur Ausdehnung des Rechtch 
gebietes der Cantonalrichter in Strafsachen. Die Hanptveran* 
lassung znm ersten Gesetzesentwurf^ war der allgemeine Wun^di 
nach Abschaffung des königlichen Beschlusses vom 11. DeeiSAs^ 
her 1823. Nach der Ansicht der Regierung ist die gege&<^ 
ifärtige Zeit nicht günstig zur Vorlegung eines umfassenden 



6) Eine gate Beurtheilung des zweiten Buches im juristischen 
Wochenblatte CWeekblad van het regt) Ks. 799—806. 
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Entwurfes eines neuen Strafgeselzes, weil noch Immer Streit 
entsteht über die Strafarten, welche auis einem Strafgesetzbuche 
verschwinden sollen und die, welche nicht entbehrt werden 
können, sowie über Anwendung und Ausdehnung der einsamen 
Einsperrung. Mit der immer zunehmenden Entwicklung der 
Gesellschaft und durch die beschleunigten Verkehrs und Mit- 
theilungsmittel sind manche Verbrechen sehr selten geworden, 
andere hingegen haben zugenommen. Es haben sich neue Ver- 
brechen, gebildet welche man wenigstens unter der gegenwärti- 
gen Form früher nicht kannte. Aus diesem Grunde beschränkt 
sich die Regierung in diesem Gesetzesentwurf auf Modificationen, 
wovon die Erfahrung die Zweckmässigkeit bestätigt bat. 

Bei weitem die meisten Mitglieder der zweiten Kammer 
theilten zum Theil diese Ansicht der Regierung. Einzelne hin- 
gegen fürchteten, dass durch eine Annahme von partiellen Mo- 
difikationen die Ausarbeitung eines neuen Strafgesetzentwurfes 
ins Unendliche verschoben würde Die meisten Mitglieder 
verlangten jedoch einen entschiedenen Beweis von einem ernsten 
Vorhaben der Regierung zu eiifer völligen Revision der Straf- 
gesetzgebung. Es wurde dabei auf Freussen hingewiesen. 
Nur einzelne Mitglieder gaben den Vorzug der theilweisen 
Modification je nachdem die Nothwendigkeit sie fordert vor 
einer neuen Codification. Da bereits am 24. September 1853 
eine Gommission ernannt wurde «ur Revision der richterlichen 
Organisation, verlangte man die Uebereinstimmung dieser 
Modificationen mit den durch die Gommission gebilligten 
Grundlagen. Es fehlte die Mittheilung der Erfahrungen der 
Gerichte und von den Nachweisungen der gerichtlichen Sta- 
tistik, welche die Gründe für die Modificationen angeben 
soll. Ein Theil der Mitglieder verlangte nicht bloss ^ine Mo- 
dification der Strafen, sondern eine bessere Bestimmung der 
Strafgesetze und die Aufnahme der bis jetzt nicht mit Strafe 
bedrohten Verbrechen. Die Vorschriften gegen Unzucht soll«- 
teti verbessert, die Art. 291 £f. des Code Fanals über unerlaubte 
Vereine und Zusammenkünfte aufgehoben werden Wäh- 
rend der Entwurf den Versuch mit einer geringern Strafe be- 
droht, hätte man gewünscht, dass diese Bestimmung auch auf 
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die Mitschuldigen ausgedehnt werde. Es warde angeführt^ 
dass durch das Correctionalisiren vieler Verbrechen der Haupt- 
zweck nicht erreicht werde, da die Beschleunigung und Ver- 
einfachung des Rechtsspruches durch die Zunahme der Appel- 
lationen völlig verschwinde. Nach der Meinung Mehrerer hätte 
man, mit Beibehaltung der gegenwärtigen Strafbestimmungen 
und des Art. 209 der Strafprocessordnung, einfach die Belgi- 
schen Vorschriften über die Verweisung zum correctionellen 
aufnehmen sollen. 

Nach Art. 1 der neuen Gesetze wird jetzt die Todes- 
strafe vollzogen durch einen Strang am Halse an einem Gal- 
gen befestigt, während man unter den Füssen des Verurtheilten 
eine Fallthüre wegfallen lässt. Gegen die Beibehaltung der 
Todesstrafe sprach sich nur ein Mitglied, Herr de Eempenaer, 
aus. Herr de Man hätte die Deportation gewünscht als Er- 
gänzung der poena morti proxima. Nach der Ansicht des 
Ministers sollte diese Strafe angewendet werden bei unver- 
besserlichen Missethätern bei dem dritten und vierten Hück- 
fall. Man sollte sie erst aussprechen bei einer zweiten Unter- 
suchung, nachdem man etliche Jahre Gefangenschaft durch* 
standen habe. Ueberhaupt ist der gegenwärtige Minister, Herr 
Denker Curtius, der Ansicht, dass die einsame Einsperrung nicht 
bei Verurtheilungen von 10 bis 20 Jahren angewendet werden 
soll. Die Todesstrafe betrachtet er als Selbstvertheidignngs- 
mittel der bürgerlichen Gesellschaft, aus welchem Grunde sie 
vorzüglich bei den Staatsverbrechen beibehalten werden soll. 

Wie wenig man in diesem Lande für eine Abschaffung 
der Todesstrafe gestimmt ist, haben die Discussionen über die 
Strafe des Eindermordes bewiesen. Nach Art. 13 des Entwurfes 
sollte die Todesstrafe ersetzt werden durch eine Zuchthaus^ 
strafe von fünf bis zu zwanzig Jahren bei Münzfälschung, Fäl- 
schung von Siegeln des Staates, Staats- und Bankpapieren (Art 
189 C. P.}. Todtschlag im Zusammentreffen mit einem Vergehen 
das der Tödtung vorhergegangen, sie begleitet oder ihr folgt, 
Eindermord (ohne Unterschied) und Brandstiftung, wenn man 
die Lebensgefahr für einen Menschen nicht vorher sehen konnte. 
Herr Eiout van Soeterwoude schlug vor, dass die Abschaffung 

I6rü, Muehr /. d, B&Auw. IXYIW Bd. Ih Hßft, 20 
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- der Todesstrafe sich beschränken sollte auf Eindermorde ohne 
Premeditation zum erstenmale durch die unverheiralhete Mutter 
verübt. Mord und Hochverrath fordern nach seiner Meinung 
die Todesstrafe als die schwerste Verletzung der börgerlichen 
Gesellschaft. Der Kindermord ist nach seiner Ansicht das 
abscheulichste Verbrechen und kann nur bei jder unverhei- 
ratheten Mutter als Todtschlag betrachtet werden. Dieser 
Vorschlag wurde, indem die Worte ohne Prem editatian 
gestrichen worden, mit 21 gegen 17 Stimmen angenommen. 
Leider wurde ein zweiter Vorschlag des Herrn Elout die To- 
desstrafe abzuschaffen, bei Diebstahl mit fünf erschweren den Uiti« 
ständen, nicht angenommen. Er herlief sich dabei mit Bedit 
auf die Worte des expos^ des motifs für das französische Ge- 
setz vom 28. April 1832: „La loi qui pnnit de mort le toI 
accompagn^ de la r^union de plusieurs circonstances aggravanfes 
fait coutlr un danger de plus ä celui dont la pröpridt^ seule 
est attiaqu^e." 

Es bleiben abgeschafft die allgemeine Confiscation des 

Vermögens des Verurtheilten, die besondere Aufsicht der hohen 

Polizei, die lebenslängliche und zeitliche Zwangsarbeitsstrafe 

^Ätt. 2), die Bratdmarkung (Art a), der Pranger (Art. 4). Die 

Zwangsarbeitsstrafe wird ersetzt, die lebenslängliche durch 

^fünf bis zwanzig, die zeitliche durch fünf bis fünfzehn Jahre 

Zuchthausstrafe. Eines der Mitglieder, Herr van Keede van 

Öüdlshoora hätte hier eiöe bessere Gradation, mehr In lieber- 

Btftotriütig mit dem Code p^nal verlangt. Da das Maximum 

sehr 'selten , das Minimum In den meisten Fällen angewendet 

^ird, hätte man für die gewöhnliche rdclusion ein Minimum 

von fünf, für die zeitweilige Zwangsarbeitsstrafe von sieben, für 

die lebenslängliche von zehn Jahren annehmen sollen. 

Die Strafe des Prangers, als Hauptsttafe gedroht , wird 
ersetzt durch eine correctionelle Gefängnissstrafe von drei bis 
fünf Jahren und eine Entsetzung von bestimmten Rechten wäh- 
rend fünf bis zehn Jahren (Art. 5). An der Stelle der^Ent- 
Setzung von bürgertichen Rechten (degradation civique) tritt eine 
correctionelle GefSngnIssstrafe von drei bis fünf Jahren mit 
oder ohne Geldbusse von zehn- bis fHnfhundert Gulden und 
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Entaetzang von bestioHnten Becbten. Die unl^e^tjmmten Strafen 
von Yerwelsunginach einem Orte (coufinement), Corr^ctioo, Ver- 
bot von Eiuwohnung, in Particulargesetzen gedroht, werden er- 
setzt durch eine correctionelle Gefängnissstrafe von drei Mo- 
naten bis drei Jahre (Art* 6). 

Die Untersagung von Rechten, wovon in Art. 42 des 
Code p^nal die JKede ist, beschränkt sich jauf die folgei^d^n 
Rechte: das Wahlrecht, die. Ausübung von öffentlichen Aemtern 
YDWui^d- und Pflegschaft über frepide und eigene Kinder, 
das Ahlegen eines Zeugnisses mit Eidesleistung in bürgerlichen 
fachen , In Verdächtigungsfällep , ^s ]^echt Waffen zu tra- 
gen. Es wird jedoch dem Richter überlassen, die Entsetzung 
von diesen Rechten thellweisse oder nicht auszusprechen« Die 
Entsetzung von der Verwaltung öffentlicher ^teilen ist jedoph 
in den Fällen unerlässlich, wo früher Pranger und bürgerliche 
Degradation ausgesprochen wurde, wie die von den Art. 113 
.und 171 im Code p^nal (Bestechung bei öffentlichen Wahlen 
und Unterschlagung durch öffentliche Beamten} , wenn der 
Richter nicht Art. 463 des Code p^nal anwendet (Art. S), 
Da die . Schaffotstrafen , völlig durch das neue Gesetz ver- 
schwinden und ausser der Todesstrafe und der Verbannung 
nichts mehr übrigbleibt als Gerängnissstr^fe u.nter verschiedenen 
Formen, so >wäre wünschenswerth , daas der N^ine enteh- 
r.e,Me 8tr(afe ganz verscliwinde. ,Die Vei:p.l/Ei3sun{: i^ur 
Correctionalisirung einer Menge Verbrechen würde dadurch w^g*- 
£^en. Der Unterschied zwischen criminellen und correctionellen 
Strafen wurde bloss seinun principe E^gulal^eur copip^- 
tence. Der Einwurf, dassin verschiedenen Gesetzen bisher ent- 
ehrende Strafen vorkommen, wird leicht durch den erseijEenden 
Ausdruck criminelle oder gegen Veshre^chen ge-* 
drohte Strafen beseitigt. 

Art. 9 des neuen Gesetzes schreibt vor, d<t|s ,w.enn der 
Beschuldigte wegen jugendlichen Alters, wegen Zwangs, Be- 
fehls, gegründeter Furcht, Verleitung, Beschränktheit des Yer- 
«tandesy Geringfügigkeit oder freiwilligen Ersatzes des l![achthei- 
lesjoder. anderer mildernder Umstände eine bedeutende Veirmind.e- 
cnngder Sirafe . verdiene , es dem Richter gestattet wird, st^tt 
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Zuchthausstrafe von fünf bis zwanzig Jahren und Deportation 
eine Oefängnissstrafe von wenigstens einem Jahr, statt Zucht- 
hausstrafe von fünf bis fünfzehn Jahren eine von wenigstens 
sechs Monaten und statt der gewöhnlichen Zuchthausstrafe und 
der Verbannung eine von mindestens drei Monaten auszusprechen. 
Einzelne Mitglieder verlangten, dassauch bei Verbrechen, welche 
mit dem Tode bestraft werden, dem Bichter die Befugniss ge- 
geben werde, wegen mildernder Umstände statt Todes-, Zucht- 
hausstrafe auszusprechen. Die Regierung meinte, dass diese Be- 
fugniss doch in den meisten Fällen einer Abschaffung der Todes- 
strafe gleichstehen würde. Das Aussprechen der Todesstrafe 
gehört zu den schwersten Pflichten eines Richters; es sei 
nicht vernünftig und billig das Auflegen der Todesstrafe von 
seinem freien Willen abhängig zu machen. Andere Mitglieder 
hingegen wünschten das Ermessen der Richter mehr eingeschränkt 
zu sehn, der Richter habe jetzt die Wahl zwischen zwanzig 
Jahren Zuchthaus und einem Jahr correctionellerOefSngnissstrafe. 
Man muss hiergegen bemerken, dass Art. 9^ des neuen Gesetzes 
eigentlich nichts Neues schafft, da bereits Art. 12 des fürst- 
lichen Beschlusses vom 11. December 1813 und vorzüglich 
Art. 209 der Strafprocessordnung die Befugniss des Richters 
zur Anwendung von mildernden Umständen sehr weit ausdehnen. 
Es ergibt sich ausserdem aus der gerichtlichen Statistik, dass 
die Richter während den sechs Jahren 1847 — 1852 von ihrer 
Befugniss Gebrauch gemacht haben hei Verbrechen gegen 
das öffentliche Interesse bei 223 auf 541, bei den gegen Per- 
sonen bei 163 auf 443, bei den gegen das Eigenthum bei 
4110 auf 5935 Beschuldigten. Was auf hundert Beschuldigte 
gibt für jede Categorie 41, 37 und 69. 

Der Art. 9 wurde mit 23 gegen 15 Stimmen angenom- 
men, mit dem Zusätze, dass die correctionellen Gefängnissstrafen 
durch die Anwendung von Art. 2 des Ges. vom 28. Juni 1851 
und von Art. 7 dieses Gesetzes (die Anwendung der einsa« 
men Einsperrung) nicht niedriger wie zur Hälfte fallen können« 

Es ist zu bedauern, dass man die zufällige oder unfrei- 
willige Trunkenheit nicht unter den mildernden Umständen 
aufnahm. In Frankreich, England und Belgien kann die 
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Jury durch das Aussprechen eines Nicht-Schuldig die Lücke 
anfüllen, in diesem Lande hingegen ist der Richter an seine 
Beweistheorie und an den Buchstaben des Gesetzes gebunden. 

Der Versuch eines Verbrechens soll nach Art. 10 be- 
droht werden mit der Strafe, welche auf die folgt, welche 
gegen das Verbrechen selbst gedroht wird. £r wird gestraft, 
wenn das Verbrechen mit Deportation gedroht ist, mit 
einer Zuchthausstrafe von fünf bis fünfzehn Jahren, wenn Zucht- 
haus (reclusion) oder Verbannung, mit einer correctionellen 
GefUngnissstrafe von ein bis fünf Jahren. Die Zusatz-Strafen, 
neben der Hauptstrafe im Strafgesetzbuch gedrohet, werden, 
ebenfalls auf den Versuch angewendet. 

Die Art. 56, 57 und 58 des Code p^nal über den Bück- 
fall werden ersetzt durch die Bestimmung, dass, wenn Jemand 
bereits früher zu einer criminellen Strafe, einer Gefängniss9trafe 
von mehr als einem Jahr oder zur einsamen Einsperrung für 
eine längere Zeit als sechs Monate verurtheilt, wegen späterhin 
verübter Verbrechen oder Vergehen wieder vor dem Gericht, 
erscheint, soll die frühere Verurtheilung als erschwerender Um-* 
stand betrachtet werden, den der Richter mit Vorbehalt der 
Vorschriften über die mildernden Umstände und die Gering- 
fügigkeit des Schadens zu berücksichtigen hat. Der Richter 
kann sogar die Strafe der Verbannung, des Zuchthauses oder 
Gefängnisses um ein Drittel über das Maximum erhöhen 
(Art. 11). In diesem Artikel liegt viel Unbestimmtes. £s 
wäre passender gewesen, den Bückfall als Straferschwerungs-, 
die Widerholung als Straferhöhungsgrund zu betrachten. -^ 
Eine vorhergehende Verurtheilung durch den militären Richter 
wurde früher nur, wenn sie ein Civilvergehen oder Verbrechen 
betraf, durch die meisten Provincialgerichte, durch den Cassa- 
tionshof hingegen in jedem Falle als Rückfall betrachtet. Die- 
sem Streite machte das Gesetz vom 3. März 1852 ein Ende 
(St.-Bl. Nr. 20), welches die mehr consequente Ansicht der 
Provincialgerichte bestätigte. Die Straferhöhung wegen Rückfall 
soll nur dann stattfinden, wenn der Beschuldigte oder Beklagte 
früher durch den militären Richter verurtheilt war, wegen einer 
That| welche die gewöhnlichen Strafgesetze als Verbrechen 
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erklärt. Wenn hingegen auf das frffl^ere Yerbrechen ehie Strafe 
angewendet wurde, die bei der MilitärgesctzgAung vorgeschrie- 
ben, legt der Civilrichter nur dann eine erhöhte Strafe wegen Rück- 
fall auf, wenn die That im früheren Ürliheile als erwiesen ange- 
nnmmen, nach den Vorschriften der ordentlichen Strafgesetze als 
Verbrechen betrachtet werden muss. Wenn wegen des frff&ern 
Vergehens die Strafe des Schiebkarrenjs, oder des miliU&en 
Arrestes, oder Detentioil für mehr wie ein Jahr auferTegt 
w'arde, wendet der Ciyilrfchter die Straferhöhung des Art. &8 
iiar hl dem Fall an, wenn die That, im vorigen tlrtheile als er- 
wiesen angenommen, bei den ordentlichen Strafgesetzen eine mit 
correctioneller Gefangnissstrafe von fünf Jahren als Maximum 
bedroht ist. Art. 12 des gegenwärtigen Gesetzes dehnt die 
Anwendung der Vorschrift von Art. II atif diese Fälle aus. 
t)ie wichtigsten Modificationen in den Yorschriften des 
Code pdnäl macht Art. 14, nach welchem mit einer GefKngniss- 
cr^ratfe von zwei bis fdnf Jahren gestraft werden: 1} die Ge- 
ii^altthStigkeiten gegen Beamte und Agenten (Art. 230 C. p.), 
wdhn si^ blds Blutsturz, Verwundung oder Krankheit verur- 
sachten ,' 2) die in Art. $09 des C. p. bezeichneten GewaltthStig- 
keiten ; 3) Diebstahl auf dem öffentlichen Wege ohne Gewalt 
oder Bedrohung ; 4) Diebstahl mit Einbrechen, Einsteigen oder 
fkiscfhen Schlüsselt!; 5) Diebstahl bei Nacht, durch 
ihehr wie öine Person an Orten, welche nichtals 
bewohnt betrachtet werden können; 6) Diebstahl 
verübt durch Dienstboten u. S. w (Art 386 3 C. p.). 7) Der 
Diebstahl in Art. 386, 4 des C. p. bezeichnet jedoch bloss, 
wenn fer verübt wird durch eine im Wirthshause aufgenom- 
mene Peröon. Die Entsetzung von bestimmten Rechten von fünf 
bis fünfj^ehü Jähren kann stattfinden in den fünf letzten Fällen. 
Gegen diesen Artikel erhoben sich mehrere Stimmen. Herr 
van Rheede van OudshOorn betrachtet ihn als unnütz, ürtll 
bereits so viele Verbrechen correctionalisirt werden und die 
Vorschrift iitir die Folge haben wird, dass die Gesctiäfte der 
Proviücialgerifchte ööhr Vfermindört, die der Krelsgeritihto sehr 
vermehrt werden. Däö vorbeugende G^fangenhalten #ird dadurch 
nicht abnehmexi^ welches nach Art. 88 der Strafprocessördnung 
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bj9iPieb3tAhI, UoierachlAguQg, M;issbi;au€h von Vertrauen, Yerr 
Wandung, Betteln uiiid Landstreicherei vom Urtheile des Rich- 
ters i^bhängt. AD,dere waren gogen die Abschaffung der Zucht- 
ha^88trafe ii^ den Fi^llen des Art. 240 und E09 des Code 
p/$naU Dem, Beamten wird dadurch der nöthige Schutz ent- 
zonei^ M^n denVe 9ur an lebens^efähifliche Verwundungen, 
Wieder Aadere waren ^e^^n die StJ:afer]ei(^ter9ng bei Dienst- 
botendiebütabl, nur van Rappard trat auf als Vertheidiger, 
Man wird nach seiner Ansicht in vielen Fällen keine Vor- 
pnieifsuchung mehr nöthig haben, was eine Ersparniss von 
28 Tagen gewähre; auch werden die Zeugen nur einmal er- 
scheinen müssen. Es ergibt sich aus der gerichtlichen Stati- 
stik, dass die criminellen Strafen selten angewendet werdeii 
auf die in Art. 14 correctionalisirten Verbrechen. So wurden 
in 1850 die 36 Beschuldigten von Verbrechen unter Nn 1 
alle correctional gestraft, in 1852 nur zwei criminell von 27, 
von den 27 Beschuldigten unter Nr. 2 nur zwei criminell; 
von den Beschpldigten wegen Diebstahls unter Nr. 3 in 1850. 
auf }28 nur 16, in 1851 auf 168 29, in 1852 auf 193 27 
zu einer Strafe von mehr y(ie fünf Jahre, die Uebrigen zu 
geriiigern Strafen verurtheilt. 

£s ergibt sich ferner, dass vier Fünftel (in 1850 770. 
i^ 1851 803, in 1852 807 auf lOQO) der Beschuldigten, und 
ein Viertel (in 1850 241, in 1851 270, in 1852 234 auf 
1000) der Beklagten wegen Diebstahl beschuldigt upd an- 
geklagt wurden. Mehr als ein Drittel (356 auf 1000) der 
wegen Diebstahl Beschuldigten waren beschuldigt wegen Dieb- 
stählen bei Nacht durch zwei oder mehrere Personen, oder an 
einem bewohnten Orte, mehr wie ein Viertel (268 auf 1000) 
wegen Diebstahls mit Einbrechen, Einsteigen oder falschen Schlüs- 
seln, und mehr wie ein Fünftel (210 auf 1000) wegep Diebstahls 
im Lohndienste. Wenn man bedenkt, dass von den wegen 
Diebß^hl im I^ohndiepste Beschuldigten 8 auf 100 freigespro- 
chen werden , und dasif die Verfinlassung der schweren Strafe 
im grossen Zutrauen, welches map diesen Personen schenken 
muss, zu suchen ist, dapn bezweifle ich, ob der Gesetzgeber 
wohl bei dieser Art Verbrechen d|e Strafe erleichtern^ und 
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nicht wenigstens einen Unterschied zwischen Diebstählen von 
geringem und grösserm Werthe hätte machen sollen. 

Die Straferhöhung wegen Verwundung und Misshandlnng 
▼on Eltern und Blutsfreunden in aufsteigender Linie in Art. 312 
des C. p. wurde weggelassen. Diese Gewaltthätigkeiten werden 
nur angesehn wie andere erschwerende Umstände, welche der 
Richter nach Art. 9 und 20 des Gesetzes bei der Strafan- 
wendung berücksichtigen soll. Der Richter kann sogar in 
diesem Talle die Zuchthaus- oder Gefängnissstrafe mit einem 
Drittel über das Maximum erhöhen. Der Art. wurde mit 39 
gegen 10 Stimmen angenommen. 

Wichtiger ist die Vorschrift von Art. 16, dass mit den 
Strafen, in Art. 401 des C. p. gedroht, künftig bestraft wer- 
den sollen, die Diebstähle von Ackerbaugeräthen, Ernten, Korn* 
und Getraidehaufen, die ein Theil der Ernte bilden, aufwie- 
sen oder Aeckern, Stelndiebstähle in Gruben, Diebstähle von 
Holz zum Verkauf ausgestellt, von Fischen in Fischweihem, 
Teichen oder andern Bewabrorten. Für Vieh und Pferdedieb- 
stäble behält hingegen die criminelle Strafe des Art. 388 C. p. 
ihre Anwendung. Wir glauben mit Recht, weil diese Diebstähle 
in der Regel mit Verwegenheit und nicht aus Armuth . oder 
Noth verübt werden. 

Nach Art. 17 soll der Versuch von Verbrechen, welche 
bereits durch dieses Gesetz correctionalisirt hnd mit correctio- 
nellen Strafen bedroht werden , wie die vollbrachte That be- 
straft werden. Die Gefängnissstrafe wegen Vergehen in die- 
sem Gesetze und im Strafgesetzbuche gedroht, wird hingegen 
beim strafbaren Versuche um ein Drittel vermindert. Wenn 
jedoch auf dem Versuche im Strafgesetzbuche eine geringere 
Strafe steht, soll diese angewendet werden. 

Nach Art. 410 des Code pdnal werden alle nicht speci- 
ficirten Diebstähle bestraft mit einer Gefängnissstrafe von ein 
bis fünf Jahre. Für mehrere kleine und unbedeutende Dieb* 
stähle war das Minimum zu hoch, und hat^ manchmal Straf- 
losigkeit veranlasst. Der Gesetzgeber hat daher etliche Dieb- 
stähle in Art 18 ausgeschieden, welche wegen ihres geringen 
Wertbes nur mit einer Qefängnissstrafe von sechs Tage bis 
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einem Monate mit oder ohne GeldbnsBe tod aeht bis fünf nnd 
siebenzig Gulden gestraft ^v^erden sollen. Es sind die Dieb« 
stähle von Dünger, Rasenstücken, Wasen, Halde und Pfrimen- 
kraat, Gras und Feldfrücbte, welche auf dem Felde stehen, grün 
oder ander Holz, gehauen oder nicht gehauen, Rohr und Binse, 
geschnitten oder nicht geschnitten, abgefallene Blüthe, Moos 
Tannenknöpfe und Eichel, wenn diese Diebstähle verübt wer- 
den ohne Fahrzeuge, Zag- und Lastthiere und nicht im Ver- 
eine mit mehr wie vier Personen. Der Versuch dieser Dieb* 
stähle wird eben wie die That selber gestraft. 

Der Art. 19, welcher an die Stelle tritt des Art 271 
und 282 d. C. p« und nicht vorkam im Entwürfe wurde ein- 
geschaltet nach Vorschlag des Herrn Rappard. Er lautet: 
„Wer bettelnd gefunden wird an einem Orte, für welchen eine 
öffentliche Einrichtung zur Verhinderung der Bettelei besteht, 
wird gestraft mit Gefängniss von vierzehn Tage bis sechs 
Monate. Der Richter kann befehlen, dass Landstreicher und 
Bettler nach dem Ablaufe der Gefängnissstrafe nach einer 
Bettleranstalt oder einem Arbeitshaus übergebracht werden. Der 
Befehl zur Ueberbringung muss gegeben werden gegen diejenigen, 
die bereits einmal wegen Landstreicherei oder Bettelei verur- 
theilt^sind. Verurtheilte Landstreicher und Bettler, welche 
Fremde sind, können zu jeder Zeit über die Gränze geführt 
werden.^ Man wird sich erinnern, dass bereits zur Zeit der 
Berathungen über das Armengesetz die Noth wendigkeit von 
neuen Vorschriften gegen die Bettelei zur Sprache kam. Eins 
der Mittglieder hatte verlangt, dass die Zeit bestimmt werde, 
wie lange der Bettler in einer Anstalt oder einem Arbeitshause 
gehalten werden könne, wie in Belgien der Fall ist: „les men- 
diants seront retenus an d^pdt pendant le temps, qui sera fix^ 
par le gouvemement et qui ne ponrra exender cinq ans.^ 
Wir glauben, dass hier nach Umständen gehandelt werden 
muss, und dass es für den Richter sehr schwer' ist, die Zeit 
voraus zu bestimmen. Es wurde bei dieser Gelegenheit von 
mehrern Seiten hervorgehoben, dass das Betteln oder Bitten 
um Almosen an sich selbst nicht strafbar ist, und erst straf- 
bar vfird, wenn eine Anstalt besteht, in welche der Bettler 
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au^eDommw werdaii kaBn, Diese AnstaU besteht in diesem. 
LaBde. Es sind die Bettierkolonieen , welche ihre Gründung 
dem liSnlgUeben Beschlüsse vom 12. October 1852 verdanken. 

Dureb Art. 20 wurde die Anwendung; der strafmindern- 
d.eB VorscbFift ron Art. 463 des C. p. ausgedehnt auf einen 
Terursacbten Schaden, welcher 25 Francs überschreitet, eder 
wenn gegen das Vergehen im Strafgesetzbuche nnr eine Geld- 
bdsse gedroht ist. Es ist anwendbar in den Fäl^len dcf Art« 
5, e, 10, 11, 12, 14 bis 19 dieses Gesetzes. 

Nach Art. 21 fängt die Wirkung dej; Entsetzung v^a 
bes^mmten Rechten von dem Ta^e an, an welchem daa Ur- 
tbeU Beehtskraft erbUt, die der Zuchthaus- und Qeüängnisflh 
strafen,, vom Tage der Ausführung. Ist der Yerurtheiite be- 
reits verhaftet, fangen sie an dem Tage des Ausspruches an 
c^ngeaebtet der Appellations« oder Cassationsgesuche. Werden 
die anfangs auferlegten Zucbtlutua- und Geföngnissstrafen er- 
schwert, so wird In den beiden genannten Fällen die Strafe 
gereobnet anzufimgen am Tage des ersten Ausa^prucbes. 

Kach Art. 22 kann die Vernichtung oder Unbrauchbar* 
machen der Werkzeuge oder andre Gegenstände, welche zur 
Ausfiibnmg des Verbrechens verfertigt, vorbereitet oder benutzt 
aiad, im Urtheile befohlen werden, selbst wenn Jemand fr^ige* 
sprechen, wenn das Vorband^neein des Verbrechens bewiesen und 
Freisprechung nur wegen mangelnder Zurechung erfolgt. 

Endlich wurde abgeschafft die Strafe der Ausstellung auf 
einem Schaffote, bei den Art. 205 bis 207 des Gesetzes vom 
26. August 1822 (St.-Bl Nr. 3S). 

Ein Vorschlag des Herrn Strens zur Abschaffung des Aft. 
53, 467 und 469 des C. p. in Hinsicht des Verhaftsbefehls 
(Gontrainte par corps) und zur Ersetzung dieser Art. durch die 
folgende Bestimmung: „Der Eichter bestimmt bei jeder V^r- 
urtheiiung die Zeit, während welcher der Verurtheilte , wi^j^ 
sein Unvermögen gesetzlich bewiesen ist, wegen de? N|cbt- 
bezahlen! der ^Geldbussen und Gericbtskosten in d^r JSaft gßr 
halten werden kenn. Bei Verurtheilunjf *U crTOlnpllen Str^f^ft 
wird difße Zeit auf b9chf tens ein fakf, bei Verqrthejl^pg zh cpr- 
rectionellen Strafen auf höchstens sechs Mpnatet b^ Vor- 
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urth^iltiiig au blossena PolSzeistrafen auf höcbateos vierzehn 
Tage festgesetzt^ wurde verworfen mit 36 gegen 11 Stimmen. 

Der ganire Gesetzentwurf wurde angenommen doreb die 
zweite Kammer am 1. Juni mit 45 gegen 3, durcb dib erste 
Rxü 17. Jdni mit 26 gegen 4 Stimmen. 

Das G-e^etz zur Ansdehnang der Zustämligkeit der Kan^ 
tofiiatriehter r(m 29. Juni 1854 (St.-Bl. Nr. 103 steht mit 
diesem Gesetze in eiber engen Verbindung. 21uf Berecbtiguag 
der Kantonalriebter in erster Instanz Icommen nacb Art 1 
dteses Gesetzes die kleinen Diebstäble, wovon in Art. 18 des 
vorigen Gesetzes die Bede war, die Jagd und Fiscbereltiber^ 
tretungen (Gesetz vom 6. März 1852, St.-BL Nr. 47), die 
Debertretungen gegen Vorschriften dureb allgemeine Massre* 
geln oder Verordnungen der Innern Staatsverwaltung festge« 
setzt, welebe nicbt böber bestraft werden wie mit Geldbusse 
vorn zehn bis hundert Gulden, oder eine Gei&ngnissstrafe von 
ein bis vierzehn Tage, vereinigt oder einzeln (Art 1 und 5 
des Gesetzes vom 6. Mäiz 1818 St-Bl. Nr. 12). 

Art. A. 88 1. der Strafprocessordnnng, welcher, wenn hin- 
reichende Gründe vorhanden sind, ausser der Vorladung in Per- 
son Befehl zur Verhaftung vorsehreibt, ist auf die in diesem 
Gesetze bezeichnete Diebstähle nicht anwendbar. Der Vorge- 
ladeü'e muss aber bei einer Verfolgung wegen Diebstahl selbst 
ersoheinen und kann sich nicht durch einen Bevollmächtigten 
vertreten lassen (Art. 2 und 3). Von den Urtheilen naoh 
Art 1 dieses Gesetzes gesprochen ist höhere Instanz bei den 
Ereisgerichten (Art 3). 

Die einsalbe Einsperrung (Gesetz vom 28. Juni 1851 
St.-Bi. Nr. 68) ist nicht anwendbar auf die zur Gefängniss- 
strafe Verurtheilten Aach den Vorschriften dieses Gesetzes 
(Art. 5). Die Uebelthaten durch dieses Gesetz zur Kennt - 
dissnahme der Eantonalrichter gebracht, verlieren nicht den 
Character von Vergeben (wanbidrijf). Art 233 der Strafpro- 
cess6rdtittng , welcher dem Ereisgeriebte vorsehreibt eine Poii^ 
zeistrafs auszusprechen, wenn es sich ergibt, dass die Tfaat 
eine einfache Poifzeiübertretung ist und der Beklagte ans die- 
sem Gmnde tiMht voriier seine Verweisung vor den Ean«* 
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tonalricbter gefordert hat, wird änsgedebnt auf die Vergehen 
in diesem Gesetze bezeichnet Nach der Vorschrift dieses Ar- 
tikels kann das Gericht der beleidigten Partei, wenn sie als 
GiTilpartei im Frocesse auftrat, einem Schadenersatz bis auf 
150 fl. zuerkennen und darf der Beklagte, durch das Ereisge* 
rieht vernrtheilt, nicht vor höhere Instanz kommen. 

Dieses Gesetz wurde durch die zweite Kammer am 2. Juni 
mit 43 gegen 4, durch die erste am 27. mit 23 gegen 7 
Stimmen angenommen. Nach Art. 7 ist es anwendbar auf 
Vergehen, verübt ehe es in Wirkung trat. Wenn die Oitation 
wegen der in diesem Gesetze genannten Verbrechen von dem 
1. September 1854 vor dem Kreisgerichte bereits stattgefunden 
hat, stehen die Beklagten dort, jedoch nur in erster Instanz 
zu Rechte. 

Oeffentliche Berathungen haben über dieses Gesetz eigent- 
lich nicht stattgefunden. Da durch das vorige Gesetz ver- 
schiedene Verbrechen, die früher durch die Provincialhöfe ab« 
zuurtheilen waren, durch die gemilderten Strafen den Kreis- 
gerichten übertragen wurden, war eine gewisse Erleichterung 
der Gerichte eingeführt. Die Regierung bezweckte mit dieser 
Ausdehnung des Rechtsgebietes der Kantonalrichter die schnelle 
Bestrafung von einfachen Vergehen, vorzüglich ton denjenigen, 
welche auf dem Lande verübt werden, am Orte der Verübung. 
Eine derartige Anordnung beschleunigt die Bestrafung, erspart 
Gerichtskosten. 

Nach dem ersten Entwurf der Regierung sollte die Zu<^ 
ständigkeit der Kantonalrichter viel weiter ausgedehnt werden 
und zwar auf alle Vergehen, welche in den Art. 224, 225, 
271, 274, 275 1, 290, 346, 347, 447, 449 2, 450, 456 und 
457 des Code p^nal mit Strafe bedroht werden. Nach die- 
sem Entwürfe sollte das Maximum der GefSngnissstrafe , wel- 
ches nach den Art. 447, 451 und 456 des Code p^nal ein 
und sogar zwei Jahre beträgt, auf sechs Jahre beschränkt 
werden. Ausserdem sollten nach diesem Entwürfe die Ueber- 
tretungen gegen die Verpflichtung zur Theilnahme an der 
Landmiliz zur Zuständigkeit der Kantonalrichter gebracht wer- 
den. Die Jurisdiction der Kantonalrichter hätte sich also nach 
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diesem Entwarf erstreckt über Schmähworte und andere Be* 
leidigung, Nichtangabe der Geburt eines Kindes, Bettelei und 
Landstreicherei, verschiedne Beschädigungen oder Verletzungen 
auf dem Lande verübt, Diebstähle, welche als Feld- und Wald- 
frevel bereits durch das Gesetz vom 6. October 1794 zum 
Theil polizeilich bestraft werden, über Jagd und Fischereiüber- 
tretungen, welche vor der Einführung des Gesetzes von 1852 
immer durch die Kantonalrichter abgeurtheilt wurden , und 
dann den Kreisgerichten übertragen wurden, über die lieber- 
tretungen gegen allgemeine Massregeln der Innern Verwaltung, 
gegen die Dienstpflicht und gegen die Gemeindeverordnungen. 

Da der fünfte Zusatz*Artikel der Verfassung der Regie- 
rung die Verpflichtung auferlegt zur Vorlegung eines Gesetzes- 
entwurfes einer neuen richterlichen Organisation und bereits 
durch die gegenwärtigen Minister am 24. September 1853 eine 
Commission zu diesem Zwecke ernannt war, war die zweite 
Kammer dem Entwürfe von vornherein nicht günstig gestimmt. 
Sehr viele Mitglieder sahen in der Vorlegung dieses partiellen 
Gesetzesentwurfes einen Eingriff in die Vorschrift des Ver* 
fassungsgesetzes , und verlangten eine Vorlegung und Beur- 
theilung des Ganzen, ehe man zu einer Anordnung und Ein- 
theilung der Befugnisse der einzelnen Gerichtsbarkeiten über- 
gehen würde. 

Wiewohl sonst alle Mitglieder dem Grundsatze beistimm- 
ten, dass dem Rechtsgebiete des Kantonalrichters in Civil- und 
Strafsachen mehrere Ausdehnung gegeben werden könnte, so 
meinten jedoch die Meisten, dass die Regierung viel zu weit 
gegangen war, und wollte eine bedeutende Mehrheit die Rechts- 
macht des Kantonalrichters zu einer Gefangnissstrafe beschrän- 
ken. Nach ihrer Ansicht wird bei den Kantonalgerichten nach 
ihrer gegenwärtigen Einrichtung die nöthige Garantie und die 
gehörige Berathung vermisst, und werde nicht bloss bei diesen 
Gerichten die gemeinschaftliche Berathung mehrerer Richter ver- 
misst, es sei auch das Personal der Kantonalrichter und ihr^r 
Stellvertreter nicht für eine so ausgedehnte Rechtsmacht berechnet. 
Der geringen Besoldung wegen wird beim Ernennen zu diesen 
Stellen nicht immer auf die nöthigen-Fähigkeiten Rücksicht ge^ 
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iiommen. Die Art ibter Besoldung, .welcbe meist in Sportein 
bestellt, wäbrend die Staatsbesoldung aebr gering lat, .stebt 
mit der riobterlicben Würde im Widerspräche und lübmt die 
Garantie für gute Recbtspüege. Die Kantonalriditer werden 

. siebt auf Lebenszeit sondern für füni Jabre gewählt. Sie ver- 
missen dadurch die für die Unabhängigkeit des Richters 
notbwendige Hauptgarantie. Die fehlerhafte Aaordaung der 
Staatsbehörde beidenEIantonalgerichtensei das schiimmiste Hebel. 
In einzelnen Städten möge diese Anordnung nichts zu wüs- 
sehen übriglassen , wo die Polizeicommissäre diese Stelle ein- 

. nehmen; auf dem Lande sind es die Bürger meiater , eine ad- 
ministrative Macht, welche diese ihrer Stelle ganz fremde 

-richterliche Bemühungen ohne B^oldung wahrn^men. Bei 
dem Mangel an einer vorläufigen Instruction sei eine Beduts* 
macht, welche sich zur Anwendung von sechs, beim Rüefc- 
fall sogar von acht Monate Gefängnissstrafe erstreckt, zu aus- 
gedehnt DiQ Eantonalrlcbter stehen bei der Bestrafung von 
Yergdien, vorzüglich von schwerer Art, nicht auf dem näm- 
lichen aelbstständigen Standpunkte wie die ricbterlieben CoUe- 
gien^ weil bei Einzelnricbtern die Person* des Richters als Be- 
^Eater erscheint, bei Letzteren hingegen die Strafe von einer Atl- 

' gemetnheit von Personen ansgebt. Während diese geschützt 
werden durch ihre gemeinschaftliche Verantwortiiebkeit, sind 

-bei jenen Yierkennungen und Mühseligkipiten öfters die. Folgen 
einer rechtmäesig aulerlegten Strafe. Bei der gegenwärtigen 
Einriebtung der Eantonalricbter sollte ihre Becbtszuständigk«iit 
Bkii beschränken auf einfache Polizeiühertretungen, welche de 

-piano entschieden werden können. Die meisten Eantonalge- 

■ fä^gnisae, welche einzelne Orten ausgenommen, aus Tbürmen 
oder ähnlichen unbequemen Localitäten bestehn, seien für.Ver- 
iOftbeilte auf eine längere Zeit wie einzelne Tage. nicht ein- 

:.gerichtet. — Man bemerkt daher, dass das Princip nicht an* 

-gegriffen wurde, dass die Beschwerden ausschliesslich die gegen- 
wärtige fehlerhafte Einrichtung der Eantonalgericbte und der 
G^eföngnisae betrafen. Eine Ausdehnung nicht blos der Zu- 
ständigkeit, sondern auch des Reehlsgebietes dieser G^iiAle, 
wodurch man ihre Zahl beschränken würde, wäre.das einfaobe 
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Hittel um ein tüchtiges Personal mit besserer Besoldang zu 
erlangen. Eine Besoldung ohne Sportein y die Ausübung der 
Staatsbehörde durch einen fest besoldeten Rechtsgelefarteti, 
die ZutretUDg der Stellvertreter des 'Kttutonalrichtens als Rich- 
ter zur Besoldung eines richterlichen CoUegiums wenigstens 
tn schweren Fällen, und eine zweckmässige Einrichtung 
der Kantonalgefängnisse wären jedoch nothwendig* Es wer- 
den ausserdem folgende Bemerkungen gemacht. Dos An- 
bbiteki und stfenge Vernehmung von Landstreichern ftibrt 
öfters zur Entdeckung von schwer verübten oder erst vorbe- 
reiteten ^Verbrechen; zu dieser Vernehmung Ist die Staats- 
behörde bei den Kreisgericbten mehr Im Stande, wie der 
Eantonalrichter. In Belgien, wo seit 1849 die Landstreicher 
vor dem Friedensrichter zu Rechte stehen, hätten sich die 
üblen Folgen dieser Ueberbringung bewährt. Eine Bestrafung 
der Nichtangabe der Geburt eines Kindes oder der Nichtüber* 
gäbe eines Findlings an den Beamten des Civilstandes (Art. 
346 und 845 C. P.) durch den Kantonalrichter würde eine Zu- 
nahme des Kindermordes veranlassen. Nicht die Uebertretung 
selbst, sondern der Zweck der Strafbestimmung sei hier die 
Hauptsache. Die Zerstörungen und Vernichtungen, wovon in 
Art. 447, 449, 450 des C. p. die Rede ist, sind öfters die 
Veranlassung von Hass und Rachsucht, die Verletflungen 4n 
Art. 456 des C« p. bezeichnet, veranlassen öfters schwere 
präjudice Fragen und sind zuweilen der Anfang von ernsthaften 
Aufläufen. In einem Lande, dessen grösster Thell ans Deldh- 
und Wasserwerken besteht, sei es gefährlich, die Uebertretutigen, 
welche diese Angelegenheiten betreffen (Art. 457 C. p.), aus 
welchen sehr wiehtige Streitigkeiten entstehn können, der Ent- 
^ Scheidung eines Kantonalrichters zu überlassen. 

Es werden ausserdem verschiedene Artikel des Code F^nal, 
seit seiner Einführung in diesem Lande, beschränkt, erweitert, 
ergänzt oder ersetzt durch besondre Gesetze. Bei einer Auf- 
zählung der Hauptmodificationen werden wir die Folge 4er 
Artikeln im Code p^nal soviel möglich behalten. 

Das Gesetz vom 12. December 1817 (St.-Bl. Nr. 33) 
ergänzte Art. 77 iles Code pd&al, indem es die aieht dem 
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militärischen Rechten unterworfenen Personen, als Yerführery 
Gehiüfe, Begünstiger, Hehler der Desertion bestraft mit einer 
Geldbttse von 100 bis 500 Gulden, oder einer Gefängnissstrafe 
von drei bis sechs Monate. Die Strafe wird öffentliche Aus- 
stellung auf einem Schaffotte und Zuchthausstrafe von fünf 
bis zehn Jahre, wenn es geschieht, damit der Desertirte Dienst 
annehme bei einer fremden Macht. 

Das Gesetz vom 16. Mai 1829 (St.-Bl. Nr« 34 betrach- 
tet als Mitschuldige (medepligügen) eines verübten Ver- 
brechens oder Vergehens, diejenigen, welche entweder durch 
öffentliche Anreden in grösserer Versammlung von Personen 
gehalten, oder durch Anschlagzettel, gedruckte oder nicht ge- 
druckte, verkaufte oder verbreitete Schriften, die Bürger oder Ein- 
sässigen zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens auf- 
forderten, auch wenn nur ein Versuch zum Verbrechen oder 
Vergehen hat stattgefunden ; hat hingegen die Anreizung keine 
, Folge gehabt, wird sie bestraft mit einer Geldbusse von 50 
bis 100 Gulden, oder, wenn erschwerende Umstände vorhan- 
den sind, mit einer Gefängnissstrafe von sechs Monate. Die 
Vorschriften der Art 367 bis 375 des Code p^nal über In- 
jurie oder Verläumdung werden durch dieses Gesetz ausge- 
dehnt auf die gegen die öffentliche Gewalt oder Gorporationen, 
welche aus mehr als einer Person bestehen auch wenn keine Person 
bestimmt bezeichnet ist. Schriftliche Injurie und Verläumdung 
kann nur bestraft werden auf eine Anklage der beleidigten oder 
verläumdeten Partei. Durch diese Vorschriften wird jedoch das 
Becht nicht aufgehoben, über Handlungen der öffentlichen Be- 
hörden seine Gedanken zu äussern und sie zu beurtheilen. Bereits 
hatte früher das Gesetz vom 28. Sept. 1816 (St.-Bl. Nr. 51) 
Strafen festgesetzt gegen diejenigen, welche fremde Fürsten 
und ihren persönlichen Character beleidigen oder beschimpfen. 
Für das erstemal Geldbusse von 500 Gulden, oder Gefäng- 
nissstrafe von sechs Monate, bei Rückfall Gefängnissstrafe von 
ein bis drei Jahre, welche Strafe ausgedehnt wird auf Drucker, 
Herausgeber, Buchhändler, Hausirer, wenn der Schreiber nicht 
zu finden ist. Das verbotene Werk wird ausserdem confiscirt. 
Den Druckern, Herausgebern, Buchhändlern wird ihr Patent 
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eingezogen. Sie dürfen während drei, bei Rückfall sechs Jahren 
ihren Beruf nicht ausüben. Die politischen Zustände in 1830 
veranlassten eine Erweiterung des Gesetzes von 1829. Das 
Gesetz vom 1. Juni 1830 (St.-Bl. Nr. 15) bestraft mit einer 
Gefängnissstrafe von zwei bis fünf Jahren Jeden, welcher, auf 
welche Art und durch welche Mittel auch, boshaft und öffent- 
lich die Würde oder die Macht des Königs, oder die Bechte 
des königlichen Hauses hat angegriffen, oder die Person des 
Königes auf gleiche Weise schmäht, beschimpft oder beleidigt* 
Die Strafe ist von ein bis drei Jahren, wenn sie gerichtet ist 
gegen ein Mitglied des Hauses. Wer boshaft und öffentlich, auf 
welche Art und durch welche Mittel auch, die verbindliche Kraft 
des Gesetzes verletzt, oder zum Ungehorsam gegen sie an- 
reizt, wird mit Gefängnissstrafe von sechs Monaten bis drei 
Jahre gestraft. Die Strafen können bei Bückfall um die 
Hälfte des Maximums erhöht werden. Die Erhöhung beziehet 
sich auch auf das Gesetz von 1829. Die Strafen verjähren 
durch den Verlauf von zehn Jahren, vom Tage der Bechts* 
kraft des Unheils an (Ges. vom 3. Mai 1851 St.-Bl. Nr. 44). 
Eine wichtige Aenderung war die Ersetzung der Art 132, 
133, 134 des Code P^nal durch das Gesetz vom 24. April 
1836 St.-BL Nr. 13. Der dortige Zustand unserer Münzen, 
welche allmählig sehr verdorben und abgenutzt waren, hatte 
eine Menge Münzverbrechen, die Interpretation der Worte 
contrefait ou altere viele Streitigkeiten, die Furcht vor 
dem Aussprechen der Todesstrafe viele Freisprechungen veran- 
lasst. Das Gesetz enthielt die folgenden Bestimmungen: Art. 2. 
Wenn die Handlung im Nachmachen oder in der verbrecheri- 
schen Theilnahme an in Umlaufbringen oder Einführen von 
nachgemachten g o 1 d n e n oder silbernen national gangbaren 
Münzsorten besteht, so wird eine Zuchthausstrafe von 5 bis 20 
Jahre angewendet. Art. 3. Wenn sie besteht im Verändern, 
und also Verfälschen oder Verstümmeln oder äusserlich Ver- 
letzen von g 1 d n e n oder silbernen nationalgangbaren Münz* 
Sorten oder in einer verbrecherischen Theilnahme am in Umlauf 
bringen oder Einführen von derartigen gefälschten Münzsorten 
soll die nämliche Strafe stattfinden; der Bichter hat aber in 
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diesem Falle die BefugnisB, bei sehr mildernden Umständen 
nor die Zacfathatisstrafe von fünf bis zehn Jahren anszuepre- 
ehen. Die Strafe ist von fünf bis fünfzehn und bei mildern- 
den Umständen von fünf bis zehn Jahren Znchthaus, wenn sie 
kupfernen Mttnzsorten gilt (Art 4). In den FäUen des Art. 134 
des C. p. wird Zuchthausstrafe von fünf bis zehn Jahren an- 
gewendet; jedoch hat der Richter die Befugniss, bei mildern- 
den Umständelt oder wenn es knpiemen Münzen gilt, eine cor'- 
rectionelle Strafe TOn 1 bis 3 Jahre dem Schuldigen aufzu- 
legen (Art. 5). Mit dem Tode werden nur gestraft (jedoch 
dnrch Art. 3 des Gesetzes rem 29. Juni 1854 in Zuchthaus 
Ton 5 bis 20 Jahre verändert) Münzmeister oder Andere , die 
eine Verwaltung der Reichsmünze haben oder auch Arbeiter 
bei der Münze, welche sich des Nachmacbens der bezeichne- 
ten MünzBorten schuldig gemacht haben. 

Die Gesetze vom 18. Deeember 1845 (St.-Bl. Nr. 90) 
Art. 8 und vom 17. September 1849 (St.*BI. Nr. 46), Art 7 
enetzen den Artikel 39 des C. P. Nach dem erst genannten 
Gesetze wird Derjenige^ welcher Papiergeld nachgemacht, ver- 
fälscht oder verbrecherisch in Umlauf gebracht oder eingeführt 
haben wird, nach dem zweiten, eine veränderte Redaction, wer 
Parpiergeld nachgemacht oder verfälscht, oder nachgemachtes 
verfälschtes mit Vorsatz in Umlauf gebracht oder eingeführt haben 
wird, bestraft mit Zuchthausstrafe von fünf bis zwanzig, oder 
bei mildernden Umständen von fün( bis fünfzehn Jahre. . Das 
Gesetz vom 12. April 1850 (St.-Bl. Nr. 15) dehnt diese Strafe 
aus auf das Nachmadien oder die Veriälsohung von Postsie-' 
geln oder deren Gebrauch, wenn man weiss, dass Sie nach- 
gemacht oder verfälscht sind. Art« 9 des Gesetzes vom 18. Sep- 
tember 1852 (St.-Bl. Nr. 78) dehnt die Strafe des Art. 141 
des G. P., Zuchthaus von fünf bis zehn Jalu*e, aus auf das 
Einsetzen, Anfügen oder Uebertragen von Stempelmarken in, 
an oder auf andere Gegeimtände als diejenigen, woran Sie 
ursprünglich angebracht sind. 

Die Strafe des Art. 187 und 378 des C. P. wird durch 
Art 10 des Gesetzes vom 7. März 1852 (St.-Bi. Nr. 48), zum 
Schutze der Commnnication durch electro- magnetischen Tele- 
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grapben, Disojenigeti gedroht, streiche In ihirem Amfsyerhälthisse 
in et^em Telegiraphenbureaa sich schuldig gemacht habe», am 
Zurückhalteh oder Oeffnen roh iele^raphtschen B^Hcffatea odet 
der Veröffentlichung von Geheimtiiösen, die In diesen Berich- 
ten ehthäUen i^ind. Art. 463 des C. P. Ist anwendbar auf die 
Uefbertretungeri , tt^elchfe durch dieses GeWtz bestraft inreWen. 

Die Strafverordnungen gegen die Beamten dds Civilstan* 
des (Art. 192—195 C. P.) ^erdfen erweitert durfeh die folgenden 
Vorschriften: Art. 197 des Gesetzes vom 8. Je^iiier lölT 
(St.-BI. Nr 1) Verbietet die^^ii Eleäihten, bei Btr^f^ vöti täu^ 
send Gulden oder Gefanghiss Von ein bis zwei Jahi^e bei einisr 
völligen Zahlungsunfähigkeit, eine Manspersoh in diä Heirättis- 
Register einzutragen, wenn Er nicht den gehörigen Bleweis ^ö- 
liefert hat, dass Er den Verpflichtungen der Nationälmiliz, welche 
bis auf den Augetiblick auf ihm ruhen, erfüllt hat. — Der 
königliche Beschluss vom 31. Juli 1828 (St.-BL Nr. 51) ver- 
pflichtet die Beamten des Civilstandes von allen Sterbefällen ohtie 
Unterschied schriftliche Mittbeilung zu thunj döm FH^densrich- 
fet jedes Kantons (jetzt Eantonalrichter), woHn dei* Gestorb^nö 
gelvohnt hat, innerhalb 24 Stünden nach der Abgabe des Stei*- 
befallöÄ. — Die Art. 27 und 137 des Civilg^ietitufehes ge- 
ben Audserdem den Ereisgerichten die B^fugniss, deb Beämtisn 
dcfs Glvilstandes eine G^ldbusse äüfztile^eä, doirl^ti Maximum 
htitidert Gulden sein sdll, für Uebe^ttetüngen , nicht gestraft 
durch das Sti^afgesetzbttch. 

Die Art. 11 nnd 12 des Gesetzes für diH richterliche 
O^ganiiTätion bestimmen, dass in Ürth^ilen, ifodürch ein Mit- 
glied der richterlichen Gewalt zu diner Lefb- tthä entehrenden 
Strafe verurtheilt wird, zugleich i^eine Absetzni^g ausgesprochen 
werde. Jed^r Rath, Richter oder Gerj<ihtsschreib6l*, der zu einer 
cörröctionellei^ Strafe verurtheilt, kann auf d^h Antrag des Gef- 
netftl-Frocurators durch den hohen Rath (Cassäti<^ifs- und 
obercrten Gerichtshof) entsetzt werden, nachdeni £i^ tnit iseifier 
Vertheidiguiig gehört ist; die Entsetzung eines Mitgliedes itü 
öffentlichen Mhiisteriums geschietit iti diesem Fälle durch deti 
K^ttlg, ixachdett dei* höhe Räth gehöht Ht 

Nach Art. 51 d^s Gesetze)^ fflr dai^ MWM voin 9. Ja» 
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1842 (St.-Bh Nr. 20) soll im Urtheile, welches den Notar zu 
einer criminellen Strafe verurtheilt, zugleich seine Absetzung 
ausgesprochen werden. Jeder Notar, der zu einer correctionel- 
len Gefängnissstrafe verurtheilt ist, kann auf ein Ansuchnngs- 
schreiben des öffentlichen Ministeriums , nachdem er mit seiner 
Yertbeidigung gehört ist, durch das Ereisgericht von seinem 
Amte entsetzt werden. 

Das Gesetz vom 10. September 1853 (St.-Bl. Nr. 102), 
welches die Aufsicht über die rerschiedenen Eirchgenossen« 
Schäften anordnet und das Gesetz rom 18. Germinal Jahr X 
(8. April 1802 Bull. d. lois. Nr. 72) abschafft, verurtheilt zum 
ersten Male in die Eosten und bestraft bei Rückfall mit Sus- 
pension in der Ausübung der Bürgerechte für eine Zeit von 
3 bis 10 Jahre und einer Gefängnissstrafe von einem Monat bis 
zwei Jahre, zusammen oder vereinzelt: die Verwalter und 
Vorstände von Eirchgenossenschaften, welche die Statuten der 
Einrichtung und Verwaltungen, insofern sie nicht bereits be- 
kannt gemacht sind, dem Eönige nicht mittheilen, und zwar 
innerhalb einem Monat nach Verkündigung dieses Gesetzes. Neue 
Bestimmungen müssen ebenfalls vor oder gleichzeitig, sobald das 
Gesetz in Wirkung tritt , zur Eenntniss des Eöniges gebracht 
werden (Art 9) ; Fremde, welche eine kirchliche Stelle antre- 
ten ohne königliche Zustimmung, welche jedoch nur im In- 
teresse der öffentlichen Ordnung und Ruhe geweigert werden 
kann (Art. 2). Das Halten von Synoden, Zusammenkünften, 
das sich Niederlassen als Haupt oder Vertreter einer kirchli- 
chen Genossenschaft, wenn der Eönig den Ort der Zusammen- 
kunft oder Niederlassung nicht gebilligt hat. Auch hier kann 
Weigerung nur im Interesse der öffentlichen Ordnung und Ruhe 
stattfinden (Art. 5). Das Tragen der Eleidung bei den kirch- 
lichen Feierlichkeiten oder bei der Ausübung des öffentlichen 
Gottesdienstes üblich, durch Diener des öffentlichen Gottesdien-* 
stes ausserhalb der Gebäude oder eingeschlossener Orte. 
Diese letzte Vorschrift gilt jedoch nicht für die Orte, wo 
die Ausübung des öffentlichen Gottesdienstes ausserhalb Gebäu- 
den und eingeschlossenen Räumen, durch Gesetze und regle- 
mentäre Bestimmungen ist zugelassen (Art. 5). Nach diesöm 
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Gesetze wird bei jeder Errichtung und Einrichtung eines Ge- 
bäudes zum öffentlichen Gottesdienste, innerhalb zweihundert 
Ellen von einer bestehenden Kirche, im Interesse der öffent- 
lichen Ordnung eine Untersuchung und Entscheidung der Ge- 
meindeverwaltung gefordert über die Gründung. Wenn die 
Errichtung oder Einrichtung ohne Erlaubniss stattgefunden hat, 
so wird das Gebäude geschlossen (Art. 7). So kann auch 
im Interesse der öffentlichen Ordnung und Ruhe das Glocken- 
geläute zur Feier von kirchlichen Feierlichkeiten, oder zur 
Ankündigung zum Gottesdienste, in Gemeinden wo sich Kir- 
chen befinden von mehreren Genossenschaften, durch den könig- 
lichen Commissär in der Provinz verboten werden, und das 
Glockengeläute zu andern Zwecken ist ohne Erlaubniss der 
örtlichen Polizei nicht gestattet. 

Das Gesetz vom 22. April 1855 (St.-BL Nr. 33) regelt 
die ministerielle Verantwortlichkeit. Nach Art. 3 dieses Ge- 
setzes sind strafbar Vorstände des ministeriellen Departements, 
wenn sie vorsätzlich königlichen Beschlüssen oder königlichen 
Entscheidungen, welche das Fundamentalgesetz, Gesetze oder 
allgemeine Maasregeln von innerer Verwaltung des Staates 
oder seiner Colonien und Besitzungen in andern Welttheilen 
verletzen, ihre Mitunterzeichnung verleihen; oder zur Ausfüh- 
rung beitragen, von königlichen Beschlüssen oder Entscheidun- 
gen, welche die Mitunterzeichnung von einem der Vorstände 
des ministeriellen Departements ermangeln, oder welche Ent- 
scheidungen oder Befehle geben, oder bereits bestehende hand- 
haben, durch welche die Vorschriften des Fundamentalgesetzes 
und der übrigen Gesetze, die allgemeine Massregeln von innerer 
Verwaltung verletzt werden, oder welche die Ausführung, 
oder den Befehl dazu unterlassen, insofern die Ausfüh-^ 
rung des Gegenstandes zu ihren ministeriellen Departements 
gehört, oder ausdrücklich ihnen aufgetragen ist. Bei Ver- 
nachlässigungen der Ausführung begründet bereits die grobe 
Nachlässigkeit die Strafbarkeit. Die Vorstände des ministe- 
riellen Departements werden vor dem obersten Gerichtshofe 
(hohe Ratfa) angeklagt von der zweiten Kammer der General- 
Staaten* Die Strafe ist für die ersten genannten Fälle Landes- 
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verw«i8iiiig von drei bit sehn Jahrea, oder Gefängniss von 
drei Monaten bis drei Jahren, im leteten Falle, YemachlSssi- 
gung der Ausführung, Lapdesverweisung von ein bis drei Jah* 
ren, oder Gefängniss von ein bis sechs Monaten. In den 
ersten Fällen wird der Verurtheilte zugleich verlustig erklärt 
der Aemter, Würden und Ehrentitel, er verliert auch den 
Anspruch auf Pension. Beides kann stattfinden im letzten 
Falle. Wenn kein Vorsatz, sondern grobe Nachlässigheit vor-* 
banden ist, ist die Strafe Verlusterklärung von Aemtern, Wür- 
den und Ehrentiteln; auch in diesem Falle kann er seinen 
Anspruch anf Pension verlieren. Das Recht auf Verfolgung 
und Straffordernng verjährt mit fünf Jahren, welche zu laufen 
anfangen von dem Augenblicke, worin das Verbrechen ver- 
übt ist. Die Verjährung wird unterbrochen durch Anklage 
oder Verfolgung. Die Strafen, die in Urtheilen des hohen Rathes 
ausgesprochen werden, verjähren mit zehn Jahren. Die Ver- 
jährung dehnt sich aber nicht aus über die herzukommenden 
Strafen von Verlusterklärung und Verlust des Ausspruches auf 
Pension. Die Bestimmungen des Code p^nal behalten ihre 
volle Anwendung für die Amtsverbrechen von Häuptern des 
ministeriellen Departementes, welche nicht in diesem Gesetze 
beschrieben smd. 



XVIII. 

Der französische bürgerlische Prozess nach den 
neuesten Verbesserungsvorschlägen. 

Von 
nHUeriuater« 

i) De PorgamsaHon Judiciaire et de la procedure civile en France par 
JS. Regnard, Doeteur en droU Paris cÄes Durand 1855, 

2) QueÜea soni au poini de vue jiaidique et au point de vue philosopMque 
les reformes doni tiotre procedure civile est suscepiibk par Seligman^ 
juge au iribunal de Rheims, Rheimi 1855, 

Die französ. Civilprocessgesetzgebung hat auf die Aus- 
bildung der Gesetzgebung in andern Ländern Europa's, insbe- 
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sondere auch auf die ddutsebe CiyUprpy^essg^eetzgebuDg 80 
vielfachen Einflnse gehabt, kt zugleieb in Deutschland i^in Ge- 
genstand Ton Streitigkeiten In Bezug auf die Frage geworden^ 
inwieferoe die Grupdsätze des franzps» Code Nacbabmung Ter- 
dienen, dass eine genauere Betrachtung dieser Gesetzgebung 
der allgemeinen Aufmerksamkeit würdig ist. Wer aber über 
den Wertb einer Prozessgeset^gebung urtbsUen wil), darf nicht 
blos an das Gesetzbuch sich halten , sondern muss die An- 
wendung desselben, die Bechtsübung, wie sie die Lücken des 
Gesetzbuchs ausfUUt, in welchem Zusammenhang die An- 
wendung mit technischen Elementen, mit gewissen Einrichtun- 
gen steht, und die Stimmen buchten, in welchen insbesondere 
die Bechtsqchenden, in Bezug auf eingeschlichene Missbräuche 
oder Yerfafarungsarten ihre Klagen vorbringen. In Frankreich 
(^hlie es nicht an solchen Klagen; allein die Wissenschaft 
liAtte verhältnissmässig für die Verbesserung in diesem Fache 
wenig geleistet Am meisten hatte die Genfer Prozessordnung 
von 1819 einen Anstoss gegeben. Die Arbeiten des geist- 
reichen und praktischen Beilot hatten auf die Mäng^ der 
franz. Prozessordnung aufmerksam gemacht, und das von ihm 
bearbeitete Prozessgesetzbuch enthielt im wesentlichen die 
wichtigsten Verbesserungen, deren der Code fähig ist Noch 
wichtiger wurden die sßit 1848 in Deutschland durch das Be- 
dürfniss, die bisherige Gerichtsverfassung umzugestalten und die 
vielfach geltend gemachte Ceberzeugung, dass am besten die 
französ. Gesetzgebung zum Grunde gelegt werden sollte, 
hervorgerufenen Arbeiten mit der Bichtung, Verbesserungen des 
franz. Civilverfahrens nach den Forderungen der Gesetzgebunga- 
Wissenschaft und im Einklang mit deutschen Rechtsansichten 
und Uebungen vorzuschlagen. Am meisten hatte die Hanno- 
versche Clvilprozessordnung gelehrt, wie wohlthätig die Be- 
folgung dieser Richtung werden könne. In neuester Zeit hat 
das im Jahr 1854 verkündete Cirilprozessgesetzbuch für 
Piemont wesentliche Verbesserungen des franz. Code eingeführt 
und in der von der Regierung der Kammer vorgelegten Denk- 
schrift und dem Bericht der zweiten Kammer liegt ein Schatz 
von kostbaren Mittheilungen der Erfahrungen und Verbesse- 
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nmgsrorBchlSge. Wir freuen uns, dase in neuester Zeit in Frank* 
reich selbst Stimmen sich erhoben haben, welche mit Sach- 
kenntniss und redlichen Willen das franz. bürgerliche Verfahren 
zum Gegenstand der Forschungen machten, und aufrichtig die 
Mängel in allen Einzelnheiten zur Sprache brachten. Es ist 
dies in den zwei Werken geschehen, deren Titel wir oben an- 
gegeben haben. Der Verf. des ersten Werkes erkennt den 
wahren Standpunkt, von welchem der Gesetzgeber in Civil? 
prozesssachen ausgehen muss. Er fragt: Wie soll den gerech- 
ten Forderungen der Mehrzahl der Rechtsuchenden, yorzüglich 
derjenigen, die auf dem Lande und in kleinen Städten wohnen, 
Rechnung getragen und ihnen durch das Gesetzbuch eine Rechts- 
hülfe gewährt werden, bei welcher sie für kleine Forderungen 
von gering^rm Betrage, welche die Mehrzahl bilden, ohne 
grosse Kosten, vorzüglich den durch Beiziehung der Anwälte 
verursachten, eine rasche und doch gerechte Rechtshülfe erlan- 
gen? Wie soll diese Forderung in Einklang mit einer Andern 
gebracht werden, nach welcher in schwierigen Streitsachen, 
wo nicht blos die Grösse des Betrags, sondern wichtig Fa- 
milien- oder Gewerbsrücksichten eine gründliche Verhandlung 
fordern, durch Anordnung zweckmässigerer , die Gründlichkeit 
gewährleistender Formen eine gerechte Entscheidung verbürgt 
werden können? Eine Prozessordnung, welche bei den Streit- 
sachen der zuletzt bezeichneten Art am Platze ist, und den 
Wünschen der dabei Betheiligten entspricht, verletzt in den 
Streitsachen der ersten Art die Interessen und Forderungen 
der Rechtsuchenden. Niemand kann verkennen, dass der 
franz. Code de procedura, der sich vorzugsweise an die in 
Paris üblichen Prozessformen hielt, bei den Landleuten und 
Bürgern in kleinen Städten vielfach Klagen hervorruft, während 
er von den Bewohnern grösserer Städte gerühmt wird. Der 
Verf. des vorliegenden Werkes, der in einer kleinen franz. Stadt 
lebt, spricht dies auch atis, und leiht eigentlich nur den An- 
sichten eines sehr grossen Theils seiner Landsleute seine Stimme. 
Sein Werk enthält Erörterungen, welche jedem mit Gesetzge- 
bungsarbeiten über bürgerlichen Prozess Beschäftigten wichtig 
sein werdenj er macht sich (p. 6) seine Aufgabe klar, über 
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das Parteigetreibe sich zu erheben und bei der Angabe der 
von ihm bezeichneten Mängel nnd Missbräuche auch die Ur- 
sachen derselben hervorzuheben. Indem wir dem Entwicke- 
lungsgange des Verf. folgen, werden wir die einzelnen Ansich- 
ten und Verbesserungsvorschläge angeben können. Der Verf. 
weist (p. 7) nach, in welchem innigen Zusammenhange 
mit den Prozessbestimmungen die Gerichtsverfassung steht, indem 
er vorerst die verschiedenen Einrichtungen derselben nach den 
Perioden durchgeht, welche unter den Einflüssen von politi- 
schen und Parteiansichten in Frankreich auf die Gesetzgebung 
wirkten, er warnt (p. 24) vor der häufig verbreiteten Ansicht| 
welche die durch Einzelnrichter geübte Justiz für die beste 
hält; er hebt vorzüglich den Vortheil hervor, dass bei einem 
aus Mehreren bestehenden Gerichtshofe gründlichere Berathung 
der Sache vorkömmt und mehr Vertrauen zur Justiz begründet 
St. Gute Bemerkungen kommen vor (p. 31) über die beste 
Art der Ernennung der Richter; die Volkswahl hält der Verf. 
(mit Recht) für ein unglückliches, das System des Ooncurses 
nach der Erfahrung für ein unzuverlässiges. Das Institut der 
Staatsbehörde erklärt er (p. 40) für ein heilsames nur dann, 
wenn die Beamten desselben das Vertrauen als unpartheiische 
und unabhängige Männer geniessen, wozu wesentlich die Ina- 
movibilität gehört Eine nicht erfreuliche Erörterung des Verf. 
Ist die über die Käuflichkeit der Stellen der ofFiciers ministeriels 
(avou^s, notaires, huissiers p. 46—54); der Verf. vertheidigt 
diese Einrichtung aus sehr schwachen Gründen Wir glauben, 
dass ein neuer franz. Schriftsteller Recht hat (Baude in der 
Revue de deux mondes September 1855 p. 1049), wenn er 
die Ursache vieler Verbrechen in diesem Systeme findet; die 
statistischen Tabellen zeigen zur Genüge, wie viele Ver- 
brechen aus der Klasse jener Männer erscheinen, welche durch 
die Ungeheuern Preise, die sie für Stellen, z. B. des Notariats 
in grossen Städten zahlen müssen, in eine Lage gesetzt wer- 
den, in welcher sie- im ungezügelten Streben Geld zu gewinnen, 
um für die furchtbaren Ausgaben entschädigt zu werden\Izu 
unwürdigen Geldspekulationen getrieben sind, bei welchen bald 
die Gränze des Rechts fiberschiitten und der verbrecherische 
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Weg betreten wird. Gewias ist auch, daßs »elbst die 3Utlich- 
kelt durch das System (man erinnere sieb an die Ehen, welche 
der ärmere Mann mit einer ungeliebten, oft weit älteren aber 
reichen Person schliesst) ebenso wie die Justiz leidet, indem 
die Verzögerungen der Prozesse, das Streben durch viele 
Schreiberei Geld zu gewinnen auf Rechnung des Systems der 
Käuflichkeit zu setzen ist. Wie tre£fiich dagegen bewährt sich 
in den deutschen Kheinprovinzen , wo das franz. Gesetzbuch 
gilt, aber die franz. Käuflichkeit gesetzwidrig ist, der Zustand 
der avpuds und der notaire«. Der Verf. (p. 60) erklärt sich 
auch für die Beibehaltung der jetzigen Trennung der avouds 
wie der avocats; er zeigt, dass die Wirksamkeit der Ersten 
für die Parteien nöthig sei, welche sonst ihrer Unerfahren- 
heit überlassen würden, wie zahlreiche Communikationen und 
Schriften nothwendig werden. Wir bitten den Verf., die Er- 
fahrungen in Deutschland, und insbesondere in den Bheinpro- 
vinzen, in denen noch der Code gilt, zu sammeln, um sich 
zu überzeugen, dass die franz. Trennung der avou^s und avo- 
cats nicht nothwendig ist, und dass da, wo der Anwalt zugleich 
avou^ und avocat ist. Alles sehr gut geht, ohne dass Klagen 
entstehen. Begreiflich hat der Verf. (p. 80) auch eine andere 
Auffassungsweise von dem Wesen der Advokaten, als man in 
Deutschland hat ; was übrigens der Verf. von der Wichtigkeit 
der Advokaten, und ihrer mündlichen Vorträge sagt, ist recht 
gut, und gerne unterschreibt jeder, der diese Bedeutung ge- 
wissenhafter gut vorbereiteter, tüchtig rechtsgebildeten Anwälte 
kennt, die Schilderung des Verf., (p. 81) wenn er zeigt, 
dass der Richter durch die Vorträge der Advokaten gewinne; 
nur folgt daraus nicht, was der Verf. p. 85 beweisen will, 
dass die Verrichtungen der avou^s von denen des avocat ge- 
trennt sein müssen, seine Aeusserung, dass diese Trennung 
den Partheien den Vortheil du concours de Thomme d'affaires 
et de jurisconsulte gewähre, beruht auf einer irrigen Voraus- 
setzung, dass ein tüchtiger Anwalt nicht zugleich ein gründ- 
licher Jurist und ein gewandter Geschäftsmann sein könne; 
man muss nur nicht unter hommo d'affaires einen routinier der 
die Formularien gut kennt und anwendet, sondern einen Mann 
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yerstehen, der einen zweckmässigen Prosessplan macht und 
von den gesetzlich zulässigen Mitteln, die in dem einzelnen 
Falle passendsten zu gebrauchen weiss; hierzu gehört aber 
der nämliche Grad von Rechtswissenschaft , der von einem 
guten Advokaten gefordert werden muss. Der Verf. selbst 
(p. 88) spricht mit grosser Achtung von der Rechtswissen- 
schaft und beklagt das häufig vernachlässigte gründliche Stu- 
dium. Viel Gutes kömmt (p. 91) über die Lehre von der 
Gerlchts^iuständigkeit und (p. 95) über die verschiedenen Vor«« 
schlage in Bezug auf die Organisation der Bezirksgerichte vor. 
Wenn der Verf. (p. 100) verschiedene gemachte Vorschläge 
die Zahl der Richter durch junge Beisitzer, durch Staatsbehörde 
zu vermehren, verwirft, so hat er Recht, während man ihm nicht 
beistimmen kann, wenn er glaubt, dass die Besetzung mit drei 
Richtern völlig genüge. Wer den Gang, wie Urtheile zu Stande 
kommen im Collegiuro von drei kennt, kann wohl begreifen, 
wie die Gesetzgeber aus Sparsamkeit zu solcher Einrichtung 
kommen konnten ; aber rühmen wird er sie nicht als Mittel gründ- 
liche Urtheile zu gewähren. In Bezug auf die Friedensrich- 
ter (p. 110) zeigt der Verf. recht gut die Unklarheit der Ge- 
setzgeber über die Stellung dieser Richter; er hält (p. 111) die 
Ausdehnung ihrer Competenz für gefährlich (wir bitten die Be^ 
mer'kungen des Verf. wohl zu würdigen) nicht einverstanden 
aber kann man mit ihm sein, wenn er (p. 113) dem Frie- 
densrichter nicht die Entscheidung über die Vollstreckung seiner 
Urtheile geben will, weil er nur juge d'exception ; dies ist eine 
Phrase; die 1855 in der Grossh. Hessischen Kammer vorge- 
kommene Verhandlung über diesen Punkt (s. Archiv für Civil- 
praxis XXXVIII S. 453) ist sehr belehrend, und mit Recht 
gibt das neue Hessische Gesetz dem Friedensrichter auch die 
Entscheidung über Vollstreckung seiner Urtheile. — 

Ueber die Vorschriften des Code wegen der Schiedsrich- 
ter macht der Verf» (p. 126) gute Bemerkungen, insbesondere 
auch darüber, dass die arbitrage forue in Gesellschaftsstreitig- 
keiten nicht zu billigen ist ; in p. 131 — 144 werden die Systeme, 
die in verschiedenen Zeiten die franz. Gesetzgebung, in Be- 
zug auf Zulässigkeit der Appellation befolgt hat gut entwickelt 
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und geprüft. In Ansehung des Characters der franz. Prozess- 
gesetzgebung zeigt der Verfasser (p. 156), dass der Code in 
dem er zuviel der alten ordonance folgte durch fiskalische In- 
teresse und durch Nachgiebigkeit gegen die Praktiker , welche 
nur Geld gewinnen wollten und nützliche Verbesserungen hin- 
derten, geleitet wurden und im Widerspruch auch mit den jetzi- 
gen Zuständen in Frankreich steht, wo das Grundeigenthum aus- 
serordentlich getheilt ist, und so eine Masse kleiner Eigenthümer 
vorkömmt, für deren Bedürfnisse der Code nicht sorgt. Eine 
scharfsinnige Erörterung (p. 158 — 168) bezieht sich auf die 
Frage: wie weit eine Prozessgesetzgebang das Interesse der 
Sicherheit, der Jlinfachheit und Schnelligkeit des Verfahrens 
verbinden und zwischen zwei Systemen, dem das Ermessen 
der Kichter nicht zu sehr beschränken und dem der Gefahr 
der Willkühr vorzubeogen wählen, in der Wahl der Formvor- 
schriften vorsichtig und nicht zu häufig die Nichtigkeit als 
Folge der Versäumung einer Vorschrift eintreten lassen soU. 
Der Verf. entwickelt (p. 169 das franz. Klagensystem; man 
bedauert dabei, dass der Verfasser nichts von Grundfehlern er- 
wähnt, nach welchen der Code noch die offenbar auf alten 
germanischen Rechtsansichten beruhende, nach dem heutigen 
Rechtsverhältnisse nutzlose und in der Rechtsanwendung irre- 
leitende Eintheilung der Klagen in bewegliche und unbeweg- 
liche beibehalten hat. In Bezug auf die actes judiciaires macht 
der Verf. (p. 193) verschiedene Klassen der bei Gericht vor- 
kommenden Handlungen, und verweilt dann (p. 200 — 243 bei 
den Lehren von den Prozesskosten, seine Nachweisungen der 
grossen Beträge sind belehrend, und rechtfertigen die Anträge 
auf Abstellung der Missbräuche. Die franz. Vorschrift, dass 
ein Sühneversuch von dem Friedensrichter gemacht wer- 
den muss, ehe der Kläger die Klage einbringen kann, wird 
vom Verf. (p. 254) als wohlthätig gelobt, bekanntlich hatte 
Bellot in Genf in der Prozessordnung von 1819, diesen Ver- 
such nicht mehr als nothwendig erklärt, der Verf. sucht die 
Gründe zu widerlegen, was ihm nicht gelungen ist ; er verweUt 
(p. 260) bei der Frage: ob die im Gesetze von 1790 ent- 
haltenen, im Code aber nicht wieder aufgenommenen Vor- 
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Schriften, dass wenn der Vergleich nicht zu Stande kömmt, 
doch in einem Protokoll die verschiedenen Erklärungen, Ge- 
ständnisse, Ableugnungen der Partheien aufzunehmen sind, 
nicht wieder hergestellt werden soll, was Toullier bejaht, 
während Boncenne die Frage verneint. Der Yerf« nimmt 
die Ansicht des Ersten an, gibt aber den Partheien das Recht 
zu verlangen, dass gewisse Erklärungen aufgezeichnet werden 
sollen. In Bezug auf die franz. dem Code zum Grunde lie- 
gende Abtheilung aller Streitsachen in ordentliche und sum- 
marische (ja nicht zu verwechseln mit der deutschen Unter- 
scheidung) erklärt sich der Verf. (p. 268) gut gegen die Ab- 
theilung, seine Gründe sind die von Beilot in Genf vorgebrach- 
ten, dagegen billigt er nicht die Bestimmung der Genfer Pro- 
zessordnung, welche davon ausgeht, dass die Regel das ein- 
fache Verfahren bilden, dass daher das schriftliche Vorverfah- 
ren nur eintreten solle, wenn das Gericht es für nöthig findet. 
Kach der Ansicht des Hr. Regnard wird dadurch zuviel von 
der Willkür der Richter abhängig gemacht. 

Die Schilderung des Verf. (p. 273—289) des sdhrift- 
lichen Vorverfahrens ist gut ; er lobt das jetzige System, allein 
nach unserer Erfahrung verdient die Vorschrift , dass der 
Prozess durch ein exploit des Gerichtsvollziehers beginne, 
keine Billigung. 

Niemand der französ. exploits, welche die Stelle der Kla- 
geschrift vertreten sollen kennt, kann glauben, dass der Beklagte 
dadurch erfährt, welche Klage gegen ihn angestellt werden soll ; 
das exploit ist eine magete nach den alten Formularien ab- 
gefasste Andeutung, bearbeitet von dem Huissier, der kein 
Jurist ist oder vom Schreiber des avoue, der wenigstens kein 
guter Jurist ist. Wir bitten die Erfahrung zu beachten, welche 
im Königreich Westphalen gemacht wurde, wo die (übrigens 
dem französ. Code nachgebildete) Prozessordnung vorschrieb| 
däss der Kläger dem Beklagten eine ordentliche Klage zustellen 
lasse, wir bitten ebenso die Erfahrungen in Hannover zu be- 
achten, dessen neue Prozessordnung die Einreichung einer Kla- 
geschrift verlangt um sich zu überzeugen, wie wohlthätig diese 
Anordnungen wirkten um dem Beklagten zu zeigen , welche 
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Klagö angestellt wird. — Wenn der Verf. p. 283 tadelt, dass 
nach dem Code mit dem exploit viele Urkunden vorgelegt wer- 
den sollen, wenn er zeigt, dass diess häufig unnütz (seine Nach- 
weisungen S. 288 sind recht gut), vorzflglich aber sehr kost- 
spielig ist (die Kosten der Abschriften steigen oft auf mehrere 
100 Francs), so hat er gewiös Recht. Der Verf. rögt noch 
p. 290 die Missbräcuhe, welche auch mit Recht ein neuer 
Schriftsteller der In Paris den Gang der Justiz beobachtete 
(Hr« Escher in den Beiträgen zur Kenntniss der bürgerlichen 
Rechtspflege Frankreichs S. 127) tadelt, indem er zeigt, dass 
in dem schriftlichen Vorvetfahren eine Masse nützloser von 
ungeschickten Schreibern mit irrelevanten Ausführungen ange- 
stellte requetes verfertigt werden, für welche die Partheien 
grosse Kosten zahlen müssen. Hr. Regnard zeigt, dass diese 
Schriften die der Code nicht kennt, die in einer nachsichtigen 
Praxis sich eingeschlichen haben, unnütz sind von Niemanden 
gelesen werden, und wie er sagt (p. 292) von den ävouesr 
gemacht werden, parcequ'ils ne peuvent obtenir qu' a ce prix 
la juste rettibution de leurs peines. — Interessante Erörterun- 
gen kommen p. 295 in Bezug auf die Urtheilsfällung vor, und 
zwar über die Art der Abstimmung, über die Trennung der Fra- 
gen und vorzüglich p. SOB Über die sogenannten qualftes. Kein 
Land ausser Frankreich ist zu der sonderbaren Einrichtung ge- 
kommen, dassT die Entscheidnngsgründe und! die vollständige 
Redaktion des Urtheils nicht die Sache des Richters, sondern 
der avoues ist, die zusammentreten um die qualit^s zu entwer- 
fen. In der Genfer Prozessordnung wnrde diese verzögerliche, 
die Kosten vermehrende und unzweckmässige Einrichtung ab- 
gestellt, weil der Richter welcher das UrtheiL fällt, auch am besten 
ita Stande ist, das Urtheil mit Gfünden zu redigiren. 

Der Veiff. billigt die Genfer Einrichtung und bringt mit 
Recht (p. 307) noch eine andere Einrichtung des Code (Art. 147) 
:^ur Sprache, nach welcher der Parthef, welche die Vollstreckung 
des Urtheiles betreiben will, eine Abschrift desselben dem avoue 
des Gegners und eine andere Abschrift det Gegenparthei selbst 
zustellen lassen miiss^ Man bemerkt leicht, welche unnötfaige 
Eouteü durch düeäe nfutdoBe Vortchrift (p. 307) vetätüäsört weN 
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den. Der Verf. stellt nun p. 312 seine Vorschläge der Ver- 
einfachung des Verfahrens zusammen; er will dass jede Par- 
thei vor dem Beginnen der mündlichen Verhandlung vollstän- 
dig die moyens ihres Gegners mitgetheilt erhält. Der Ausdruck: 
mojen ist vieldeutig; uns scheint, dass der Verf. zu wenig 
Werth darauf legt, dass in dem Vorverfahren die thatsächlichen 
Verhältnisse, das was der liläger will, mit Bezeichnung des 
juristischen Klagegrundes ebenso wie die Erklärung des Be- 
klagten was er von den jenseits behaupteten Thatsachen in^ 
gibt, welche Einrede er vorbringen will festgestellt werde. Es 
scheint, dass der Verf. dies durch die Forderung bezweckt, dass 
die conclusions des Beklagten enthalten sollen : 1) die reconnais- 
sance ou la denegation precise des faits allegues par le deman- 
deur, 2) les conclusions motivees de la defense. Der Vor- 
schlag des Verf. p. 315 über die Art wie der Gang der Ver- 
handlungen geführt werden sollte, um Klarheit zu bewirken 
verdient Beachtung, ebenso wie die Ausführung p. 321 über 
die furchtbaren Kosten eines franz. Prozesses mit den Ver-^ 
besserungsvorschlägen. — Bekanntlich gestattet der Code dem 
Gerichte, in verwickelten Fällen nachdem bereits die münd- 
lichen Verhandlungen vorgekommen sind, das schriftliehe Ver- 
fahren anzuordnen ; davon wird wenig Gebrauch gemacht, aller<^ 
dings weü in den meisten Fällen durch die mündliche Ver- 
handlung die Richter hinreichend aufgeklärt sind; allein aueti 
häufig weil die Richter die Kosten, welche dies Verfahren er- 
zeugt, den Partheien sparen wollen; der Verf. p. 327 zeigt, dass 
das nach dem Code geordnete Verfahren wirklich sehr kost- 
spielig und mit einer Reihe von nutzlosen Förmlichkeiten an- 
gefüllt ist; die Genfer Gesetzgebung hat eine grosse Verein^ 
fachung eintreten lassen, die der Verfasser billigt, während er 
der anderen Abänderung in Genf, nach welcher die Einrich- 
tung eines Referenten (wegen des gefährlichen Einflusses 
eines solchen durch sem üebergewicht) abgestellt wird, nicht 
beistimmt, vielmehr vorschlägt, dass das Gericht öfter ohn» 
nöthig zu haben zugleich ein schriftliches Verfahren anzuord- 
nen, einen Referenten aufzustellen, welcher die Partheien und 
ibfe Anwälte vor sich rufen ^ sie Ober Thatsachen, etwaige 
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Zweifel ihre Anträge vernehmen und Urkunden eiuBehen könn- 
te, worauf in der mündlichen Verhandlung auf eine mehr 
gründliche Weise die Erörterungen der Partheien Statt finden 
w ürden. Gewiss verdient dieser Vorschlag Beachtung. — Eine 
ausführliche Erörterung ist p. 338 bis 348 den Ungehorsams- 
urtheilen gewidmet. Das französ. System ist bekanntlich eigen- 
thümlich, die Fehler lagen nur in Unbestimmtheiten und Lücken 
des Gesetzes, so dass vielfache Streitfragen entstehen; der 
Verf. hat Recht wenn er die Grundlagen des französ. Systems 
beibehalten zu haben wünscht, allein Verbesserungen sind noth- 
wendig; die Genfer Prozessordnung hat bereits wieder solche 
eingeführt; manche wesentliche enthält die neue hannoversche 
und die sardinische Prozessordnung. Es gibt gewisse Prozess- 
reformatoren , welche durch eine furchtbare Strenge dem In- 
teresse der Justiz zu dienen suchen, z. B. durch die Drohung, 
dass die ungehorsamen Partheien als geständig angenommen 
und aller Vertheidigungsmittel verlustig erklärt werden, allein 
sie erwägen nicht wie häufig durch Schlauheiten und Umtriebe 
einer Parthei ein Ungehorsams Urtheil erwirkt wird, und der 
Ungehorsam oft nur die Folge der Nachlässigkeit des Anwaltes 
ist, für welchen die Parthei schwer gestraft würde« Es bedarf 
daher jener Garantien und Hilfsmittel, welche der Code ge- 
stattet; der Verf. zeigt, dass die Genfer Gesetze oft zu weit 
gegangen und mit Unrecht manche Vorschriften des franz. 
Code aufgehoben haben, z. B. wegen der Peremtion der Un- 
gehorsamsurtheile. 

In Ansehung der Beweislehre ist am meisten im franz. 
Code zu verbessern, und jeder der eine Beweisführung in 
Frankreich durchzumachen und die Kosten zu bezahlen hat, 
wird bald die franz. Vorschriften verwünachen, während der 
Code manche gute in Deutschland verschwundene Einrichtung 
beibehalten, aber sie schiecht durchgeführt hat; daher gehört 
yorzüglich das Interrogatoire sur faits et articles. Man weiss, 
dass in der Gesetzgebung vor der Revolution die Ansicht galt, 
dass, wenn man die Partheien zwingen wollte persönlich bei 
Gericht zu erscheinen, dies ein verletzendes Misstrauen gegen 
den avoue sein würde; man half dadurch, dass man die Be- 
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fragung nur auf schrifüiche Anträge der avon^s und nnr zu- 
Hess, wenn die zu beantwortenden Fragen voraus scbriftlich 
eingereicht und der zu befragenden Parthel mitgetheilt wurde. 
Die sonst so siegreiche Stimme von Lamoignon konnte nicht 
durchdringen gegen die Yorurtheile mit der man die avouds 
begünstigte. Der jetzige Code folgte im wesentlichen diesen 
alten Ansichten, und das kostbare Mittel Wahrheit zu entde* 
cken, wurde zu einem nutzlosen und kostspieligen gemacht. 
Die Kosten dieses interrog. betragen in Frankreich wenigstens 
150 Francs. Bellet in Genf hatte wesentliche Verbesserun- 
gen eingeführt; Hr. Regnard billigt die meisten derselben; 
es verletzt den gesunden Menschenverstand, wenn die zu be- 
fragende Parthei einige Zeit voraus die Fragen, die sie beant- 
worten soll, mitgetheilt erhält, und daher Gelegenheit hat sich 
vorzubereiten, um nach dem Rathe eines chikannösen Anwalts 
ihre Antworten fein diplomatisch, auf Schrauben gestellt, abzu- 
fassen. Der Verf. will (p. 336), dass in allen Lagen des 
Prozesses das Gericht von Amtswegen die Partheien zur Ver- 
nehmung in die Sitzung zu laden, und zu befragen befugt 
sein soll, dass aber auch die Partheien sich wechselseitig be- 
fragen können, und dass die zu stellenden Fragen vorher nidit 
mitgetheilt werden. In Bezug auf den Eid und die leibhaft 
verhandelte Frage, ob er beibehalten werden soll, madit der 
Verfasser eine Unterscheidung (p. 359); er nimmt an, dass 
der zugeschobene Eid als eine Art des Vergleiches beibehal- 
ten werden soll, (gleichsam als letzes Nothmittel) dass dage- 
gen der Erfüllungseid im Widerspruch stehe mit der Regel, 
dass das Zengniss in Sachen, deren Betrag 150 Francs über- 
steigt, nicht zugelassen werden darf; der vom Richter aufer* 
legte Eid sei aber auch an sich nicht zu billigen; der Verf. 
sagt (p. 360): si le juge defere le serment a Tune des par- 
ties pour se debarasser du poids d'nn doute, il court le double 
risque de donner l'occasion d'un parjure et de condamner la 
partie qui avoit droit. Der Verf. erwähnt, dass der Genfer 
Gesetzgeber dem Eide mehr Feierlichkeit gegeben habe, dass 
man dort die Parthei nicht Iiabe übereilen wollen; wir be- 
<datiem, dass der Verf. niobt den Hauptebaracter des Genfer 
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Oetetsas beachtet; dieser besteht darin (neuerlich ist auch in 
Prenssen dies durch Gesetz attsgesprochen), dass das Gericht 
nicht ohne weiteres schuldig Ist, die Parthel blos weil sie 
schwören will zum Eide zu lassen , sondern dass er sie zuvor 
genau um alle Umstände befragen, auf Widersprüche auf- 
merksam machen darf^ und erst da, wenn er sich überzeugt 
hat, dass die Parthel mit Wahrheitsliebe schwört, den Eid ge- 
statten soIL — In Ansehung des Zeugenbeweises schildert der 
Verf. die im Code vorgeschriebenen Förmlichkeiten, und zeigt, 
wie gross die Kosten sind (p. 366), bis Zeugenbeweis durdi* 
gefülirt ist. Der franz. Gesetzgeber wird in allen seinen Vor- 
schriften von der Ansicht geleitet ^ dass den Zeugen nicht an 
trauen ist; statt aber wie es verstKndig gewesen wäre, den 
Zeugenbeweis so zu ordnen, dass die Wahrheit am besten er- 
forscht und der Zeuge gleichsam gezwungen wird, Wahrheit 
zu sagen, unterwirft der Code den Zeugenbeweis einer Masse 
kleinlicher Formvorschriften, wo die geringste Unterlassung mit 
Strafe der Nichtigkeit bedroht Ist. Der Verf. (p. 367) schU«- 
dert dies sehr gut, und zeigt, dass vorzüglich die geheime 
Zeugenvernehmung vor einem juge commissaire durchaus nach- 
theilig, und öffentliche Vernehmung vor dem urtheilenden 
BIditer (wie in Stra&achen) nothwendig ist. Das ganze Ver- 
fahren wird darnach (p. 374) sehr einfach. Auch das im 
Code angeordnete Verfahren bei dem Augenschein (p. 876) 
hält der Verf. fär unpassend, und will (nicht so weit gehend 
als das Genfer Gesetzbuch) dem Gerichte das Recht gebeui 
wenn es zweckmässig gefunden wird, sich in seiner Gesammt- 
beit an den Ort der zu besichtigen zu begeben, oder einzehie 
Mitglieder dahin abzuordnen. In Bezug auf den Beweis durch 
Sachverständige zeigt der Verf. (p« 380), dass diese Beweis- 
führung in Frankreich häufig 400—600 Francs Kosten ver- 
ursacht, schon wegen der im Gesetze in allen Fällen ver-' 
langten Zahl (3) von Sachverständigen und vieler Formvor- 
schrifien; auch ist der Verf. (p. 384) mit Boncenne ein- 
verstanden, dass die franz. Vorschrift, nach welcher das Gut- 
achten schriftlich als G^anmitgutachten abgegeben werden 
ioUi aur Ueberbleibsel des alten schriftlichen Verbhrens seli 

4. 
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und dass die Wahrheit weit sicherer erlangt würde, wenn jeder 
Sachverständige persönlich vor Gericht sehi Gutachten geben 
muss. Auch in Bezug auf das Verfahren bei dem Urkunden^ 
beweise weist der Verf. (p. 391) nach, dass die Yorschriftea 
des Code ebenso kostspielig, als der Erforschung der Wahrhett 
nachtheilig seien, wegen der Vorschrift, dass das Verfohren vor 
dem juge commissaire vorgeben solle. Gerechten Tadel ver^ 
dient auch (p. 391) die Vorschrift des Code, nach welcher^ 
wenn vor dem Friedensrichter eine Parthei eine Urkunde ab^ 
leugnet, der Bichter nicht selbst das Verifikationsverfahren vor* 
nehmen darf, sonderii an das Gericht erster Instanz verweisen 
mass (blos aus der sonderbaren franz. Vorstellung, dass der« 
Friedensrichter ein juge d'exception ist, der über Jndd^' 
punkte nicht entscheiden soll). In Bezug auf das Verfak./ 
in der Berufungsinstanz rügt der Verf. (p. 309) die Vorschri^ 
ten von unnöthigen Förmlichkeiten, die Einreichung kostspieli» 
ger weitlSuftiger Schriften , die in der Regel keine Bedeutung 
haben, und die auffallende Bestimmung, dass die Gebühren 
der avou& in der höhern Instanz höher sind, als die der 
avouds erster Instanz, während doch ihre Mühe und Arbeit 
gleich ist. — Mit Recht findet auch der Verf. die Geldstrafe 
(Sucumbenzstrafe) des Appellanten, dessen Rechtsmittel abge* 
wiesen wird, als eine ungerechte Massregel; will man straf enj 
so soll nach der Ansicht des Verf. (p. 414) dem Gerichte das 
Recht gegeben werden, dem Appellanten im Fall wenn die 
chikanöse Absicht bei dem Gebrauch des Rechtsmittels sidi 
er^bt mit einer Art Privatstrafe zum besten des andern TheilQ, 
gleichsam als Entschädigung zu belegen. Unsere bisherige 
Mittheilung mag genügen, um zu zeigen, wie belehrend das 
Werk des Hr. Regnard für Jeden ist, der mit Prozes^^ 
setzgebung sich beschäftigt. — Interessant ist auch, was der 
Verf. (p. 420—546) über den mangelhaften Zustand der franz. 
Gesetzgebung über Vollstreckungsverfahren sagt 

Die unter Nr. 2 oben bemerkte Schrift von Hr. Selig- 
man fasst die franz. Civilgesetzgebung mehr von dem Standr 
punkte der Wissenscbafü; mit Prüfung der einzelnen Leistungen 
nach den Forderungen auf, welche die Prozessjpolitik und die 
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Pbflosopbfe des Rechts an eine gute Civilprozessgesetzgebang 
fltdlen. Er w^st hierzu TOrerst (p. 135} nach, welchen naeh*^ 
tfaetiigen Einfluss der philosophische Geist des adbtzehnten Jahr- 
hunderts auf die Gesetzgebung, und insbesondere der Qyil- 
proeessgesetzgebung in FranlEreieh hatte. Der Verf. findet 
dfteen Geist in ungezügelter Reformsucht, in einem Kample 
gegen alles bestehende In einem Misskennen der (^eschicAte 
ond'der alten Praxis, und in einem Haschen nach absoluten 
Theofien und kühnen legfslativen Versuchen ohne die Be* 
nfitsung der Erfahrung. Dieser Geist ist nach der Ansicht 
des Verf. hi die Reroltttionsgesetzgebung , In Bezug auf das 
VerfiAren übergegangen, und veranlasste dann die Reaktion, 
welche kn Code de procedure die Einführung zweckmässiger 
und praktischer Reformen hinderte« Der Verf. stellt den Satz 
auf {p. 26), dass im Prozesse es nicht blos auf eine Reihe 
TOB V^MTSchriften ankomme, dass wesentlich eine gute Gerichts- 
verfassung nothwendig wird, und von der Beschaffenheit der 
Richter ^ie gute Führung der Prozesse abhänge, dass hier- 
su selbstSndige unabhängige, nicht entsetzbare Richter ge- 
liören, 'dass der Riehter nichts von Amtswegen tbun dürfe 
(p. 80), dass man nicht «inem Riditer die Entscheidung über- 
lassen •sollte, und AppeUatioo und Entsdiddung durch KoOe-r 
g^geitchle mit der Verpflfchtung sorgfältig gearbeüetete Ent* 
«chcfMungsgründe «u geben {36), wesentliche Garantteen s^en ; 
•eine andere Forderung des Verf. {p. 39) bezieht sich auf das 
IDas^ ^ines frden unaUiängigen gründlich gebildeten Advo- 
Icatenetandes ; der Verf. spricht hier auch von dem :franz. Unter- 
schied der avouds und avocats; er zeigt (p. 46), dass unge^ 
«chtet des Mangels der juristischen Tüchtigkeit der avou^s der 
t/Odö dennoch ihnen grosse Vorrechte gibt, dass es unzweck- 
fttässig sei den Parteien die Pflicht aufzulegen sich eines avou^ 
•zu bedienen, wläirend ihnen das Recht zuerkannt ist, selbst 
vor Gericht Mire Ansprüche zu vertheidigen ; dass durch die 
sonderbare, im Gesetze angenommene Stellung der avou^s und 
avocats häufig der Fall eintrete (p. 32) , dass im Falle des 
Vwlustes eines Prozesses der Erste dem Zweiten die Schuld 
beimisst, dass dieser sidht gehörig in der P4ädoirie die Jurist. 
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Glrände Genützt hiilldj wkhtetiid der Zweite iÜ Öchiild «itf 
den Ersten wälzt, weil er nicht Ordtiüäich den Prozesd einge^ 
leitfet haVe. Wir empl^efilen ünlsern tiesern die Sfcbildefädif^ti 
des Verf. zu beaebten. Al§ Z^eck der Citfl^roieebsgiBtfetz^e^ 
i)dn^ erkennt ä6t Yetf. (p. 57), dksb du^ch ein mO^ltclist elit- 
fäches^ dcbnell^d', siöhereis/, nlclit kostspieliges VeiYahred iän 
WiAt desjenigetti welcher wirklich Re6l!it in der SaCfae ha^ 
verwirklicht werde. Aid l^itönder Qrnndi^ätifc tat die Oeifetz* 
geb^' l>etfäkhiet er (p. 59}, daas isA Gesetz kelüe Begef, 
keine Farmlichkeit, keine ^fidt ohnä Nothiirehdigkett oder etit* 
schiedeAen Nutzen Vordöhteibto, nichts wegefa der tieqaemltch« 
keit d^r Richiisr, öder wegeii du Vorifieils det> AdVokatenr, 
dder iiiregen fisl^äfui^lie^ ROöksföhten abordnen soll; er hJOt 
die gewöhnliche fräü'z. It^gel: ti forme enipOhe le itinA t^ 
eine säir Jbedentilicbö. Die aü6 dem obigen drandi$ääB0 ge^ 
slogeneil Folgerüngeü verdtetien alte fieäcbtahg; — £r hSft 
äi^ Mündlichkeit und OelSf^^tliehkeft tkt zwei wichtige EleinMÜtd 
äeä Verfalirens. Nach einer klaren Söhilderung det Elit#t- 
cielon^ der fraAz. CiTilprözessgesetzgebungjtoit 178^ (jr. 75, 
insbesondöfe äu'cti p. 90), t^ie' die Siellnng der arotiis ent- 
send, yerweilt er (p. III) bei ätn gtbdsen Lüekeh des Cödid 
lind zeigt den Itrthirm' derjenigen, welche sich eidbllden, Um 
das S^adiutü dei^ Cod^ de proceddfe geütig^ xixä ä4n triasi. 
fioceaä zu lernen, etkllCirt idch der t^. (p. 113—12$) tibte 
die VOf^schriften, näich wdcfabn der Sitfaneversttcb vor dem 
Fne^^üsti^t^r nöthWendii erklärt ist; er billigt die SfecftTni- 
mangen des Genfer Gesetzbuchs, tadelt (p. 125) die Vorschrif- 
ten des Code, der sich mit einem magern ezploit zur Einld- 
tung der Klagen begnügt, zeigt (p. 126), dass bei der Re- 
gelung des Verfahrens zwischen den avouäi das Gesetz nur 
das Interesse der avon&i aber nicht der Partei berücksichtigte 
(p. 191), dass die Einreichung der durch Praxis eingeführten, 
von den Richtern nicht gelesenen requetes juristisch ohne 
Werth ist; er tadelt (p. 144) die im Code eingeführte 
Eintheilung der causes ordinaires et sommaires, und geht da* 
von aus (p. 249), dass ein Vorverfahren, das der mündliehen 
Verhandlung vorhergeht, nach der Beschaffenheit einzelner 
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Sachen noihwendig Ist, dftfls eben 4«8 Gericht za beatiiiiiDeii 
bat, ob es stattfiaden solli rügt das franz. Nichtigkeitssjstem 
und will dem Gerichte mehr Freiheit der Prüfung lassen; er 
verlangt (p. 169), dass die Richter besonders über die 
That-, getrennt von den Rechtsfragen abstimmen. Was der 
Terf. (p. 181) über das franz. System des Ungehorsams der 
Parteien sagt^ geht nicht tief genug, kräftig dagegen greift 
0r (ähnlich wie Regnard) den franz. Code in Bezug aaf 
das interrogatoire sur faits an (p. 188); ebenso (p. 191) das 
kostspielige, und durch eine Masse von Förmlichkeiten der 
Wahrheitsforschung schädliche System des Code, in Bezug 
auf Zeugenbeweis (auch der Verf. erwartet von der Oeffent- 
lichkeit Vortheile); bei dem Beweis durch Sachverständige 
(p. 204) hält er zwar die Vorschriften des Code filr mangel- 
haft, macht aber aufmerksam, dass man durch eine Vorschrift 
wie in Genf, dass der Sachverständige in der Sitzung mündr 
.lieh aussagen solle, leicht die Entdeckung der Wahrhdt ge- 
lahrten könne, weil Jemand ein guter Sachverständiger, aber 
nicht ein guter Redner sein kann und in der Audienz leicht 
in Verwirrung geräth« -r- Was der Verf. (p. 209) von der 
UnZweckmässigkeit des franz. Verfahrens bei der inscription 
en faux um eine Urkunde anzugreifen (p. 219), von dem Ver- 
fahren vor den Handelsgerichten, und (p. 249 — 328) von den 
Mitteln sagt, um das Vollstreckungsverfahren zu vereinfachen 
und zu verbessern,^ zeigte dass er mit dem Gegenstand dch gut 
vertraut gemacht hat — Beide Werke verdienen Empfehlung. 
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XIX. 

Das neue belgische Gesetz über Erfindungspatente 
vom 24. Mai 1854. 

Von 

Herrn Dr Fr. IHalioivIc&Ifcay 

Profesflor in Erlangen. 



Wie in mehreren anderen Staaten, wurde auch in Belgien 
in den letzten Jahren die Gesetzgebung über Erfindungspa* 
tente einer Eevision unterzogen, und so wie die einschlagen- 
den Arbeiten in England das Statute 15 et 16 Vict. cap. 83 
(yom 1. Juli 1852, und in Wirksamkeit getreten am 1. Okto- 
ber 1852) und in Oesterreich das neue Priyilegiengesetz vom 
15, August 1852 (kundgemacht im Reichsgesetzblatt am 25. 
September 1852) zu ihrem Ergebnisse hatten, blieben sie auch 
in Belgien nicht ohne Frucht. Mit der diesem konstitutio- 
nellen Mu^terstaate bei allen Reformen eigenen Umsicht be- 
reits im Jahr 1848 unternommen, führten sie nach längeren 
und lebhaften parlamentarischen Kämpfen zu dem Patentge- 
setze vom 24. Mai 1854 und der es begleitenden Yollzie- 
hungsverordnung von gleichem Datum. Da zur Zeit der Be- 
rathung desselben in den Kammern die neuen Patentgesetze 
in England und Oesterreich schon vorlagen, so kann das bel- 
gische Gesetz gewissermassen als ein Urtheil über die beiden 
letzteren und die durch sie eingeführten Reformen betrachtet wer- 
den. Jedenfalls ist es der jüngste Ausdruck des Standes der 
Ansichten in der Wissenschaft nnd Gesetzgebung über das 
Patentwesen, und daher vollkommen geeignet, höheres Inte- 
resse für sich zu erwecken. Eine weitere Aufforderung, von 
ihm nähere Kenntniss zu nehmen , ist noch dadurch gege- 
ben, dass die erleuchtete, jedem Fortschritte huldigende sardini- 
sche Regierung schon wenige Monate nach dessen Erlassung 

fitf. ZtUichr f, d, Bcchttw. XXVUl, Bd. Uh Btft. 23 
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den Kammern einen Patentgeseteentwurf vorlegte, der znm 
grösseren TheOe eine Nachbildung desselben ist. 

Das neue belgische Gesetz gab bereits einem trefflichen 
Werke über das Patentinstitnt seine Entstehung, das von einem 
ansgeaseichneteb belgischen Juristen, Herrn Tb. Ti liiere, Ad- 
vokaten in Brüssel, unter dem Titel: „Trait^ th^orique 
et pratiqne desbrevetsd'inventiondeperfection- 
nement et d'importation. Bruxelles 1854.^ veröffent* 
licht wurde. Der Herr Yeriasser er^oet sein Buch, das Nie- 
mand, der sich eine Einsicht in das Patentwesen verschaffen 
will, ungelesen lassen darf, mit einem Abrisse der Geschichte 
der Patentgesetzgebung in England, Frankreich, Nordamerika 
und Holland, dem er die Darstellung des Ganges der Bemü- 
hungen in Belgien zur Reformirung des als Erbschaft der fünf- 
zehnjährigen Verbindung mit Holland überkommenen hollän- 
dischen Patentgesetzes, die ihren Abscbluss in dem neuen Ge- 
setze finden, anfügt. Hierauf gibt er in fünf Kapiteln eine 
Theorie des Patentwesens, in der er alle Hauptmaterien, nämlich: 
die Grundlage des Anspruches des Erfinders auf den Patent- 
schutz — diese besonders tief eingehend — dann die Arten 
der Patente, die Zulässigkeit des examen pr^alable, die Pa- 
tenttaxe und die Patentdauer in Erörterung zieht. In einem fol- 
genden Abschnitte werden sämmtliche bestehende Patentge- 
Betze,9 i^t geringen Ausnahmen in ihrem Wortlaute, beglei- 
tet von kurzen praktischen Resüme's ihrer Hanptbestimmnngen, 
mitgetheilt. Die letzte Abtheilung, die den grössten Baum 
einnimmt, enthält einen ausführlichen und gründlichen Com- 
mentar des neuen belgischen Patentgesetzes, in welchem der 
Inhalt des letzteren mit Anknüpfung an das frühere Gesetc 
sowohl von volkswlrthschaftlicher als juristischer Seite erlän^*^ 
tert und gewürdigt wird. Wie reichhaltig die juristischen 
Ausführungen sind, mag schon daraus erhellen, dass nicht 
weniger als 113 Urtheilssprüche französischer und belgischer 
Gerichte über die wichtigsten Bechtsfragen in Patentsachen mit 



1) Nur das Patentgefetz für Paraguay Vom 20. Hai 1845, dan doch 
Dujeux in aeine Sammlung (BrOasel 1846) iiufnalun, ist tibergangen« 
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ihren Entscheidungsgründen mftgeiheilt werden. Soviel von 
der äuaseren Anordnung dieses sdätzenswertben Werkes und 
dem Inhalte desselben Im Allgemeinen, der nur angedeutet 
zu werden braucht, um die Aufmerksamkeit der juristisch und 
staatswirthscfaaftlich gebildeten Leser auf selbes 2U lenken. 
Wir wollen nun versuchen, unter der Führung eines so ver- 
lässlichen Gewährsmannes, als der sich Herr Ti liiere dnrdb 
sein Buch manifestirt, eine übersichtliche Darstellung der frü- 
heren und gegenwärtigen Pfttentgesetzgebung in Belgien und 
der Gründe zur Erlassung des neuen Gesetzes zu geben. 

Belgien erhielt sein erstes Patentgesetz nach seiner Ein- 
verleibung mit Frankreich im J. 1797: das framBÖsiscbe vom 
7. Januar 1791. Dieses blieb eine Zelt lang noch in Gel- 
tung, selbst nachdem die Beschlüsse des Wiener Congresses 
von 1815 Belgien und Holland zu dem Königreiche der ver- 
einigten Niederlande verbunden hatten: denn in Holland war 
gleichfalls, als es 1810 eine Provinz des französischen Kai- 
serreiches wurde, die französische Gesetzgebung, und mit är 
auch jene über Erfindungspatente eingeführt worden. Jedodi 
ßchon 1816 traten die Generalstaaten in Berathung über ein 
neues Ge9etz zum Schutze der industriellen Erfinder, wdfiiAß 
auch zu Stande kam, und am 25. Januar 1817 kundgemacht 
wurde. Ihm folgte dann in demselben Jahre noch die VoU^ 
Ziehungsverordnung vom 25. März 1817. Dieses Patentgesetjs 
mit d^ Vollziebungsverordaung überdauerte die iLostcennung 
Belgiens von Holland und behauptete sich auch In d^m neu 
constitnirten belgisdien Staate in Kraft; nur die VoUziehungs- 
yorschrift erhielt in der Felge durch die k. Verordnung vom 
26. September 1840 einige, zum grösseren Theüe durch die ver- 
änderten staatlichen Verhältnisse nöthig gewordenen Modifi- 
kationen. 

Der leitende Gedanke hßi der Patentverleihung in dem Ge** 
setze vom 25. Ji^uar 1817 war ein andrer als jener, den 
wir in dem bis duhin ip Wirksamkeit gestandenetn franzö£iis<^befi 
Gasetse vom 7* J«Quar 1791 finden. Während dieses vofi 
(iem Eigentfiumsreehte defi Erfinders ßxd seine 3E:rfin#nng im^ 
gdit md bierAnl ih Flute^tirung gxmipt^ wir4 9»ph j^nm 
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das Patent lediglich als eine Belohnung des Erfinders, als 
eine durch das öffentliche Interesse geforderte Massregel zur 
Förderung der Industrie betrachtet. 

Patente konnten verliehen werden für neue Erfindungen 
oder wesentliche Verbesserungen, die in irgend einem Zweige 
der Künste oder der Industrie Im Inlande gemacht wurden, 
dann für die erste Einführung einer im Auslande gemachten 
Erfindung oder Verbesserung in das Königreich. Das Ge- 
setz unterschied daher drei Arten von Patenten : Erfindungs-, 
Verbesserungs- und Einfübrungspatente. Verbesserungspatente 
wurden nicht nur dem Inhaber des Patentes für die Haupt- 
erfindung, auf die sich die Verbesserung bezog, gewährt, sondern 
auch jeder Dritte konnte für die Verbesserung einer patentir* 
ten Erfindung ein Patent erhalten. Doch durfte die Verbesse- 
rung, um patentfähig zu sein, nicht in blossen Veränderungen 
der Form und der Verhältnisse oder in blossen Verzierungen 
des Gegenstandes der Erfindung bestehen. Femer wurden 
Einfuhrungspatente nur unter der Bedingung verliehen, dass 
der Gegenstand im Königreich fabrizirt wird. 

Die Dauer der Patente war auf 5, 10 und 15 Jahre, 
vom Tage ihrer Ausfertigung laufend, festgesetzt; der Regie- 
rung stand unter diesen Termmen die Wahl frei, obwohl der 
Patentwerber in seinem Gesuche sich für einen bestimmten 
Termin zu entscheiden hatte. Die auf 5 oder 10 Jahre er- 
theilten Patente konnten aus wichtigen Ursachen bis auf 15 
Jahre verlängert werden, wenn hierum wenigstens 3 Monate 
vor Ausgang der ersten Patentzeit angesucht wurde. Bei 
Einführungspatenten, wofern die eingeführte Erfindung oder 
Verbesserung im Auslande patentirt war, durfte die Pateot- 
zeit sich in keinem Falle über die Dauer des ausländischen 
Patentes erstrecken. 

Die Patenttaze war abgestuft nach der Dauer des Patentes 
und nach der Wichtigkeit der Erfindung. Das Minimum war 
150 fl. oder 317 Frkn. 46 C, das Maximum 750 fl. oder 
1587 Fmk. 30 C. Nach dem Vollziehungsreglement von 1817 
Art. 16. war der Taztarif näher in der Art geregelt, dass 
für ein fünQähriges Patent 150 fl.; für ein zehnjähriges 30Q 
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bder 400 fl., und für ein fünfzehnjähriges 600 oder 700 fl. 
nach Massgabe der Wichtigkeit der Erfindung an Taxe zu 
entrichten kamen. In der k. Verordnung v« 25. September 
1840 Art. 16 wurde aber diese nähere Yorschrlit fallen ge- 
lassen und die Bestimmung der Taxe innerhalb der gesetz« 
liehen Endpunkte einfach dem Minister des Innern anheimge* 
stellt. Die bemessene Taxe musste vorschriftmässig in ihrem 
vollen Betrage noch vor Zustellung des Patentes erlegt wer- 
den; doch waren Erleichterungen bei der Zahlung für zolässig 
erklärt. In dem selbständig gewordenen Belgien bildete sich spä- 
ter die Praxis heraus, dass überhaupt ein Aufschub von zwei 
Jahren zur Bezahlung der Taxe zugestanden wurde und der 
Patentinhaber dieselbe auch in mehreren Terminen entrichten 
konnte. Ja bei Aushändigung eines Einführungspatentes for- 
derte die Regierung nur eine Abschlagszahlung vom 25 — 50 
Franken. Auch die Herabsetzung und selbst die völlige Er- 
lassung der Taxe wurde bewilligt, wenn der Patentirte geringen 
Vortheil aus dem Patente gezogen; oder wenn er hierdurch 
zur Verbreitung einer wichtigen Verbesserung beigetragen, ei- 
nen neuen Industriezweig eingeführt oder zuerst ein wichtiges 
Verfahren ins Werk gesetzt; oder wenn er in den Zustand 
der Verarmung gerathen war. Endlich wurde für Verbesse- 
rungspatente, die dem Inhaber des Hauptpatentes blos für 
die Dauer des letzteren verliehen wurden, gewöhnlich keine 
Taxe genommen. 2) Für besonders verdienstliche Erfindungen 
wurden auch Prämien bis zum Betrage der Patenttaxe bewil- 
ligt, ohne damit noch andere eindringlichere Ermunterungsmittel 
auszuschliessen. 

Das Gesuch um ein Patent musste an den König gerich- 
tet und bei der Kanzlei der Provinzialregierung überreicht 
werden. Dem Gesuche war eine genaue und detaillirte Be- 
schreibung der Erfindung mit den nöthigen Zeichnungen 
unter Siegel beizuschliessen. Die Verleihung des Patentes war 
Gnadensache und hing vom Willen des Königs ab. Es konnte 



2) Vergl. ttber diese Taxerleichterungen attch : Dujeux, recueildes 
loiB et des reglements en vigueur sur les brevets d'invention cbez les 
di£ferenf peuples. Bruxellea 1846, p. 412. 
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Torfaer eine ühterrachang über die Neuheit und Nätzlichkeit 
der Erfindung (examen präalable) eingeleitet und zu diesem 
Ende das Gutaditen des k. nlederlXndischen Institates^) oder 
der k. Akademie der Wissenschaften zu Brüssel oder der 
Handelskammer eingeholt werden* In diesem Punkte begegnen 
wir der zweiten wichtigen Abweichung von dem franzödchen 
Patentgesetze von 1791, da dieses ein examen pr^alable weder 
gestattet, noch weniger vorschreibt. Ungeachtet des elamen 
pr&dable wurde jedes Patent mit dem ausdrücklichen Bei- 
satze ausgefertigt, dass die Regierung durch die Verleihung 
desselben weder für die Priorität, noch für die Yerdienstiich- 
keit der Erfindung eine Haftung übernehme. Nach der Ver- 
sicherung des Herrn Tilli^re (p. 227) hatte indessen die 
Regierung In den letzten Jahren von ihrem Rechte auf das 
examen pr^alable keinen Gebrauch mehr gemacht. 

Das Patent begrüpdete für seinen Inhaber während der 
Patentzeit das ausschliessende Recht, die hierin genannten Ge- 
genstände tiberall im Königreiche entweder selbst oder durch 
faieza beauftragte Dritte zu verfertigen und zu verkaufen, fer- 
ner diejenigen, die in dieses ausschliessende Recht emgreifeni 
gerichtlich zu verfolgen und zu seinem Vortheile die Confis- 
kation der von ihnen verfertigten Patentgegenstäude und den 
Preis der bereits verkauften, dann volle Schadloshaltung zu 
fordern. Das Verbesserungspatent berechtigte aber eben so 
wenig zur Ausübung der Haupterfindung, so lange hierauf 
ein Anderer ein Patent hatte, als das Erfindongspateut einen 
gütigen Titel gab saa Ausübung der Verbesserung wSirend 
der Dauer des auf sie von einem Dritten genommenen Pa- 
tentes. Die Patente konnten nach erwirkter königl. Geneh- 
migung ganz oder zum Theil an Andere cedirt werden und 
wareü vererblich, doch musste die Cession, um giltig zu sein, 
und eben so der Erbgang, um dem Nachfolger den 6e- 
nuss der Patentrechte zu verschaffen. In der Kanzlei der 
Pro^nzialregierüng registrirt wärden. 



3) Die EinlioIuDg^ des Gutaditens des k. niederländisclien UBfitates 
fiel natOrlicIi nach der Trennang Belgien« von HoUand weg. 
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Das Patent wurde nichtig: a) wenn bewiesen wordeoi 
4a6s ein Dritter noch vor der Erlangung jdes Paieutes die pa- 
tentirte Erfindung oder Yerbesserung angewendet oder ins Werk 
gesetzt hatte; b) wenn der Gegenstand des Patentes ischon vor- 
her in einer veröffentlichten Druckschrift beschrieben war; c) 
wenn in der Beschreibung der Erfindung ein Theil derselben 
vorsätslich übergangen oder falsch angegeben war; d) wenn 
die patentirte Erfindung entweder an sich oder in ihrer An- 
wendung sich als gefährlich für die Sicherheijt; des König* 
rdches oder seiner Bewohner darstellte. Die Erlöschung des 
Patentes (vor Ablauf der Patentzeit) wurde bewirkt: a) wenu 
binnen zwei Jahren nach dessen Erlangung ohne wichtige 
Gründe davon kein Gebrauch gemacht worden; femer b) wenni 
der jbhaber eines belgischen Patentes für dieselbe Erfindung 
in der Folge ein Patent im Auslande erlangte. In dem 
ersten Nichügkeitsfalle stand das Erkenntniss den Gerichten 
zu; die Beurtheilung der übrigen Nichtigkeits- und der bei- 
den Erlöschungsfälle fiel in die Competenz der Verwaltungs- 
behörden. Durch die Begelung der Competenzverhältnisse 
tücksichtUch der Nichtigkeits- und Erlöschungserklärung war 
eine sehr fühlbare Lücke in dem französischen Gesetze v. 1791| 
welches in diesem Parkte einer Besitimmung entbehrtOi aus^e* 
füllt worden. 

Die Beschreibungen der Erfindungen wurden nach Ab- 
lauf der Patentzeit so wie nach Anullirung oder Verial]spre- 
oh^ng des Patentes veröffentlicbt. Der MinlBter Imtte ^i^ hiezu 
geeigneten Maassregeln zu treffen^ aus wichtigen Gründeni ;wo- 
rüber dem Könige die Entsdieidung vorbehalten war, konnte 
die Veröffentlichung der Beschreibung aufgeschoben ;wecden. 
Da fiber bei dem Ministerium des Innern über die verliehenen Pa- 
tente und die auf die Abtretung derselben an Andere bezüglichen 
Certifikate Begister geführt wurden, deren lüinsicht Jedem frei- 
stand, der sich um ein Patent m bewerben bei^bsichtigtej da ferner 
verordnet war, von den verliehenen Patenten tmd den Namen 
ihrer Inhaber in den ofiCuoeUen Blättern Kaohricht zu geben, da 
^ncllich im Patentbüreau auf Verlangen die Besdireibwg der 
Er^indoqg mi%etheilt werden Jionnte ^ nur eine AlHN^hcift 
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Uevon zn nehmen verwehrt w&r: so konnte das Publikiim 
auch schon früher, und zwar schon gleich nach Ansfertigmig 
des Patentes, sich Ton der Erfindung vollstSndige Eenntniss 
Verschaffen. 

Das Patentgesetz r. 25. Januar 1817 gab za mancher- 
lei Beschwerden Veranlassung, die von Jahr zu Jahr einen 
stärkeren Ausdruck fanden. Der Wunsch nach einer Seform 
wurde lauter und dringender, nachdem das benachbarte Frank« 
reich hierin vorangegangen war und am 5. Juni 1844 ein 
neues Patentgesetz erhalten hatte, das einen wesentlichen Fort- 
schritt In der europäischen Patentgesetzgebung bezeichnet. 

Vor Allem erregte es Anstoss, dass die Verleihung der 
Patente vom Willen des Königs abhing und ein rechtlicher 
Anspruch hierauf bei Vorhandensein der gesetzlichen Erfor- 
dernisse nicht anerkannt war. Wohl licss die Praxis nichts 
zu wünschen übrig uud es war bisher Niemandem, der die 
gesetzlichen Erfordernisse erfüllte, das Patent verweigert wor- 
den; allein dieser Praxis fehlte der gesetzliche Boden, und 
die Möglichkeit, dass die Krone sich ihrer Macht bedienen 
könne, war immer da. Das Verlangen nach einer gesetz- 
lichen Anerkennung des Anspruches des Erfinders auf ein Pa- 
tent musste besonders in einem Lande stark hervortreten, in 
welchem die Theorie, wornach dem Erfinder an seiner Er- 
findung ein Eigenthumsrecht zusteht, so viele Bekenner zählte 
tnd von Jobard durch die Annahme eines ewigen Eigen- 
thums des Erfinders unter der Benennung Monautopol bis 
zum Extrem ausgebildet war. 

Man klagte ferner über die kostspieligen Verzögerungen, 
denen die Patentwerber dadurch ausgesetzt seien, dass das 
Patent nur in der Kanzlei der Provinzialregierung — also 
nur an neun Orten im Lande — überreicht werden konnte. 
Einen wichtigen Beschwerdepunkt bildeten' die Einführungs- 
patente, die dem ersten Einfuhrer einer im Inlande noch un- 
bekannten ausländischen Erfindung oder Verbesserung, ohne 
zu unterscheiden, ob dieselbe im Auslande unter Patentschutz 
steht oder nicht, und ob der Einführende oder ein Dritter der 
Erfinder und beziehungsweise Inhaber des auswärtigen Paten- 
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tes ist, ertbeilt wurden. Doch war der Widerstand gegen die- 
selben kein allgemeiner. Von den Handels- and Gewerbe» 
kammera des Landes — den kompetentesten Organen in die- 
ser Beziehung — erklärten sich blos zwei, jene zu Lüttich und 
zu Yerviers, unbedingt gegen Einführungspatente, und ver- 
langten deren Abschaffung. 

Es ist von Interesse, diese beiden Handelskammern mit 
ihren Ansichten, die sie in ihren Berichten an die Regierung 
niedergelegt haben, zu hören. Die Handelskammer zu Lüttich 
hob hervor, dass die belgische Regierung, da in den Patent- 
gesetzen anderer Staaten das Eigenthum des Ausländers an 
seiner Erfindung nicht garantirt sei, nicht gebunden durdi 
die Pflicht der Reciprocität, volle Freiiieit habe , in Bezug 
auf die Einbürgerung ausländischer Erfindungen jenes System 
zu wählen, das als das günstigste für die einheimische In- 
dustrie erscheine. Die Einführungspatente seien aber durch die 
Menge, in der sie, mitunter für ganz unbedeutende Dinge, 
verliehen werden, durch die Störungen im Gewerbs* und Han- 
delsbetriebe, die sie mit sich bringen, ferner durch den Umstand, 
dass das Verdienst einer Erfindung sich nicht nach den im- 
mer zweideutigen und verdächtigen Proben des Erfinders, son- 
dern nur bei vielseitiger und längerer Anwendung benrthei- 
len lasse, im Hinblick auf den Zustand der belgischen Indu- 
strie und die geographische Lage des Landes mehr schädlich als 
nützlich. Die Industrie sei immer sogleich in Kenntniss von 
den Erfolgen eines neuen gewerblichen Yeffahrens. Wenn 
der Gegenstand der Erfindung sich durch den blossen Au- 
genschein erkennen lässt, oder in einer Znsammensetzung be- 
steht, deren Geheimniss eine chemische Analyse enthüllt, so 
werde der betreffende Industriezweig, durch sein eigenes In- 
teresse getrieben, sieh alsbald dieser Erfindung, falls sie sich 
als nützlich darstellt^ bemächtigen. Nur dann, wenn die Er- 
findung ohne eine von ihrem Urheber gegebene Unterweisung 
nicht ausgeübt werden kann, zugleich auch fruchtbar in ihren 
Resultaten ist und für die Industrie im Allgemeinen Yortheil 
verspricht I sei der Fall einer Intervention der Regierung ge- 
geben. 
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Die HandoMöunmer nm Verrlers bAannte «ich im We* 
«entlicheil ea deaflelben AnBicbten waä machte ioBbeBondere 
noch darauf ailfmerkaam, dass das Streben äex Iidiaber von 
Einfttliffmigspatentea weniger daranf gerichtet sei, die Erfin- 
dung ordentlich aassuhenten, als yielmehr dahin gebe, di<) 
elnheimiBche Industrie zu besteuern, d« i. sie für ^ Beaii« 
taung der Erfindung, die läe flieh ohne H9fe dei Patentes 
sehr oft aur aogleichen ürden Ausbeutung aus dem Auslands 
angeeignet haben würde, mehr oder weniger grosse Prämie« 
sahlen zu hissen. *) 

Ferner wünschte man lebhaft die Beseitigung des awiur 
In der letzten Zeit nicht mehr ausgeübten, aber noch immer 
ges^lidi zulässigen examen pr^alable. 

Auch die Dauer der Patente ward als nicht ausreichend 
gefanden und eine Verlängerung derselben bevorwortet. 

Nidit minder wurden darüber Klagen laut, dass die Pa- 
tentzeit erst vom Tage der Ausfertigung des Patentes zu lau- 
fen anfonge, und ihr Beginn so wie überhaupt der Schutz für £e 



4) Aach die Handelskammer von Antwerpen, otbwdU ale die Ein- 
fühningqp&teÄite im Gancen gelten lieas, brachte ao viele und gewichtige 
Einwendungen gegen sie vor, dass man ihr Votum weit eher den ver- 
werfenden zuzahlen möchte. Sie berief sich unter anderm darauf, dass 
industrielle Erfindungen und Verbesserungen des Auslandes, da sie sel- 
ten lange unbekannt bleiben, sich ohne Monopol gewiss schon nach 
4 oder 5 Jahren von selbst einbürgern und im Wege der freien 
Coocurrens eine ausgedehnte Anwendung finden würden, während durch 
ein Einführungspatent die Gesellschaft 10 bis 20 Jahre von der Erlan- 
gung der hieraus entspringenden Vortheile ausgeschlossen sei. Sie wies 
weiter auf die Thatsache hin, dass Einfübrungspatente seltener von 
beifischen Industriellen, die das Geheimniss der ausländischen Fa- 
brikatldn entdeckt haben, ills von Vertrauten des auswärtigen Fabrikan- 
ten begehrt werden, lediglich in der Absicht, die belgisdie Industrie 
in der Nachahmung der neuen Verfahrungsweise xu hindern; die Aus- 
Übung der Erfindung, die das Gesetz allerdings gebiete, werde von 
ihnen mehr nur zum Schein unternommen. Ueberhaupt erklärte sich 
iie Mehrzahl von jenen Handelskammern , die gegen die Einführungs^ 
patente nicht opponifften» nur nkk gevriMen Vorbehalten und iBetfobite- 
knngen für deren Fortbestand. 
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Erfindung nicbt gldch schon mit dem Momente der Ueber- 
reichimg des Fatentgesuches eintrete. Man machte bemerk- 
lich, dasB der Erfinder, wenn In der Zeit zwischen der Üe- 
berreichung des Fatentgesuches und der Verleihung des Fa- 
tentes ein Dritter sein Gehehnniss ausgespäht und die Erfin- 
dung angewendet hat, ein giltiges Patent nicht mehr eriangen 
könne, weil der Erfindung nun die Neuheit fehle, die nach dem 
Gesetze noch Im Momente der Fatentrerleihung vorhanden sein 
muss. Auch könne es vorkommen, dass fclr zwei Personen, die 
ihre Patentgesuche vielleicht für denselben Gegenstand an ver« 
schledenen Tagen überreichten, die Patente an demselben 
Tage ausgefertigt werden. 

Viele Beschwerden richteten sich ferner gegen die Pa- 
tenttaxe. Man fand sie zu hoch und tadehe auch die Art ihrer 
Erhebung in festen, auf einmal zu zahlenden Beträgen. Wohl 
konnte die' Begierung Zahlungserleichternngen zugestehen, und 
that es auch ; allein es geschah solches nach blossem Ermessen 
und nicht auf Grund eines Gesetzes. Ebenso beruhte die 
taxfreie Behandlung der Verbesserungspatente, die den Haupt* 
erfindern zugestanden wurde, nur auf einer Uebung. Man 
bezog sieh auf das in Frankreich adoptirte System der Jah- 
reszahlungen, hob die Vortheile hervor, die es den Erfindern 
gewähre und empfahl dessen Einführung. 

Auch über die Langsamkeit und Kostspieligkeit der Pro- 
zedur In Patentstreitigkeiten, da auf sie der gewöhnliche 
Prozessgang Anwendung hatte, ward Klage geführt. Der Pa- 
tentinhaber hatte wohl das Recht der Beschlagnahme, jedoch 
dasselbe war durch Ausnahmen und Vorbehalte so beschränkt, 
dass es seinen Zwedk, den Fortgang ton Patenteingriffen schleu- 
nig aufzuhalten, häufig verfehlte. 

Endlich blieben auch die Im Gesetze statttirten Fälle, 
in denen Patente ihre Giltigkeit verlieren, nicht frei von An- 
feclitungen. Entschieden erklärte man sich gegen die Be* 
Stimmung, dass das Patent erlischt, wann dedsen Inhaber für 
dieselbe Erfindung ein Patent im Auslände erlängt. Mail 
hob hervor, wie die Kötfaigung des Erfinders, file Ausbeutung 
seiner Erfindung auf ein Land von so geringem Umfange 
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wie Belgien zu beschränken, denselben bestimmen müsse, lle-- 
l^er gleich sein Patent im Auslande zu nehmen, und wie alle 
Erfindungen von hervorragendem Verdienste sich in andere 
Länder geflüchtet haben würden, wenn die belgischen Erfinder 
sich nicht durch Umgehung des Gesetzes geholfen hätten, in- 
dem sie das Patent im Auslande auf den Namen dritter Per- 
sonen erwarben. Unermesslicbe Schwierigkeiten in der An- 
wendung und zahllose Prozesse hatte auch die Anordnung her- 
vorgerufen, dass ein Patent ungiltig zu erklären sei, dessen 
Gegenstand schon vor der Patentverleihung in einem gedruck- 
ten veröffentlichten Werke beschrieben war. Denn da sehr 
viele Erfindungen und Verbesserungen in Theorien und Ver- 
fahrungsweisen, die in veröfientlichten Druckschriften beschrie- 
ben sind, ihre Anknüpfungspunkte haben, so war bei der 
unbestimmten Textirung dieses Nichtigkeitsgrundes eine grosse 
Zahl von Patenten der Bestreitung aasgesetzt. Man wünschte 
die richterliche Praxis und die Doctrin in diesem Punkte 
durch eine klare und scharf begränzte Norm gebunden zu sehen. 

Die Regierung, der Stimme der öffentlichen Meinung Ge- 
hör gebend, beschloss diesen Mängeln des Gesetzes vom 25. Ja- 
nuar 1817 abzuhelfen. Eine k. Verordnung vom 29. Mai 1848 
ernannte eine Commission mit dem Auftrage, das Gesetz einer 
Revision zu unterwerfen. Diese Commission, die den als Juri- 
sten und Verwaltungsmann gleich ausgezeichneten Tielemans 
und Jobard, den Begründer des Monautopol, zu ihren Mitglie- 
dern zählte, legte am 29. November 1850 einen sehr ausführ- 
lichen, aus 140 Artikeln bestehenden Gesetzentwurf mit einem 
von Tielemans verfassten höchst gründlichen Berichte vor. 
Unter den Veränderungen, die dieser Gesetzentwurf beantragte, 
waren folgende die wichtigsten: 

1) Das Patent wurde zwar nur als eine Belohnung des 
Erfinders und nicht als ein Recht, das durch die Staatsgesetz- 
gebung bloss seine Sanktion erhält, aufgefasst; aber diese Be- 
lohnung sollte keine willkührliche, sondern eine gesetzlich be- 
stimmte, von vorneherein an gewisse Bedingungen geknüpfte 
sein, bei deren Eintritt der Erfinder einen Anspruch hier- 
aufhat 



Digitized by VjOOQIC 



Makowiczka: Belgisches Gesetz über Erfindangspatente. 341 

2) Einfiihrungspatente sollten auch femer verliehen wer- 
den, doch sollten deren Inhaber beschränktere Rechte haben 
als die Inhaber von Erfindungspatenten, Ein Einführungspatent 
hätte bloss das ausschliessende Recht zur Erzeugung und be- 
ziehungsweise Anwendung des eingeführten Erfindungsgegen- 
standes in Belgien zu gewähren; die Einfuhr und der Verkauf 
ähnlicher im Auslande fabrizirten Gegenstände sei freizulassen. 
Der Inhaber des Einführungspatentes wäre ferner zur schleuni- 
gen und ernstlichen Ausübung der Erfindung in Belgien anzu- 
halten, und so lange selbe nicht stattgefunden, könne Niemand 
wegen Nachmachung verfolgt werden. 

3) Betreffend die Verbesserungspatente, so entlehnte die 
Commission dem neuen französischen Patentgesetz von 1844 
die Bestimmung, dass der Erfinder während seines ersten Fa- 
tentjahres bei der Patentirung von Verbesserungen seiner Er- 
findung den Vorzug vor dritten Verbesserem hat. 

4) Es wurde eine neue vierte Art von Patenten unter dem 
Namen: ^brevets d'exploitation*^ vorgeschlagen, welche denje- 
nigen verliehen werden sollen, die eine Erfindung ausbeuten 
würden, die durch fünf Jahre unbenutzt geblieben, obwohl deren 
Anwendung Jedermann freistand. Zur Erklärung und Begrün* 
düng dieser Neuemng ward angeführt, dass man in alten Bü- 
chern und Journalen mitunter gewerbliche Prozesse, Methoden 
und Hilfsmittel finde, die nützlich für die Industrie, aber seit 
langer Zeit vergessen seien — dass auch in neuen Druckschrif- 
ten Erfindungen vorkommen, die noch nicht in Ausführang ge- 
bracht wurden — endlich dass es Erfindungen gebe, die zwar 
patentirt wurden, aber vor ihrer Anwendung ein Gegenstand 
allgemeiner Nutzbarkeit geworden sind, oder deren Ausführung 
nur kurze Zeit gedauert hat, entweder weil die Erfinder die 
Taxe für ihre Patente nicht bezahlen konnten, oder weil sie 
gestorben, ausgewandert smd oder fallirt haben. Wenn Nie* 
mand diese in Vergessenheit gerathenen oder vernachlässigten 
Verfahrungsarten, Produktionsmittel u. s. w. wirklich ausübOi 
waram sollte man nicht versuchen, durch das Reizmittel des 
Monopols, durch dessen Gebrauch kein erworbenes Recht verletzt 
werde; einen Unternehmer zu bestimmen^ sie ins Werk zu setzen? 
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Pie dermalige Gesetzgebung stdbe dem entgegen, weil keine 
neue Erfindung vorliegt; denn es genüge schon die einmab'ge 
Veröfifentliehung einer Erfindung, gleichTiel an welchem Orte 
und zu welcher Zeit sie geschehen sei, um ihr die Patent- 
fähigkeit zu benehmen. Eine Axt von Ergänzung zu dem vor- 
geschlagenen brevet d'exploitation sollte die Wiederemeuerung 
eines erloschenen oder ungütig erklärten Patentes zu Gunsten 
'seines alten Inhabers sein, die in dem Falle zuzulassen sei| 
wenn die Erfindung durch fünf Jahre seit dem Verfall des Pa- 
tentes nicht ausgeübt worden. 

5) Der Patentwerber soll das Recht habe% die dem Ge^ 
suche beigegebene Beschreibung der Erfindung während 6 Mo- 
naten Ycm Tage der Hinterlegung zu verändern. 

6) Die Patenttaze wurde beträchtlich vermindert und rück- 
BldiÜicb deren Entrichtung das «System der Jahreszahlungen 
gewählt, die für das erste Jahr zu 10 Franken bemessen wa- 
ren und für jedes weitere Jahr um 10 Franken steigen sollten. 

7) Die Fatentzeit soll von 15 auf 20 Jahre verlängert 
und deren Dauer bis zu diesem längsten Zeitpunkte dorcih die 
Einrichtung jährlicher Patenttaxen ganz In das Belieben des 
Patentinhabers gestellt werden. 

8} Das Erkenntniss auf Verlust eines Patentes soll vom 
Minii^er entweder auf Anrufen der BetheUigten oder von Amts- 
wegen gefällt werden, doch soll der Patentinhaber, gegen den 
das Erkennti^iss lautet, berechtigt sein, sich noch an das con- 
seil des prud'hommes in Brüssel zu wenden. Dieses conseil 
«oll für alle Streitigkeiten, die sich auf die Verleihung von 
Patenten, sowie auf die Nachahmung fler Paten^egenstände be- 
ziehen, competent fein. Wäre der Nadunacher in mala fide 
und würde er binnen 6 Monntep den Betrag, zu denn er verur- 
4heilt Ist, nebßt den Kosten nicht zahlen, so könnte er vor 
das tribunal eorrectionel gezogen und von diesem zu einer 
GefÜQgnissstrale von 3 llonaten Ihs zu 2 Jähren verurtheilt 

Obwohl diesem Gesetzeoitwuif das Verdienst grosser Deut- 
Udihett, VoUständigkeit wd d^ amsich%st»n Beachtung der 
8dhsim:igk^dit«i| denen die Anaühnng der Pateptroebte MS0^ 
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fletet sein kans, nieht abge^piocben werden konnte: so wurde 
ihm doeh die AnssteUnng gemAcht, dass er zu Img sei und 
bis zur Uebertreibung ins Detail' eingehe. In Anbetracht dieser 
Mängel trat ihm die Regierung nicht bei und veranlasste die 
Ausarbeitung eines neuen Entwurfes, welcher am 4« Februar 

1852 der EammAr der Repräsentanten vorgelegt wurde. Der- 
selbe enthielt nur 12 Artikel und setzte sieh nicht die Au^abCi 
ein vollständiges neues Patentgesetz zu geben, sondern be- 
schränkte sich blos auf die Beseitigung der in der best^enden 
Patentgesetzgebung hervorgetretenen Uebelstände.^) In Folge 
des Berichtes, der über diesen Entwurf von Hrn. Yermeire im 
Namen der GentralBektion der zweiten Kammer in der Sitzung 
am 20. März 1852 überreicht wurde, fügte die Regierung, sich 
mit der Centralsektion ins Einvernehmen setzend, ihrem Ent- 
würfe verschiedene Amendements hinzu, wodurch er sich zu 
einem vollständigen Patentgesetze erweiterte. Der amendirte 
Entwurf wurde der Rqpräsentantenkammer am 16. November 

1853 vorgelegt. Die Berathung begann nach neuerlieher Bt* 
ridtterstattung der Centralsektion am 8^ Dezember 1853. Die 
Debatte war lang und schwierig, erst am 2. März 1854 er- 
folgte die einstimmige Annahme des in verschiedenen Puidcten 
gründlich veränderten Gesetzentwurfes. 

Bei der hierauf am 4. April 1854 stattgehabten Berathung 
desselb^ im Senate zeigte sich aber, obschon die vereinigten 
Commissionen der Industrie, des Handels, des Ackerbaues und 
des Innern ihn so, wie er von der zweiten Kammer beschlos- 
sen war, adoptkt hatten, eine so grosse Verschiedenheit der 
Ansichten über manche Haup^unkte von jenen der zweiten 
Kammer, dass man sich bemüssigt sah, die Commissionen zu 
beauftragen, im Emvemehmen mit der Regierung einen im 
Sinne der im Senat vorgebrachten Bemerkungen amend^ten 
Entwurf vorzulegen. Die Diskussion über den solchergestalt 
modiSzirtm Entwurf wurde am 9. Ifoi wieder angenommen 



5) Ver^l. ttber dessen Inhalt die Abhandtang Von Hobertltohh 
EDgliscke und belgische Gesetsgebung über ErfiliduDgspateiite im jtö. Bd« 
dieser Zeitschrift. S. 10»— 151. 
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und führte schon am folgenden Tage znr einhelligen Annahme 
desselben gegen eine einzige dissentirende Stimme. Nachdem 
hierauf die Repräsentantenkammer die Beschlüsse des Senats 
mit Beifügung einiger minder bedeutenden Veränderungen am. 
13. Md angenommen und der Senat zu letzteren seinen schliess- 
liehen Beitritt am 17. Mai erklärt hatte, eihielt der Entwurf 
am 24. Mai 1854 die königliche Sanktion und ward am diurauf* 
folgenden 25. Mai im Moniteur, begleitet von einer königli- 
chen Verordnung znr Regelung des Vollzugs, als Gesetz kund* 
gemacht. 

Das neue belgische Patentgesetz, zu dessen Darstellung 
wir nun übergehen wollen, i^richt sich an keiner Stelle über 
das dem Patentwesen zu Grunde liegende Prinzip aus. Be« 
kanntlich herrschen diesfalls vier verschiedene Ansichten. Nach 
der am weitesten verbreiteten Meinung gewährt man dem in- 
dustriellen Erfinder ein zeitweises ausschliessendes Recht znr 
Ausbeutung seiner Erfindung, um ihn zu belohnen und ihm 
zum Ersätze seines Aufwandes zu verhelfen. Durch diese Aus- 
sicht soll zu Erfindungen aufgemuntert und zugleich sollen durch 

e damit in Verbindung stehende Veröffentlichung der Erfindung 
Gesellschaft die Vortheile des Erfindungsgeistes gesichert wer- 

n. Während nach dieser Ansicht die Patente als eine Maassregel 
modemer Volkswirthschaftspolitik erscheinen, werden sie nach 
einer zweiten Ansicht als Reste einer antiquirten Volkswirth- 
schaftspolitik, nämlich als die noch stehen gebliebenen Trüm- 
mer des alten gewerblichen Monopolienwesens erklärt. Eine 
dritte Ansicht führt das Patent auf einen Vertrag zurück, der 
zwischen dem Erfinder und der Gesellschaft geschlossen werde 
und durch welchen jener seine Erfindung nach Ablauf einer 
gewissen Zeit der Gesellschaft zur freien Benützung überlasse, 
wogegen diese ihm bis dahin das ausschliessende Recht zur 
Ausbeutung seiner Erfindung zugestehe. Endlich eine vierte 
Ansicht gründet das Patent auf das Eigenthumsrecht des Er- 
finders an seiner Erfindung, das der staatlichen Gesetzgebung 
vorangehe und durch sie blos seine Anerkennung erhalte. Von 
Einigen wird dieses intellektuelle Eigenthum des Erfinders als 
ein immerwährendes, gleich dem Eigenthum an körperlichen 
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Öegenständen aufgefasst (das von Jobard in vielen Schriften 
mit grossem Eifer yerfochtene, schon oben erwähnte System des 
Monautopol); Andere — unter ihnen Herr Tilli^re — 
„die Logik der Prinzipien mit der eben so mächtigen Logik 
der Thatsachen versöhnend^, legen diesem Eigenthame nur eine 
zeitliche Dauer bei. 

Die erste Ansicht lag, wie bereits bemerkt worden, dem 
älteren Patentgesetze von 1817 zu Grunde und wurde auch von 
der zur Revision desselben niedergesetzten Commission als Grund- 
lage ihres Berichtes angenommen. Die Centralsektion der Kammer 
entschied sich aber für kein bestimmtes Princip ; in ihrem Be- 
richte ist bloss erwähnt, dass in der Diskussion sowolü das 
System des Monautopol, als die entgegenstehende An- 
sicht Vertreter gefunden habe, dass aber ein Beschluss hier- 
über nicht gefasst, sondern die Lösung der Frage, als einer 
theoretischen, den Männern der Wissenschaft überlassen wor- 
den sei. 

Die zweite Ansicht hat die erste Entstehung des Patent- 
wesens in England für sich; sie trat bei den der letzten Re-.^*: 
Vision der englischen Patentgesetzgebung vorangegangenen Ver- ' 
bandlungen auf Seite der Gegner der Patente besonders her- 
vor, und lieferte auch neuerlich (1854) der holländischen Maat- 
schappy zur Beförderung der Industrie das Hauptärgument für 
ihren Antrag auf Aufhebung des Patentinstituts. 

Die dritte Ansicht wurde von dem neuen französischen 
Pateiltgesetze von 1844 adoptirt. 

Die vierte Ansicht in ihrer gemässigteren Färbung mit 
Annahme eines bloss zeitlichen Eigentbumes des Erfinders hatte 
sich das frühere französische Patentgesetz von 1791 — das bis 
1817 auch für Belgien geltend war — angeeignet. 

Hr. Tilli^re bemüht sich den Beweis zu führen, dass 
dieses beschränkte Eigenthumsprincip auch dem neuen belgi- 
schen Gesetze zu Grunde liege, indem er eine lange Reihe 
von Neuerungen, durch welche sich dieses von dem früheren 
Gesetze unterscheidet, als Ausflüsse jenes Principes bezeichnet. 
Allein alle die hervorgehobenen Veränderungen — und es sind 
diess die wesentlichsten und meisten, die das neue Gesetz anf- 

«rft. MuOr f. d, B§diU». XXYUL 94. lÜ, Btft, 24 
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9^gt *^ UsBen «icb gaaa nnge^wangen auch mit einem andern 
Frlnoip vereialgeQ. Es würde zu weit führen, wollten wir 
diesen Nachweis im Einxelnen liefern, und unser Zweck, dem 
Jn^QT eine ßinsi^ht in die neue belgische Fatentgesetzgebnng 
TO ytfS4)haireo0 erfordert diese auch nicht. Es wird genügen, 
wenn wir diess bei den zwei wichtigsten neuen Bestimmungen 
4^legen, die A^m Um, Verfasser als die stärksten Beweisgründe 
für seine Ansiobt ersoheinep, foq denen die eine das examen 
pr^fdabie bei der Fateqtverleibung abschafft und diese bei Aus^ 
weif der gesetailichen Erfordernisse als obligatorisch für die 
Regierung erklärt, und die andere Einführungspatente nur Jenen 
WgesUibif die «uf die einzuführende Erfindung ein auswärtiges 
Patent besitzen. Gegen i»a examen pr^alable erheben sieb 
Zweckmässigkeitsgründe von so gewichtiger Art, dass die Be- 
seHlguQg desselbei^ durch diese allein schon mehr als hin- 
reiebe^d mptivirt erscheint. Die vorläufige Untersuchung der 
Neuheit und Nützlichkeit der Erfindung verzögert die Patent* 
efwerbpng und beeinträchtigt hierdurch den Erfinder; sie ist 
unslcj^r in ijireq Resultaten und gibt Parteilichkeiten Baum; 
sie pcbiebt der Begierung eine Verantwortlichkeit zu, die sie» 
weil sie das Ergebniss der Untersuchung wider späteres besse- 
res Wissen und Erfahren niebt vertreten kann, von sich ab- 
lehnen muss; sie ist darum zwecklos und führt nur das Publi- 
kum irre; sie ißt eher AU<^ überflüssig > da die mangelnde 
{Neuheit nicht ohne Anfechtung bleiben wird und durch die Paten- 
tirung einer nutzlosen Erfindung weder dem Erfinder ein Vor- 
tbeil zogehit, noch die Gesellschaft einen Nachtheil ^leidet. 
Wird nun noch weiter erwogen, dass d^s examen pr^alable 
10 Anbetracht seiner Ueberfiussigl^eit eine mit dem Wesen den 
Bechtsstaat^ kaum ffu vereinigende Bevormundungsmassr^^l 
«Nif SQ br«ueht man WAhrliqb» um mt seine Anfbeb?ng anzu- 
tn^e«, nicht das Ejgenthum«reoht an der Erfindung zu HüUe 
w rnfeo, ebwohl allerdings zugestanden werden muss, dasa 
für diejenigea, die von einem solchen Eigenthumsrechte aus« 
gehen, der Beweis seiner Verwerflichkeit sehr erleichtert ist. 
Uebrigras bat Hr. Tilli^re selbst an einem Orte seines Buche«^ 
Bttmlid^ in dem theoretischen Thelle St 7$^ di^ Annii^bt «of« 
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lasse, mm mag al9 Giruodiago 4e9 Becbtea dq# Erfind^a was 
immer, für ebi Friocip anoe^meiju W^np feroer die PateotYQr-- 
lalbangt sobald die geset^U^beo BediogODgen erfiUUslody 4^ 
Bfigierai»g sor Pflicht gemacbt wird, so ist di«as tbeiJs aiM 
DOthwendige Folge des Fall^olass^cis des e^amea pr^alaUct» 
theils führt hierauf auch schon die geseialioh^ BftgelttHg if» 
PAteotweseas überhaupt Wosu di^e, wevn das Patw^ eine 
blosse Goadensaebe ist? Das Bedürfiniss dari^tdi kaw Dicbt 
eher entstebeoi als bis maa aufgebort bat, di9 Fatepte ai9 
eine Gwwt m hetracbteo und die Hinsicht, von ihrer VoXk^ 
wendjgkeit oder doch 2^ütsKehkeit für dl^ lQdH9tris dorebgedruo^ 
gen ist Sind aber £rfindnogspat«nte als FördeMrov^smitite} dor 
Indnstfie von der Gesetzgebung erJwmt» ¥> müsdon sia ag^ 
überaUi wo eine Erfindung vorliegt, )n Anwovdang troton «»4 
vermöge des Grundsatzes der Gleichheit vor do«i G«^zo jedem 
Erfinder ebne Unterschjed gewährt werden. E9 bedarf daher 
auch aar BegrüpduQg der ohligatorischen Verloihnag der Patent« 
nicht der Annabmo eines Eigeotbumsrecbtes an der EiSodirnft 
Was die durch daä neue Geaete abgeordnete BeschrKnkimg 
der Einfübrnngspatente botriffti so spridit sich in ihr ledfgbch 
eine AnerJkemiong dfiis im Auataude verliehenen Ptitentes ood 
der hierdttreh für sems» Inhaber begründetea Befugnisse 
anS| nicht aber eine Anerkennung des Eigenthnmsrechtes m 
der ausländischen Erfindung, Piese kann schon darum Hiebt 
supponirt werden» weil das fremde Patent rcspektirt wird, gleich- 
viel ob dem fremden Pateotge^etzo ein bestimmtes Prlnoif^ 
sn Grund« gelegt ist oder nicht, und worip dasselbe besteht* 
Und anch diesc9 fremde Patentrecht ist nur in so weit ge^ 
Qcbütstp als ausser dem Inhaber desselben keinem Pritten ein 
Patesit auf die fragliche Erfindung verliehen weardeo kann; die 
freie AosSbnng der letzteren ist aber trota des auswärtige» 
Patentes Jedermann gestattet Die Anerkennung des Eigen- 
dmmsrechtes an der Erfindung würde notbweadig aber auch 
Bur Untersagung der freien Ausübung führen. Uebrigene er* 
klärt sich diese beschränkte Zulassung von Einfübrungspaten* 
Im gflBilgiiid Ate ein Coiotpromba «wiiSQbeu deu Vertheidi*; 
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Ifern ihrer nnbeschrbikten Zalassung und ihren unbedingten 
Gegnern, zumal fSr ein solches Gompromiss in dem östecw 
reichischen Gesetze v. X 1832 und in dem französischen 
▼om Jahre 1844, die beide die Ertheilung von Einführungs* 
patenten in ganz gleicher Weise beschränicen, ohne von einem 
Eigenthumsrechte an der Erfindung auszugehen, bereits Vor- 
bilder vorhanden waren. 

Als Gegenstand der Patentirung bezeichnet das neue 
belgische Gesetz (Art. 1) jede Erfindung oder Verbesserung^ 
die geeignet ist, als Industrie^ oder Handelsgegenstand ausge- 
beutet zu werden. Die Erfindung oder Verbesserung muss 
daher einen industriellen Charakter haben; sie muss, wie 
das französische Gesetz von 1844 und das neue österreicliische 
von 1852 näher bestimmen, entweder in einem neuen Erzeug-* 
nisse der Industrie oder in einem neuen Erzeugungsmittel oder 
in einer neuen Erzeugungsmethode beziehungweise neuen An-» 
Wendung schon bekannter Erzeugungsmittel bestehen. Daraus 
folgt von selbst, dass wissenschaftliche Sätze, Prinzipien und 
Theorien nicht patentirbar sind, sondern nur die wirkliche in-^ 
dustrielle Anwendung derselben in den bemerkten Richtungeni 
obwohl das belgische Gesetz diess nicht ausdrücklich anordnet| 
wie es die Patentgesetze von Schweden, Frankreich und Oester- 
reich gethan haben. Der Hr. Verfasser folgert weiter hieraus, 
dass auch auf neue Finanzpläne — die in Frankreich aus- 
drücklich als nicht patentfähig erklärt sind — dann auf neue 
Unterrichtsmethoden, Heilarten und chirurgische Operations-» 
weisen in Belgien keine Patente ertbeilt werden können, wohl 
aber auf die Anfertigung hiezu dienlicher Apparate und In- 
strumente. In Betrefif der Patentfähigkeit der dem Gebiete 
der Landwirtbschaft angehörigen Erfindungen macht der Hr. 
Verfasset mit Berufung auf zwei Entscheidungen französischer 
Gerichte den bemerkenswerthen, wohl aber einigen Anfechtun« 
gen unterliegenden Unterschied : ob der neue, durch Menschen-» 
band realislrte Gedanke ein Produkt, Verfahren oder Apparat 
ist, der unabhängig vom Produkte des Bodens zur kommer- 
ziellen Ausbeutung geeignet erschehit, oder ob die unmittel- 
bare Anwendung der neuen Idee Aur ein landwirthsehafidiche» 
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Prodakt gewährt; Im ersten Falle erklärt er die Erfiodang für 
patentirbar, im zweiten nicht. 

Die Erfindang oder VerbesBerung , die Gegenstand eines 
Patentes sein soll^ mass ferner neu sein» Sie Ist nach dem 
belgischen Gesetze (Art. 24 und 25) neu: wenn sie zur Zeit 
der Ueberreichung des Fatentgesuches noch von keinem Dritten 
im Königreiche in kommerzieller Absicht ^3 angewendet, ausge- 
führt oder ausgebeutet wurde, wenn ausserdem zu der be- 
merkten Zeit von ihr eine vollständige Beschreibung und ge- 
naue Zeichnungen 7) in einem gedruckten und veröffentlich- 
ten Werk oder einer derartigen Sammlung noch nicht enthal- 
ten waren, und wenn zugleich nicht vorher auf sie ein Patent 
in Belgien oder im Auslande gewährt wurde. 

Ist die Erfindung auf eine andere als auf die beiden zu- 
erst genannten Arten bekannt worden, so wird ihr damit die 
Eigenschaft der Neuheit nicht genommen; denn die Fälle des 
Mangels der Neuheit sind im Gesetze taxativ angeführt Was 
den in der vorangegangenen Patentirung der Erfindung bestehen- 
den Mangel der Neuheit anlangt, so greift dieser dann nicht 
Platz, wenn das Patent im Auslande verliehen wurde nnd der 
Inhaber desselben um ein Einführungspatent ansucht, wobei 
noch zu bemerken ist, dass in diesem Falle auch jene durch 
den Druck geschehene Yeröfifentlichung der Beschreibung der 
Erfindung, die in Folge gesetzlicher Vorschrift in dem be- 
treffenden auswärtigen Staate geschehen, die Neuheit nicht 
aufhebt. 

Der Patentgegenstand muss, abgesehen davon, dass er 
industrieller Natur und neu ist, auch noch ein drittes Erforder- 
niss besitzen: er muss erlaubt sein, er darf weder an sich 
noch in seinen Wirkungen den guten Sitten, den Gesetzen nnd 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit widerstreiten. Zwar 
geschieht von diesem Erfordernisse, dessen das frühere Gesetz 
gedachte, in dem neuen keine Erwähnung ; doch dasselbe ver- 



6) Der Beisatz: „in kommerzieller Absicht^ fehlte im ftlteren Cleseti. 

7) Die Epitheta: „Tollstftndig" und „genan^, enthielt daa iltere Ge* 
sota nicht. 
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gtebt «tob von selbst, lOdefa nach to rtcbtfgen Betnerktnig 
des Hrn. Verfassers der Staat da» nicht auf der einen Seite 
«ehfittett kMitt, was er auf der anderen verwirft. Die meisten 
Patentgeset^e nehmen «iniselne Gegenstände atisdräcklioh von 
der Patentlriing aus, so das franzosbche Gesetz pharmaeentiBCbe 
Cottposfllanen , das ^terrekblsehe atisser den Arzneien aneh 
noeb NabTEmgimlttel und Getränke. Nach dem belgischen Ge- 
setze, das keine solchen Ausnahmen kennt, sind diese und 
andere Gegenstände patentfähig, wofern deren Erzeugung und 
Verkauf sonst nicht gesetzlich verboten sind. Von selbst eiii- 
leuditend ist os aber, dass der Titel des Patentes, wenn ein 
Sftdustriezw^g gewisse Präventirmassnahmen unterworfen ist 
oder zu dessen Betreibung eine besondere Ermächtigung er- 
fordert wird, keine Befreiung von diesen Beschränkungen ertheilt. 

Das ältere Gesetz, erklärte bloss „wesentliche^ Verbesse- 
rungen als patentfähig; hi dem neuen findet sich dieser be- 
schränkende Beisatz nicht. Daraus darf nun aber nicht ge- 
sdilossen werden, als ob jetzt in Belgien auch auf blosse Ver- 
änderungen in der Form und in den Verhältnissen eines Gegeoh- 
Standes und auf blosse Verziernngen desselben Patente ertheilt 
werden k&nnten. Das neue Gesetz, das sich dorduius der m)^- 
Uehsten Eüme beieisst, hielt bloss die Aufnahme einer Bestte- 
'mung für entbehrlich, die schon im B^ffe einer industrielion 
Verbesserung liegt, indem auch in dieser eine neue Idee zur 
Darstellung kommen muss. 

Mit Röcksicht auf den Gegenstand unterscheidet das 6e- 
•ets {Art. 1) drei Arten von Patenten ; Erfindungs-, Ver* 
besserungs- nnd Einführungspatente. Erfindungs- 
und Verbesserungspatente werden für Erfindungen und Vei- 
besserungen, Elnführungspatente dagegen für die Einlübniiigr 
einer Im AuBiande unter Patentschutz stehenden Erfindung 
^er VerbesBwung ertheilt (Art. 14). Wird eine Erfindung 
ader Verbesserung im Auslände frei ausgeübt, so kann sie 
in Belgien Gegenstand eines Erfindungs* oder Verbesse- 
rungspatentes werdon, wenn sie die Erfordernisse zur Patent- 
fähigkeit in sich vereinigt; dies« werden aber auch bei Ein- 
fUhrungspatenten vorausgesetzt. Nach dem Gesetze v. 1817 
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waren die aasländlschen Erfindaügea und V^rbesf eraB^en ciine 
Unterschied den Einführungspatenten vorbebalted; der Be|;fiff 
der letzteren daher ein anderer. Das eigentliebe Erfindunge- 
patent war auf die im Inlande g^emachten Erfindungen und 
Verbesserungen beschrfinkt. 

Diese beschränkte Zulassung der Einführungspatenie, die 
von der Repräsentantenkamm^ vertreten wurde, hatte im Se- 
nate grossen Widerspruch gefanden; Me war anfänglich ver- 
worfen worden und wurde erst am Schlüsse attgenommeob 
Der Senat war jedoch hier nicht — wie man erwarten sollte 
— als Kämpfer für das alte System aufgetreCen, er wollte im 
Gegentheil in der Neuerung noch weiter schreiten und ver- 
langte das völlige Fallenlassen der Einführungspatente oder 
doch die Zulassung derselben nur in dem Falle, wenn die 
Gesetzgebung des Landes, dem der auswärtige Erfinder angeh 
hört, der von seiner Seite stattfindenden Erwerbung eines Pa- 
tentes in Belgien mit der Verbindlichkeit, die Erfindung dl^ 
selbst auszuüben, kein HindemiSs in den Weg legt^ und auch 
da sollte die Patentgewäfaruog für die Regierung UoM fakalp 
tativ sein. 

Nadi der Ansicht des Hr. Tilli&re ist das neue Ge- 
setz in der Beschränkung der Einführnngspatente 2ki weit ge- 
gangen. Er hält die Einftibrungspatente trotz der gegeti sie 
erhobenen Einwürfe (üv vortheilhaft in Bezug aof Belgien, uitd 
meint, man* sollte sie auch auf Einführung von Erfindungen 
ertheilen, für welche die auswärtigen Urheber und bezi^urogd- 
weise Patentinhaber in einer gewissen Frist, z. B. binnea zwei 
Jahren, kein Patent in Belgien nachgesucht hätten. Man würde 
dann von beiden Systemen, jenem der unbeschränkten Vetv 
leihung von Einführungspatenten und dem von der neuen fran- 
zösischen Patentgesetzgebung adoptirten der Anerkeimung des 
SEuswärtigen Patentrechtes, sieh die Vorzüge angee^net und 
die Mängel bei Seite gelassen haben; en würden dion die 
Ideen der Gerechtigkeit «od Billigkeit mit den InterMsett der 
nationalen Arbeit versdimolien worden sein« 

Wir erlauben uns hier, einer anderen Anrieht Mm mht. 
Man hätte unseres Bedünfteae vielmehr no<A einen Scbritt 
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wdter tbuD, man bStte das franzSsiscbe System in Betreff der 
Patentirang der Erfindungen des Auslandes — das übrigens 
scbon geraume Zeit vorher in Oesterreicb in dem älteren 
Fatentgesetse Tom 31. MSrz 1832 angenommen war und auch 
in dem neuen Gesetze vom 15. August 1852 beibehalten wurde, 
das femer seit 1. Oktober 1852 auch in England durch die 
Akte 15 et 16 Yict. cap. 83 in Anwendung getreten ist — 
ganz annehmen, man hätte auch den im Auslande frei aus^ 
geübten Erfindungen, auf die in Belgien zwar keine Einfüh- 
rungspatente, wohl aber Erfindungs- und Verbesserungspatente 
genommen werden können, die Patentirung versagen und diese 
in Gestalt von Einführungspatenten einzig und allein auf die 
unter auswärtigem Patentschutze noch stehenden Erfindungen 
des Auslandes beschränken sollen. Natürlich hätte dann in dem 
belgischen Gesetze der Begriff der Neuheit enger gefasst und 
auch die noch nicht stattgefundene gewerbmässige Ausbeutung 
der Erfindung im Auslande als weiteres Merkmal in ihn auf- 
genommen werden müssen. Wir wollen zur Begründung unse- 
rer Ansicht nicht auf die in diesem Aufsatze schon früher gegen 
Einführungspatente zur Sprache gebrachten Bedenken zurück- 
kommen, deren Gewicht mit jeder Erleichterung, die der Ver- 
kehr durch einen neuen Schienenweg, eine neue Dampfschiff- 
fahrt-, Post- oder Telegraphenverbindung, durch Herabsetzung 
der Brief- oder Telegraphentaxe u. s. w. erhält, verstärkt 
wird. Bloss die Bemerkung sei beigefügt, dass^der Ueber- 
tragung einer im Auslande frei ausgeübten Erfindung in das 
Inland weder ein thatsächliches noch rechtliches Hinderniss 
entgegensteht, zu dessen Ueberwindung es eines Patentes be- 
dürfte, indem bei freier Ausübung es nicht schwer fallen kann, 
die Erfindung kennen zu lernen und ein ausschliessendes Recht 
zu ihrer Benützung für einen Einzelnen nicht besteht. Es 
handelt sich hier nur um die Aneignung eines fremden Ge- 
dankens, nicht um die Produzirung eines eigenen; der einer 
Erfindung gewöhnlich — wenn auch nicht immer — vorher- 
gehende Mühe- und Kostenaufwand, der für den Erfinder den 
Anspruch auf den Patentschutz hauptsächlich begründet, findet 
.hier nicht statt Patente sind bei aller Anerkennung ihres 
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Natsens und, wir wollen selbst ingestehen, ihrer rechtlidiett 
Notb wendigkeit immer eine Fessel für die Prodaktion and den 
Handel. Zu einer Fesselang der wirthschaftenden Yolksthätig"- 
keit soll man aber nicht ohne gewichtigen Grund schreiten. 
Die Yermuthung spricht immer für die freie Bewegung; diese 
hat daher die Regel zu bilden. In Bezug auf den obener- 
wähnten Vorschlag des Hr. Ti liiere beschränken wir uns, 
darauf hinzuweisen, dasji , wenn die Ausbeutung der fremden 
Erfindung in unserem Lande Nutzen verspricht und zugleich 
der. Grundsatz feststeht, dass auf eine im Auslande patenlirte 
Erfindung Niemandem als dem rechtmässigen Patentinhaber in 
unserem Lande ein Patent ertheilt wird, dieser gewiss nicht 
unterlassen wird, sie unter Patentschutz in unser Land zu ver- 
pflanzen, dass aber — wenn diess unterblieben wäre — nichts 
im Wege steht, dieselbe mittelst freier Ausübung bei uns ein* 
zubürgem, die für das Publikum und für das Fortschreilen 
der Industrie von ungleich grl^sserem Vortheile ist, als die auf 
Grund eines Patentes vor sich gehende. 

Der Entwurf der 1848 zur Bevision der belgischen Patent* 
gesetzgebutig niedergesetzten Gommission führte noch eine 
vierte Art von Patenten auf: die bereits erwähnten „brdvets 
d'exploitation^. Das neue Gesetz nahm sie nicht auf, und 
mit Recht. Denn mag man dem Patentwesen ein volkswirth« 
schaftliches oder ein juristisches Princip unterlegen, es lässt 
sich kein Grund auffinden, demjenigen, der eine Erfindung, die, 
obwohl bereits der allgemeinen Benützung übergeben, durch 
mehrere Jahre unbenutzt gelassen wurde, neuerlich ins Werk 
setzt, ein Patent zuzugestehen. Sein Verdienst ist keinesfalls 
so gross, um ihm den Lohn eines Erfinders zuzuerkennen und 
seinetwillen die Produktion einer zeitweisen Beschränkung zu 
unterwerfen, und in der Regel wird dieses Verdienst überdiess 
noch sehr zwei&lhaft sein, weil eine wahrhaft nützliche Er- 
findung kaum unbenutzt liegen bleiben wird. Noch weniger 
kann ihm, als dem Ergreifer eines fremden Gedankens» ein 
Eigenthumsrecht an der Erfindung beigelegt werden. 

In Ansehung der persönlichen Fähigkeit zur Er- 
werbung eines Patentes stehen In- und Ausländer auf gleicher 
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Lifile» Das Gesäte erkürt lich iwar hierüber nieht aiiBdrilefc» 
Ih^, aber es schreibt nirgends die Staatsbikgerscbaft ala Er- 
fordemies der Patenterlaagiing ror und e&tbält an keiner Stelle 
eine beschrftnketide Verfägnng xum Nacteheile des Ausländers. 
D» Im bdgischen GeseUe nicht, wie im französischen, der 
Vertrag als Basis des Patentwesens angwommen ist, so kön- 
nen aach diejenigen Personen, die nach dem Gitilrechte in 
Ansehung Ihrer persönlichen Fähigkeit aur Abschliessung von 
Vertrügen und andern Rechtsgeschäften beschränkt sind, wie 
Minderjährige, Verschwender, Frauen, Falliten, ein Patent giltig 
erlangen; es genügt in dieser Beziehung die Fähigkeit zur 
Besitzerwerbung. Noch ist zu bemerken, dass ein Einführunge- 
pateot nur der rechtmässige Inhaber des auf die betreffende 
Erfindung oder Verbesserang im Auslande gewährten Patentes^ 
also ttvr der ursprüngliche Patenterwerber oder derjenige, dem 
er das Eigenthum des Patentes — nicht das blosse Benutzungs« 
recht -^ übertragen hat, erlangen kann; dann, dass in Bezog 
auf die Erwerbung von Verbesserungspatenten der Inhaber 
des Patentes für die Erfindung, auf die sich die Verbesserung 
bezieht, vor dritten Verbess^ern kein Vorredü bat 

Wer ein Patent erlangen will, hat ein sdirifütcheS Gestfeh 
entweder bei der Easzlei einer der nenn kSniglicben Provin»- 
zialregierangen oder ansserbalb des Hanptertes der ProTiMs 
bei dem Bureau eiaes der Arrondissements-Gommissariate ehnn:^ 
reichen. (Art 17 d. G. und Art. 1 d. VoUzgsvdg.) DurA 
diese Bestimmung ist fiSr die Patentwerber jene Erleichterung 
tmd Beschleunigung eingetreten die so lebhaft gewiäischt wurde. 

Dwi Gesuch muss den Namen, die Beschäft^nng und den 
Wohnort des Patentwerbeis angeben ; der Erfindungsgegenstand 
ist mk einem Namen (titre) zu belegen, der ihn bündig und deut* 
Seh bezeichnet Die Vereinigung mehrerer Erfindungen in einem 
Gesuche ist untersagt, dasselbe darf sich immer nor auf eiaen 
Hauptgegenstand mit den Dtttaiie, die sich daran kniffen, und 
snt den Aawendnngen, die er zutässt und die anzuführen sind, 
beziehen^ es darf auch weder Bedingungen noch Vorbdialte 
entbatea Handelt es sidi um ein Einführungi^tent, so ist 
das fiatnn und £e Daner des nrsprthsgitcheii FatoitSi so wie 
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das Land, wo es verliehen worden, beiKüfügeii; das amwSrtige 
Patent selbst braucht nicht prodacirt zu werden. (Art 3. YoU- 
zgsrdg.]. Hiosicfatlich der Sptacbe des Gesnchs ist nichts vor- 
geschrieben, es kann daher auch in «ner fremden Sprache 
abgefasst sein. Das Gesuch ist aof Stempelpapier zü schrei- 
ben, von dem Bittsteiler oder dessen BevollmSditigten za unter- 
zeichnen und nicht mehr wie früher mi den König, sondern 
an den Minister des Innern zu richten (Art. 3 u. 6« Volizgsvdg). 
Dem Gesuche sind unter versiegeltem Umschlag beizule- 
gen: 1) die Beschreibung des Gegenstands der Erfindung; 
2) die Zeichnungen, Modelle und Muster, die nöthig sind zum 
Yerständnisse der Beschreibung; 3) ein beglaubigtes gleich- 
lautendes Dupliicat der Beschreibung und der Zeichnungen; 
4) ein Yerzeiehniss ^r vorgenannten übergebenen Stacke. 
(Art. 1. Volizgsvdg.) Wird das Gesuch von einem Bevoll- 
mächtigten gestellt, äo ist auch die vorschriftsmässig legalisirte 
Yollnacht dem Gesuche beizusdiliessen. (Art. 6. Volizgsvdg.). 
Ferner hat sich der Gesuchsteller jederzeit mit einer Quittung 
über £e Bezahlung der Patenttaxe für das erste Jahr im Be- 
trage von 10 Frauken auszuweisen. (Art 2. Volizgsvdg.) 
Die Beschreibung der Erfindung -^ die Hauptbeilage des Ge- 
suches -^ ist in französischer, vlämlscher oder deutscher Sprache 
abzufassen ; eine nicht französisch abgefasste Beschreibang muss 
von einer Uebersetznng in dieser Sprache begleitet sein^ wenn 
der Patentwerber nidit in Belgien wohnhalt Ist. Dlt Beschrei- 
bung muas die Erfindung deutlich, vollständig nnd doch zu- 
gleich präz^^ ohne Uebertreibung daliegen* (Art. 17 d. G. 
n. Art 4. Volizgsvdg.). Die beigegebenen Zdcbnungen smd 
mit Tinte n«eh dem metrischen Maassstabe anzufertigen; jene 
Thelle der Zeichnung^ die die Elrfindung charakterishreD, sind 
in einer von den übngen Thellen abw^henden Farbe zu geben. 
(Art 5. Volizgsvdg.). Zur Bestätigung der Uebergabe des 
Geeucbes sammit Beilagen wird mit Angabe des Tages nad 
ctor Stunde derselbeii von dem Greffier der Provinzkilregi«rua^ 
oder V9Q dem €ommissttr des Arrondissemeats ehi Fjrotokoil nuf- 
genomofen. Hieriit whd die Erfindung mit der toii dem Fa- 
twilwerber gewählten Benennung bezeidineti ferner wotitai 
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ätt Kam« nnd Charakter des Bittstellers oder seines Manda« 
tars, dann bei Einffilirangspatenten das Datum, die Dauer und 
der Name des Inhabers des fremden Patentes, endlich die ge- 
schehene Zahlung der ersten Jahresrate der Fatenttaxe ange- 
führt Das Protokoll wird ron dem es abfassenden Beamten 
und dem Gtosuchsteller unterzeichnet und am Umschlage des 
Packets, welches die auf das Patentgesuch sich beziehenden 
Stücke enthält y angeheftet Dem Ueberreicher des Gesuches 
wird ein Duplikat des Protokolls unentgeltlich hinausgegeben. 
(Art. 17 d. G. u. Art 7. Vollzgsvdg.). Durch das Protokoll, 
das sogleich bei Ueberreichnng des Patentgesnches zu errich- 
ten ist, wird das gesetzliche Datum der Erfindung constatirt, 
d. h. der Zeitpunkt, der über die Priorität derselben ent- 
scheidet, mit welchem die Patentrechte und der Patentschutz 
eintreten, und die Patentzeit zu laufen beginnt (Art 18 d. 
G. u. Art. 8. VollzgSFdg.)* Diese Bestimmung sichert den 
Erfinder Tor den schon oben erwähnten Nachtheilen, denen er 
ausgesetzt ist, wenn die Wirkungen des Patents erst mit der 
Ausfertigung desselben ihren Anfang nehmen. Alle auf Patente 
sich beziehende Eingaben sind binnen fünf Tagen an das 
Departement des Innern einzusenden, wo sie nach der Ordnung 
ihres Einlaufes in ein besonderes Register eingetragen werden, 
aus dem das Publikum sich jeden Werktag von 10—2 Uhr 
Rathes erholen kann. (Art 10 u. 11« VollzgsTdg.). 

Zeigt sich, dass in dem Gesuche Etwas übergangen ist, . 
das es vermöge gesetzlicher Vorschrift nach Obigem enthalten 
soll, oder dass dasselbe gegen die Form verstösst, z. B. dass 
es mehrere Erfindungen umfasst oder Bedingungen enthält, ao 
wird der Gesucfasteller aufgefordert, die erforderlichen Ver- 
besserungen Yorzunehmeo. Der Tag der Ueberreichnng des ver- 
. besserten Gesuches wird in jenem besondern Protokolle gleich- 
falls bemerkt. (Art 12. VoUzgsvdg.). Das gesetzliche Datum 
der Erfindung ist aber dann nicht der Tag, an dem die Ver* 
besserungen einlangten, sondern der Tag der Ueberreichnng 
des mangelhaften Gesuches. Hätte daher ein Dritter nach 
Uebwreichung eines mangelhaften Gesuches und bevor der 
Ueberreicher desselben das Gebrechen beseitigtei einvoUkom* 
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men yorschriftomässigeB Patentgestich für dieselbe Erfindang 
eingebracht, so würde nicht der Dritte, sondern der erste Fa- 
tentwerber die Priorität haben. 

Die Patente werden verliehen ohne vorhergehende amt* 
liehe Prüfung (ezamen pr^alable) der Erfindung. (Art 2). 
Die Annahme des Orandsatzes des non-ezamen pr^able ist 
die wichtigste und folgenreichste Neaerung des neuen Gesetses, 
derselBe bildet gewissermassen den Mittelpunkt des letzteren 
und den Schlüssel zu den meisten der sonstigen Veränderun- 
gen. Vermöge des Grundsatzes des non-ezamen prfolable 
steht es der Behörde nicht zu, sich vor der Patentverleihung 
von der Neuheit und dem industriellen Charakter der Erfindung 
Ueberzeugung zu verschaffen, oder zu erforschen, ob die Be- 
schreibung der Erfindung genau ist, ob durch die Gewährung 
des Patentes nicht die Rechte Dritter benachtheiligt werden, 
oder ob die Erfindung die Eigenschaft der Nützlichkeit und 
Verdienstlichkeit hat, und nach Beschaffenheit des Resultates 
dieser Erhebungen das Patent entweder zu gewähren oder zn 
verweigern. Das begehrte Patent wird ohne weiteres verlie-' 
heuy und die Sorge, dass dasselbe, wenn ihm die gesetzlichen 
Erfordernisse fehlen oder durch selbes bestehende Rechte ver« 
kürzt werden, nicht bei Kräften bleibt, wird den hiebet 
interessirten Privaten überlassen; sie mögen das Patent bei 
den Gerichten, denen die Entscheidung über dessen Giltigkeil 
oder Ungiltigkeit zukommt, bestreiten, und sie werden es, denn 
wenn nicht die Verkürzung ihres Rechtes sie dazu bestimmti so 
müssen sie sich jedenfalls durch das Interesse, das sie an der 
Herstellung der durch das Patent zeitweilig aufgehobenen freien- 
Goncurrenz haben, dazu aufgefordert Hihlen. Die vorläufige 
Prüfung der Nützlichkeit der Erfindung musste aber in dem 
belgischen Gesetze schon darum zurückgewiesen werden, weil 
nach ihm die Nützlichkeit einer Erfindung nicht zu den Er- 
fordernissen ihrer Patentfithigkeit gezahlt würd, und daher bei 
Abgang derselben das Patent nicht als ungiltig betrachtet wer- 
den kann. Das belgische Gesetz steht hiermit ganz im Ein««^ 
klänge mit den Grundsätzen einer gesunden Patenttheorie, denn 
da die Nützlicbkeit einer Erfindung sich gar häufig nicht vou^ 
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vomcJiArtiii enneuen Ifisst, so ist sie ein nicht zu himdbabMft* 
des Patenterforderniss; es können da Irrthümer nicht ansbiel- 
ben und Manchem wird mit Unrecht das Patent versagt wer- 
den. Uebrigens kann von einem solchen Erfordernisse um so 
eher ohne Bedenken Umgang genommen werden , ais durch 
die Pateatirong einer nutzlosen Erfindung weder die Produ- 
zenten noch die Gonsumenten eine Beirrung erfahren. 

Nur in einem Punkte wird von dem Grundsätze des 
non-*examen pordalable abgegangen, nämlich hei dem Erforder- 
nisse der Erianfatheit d^ au patentirenden Erfindung* Zwar 
enthält das Gesetz nach seinem Wortlaute keine Bestimmung^ 
hiertibcr; aber nach der bei der Berathung des Gesetzes in 
der Diekussion herirorgetretenen Ansicht ^ der auch der 
Hr. VerlMeer beistimmt ^ kann die Begt^ung das für einen 
Gegenstand, welcher den gut^ Sitten, den Gesetzen oder der 
Qffentlfehen Ordnung widerstreitet, begehrte Patent verweigern 
und zu dem Ende den Patentgegenstand in dieser Beziehung 
vorläufig prüfen. Ptese Prüfung, sowie die auf Grund derselben 
erfolgende Versagung des Patentes ist jedoch für die Regierung 
lediglieh ein Recht, aber keine Verpfiiciitang, Ihre Entscbej-** 
düng, mag sie nun auf Bewilligung oder Verweigerung lauten, 
Ist auch nicht unanfocbtbar. So wie der abgewiesene Patent^ 
Werber bei den Gerichten Schutz gegen das ihm ungegrün^ 
scheinende, für ihn ungünstige Erkenntniss der Administrativ- 
behdrde suchen kann: so hindert andh die Gewährung des 
Patentes von Seite der Regierung die spätere gerichtlidie 
Nichügke^erklärung desselben wegen Unerlaubth^ des Patent- 
gegenstandes nicht 

Die belgische Qeaeti^ebung nimmt hier eine MitteJsteUung 
ein zwisdien dem franzosisoben Sjuteme und jenem, zu wel'» 
öhem sieh das österreichische Patentgeselz bricennt In Frimk*« 
reich stebt der Grundsatz des non^examen pr^alaUe noch ni 
dem angeregten Punkte fest » das Patent wind von der 
Regierung ohne Rüekmdt, ob der Gegenstand erlaubt oder 
unerlaubt ist, Jedem bewilligt, und ee kommt bloss den Qt^ 
richten nn, gegen Patente für unerlaubte Gegeuatände eimm« 
schreiten. Dm SstareicUsehe Gesetz degegeni obwohl es im 
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Uebrigen das examen pr^alable verwirft» I«gt der Begierqng 
die Verpflichtung auf, sich vorher vo» der Erlaubtheit des 
Pateutgegenstandes zu überzeugen , und im Falle der Uoer* 
laubtheit das Patent endgiltig abzuschlageny so dass gegen die 
administrative Entscheidung der Secbtsweg nicht weiter be-» 
schritten werden kann. 

Es ist nur eine sieb von selbst verstehende Gonsequen« 
der Beseitigung der PrOfung, wenn das Gesetz (Art 8) an«« 
ordnet, dass das Patent auf Gelahr des Ansucbendeo ohne. 
Haftung weder für die Wirklidikeit noch für die Neuheit, oder 
das Verdienst der Erfindung, noch für die Genauigkeit def 
Beschreibung und ohne Präjudin für die Rechte Dritter ver-» 
liehen wird, und wenn weiter die VoUsngs Verordnung (Art. 14) 
vorsdreibt, dass dieses der in der Patenturkunde aufzunehmende]]! 
Angabe, dass kein examen pr^alable stattgefunden» ausdrücklich 
beizusetzen ist. Ebenso folgt daraus, dass das examen pr^a]abl$ 
ausgeschlossen ist, mit Nothwendigkeit, dass das Patent nach der 
Erklärung des Gesetzes (Art. 19) nichts anderes ist» als die Be<- 
stätignng der Regierung, dass die zur Erlangung eines Paten« 
tes vorgeschriebenen Förmlichkeiten von dem Bewerber erfüllt 
worden sind. Sobald die Erfüllung dieser gesetzlichen Be- 
dingungen ausgewiesen ist, darf das Patent nicht verweigert 
werden. Die Patentverleibung ist daher obügatoriseb für die 
Regierung und hat aufgehört eine Gnadensaobe zn sein» Ueber-» 
einstimmend mit dieser veränderten Ai^assung erfolgt die Pa« 
tentverleihung oder richtiger bezeichnet die amtlidie Constati- 
rung der Erfüllung der zur Erwerbung ctoes Patentes vprge* 
Schriebepen Bedingungen nicht mehr wie früher dureb fcönig«» 
liehe Verordnung, sondern durch eioen mJidsterieUen Bescheid) 
welcher dem Bewerber ohne Verzug bin^uszugebeo, auszugs- 
weise dem Monitenr einzuschalten und zugleich in der besonderen 
Sammlung der Patente kundjsumacben ist. (Art, 19 d. G. u* 
Art. 13 d. VoUzgsvdg.)« Die erste Ausfertigung desselben ge* 
schiebt nnentgeltlieb» für spätere müssen die Kosten vej^ütet 
werden. (Art 16 d« Vollzgsvdg.) 

Das P^ent Ist sotgleicb definitiv. Das belgisobik Gesetz 
kennt weder das ältere eogliscbei »oob da? aoidfmeijkimmb^ 
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Cayeat, noch die an die Stelle des ersteren neuerlich (1852) 
getretenen proyisonechen Patente. Der erste Entwurf des Ge- 
setzes hatte wohl Bestimmungen enthalten über Einwendungen 
gegen die Patentverleihung von Seite dritter Interessen ten^ 
welche binnen drei Monaten nach Ueberreichnng des Patentge- 
suches vorgebracht und entweder auf einen gesetzlichen Nichtig- 
keitsgrnnd oder darauf, dass der Patentwerber sich betrügerl- 
scherweise der Erfindung des Einwendenden bemächtigt habe, 
gestützt werden konnten. Hierüber sollte der Minister eht« 
Acheiden und von seiner Entscheidung die Appellation an das 
eonseil des prud'hommes offen stehen. Diese Bestimmungen, 
nach denen das bereits verliehene Patent durch eine kurze 
Zeit — da es im Wege der Einwendung angefochten werden 
konnte •— einen provisorischen Charakter hatte, kamen in den 
späteren Gesetzesentwürfen und in der Diskussion nicht weiter 
zur Sprache. Auch wären sie, soweit sie sich auf die Zeit 
zwischen der Ueberrelchung des Patentgesuches und der Ver* 
leihung des Patentes beziehen, und in diesem Stadium Ein* 
Wendungen offen lassen, schwer mit dem Grundsatze des non- 
examen pr^alable zu vereinigen gewesen. 

In Ansehung der Festsetzung der Patentzeit weicht 
das belgische Gesetz von dem französischen Muster ab. Es 
stellt nicht; gleich dem französischen Gesetze, mehrere Patent- 
termine auf, unter denen der Patentwerber die Wahl hat; 
auch folgt es nicht "dem in England und Nordamerika ange- 
nommenen System, womach eine und dieselbe Patentzeit für 
alle Patente ohne Unterschied festgestellt ist. Das belgische 
Gesetz hat es vorgezogen, blos das Maximum der Patentzeit 
EU bezeichnen, und es den Parteien freigelassen, sich bis da« 
hin die Dauer ihrer Patente nach Belieben selbst zu bestimmen 
•i— eine Einrichtung, die schon früher in Oesterreich und ande* 
reu deutschen Staaten, dann im Kirchenstaate, in Portugal und 
Paraguay Eingang gefunden hatte. Doch hat der belgische 
Gesetzgeber diesen Modus der Bestimmung der Patentzeit, der 
jedenfalls der zweckmässigste ist, und den Vorzug hat, dass 
te Freiheit und Gesetzmässigkeit in der angemessensten Weise 
;lreremigt| nicht so, wie er ihn bereits anderwärts vorfand/ 
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einfach kopirt, sondern er hat an ihm zugleich eine nicht unwesent- 
liche Verbesserung yorgenommen, wodurch er an Werth ge- 
winnt. In den genannten Staaten muss der Fatentwerber sich 
sogleich im Patentgesuche schon für eine bestimmte Patent- 
zeit entscheiden, was für ihn theils in Anbetracht der Taxe, 
die sich nach der Dauer des Patentes richtet, theils bei der 
Ungewissheit , ob die ausschliessende Benützung seiner Erfin- 
dung ihm früher oder später den Ersatz seines Aufwandes und 
die gewünschten Vortheile bringen werde, mehr oder weniger 
misslich ist. Wohl kann er in der Folge das Patent bis zu 
dem gesetzlich angenommenen Maximum der Patentdauer ver- 
längern lassen; allein dazu bedarf es eines besonderen Gesu- 
ches, in dem abermals die Verlängerungszeit bestimmt anzu«* 
geben ist. Nach dem neuen belgischen Gesetze (Art. 3) aber 
wird dem um ein Patent Ansuchenden nicht angesonnen, gldch 
TOn vorneherein in Ansehung der Patentzeit einen Entschluss 
zu fassen und eine bestimmte Erklärung abzugeben: er nimmt 
das Patent, da er bei Ueberreichung des Patentgesuches sich 
blos über den Erlag der auf das erste Jahr entfallenden. Bäte 
der Patenttaxe auszuweisen hat, zunächst immer nur für ein 
Jahr; will er das Patent noch für ein weiteres Jahr gemessen, 
so zahlt er die Patenttaxe, die — wie wir weiter unten hören 
werden — in Jahresbeträgen festgesetzt ist, für das nächst- 
.folgende Jahr. Und so verlängert sich durch die fortgesetzten 
-Jahreszahlungen der Patenttaxe das Patent von einem Jahr 
zum andern ganz nach Gutbefinden seines Inhabers von selbst, 
und es ist diesem die volle Freiheit des Entschlusses durch 
die ganze Dauer der vom Gesetze bestimniten längsten Fa- 
tentzeit gewahrt. 

Durch die Verlängerung des gesetzlichen Maximums der 
Patentzeit von 15 auf 20 Jahre hat das Gesetz einem allge- 
mein ausgesprochenen Wunsche nachgegeben« Herr Tilli%re 
hält auch eine zwanzigjährige Patentfrist für nicht zureichend 
und verlangt mindestens eine dreissigjährige, um die Dauer 
des Rechtes des industriellen Erfinders mit jener des Rechtes 
des Schriftstellers — welche beide Rechte aus einer Quelle 
stanunm — mehr in Uebereinstimmung gebracht m seheui 

»Ü, MMdbr /• 4, R$dtuw. XXViU. Sd, Zil. Btft. 26 
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wobd er allexdiogs zugesteht, dasg das Beeht des ErfioderB 
IceiDQ aci lange Dauer beansprucben kam», wie das Becht d^is 
Sü^rifUieUers» wejl die Ausbeataug einer indiistrietlen Erfia- 
düQg gi(ä9seKe VortheUe i« «Iner kürzeren Zeit gewährt, als 
s^tftateUectaehe Froduktionea Der Herr Verfasser fa&tte die^ 
»em UoitersQbiede zwischen dea Leislungea der iadastrleUen 
Erfinder «od jenen der SchriftateUer noch einige andere anfa- 
geü können » die die Nothwendigkeit einer verschiedenen Be- 
haadlimg beider nodi viel eindrlngUeher machen, nl&mlieh: 
dasft da« PateiM^ ein grosseres Maaas von Befugnissen ätaräamt, 
und «ngi^ieb ein wirksameres Mittel ist, dem Erfinder die 
Ye<theile seiner Erfindung zu siehem, als der ScjinU des 
^^tftstellers «der seines Yerlegera geigen Naohdiruck — das« 
4«9 P«tent der GeseUsebaft grössere BeschrS^kongen auferlegt, 
id» daa dem Schriftsteller zugestandene zeitliche Becht znr 
ausaeblieasenden Yerwertbung seinea Erzengnisseg — dass der 
CReseUsK^aft fSr ein der Yeri^entlicbnng entgangenes Mterari- 
lebest ^er ktostleris^^es Erzeugntss nicht sa kichjt cte Ersatz 
wird) 9i» wie für eine verheimUchte iadustrtefie Erfindung — 
dasa der gcteiftoteller naeb Edoschung der Scbutzirist gegen 
.Kf»Adru«k sein Psedukt ganz terliert^ währenl der Erfinder 
auch nacb Ausgang der Patentzelt, seine Eä-finduzi^ in Gonr 
^wa^m^ mit Anderen ^ denen er in voxbx als einer Bemehang 
noeb gewiihnUeh spSter überlegen ist, fortan, ausbeuten kann. 
Wenn wir unser Urditil über die in dem belglitefaen Ge*- 
selze^ angeüMmnene längste F^tentdau^ abgeben sollen,, ao 
tnibmen is^r abweSchend von: Herrn Tllli^re^ erklären,, dass 
wir tOfA eher zu lang^ als zu kzrz finden. Kein Staat, der 
ein Fatentgesetz hat, gesteht eine so lange Patentzrit isu^ wrie 
Beli^l übjOraU beiärSgt das Maiimum nur 10, 14 oder 15 
üküm. Wi^n mm dsf jüngst ren zwei deutschen Sehrlftstel- 
lem im Patentfacbe, Horn^) und Eleinaehrod,') beinahe 
gleichzeitig angestellte Satz: 



8) ^ÜeBer gewerlh'che Erfindutt^en und Patentge^etze^ im Bremer 
HtoMsblatt. Jahrgang i854. Nr. 153—160. 

^ Pie ihiteniatieiiat^ Patealgeietagebwige l^toigen iBö^ 
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„Die Patentzeft ft einem bestimmten Lande bat ita iung^- 
^ke&rten Yeth'dltmnse mit desfsefn indaslriell^ EttCwkAQmsg 
„am stehen** — — 
xiehtT^ ist, wie wobl kaum bezweifelt werdeii AntHäf imA 
wenn man daneben die bebe Stelltnrg, d^^ Bef^eti afe Iddostrf^ 
land einnfihmt, erwägt , bö wii'd manf gewiss niebl yetmAtb^^ 
hl Belgien das Land zu finden, wiV die t'ateiätzeit Mi läAgi^ 
sten bemessen ist. Eine 15jäbr!ge FafentEdt^ wie) sie f#tiber 
In Belgien bestand, ist naeb allgemeinen Erl«lfm«igeä in de# 
Regel zu^eicbend, dem Eii&ader detf Erc^al^ aeltim Atttwä^kiM 
nnd einen angemeilsenen Lohn zu terseb^iflsa. Uitd ßhf jettd 
ausserordentlrcben Fälle, in denen wegen äet Gt%sB^ und K^is<^ 
spieligkeit der Yoranstalten 6def au^ anderen Grtlfidetf dUm 
nicbt eintrifft, bleibt immet neeb, wofetn dat^ YtftAi^htft deÄ 
Erfbders nngewobnlieb und def Kntzen ^er ttSMMg wei^ 
reicbend ist, die Ansknnft offen, das Firtent mf Anetl^bett 
seines Inhabers dnrch einen Akt der geäetzg^ibändett ö^dl 
über Üt böebste gesefzlielie Dauer auGM[al»iafSWi^& zcr vö/«^ 
längern, wenn das Gesetz diesf^ aneb niefrl aueldröiSfeüiAi antt-* 
spricht. 

Die allgemeine Yersehrtfi in Betreff der I^atei^afOer ^ 
leidet bef den Yerbessernng»^ und Etnfübrtm|;stmfeMett einige 
Modificationen (Art. U u. 1&). 

Wenn der Inhaber eines Erfirtdtfngspatei^es Ätff eittö V^-» 
Iresserong, die den Gegenstand desselben betrifft, ehr Verbeis^^ 
senmgspatent nimmt, se ist dte Dauer des letztere Mt Jend 
des Erfindangs*^ oder Banpipatenfes besehränki Kimmt aber 
ent Dritter das Yerbessernngspaient, dann tritt diese BeffehrSn^- 
kung nicht in Anwendung, und das Yerbesserungspatent folgt 
in Ansehung der Patentzeit der allgemeinen Regel. Obwohl 
der Wortlaut des Geseteea (Ait 15) diese Unterscheidung 
Hiebt iaacht,L aa Hegt sie nach der Ansieht des Herrn Ytf'- 
fassers doch im Geiste desselben, und er führt daifiii' sehla^ 
gen^ Gelinde an, dereit Hittheiltmg wir vtnA i^fcfat vet^gen 
können. 

Hr.. Tilli^re beruft sich zuvörderst dEarauf,. dass der 
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Art. 15 i^Q des belgischen Gesetzes dem französischen Patent- 
gesetze vom Jahre 1844 (Art. 17) entnommen ist, welches 
allein einen Unterschied macht zwischen Verbesserungspatenten, 
die dieselbe Dauer haben wie Erfindungspatente überhaupt, 
und den certificats d'addition, die nur dem Haupterfinder auf 
eine von ihm ausgehende Verbesserung gewährt werden und 
mit dem Patente für die Haupterfindnng ihr Ende nehmen 
— ein Unterschied, der in das belgische Gesetz mit der ein- 
zigen Abweichung hinüber genommen wurde, dass der In* 
baber des Hauptpatentes nicht — wie in Franlcreich — auch 
ein Verbesserungspatent, dessen Dauer jene des Hauptpatentes 
überschreitet, erlangen kann. Femer wird aus der Verfügung 
des zweiten Absatzes des Art. 15, die nur einen dritten Ver- 
besserer im Auge hat, der Beweis abgeleitet, dass im eisten 
Absätze nur das Patent auf eine vom Hauptpatentinhaber aus- 
gehende Verbesserung gemeint sein kann und daher die Pa- 
tentzeit für Verbesserungspatente dritter Personen nur ans dem 
Art. 3 zu entnehmen ist, und diess vermöge des Grundsatzes: 
casus exceptus firmat regulam in casibus non exceptis um so 
mehr, als dort nur auf die Ausnahme im Art. 14 rücksicht- 
lich der Einführungspatente hingewiesen wird. 

Einen weiteren Grund für den bemerkten Unterschied er- 
blickt Hr. Tilli^re noch in der verschiedenen Behandlung 
der Verbesserungspatente der Haupterfinder und jener von 
dritten Verbesserem genommenen in Betreff der Patenttaxe 
(von der wir später sprechen werden); endlich hebt er noch 
hervor, dass bei der gegentheiligen Ansicht für den dritten 
Verbesserer das Verbesserungspatent meistens ohne Nutzen 



10) Der Artikel 15 lautet wörtlicli sot 

Em 080 de modification h I'objet de la dööoüTerte il pourfa ^trd 
obtenu an brövet de perfectionnement, qui prendra fin en mdme temps 
qae le brövet primitif. 

Toatefoif si le possessear da noaveaa brövet n'est pas le brevet^ 
principal, il ne poarra, «ans le conaentement de ce demier, ae serTir 
de la döcoaverte primitiTC, et r^ciproqaement le brevetö priücipal ne 
pourra exploiter le perfectionnement aana le conjientenient du poweiaear 
da nouretu brövet. 
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wKre, weil dieser so lange das Haaptpate&t daaert, nach 
Art. 15 ohne Zustimmung des Haupterfinders die Haupterfin* 
düng nicht ausüben darf. Eine Consequenz dieser abweichen- 
den Behandlung der Verbesserungspatente in Betreff ihrer 
Dauer ist, dass die Prolongation des Patentes auf die Haupt* 
erfindung über die gesetzmSssige längste Zeit auch die Pro- 
longation des Verbesserungspatentes, welches der Haupterfinder 
besitzt, in sich schliesst, während wenn ein Dritter ein Verbes« 
serungspatent hat, ihm die Prolongation des Hauptpatentes nichts 
nützt, wohl aber, so lange der Prolongationstermin dauert, 
ihn wie jeden Andern hindert, die Haupterfindung nach Ablauf 
der gesetzlichen längsten Patentzeit von 20 Jahren auszuüben« 

Jene besondere Bestimmung rüclcsichtlich der Dauer der 
Verbesserungspatente setzt übrigens immer voraus, dass die 
Verbesserung nicht ohne die Haupterfindung ausgeübt werden 
kann; ausserdem wäre sie eine wahrhafte Erfindung und das 
auf sie verliehene Patent ein Erfindungspatent, das in. jedem 
Falle seine selbstständige Dauer hätte. 

Anlangend die Einführungspatente, so ist deren Datier 
beschränkt auf jene des auswärtigen Patentes , dessen Besitz 
die Vorbedingung zur Erlangung des Einführungspatentes bildet 
Es ist jedoch hier nicht die ganze auswärtige Patentzeit, son* 
dem blos die vom Tage der Ueberreichung des Gauches um 
das Einführungspätent in Belgien noch laufende gemeint Wenn 
der Bewerber um ein Einführungspatent in mehreren auswar- 
tigen Staaten Patente auf die einzuführende Erfindung besitzt: 
so richtet sich die Dauer des Einführungspatentes nach der 
Dauer jenes auswärtigen Patentes, welches noch äie längste 
Zeit von dem gesetzlichen Datum des Einführungspatentes an 
zu laufen hat Niemals darf aber die Dauer eines Einführangs«^ 
patentes die durch das belgische Gesetz angenommene längste 
Patentzeit von 20 Jahren überschreiten. 

Die Patenttaxe, zu deren Entrichtung gleich den meisten 
Patentgesetzen auch das belgische den Patentinhaber verpflichtet, 
hat durch dasselbe eine Einrichtung erhalten, die wegen ihrer 
bisher noch nicht dagewesenen Zweckmässigkeit allgemehi nach- 
geahmt zu werden yerdient Das belgische Oesetz (Art 3) 

Digitized by VjOOQ IC 



306 Mak^irips^«* BelgiBcfaei Qe$t\k fi|)fer ErfindDDgapattfMe; 

fttdert Hiebt gleich bei Ueberreiohaiig des Patenigesuchef oder bei 
AfishSiidtgang des Patent^ ffir die ganze Fatfintzeit die volle 
PatdBttaxe auf einmai, iroduroh didBe nicht selten 2a einer für 
die Erfinder y anmal für die ärmeren, unerschwinglichen Last 
mifd. Es bekennt sieh au dem Bystem der Jahreszahlungen, 
worauf es schon durch d^n rüeksicbtlich der Festsetzung der 
Patentselt angenommenen Modus gewiesen war. Schon darin 
liegt ein wesentlicher Fortschritt; das belgische Gesetz fügt 
«ber auch einen weiteren hinzu: es achreibt eine Jährliche pro«* 
gressive Taxe vor. Für das erste Fatenljahr beträgt die Taxe 
10 Franken, für jedes weitere Jahr steigt sie immer um 10 
Franken, so dass für das zweite Jahr 20 Franken, für das 
dritte 80 Franken, für das zehnte Jahr 100 Frk. und für das 
zwanzigste und letzte Patentjahr 200 Frk. zu zahlen kommen. 
Dureh dieses System der jährlichen progressiven Taxe wird dem 
Erfinder nicht nur die gewünschte Erleichterung zu Theil, die 
Taxe tritt zugleich auch in ein angemessenes Verhältniss zu 
den Yortheilen, die das Patent seinem Inhaber gewährt, in^ 
dem diese bei Erfindungen, die sich als nützlich erptoben, 
mit jedem splUeren Jahre zuzunehmen pflegen. Ueberhaupt 
erhält dardi dieses System der ganze Charakter der Fatentfaxe, 
4ie eun Ueharbleib&el der uraprönglichen Auffassung der Pa«> 
tonte als Prlvilegi^ ist, dne eeitgemäsae ümgesüaltung: die 
Patenttaxe wird zu emer Steuer, zu der der Erfinder rermöge 
dea besonderen Schtitzes, der ihm durc^ das Patent ausser 
.dem allgemeiBen Rechtsschutze zu Theil wird und in Anbe<» 
trachfl des besonderen Aufwands, den das zunächst im Interesse 
deir Erfinder bestehende Patentinstitut erfbrdert, neben des all- 
gemehieai Staatastenertt mit gutem Grunde yerhalten werden 
kann. Einen andern Titel zur Reehtfertigung deor Fi^derung 
4er Fatenttaxe alß jenen der Steuer gibt es in dem heutigen 
Entwicklungsstadium des Patentwesens nkht. Uebrigens wurde 
Aiirdi das neue belgische Gesetz die Taxe selbst bedeutend er- 
üdäAsiet, namentlleh für Patente Toa kürzerer Dauer. Der 
eiedrige Sats^ 4e£i ersten PatenUahres erwarb dem Gesetze be^ 
üsitft im Y^lksirnnde den I^ameftt ,»Zehnfrankeng6aetz^, ^ 
L)ob, ma^ Hrn. TiUier^s AuaspilMh, eben so schon al9 
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Aaiir. Audi erliob das tieue Q^Üz Üe äohon rörbir tresUin^ 
den« löbnehe Praxis, dass derlohaber «1&6S Erfiadüngspat^iittMEi, 
der fibr eine sieb auf seine Erfindung beliebende Yerbess^aiqp 
nachher ein Verbesserungspatent nittunt, für letzteres tolno 
Taxe zvL beaablen hat, 2nr ausdrücklichen Norm. Es hat je^ 
doch nur der. ursprüngliche Inhaber des Hauptpatentes nnd 
nicht sein Kechtsnachfolger nach der vrohlbegründeten Ansldii 
des Hrn. Verfassers Anspruch auf die Taxchefreinng^ indetn 
die Nöthigung, eine noch verbesserungsbedürftige Erfindung 
unter den Schutz des Patentes zu stellen, damit nicht ein 
Dritter zuvorkomme, sich nur bei dem ersten Er^vrerber des 
Patentes geltend macht. Die jährliche Patenttaxe Ist jederzeit 
vorauszuzahlen und wird in keinem Falle zurückerstattet. 

Drei Monate nach Verleihung des Patentes veranlasst die 
Regierung die Veröffentlichung der Beschreibung der Er*- 
findung entweder ihrem Wortlaute nach, öder Uoss in ihrem 
viresentlichen Inhalte in einer eigenen Sammlung; nach Abiaal 
derselben Frist — nicht früher ~ wird auch dem l^ubUkum 
gestattet, die Beschreibung im Original bei der Beh($rde efn^ 
zusehen, und hievon gegen Bezahlung der Kosten AbSohriften 
zu nehmen. Ob die eingelegte Beschreibung in ihrem vollen 
Wortlaute oder nur auszugsweise kundzumaohen ist, entsöhef-' 
det die Regierung. Diese Wahl ist Ihr darum gelassen, 'vretl 
bei Abweisung des examen pr^alüble Auch viele unbedeutende 
und nutzlose Erfindungen patentirfi w^den, deren vollständige 
Beschreibung mitzutheilen Überflüssig wSre, und weil m^öh^ 
Beschreibungen so weitläufig abgefasst sind, dass sie einen 
Auszug vertragen. Doch um den Patentinhaber diessfalls vor 
Willkührlichkeit zu schützen, rfiumt ihm das QeABtt das Hecht 
ein, die VerSffentliohung der Beschreibung entweder vollstikkdig 
oder durch einen von ihm besorgten Auszug auf sehiO Ehesten 
zu verlangen; ein solches Ansuchen muss aber wenigstenf^ 
einen Monat vor Ablauf der In Bede stehenden dreimonatliöhen 
Frist an die Regierung, gestellt und der mt Bestreitung der 
Kosten der Kundmachung erforderliche Betrag deponirt wet^ 
den (Art. 20 d. Q* u. Art 16 d. Vllzgsv.). 

Dass die Beschreibnn^ erst nach drei Mönüfen v^dtfeht^ 
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Bebt Wird, hat ntich den Motiven des Gesetzentwurfes . d^i 
Zweek, den Patentinhaber in den Stand zu setzen, sich auch 
im Auslande die PrioritSt seiner Erfindung zu siehern und ein 
Patent hierauf zu nehmen. Auch gewinnt nach der Ansicht 
des Hm. TilU^re der Erfinder durch die Gunst des Geheim- 
nisses während dreier Monate die nöthige Müsse, den Ver- 
besserungen nachzusinnen, deren seine Erfindung noch fähig 
ist, und Anderen in der Erwerbung eines Patentes auf die- 
selben zuvorzukommen. Was diesen letzteren Zweck betrifft, 
so will es uns scheinen, dass er durch Gewährung eines pro- 
visorischen Patentes für die noch nicht zu Ende gebrachte 
Erfindung auf Grund einer noch unvollständigen Be- 
schreibung wie in England, oder durch ein zeitliches, etwa 
einjähriges Vorrecht des Haupterfinders in Ansehung der Pa- 
tentirung der Verbesserungen vor dritten Personen — wie 
solches das französische Patentgesetz zugesteht — vollstän- 
diger erreicht werden würde, und dass die . belgische Gesetz 
gebung besser daran gethan hätte, die diessfullsige Bestimmung 
des französischen Patentgesetzes zu adoptiren. Dapn hätte 
auch die unverzügliche Kundmachung der Beschreibung ohne 
Bedenken angeordnet werden können, für die überwiegende 
Gründe sprechen, indem sie nach der trefflichen Ausführung 
Bobert Mohl's in Band 25. S. 149 dieser Zeitschrift das 
Interesse anderer Patentwerber, des gesammten Gewerbestandes, 
der Gesellschaft und des Staates dringend verlangt und selbst 
für den Erfinder von Vortheii ist, der bei nchnellerem Bekannt« 
werden seiner Erfindung auch früherer und zahlreicherer Be* 
Stellungen gewärtig sein kann. — 

Ein wesentlicher Punkt in einem Patentgesetze ist die 
Feststellung der Rechte, welche durch das Patent für des- 
sen Inhaber begründet werden. Auch hierin bekundet das 
neue belgische Gesetz einen sehr wichtigen Fortschritt, Wäh- 
rend nach dem früheren Gesetze die Regierung den Umfang 
der Rechte des Patentinhabers nach Belieben bestimmen konnte, 
und hierüber immer nur die Patenturkunde Aufschluss gab, 
sind diese Rechte jetzt durch das Gesetz (Art. 4 u« 5) genau 
bezeichnet und die Regierung kann nichts daran ändern« 
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Das Patent gewSbrt seinem Besltser vor Allem das aas««' 
scbliessende Recht, den Patentgegenstand zu seinem Vortheile 
anszabeaten (exploiter), oder durch Andere, die er dazu er- 
mSchtigt, ausbeuten zu lassen. Es ist diess das Grundrecht 
des Patentinhabers^ zu welchem sich die ihm noch weiter zu- 
stehenden Befugnisse nur als Folgerungen verhalten. Der 
Inhaber eines Einführungs* oder Verbesserungspatentes besitzt 
es in gleicher Weise wie der Inhaber eines eigentlichen Er?' 
findungspatentes (Art. 16). Nur besteht in Ansehung der 
Verbesserungspatente, die sich nicht im Besitze des Haupt- 
patentinhabers, sondern eines Dritten befinden, die Beschrän- 
kung, dass sich der Inhaber des Verbesserungspatentes ohne 
Zustimmung des Inhabers des Hauptpatentes nicht der Ursprung« 
liehen Erfindung, die der Gegenstand des letzteren ist, bedie«* 
nen, und umgekehrt der Inhaber des Hanptpatentes ohne Zu- 
stimmung des Inhabers des Verbesserungspatentes die Ver- 
besserung nicht ausbeuten darf (Art. 15). 

Ein Ausfiuss des ausschliessenden Rechts zur Ausbeutung 
der Erfindung ist die dem Patentinhaber durch das Gesetz 
(Art. 15) eingeräumte Befngniss, diejenigen Tor den Gerichten 
zu verfolgen, welche in sein Recht eingreifen, entweder durch 
Erzeugung der Producte, oder durch Anwendung der Mittel, 
die den Gegenstand^ des Patentes bilden, oder aber, indem 
sie nachgemachte Gegenstände aufbewahren, verkaufen, aus- 
stellen oder aus dem Auslande in das belgische Gebiet 
einführen. 

Der Patentinhaber ist daher nicht blos geschützt gegen 
contrefa^on im engeren und wörtlichen Sinne, die lediglich 
die widerrechtliche Fabrication des Patentgegenstandes durch 
Dritte in sich begreifit, sondern auch gegen contrefa^on im 
weiteren von dem französischen Patentgesetze vom Jahre 1844 
in den Art. 40 u. 41 angenommenen Sinne, worunter jeder Ein- 
griff in das ausschliessende Recht des Patentinhabers verstan- 
den wird. Die Fälle der contrefa^on sind übrigens durch die 
im Gesetze genannten Arten von Patenteingriffen nicht er- 
schöpft ; auch wenn die contrefagon in anderen Gestalten auf- 
tritt, kann der Patentinhaber den richterlichen Schutz anrufen; 
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jene AafzShluilg lat nadh der riditifea Atulegaog des Hrn. 
Tiili^re keiae taxatire, sondero bloe eine enuntiafiye. 

Die betrügerische Absiebt ist kein Erforderniss der contre- 
fa^on, eben so wenig gehört zum Thatbestande derselben, dase 
dem Patentinhaber durch sie bereits ein Schaden zug^tigt sei, 
oder dass eine vollständige Identität zwischen dem naehge* 
machten Gegenstande und jenem des Patentes , wie er in der 
Specification der Erfindung beschrieben ist, bestehe; oder dass 
die Nachmachung vollendet sei; es genügt Im letzteren Falle, 
dass die Nachmachnng bis dahin gelangt ist, einen der dem 
Erfinder eigenthümlichen Theile des Gegenstandes wiederza* 
geben. Aach begründet ferner nicht jeder Besitz und Gebrauch 
von Gegenständen, die nachgemacht sind, oder zur Nachmachnng 
dienen, eine contrefa^on. Besitzt und gebraucht Jemand diese 
Gegenstände bloss zu persönlichen Zwecken, so ist der Fall 
einer contrefa^on nicht vorhanden; er tritt erst dann ein, 
wenn jener Besitz und Gebrauch in commetzieller Absicht 
statt findet, d. h. zu dem Ende, um das nachgemachte Pro- 
duet an Dritte abzusetzen oder das patentirte Productionsmitftel 
gewerbsmässig für fremden Bedarf zu verwenden. Dieser 
Unterschied ist allerdings nicht im Gesetze selbst ausgedrückt» 
allein er trat in der Debatte bestimmt hervor und ergibt sich 
auch aus der Natur der Sache, indem das ausschliessende 
Recht des Patentinhabers sich nur auf die industrielle nnd 
kommerzielle Ausbeutung der Erfindung bezieht, also aadi 
nur durch sie von einem Dritten verletzt werden kann« Zu 
weit geht aber unseres Erachtens die vom Hrn. Verfasser ge- 
billigte Entscheidung des französischen Gassationshofii vom 
12. Juli 1851, nach welcher ein Landwiräi, d^ ein mit Ver- 
letzung eines bestehenden Patentes nachgemachtes landwirtfa- 
scbaftliches Werkzeug — (eine Fntzmaschine) — kauft und 
in seiner Wirtschaft benützt, sich einer Gontrefa^ön nicht 
schuldig macht, weil der Verkauf der landwirthschafiUehen £r- 
zeugmsse durch den Landwirtb kdne commerzielle OpemtiOD (?) 
ist Sie ist eben so wenig gerechtfertigt, ab das vom Hrn. 
Verfasser w^er angeführte Urthtil des belgischen Cassations^ 
Iwfs vom 15. Januar ISSS^ dem er selbst nicht beipfilcfatet^ 
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und ^as denjeftIgeD, desr in Minem Bergwerke eiae nacbge'* 
maehte Schöpfmascbme anwendet, der Contrefagon für nicht 
schuldig erklärt. Dagegen i»t die Contrefa^on in Gestalt der 
Einfuhr eines im Inlande patentirten Gegenstandes aus dem 
Auslande nicht an die Voraussetzung geknöpft, dass die be« 
treffende Erfindung auch im Auslande unter Patentschutz steht; 
auch bei freier Ausübung der letzteren im Auslande ist durdi 
die Einfahr der Fall einer contrefa^on gegeben. 

Wenn eine contrefayon vorliegt, so ist die ßechtsverfol- 
gung nach dem Gesetze eine verschiedene, je nachdem die 
Verletzer wissentlich oder im guten Glauben gehandelt haben. 
Im ersten Falle hat das Gericht zum Vortheile des Patent- 
inhabers die Confiscation der mit Verletzung des Patentes ge* 
fertigten Gegenstände und der zu deren Anfertigung eigens 
bestimmten Werkzeuge und Geräthe — also sowohl der ob- 
jets contrefaits als der objets contrefaisants auszusprechen und 
rttekdichtlich der bereits verkauften Gegenstände ihm einen 
Betrag, der dem hielür erzielten Kaufpreise gleich ist, zuzu^ 
erkennen. Waren dagegen die wegen contrefagon verfolgten 
Personen im guten Glauben, so kann der Verletzte blos ver- 
lange, dass das Gericht Ihnen unter den vorbemerkten Stra- 
fiw» untersagt, die als nachgemacht erkannten Masclünen und 
Fabrikationsapparate zu einem commerziellen Zwecke zu ver- 
wenden und In derselben Absicht von den zur Erzeugung der 
patentirten Gegenirtände dienenden Werkzeugen und Gerätten 
Gebrauch zu machen. In beiden Fällen kann dem Patentin- 
haber noch Schadenersatz und Gewinnentgang zuerkannt werden« 

Diese Dnterseheidung zwischen bona und mala fidea im 
Falle einer eontre£a$on war dem Slteren Gesetze fremd nnd 
auch der den Kananern vorgelegte Gesetzientwurl enthielt sie 
nicht. Sie kam erst durch die Kammerdebatte in das Gesetz^ 
Don ersten Anlass bieisu gaben zwei Amendements, nach de^ 
nen dm bona fldea die oontrefagon ausaehliessen und bloss der 
Nadimaeber, der in mala ü4» bandelte, gerichtlich veElolgt 
werden sollte. Die Centralsektion sehlug nun vor, hi Ansehung 
der Coi^cation die Nacfamacher beaae und matae fidel gleidb 
zu heka«defai nnd zwisdien beiden nur den Unteraehied zu 
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machen, dass die Verartheiliiiig zar Zahlung des Preises der 
nachgemachten GegenstSnde, die bereits verkauft sind, blos 
gegen den Nachmacher in mala fide statt haben soll. Die 
Kammer der ReprSsentanten und die Regierung traten diesem 
Vorschlage bei. Im Senate fand er aber Widerspruch, end- 
lich vereinigte man sich in Folge eines Amendements des 
Hm. d'Anethan, den fraglichen Unterschied so zu besüm- 
men, wie ihn das Gesetz gibt 

Hr. Tilli^re verkennt nicht die löblichen Absichten, die 
bei der Wahl dieses Systems leiteten, erklärt jedoch dasselbe 
mit vollem Rechte für irrig sowohl in seiner Grundlage als 
in seinen Motiven und für unwirksam in seinen Resultaten. 
Er begründet seine Ansicht in folgender Weise: Der Patent- 
inhaber ist verletzt, mag der Dritte in bona oder in mala fide 
den Fatentgegenstand in commerzieller Absicht benützen — 
der Fall der Benützung zu commerziellen Zwecken wird aber 
hier vorausgesetzt, da bei einer Benützung zu personlichen 
Zwecken sich auch der in mala fide Handelnde keiner con- 
trefa^on schuldig macht. Es liegt hier derselbe Fall vor, wie 
bei einer gestohlenen Sache, die auch der bonae fidei possessor 
dem Bestohlenen, dessen Eigenthumsrecht auch nach dem Dieb* 
Stahle fortbesteht, herausgeben muss, wogegen er den Regress 
an seinen Vormann hat. Widersprechend ist es, dem ver* 
letzten Patentinhaber ein Ersatzrecht gegen den Nachmacher 
in bona fide zuzugestehen und ihm das Recht der Confiskation 
abzusprechen. Uebrigens ist mit dieser Bestimmung zu Gnn* 
sten des Nachmachers in bona fide, wenn die praktische Durch- 
führung derselben erwogen wird, weder dem Patentinhaber 
gedient, noch auch dem Nachmacher in bona fide selbst. Dem 
Erstoren nicht, weil ihm daran liegt, nicht noch zu späte* 
ren Proceduren genöthigt zu sein, wenn der Nachmacher in 
bona fide das ihm auferlegte Verbot, sich der nachgemachten 
Gegenstände zu commerziellen Zwecken zu bedienen, nicht 
achten sollte; dem Letzteren nicht, weil der Gegenstand mei* 
stentheils für ihn ohne Werth ist und er sich bei der soforti- 
gen Confiskation, da er nun — wenn er den Gegenstand nicht 
selbst erzeugt, sondern von einem Dritten erworben hat — 
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rücksichtllch des Preises sich bei seinem Verkäufer erholen 
kann, besser befindet, als wenn er noch 15 oder 20 Jahre 

— durch welche Zelt vielleicht das Patent dauert — warten 
muss, bevor er von dem Gegenstand Gebrauche machen darf* 
Sonach erscheint nach Hrn. Ti liiere auch bei einer in bona 
fide stattgefundenen contrefa^on die Confiskation der objets 
contrefaisants und contrefaits die einzig gerechte und wirksame 
Maassregel — eine Ansicht, die in dem französischen Patent« 
gesetze (Art. 49) Eingang gefunden hat. 

Kur nach einer Seite hin bewirkt die Beschaffenheit der 
fides des Verletzers eines Patentes einen Unterschied, nämlich 
wenn es sich um die strafgerichtlicbe Verfolgung der con- 
trefa^on handelt. Doch hier stossen wir auf eine Lücke in 
dem neuen belgischen Patentgesetze, die auch Hr. Tillibre 
rügt« Das belgische Gesetz unterwirft nicht, wie das franzö- 
sische, den Nachmacher neben der civilgerichtlichen Verfolgung 
auch einer strafgerichtlichen, was um so befremdender ist, als 
der in Belgien geltende Code pdnal die contrefayon, insofern 
sie in der Nachahmung von Werken der Musik, Malerei, Skulp- 
tur, des Stiches und der Literatur besteht, als Delikt erklärt, und 
mit Confiskation und Geldstrafen belegt. Allerdings wird nun 
auch nach dem belgischen Patentgesetze gegen den Nachmacheri 
der in mala fide gehandelt, die Confiskation verhängt; aber es 
ist nicht der Strafrichter, der sie ausspricht, sondern abweichend 
von der allgemeinen Regel in Belgien, wojrnach auf eine Strafe 
nur von den tribunaux de repression erkannt werden kann, 
der Civilrichter. Ueberdiess ist die Confiskation, wie Hr. Til- 
li^re hervorhebt, nach dem System des belgischen Pateutge- 
setzes zugleich ein Mittel, den verletzten Patentinhaber zu ent- 
schädigen, weil sie 2U seinem Vortheile stattfindet. 

Während das neue belgische Gesetz in diesem Punkte 
einen Mangel aufzeigt, hat es in einem anderen eine sehr fühl* 
bare Lücke im älteren Gesetze zweckmässig ausgefüllt, Indem es 

— hier ganz seinem französischen Muster folgend — dem 
Patentinhaber das Becht einräumt, noch vor Einleitung des 
Processes' wegen contrefayon — sowie auch während dessel- 
Iben --- die gerichtliche Beschlagnahme und Beschreibung der 
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thjetB cantrefaiffanttf et cdntrefaits zu verla&^en (Art. 6 — 12). 
Diese BescbreibtiDg, welche Hr. Ti liiere, um iie tod der 
BescfareSbuDg der Erfindung zu unterffeheiden, saidie^descrlption 
nennt — ist nicht nur eine wichtige Sieherutigsmassregel für 
den Patentinhaber, sondern auch ein wirksames Mittel Kur 
Vermeidung resultatloser Prozesse. 

Die Bewilligung zur Vornahme der saisie-description er* 
theilt der PrSsident des Tribunals erster Instanz. An ihn hat 
daher der Patentinhaber sein Gesuch zu richten, und hierin 
in der Gemeinde, wo die Beschreibung stattfinden soll, eia 
DomizH zu bezeichnen. Dem Gesruebe mnss das Patent suir 
'Legitimation des Gesuchsteilers beigeschlossen werden. Doch 
da das gesetzliche Datum des Patentes der Ueberreiebtiifgs« 
tag des Patentgesuches ist, so steht nichts im Wege, äoch 
noeb vor Verhihong des Patentes um die Beschreibung an* 
znsoehen, in welchem Falle das Duplicat des die Üeberrdcheng 
des Patentgesuches bestätrgenden Protokolles die Stelle des 
Patentes yertrttt. Der Präsident kann die Beschreibung e»t^ 
weder ebne oder gegen SlcherheiCsbestellung bewilligen. Wird 
letztere gefordert, was bei Ausländer» jederzeil zu geschehen 
ba:t, so wird die BewUligung erst nach hierüber gelieferlen 
Aueweis binausgegeben. 

In der die Bewilligung enthaltenden Orddnnanz^ die doreh 
emen huissier mitgeiberlt wird, wird zugleich den Inhaber» der 
m beschreibenden: Gegenstände rerboten, den Besitz^ derselben 
aufzugeben, und dem Paientinhaber gestattet, einen V^rwah^ 
rer aufzustelles oder die Gegenstände oBte? Siegel legen ol 
lassen. Die Beschreibung geschieht dtireh einen oder mehrer« 
Experten-, welche der Präsident zu benennen und rov Beghm 
ihrer Verrichtungen in Eid zu nehmen hat. Der Patentinlah 
her kann bei der Besehreibcrsg gegenwärtig sein, weom der 
Ttäsid^ent ihm hiezv specleB die- ErmäehtiguBg gegeben. W^m 
fn iem hokah, in dem die Besehare^ng stattfinde» sdl ,. die 
Tbfiren versdrlossen gefunden werden, oder die Eröffnung ver- 
weigert wird, ist nach VoBschrift des AH. 587 ii) ket Code de 



11) Dieser Artikel lautet:. Si les porte« sont- ferm^efl, ovibI Touver- 
ture en est refosöe, Thuissier pourra etablir gardien aux portes pour 
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proeedare civile vorfiugeben. Dem Inhaber der beschriebenen 
Gegenstände wird eine Abschrift de» bei der Beschreibung 
aufgenommenen Protokolls znrückgelassen. Binnen acht Tage 
nach Vornahme der Beschreibung hat der Patentinhaber den 
Inhaber der beschriebenen Gegenstände vor das Gericht, in 
dessen Sprengel jene stattgefunden, zu fordern; wird dies yer«» 
eäamt, so wird die bezüglich der Beschreibung erlassene Or- 
donnanz von selbst unwirksam und der Inhaber der beschrie- 
benen Gegenstände kann verlangen, dass das Originalprotokell 
über die Beschreihung zurückgelegt und dem Patentinhaber 
Terboten werde, von dessen Inhalt Gebrauch zu machen und 
ihn zu yerdffentliehen , alles diess unbeschadet jedweder £nb- 
schädigungsansprücbe» Diese achttägige Frist lässt in keinem 
Falle eine Erweiterung zu. Die Nicfaeinhaltung derselben zi^ 
aber nicht den Verlust der Klage wegen contrefayon nach sich 
nnd hindert ebensowenig den Patentinhaber, den Antrag auf 
eine neuerliche Beschreibung zu stellen. 

Rücksichtlich des processualischen Verfalurens schreibt das 
Gesetz (Art 13) vor^ dass die Gerichte die Patentsachen wie 
summarische und dringende Angelegenheiten zu behandein har 
ben. Da nach der Versicherung des Hrn. Verfass^s eine 
lange Erfahrung die Inconvenienzen der Langsamkeit der Pro- 
zesse wegen contrefa^on bei Anwendung des ordentlichen Ver- 
fahtens an's Licht gestellt hatte, so ist diese Anordnung als 
eine sehr glückliche Neuerung zu betrachten. Die Klage we^ 
gen Contrefa^on ist bei dem Civilgerichte des Wohnortes des 
Nachmacbers — nicht bei jenem der Lage der als: nachge>- 
macht behaupteten Gegenstände — anhängig zu machen, weil 
die Patentrechte ein bewegliches unk($rper}iches Gut sind. 



empöcfaer le divertissement; il se retirera sur-Ie-eliamp, sans assignatien 
devant jage de paix on^ k bob dtffaut, deTBDt le coniiBiflaaire de police, 
et daiM le0 communea oü 11 ii'y en a pas^ devant le maire, et k sea döfaat, 
devant radjoint, on presence des quela rouvertore des porte«, mSme celle 
des meubles fermants, sera falte aa far et k mesure de la saisie. L'offi- 
cier qui se transportera ne dressera point de proc6s-verbal , mais il 
signera celui de Thnissier, lequel ne pourra dresser da tont qir*an seafe 
•t ndme pr oc^bHrevbaL 
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Alle die genaniiten aus einem Patente entspringenden 
Rechte sind nicht auf die Person desjenigen eingeschränkt^ der 
das Patent von der Regierung ursprünglich erlangte. Die Pa- 
tente sind rerättsserlich und vererblich. An diese Eigenschaft 
der Patente knüpft sich nun ein weiteres Recht des Patent- 
inhabers, das Recht der ifreien Disposition. Es kann sowohl 
•das Eigenthum des Patentes als auch das Recht zur blossen 
Benützung desselben an Andere übertragen werden, ohne dass 
es dazu einer Ermächtigung bedarf. Die Prozedur wegen con- 
trefayon kann aber nur derjenige einleiten, der das Eigenthum 
des Patentes erworben hat. Die Uebertragung des Eigenthums 
•des Patentes setzt übrigens, um Dritten gegenüber wirksam 
zu sein, die Registrirung des Uebertragungsaktes voraus, die 
gegen eine Gebühr von 10 Franken vollzogen wird. Ferner 
muss von jeder Veränderung im Eigenthum oder auch in dem 
blossen Benützungsrechte eines Patentes an das Departement 
des Innern die Anzeige erstattet werden, der ein authentischer 
Auszug der betreffenden Urkunde beizuschliessen ist. Diese 
Anzeige ist aber keine Bedingung der Giltigkeit der lieber- 
-tragung, sie ist nur eine administrative Massregel, getroffen 
im Interesse des bisherigen Patentinhabers und zur Erleichte- 
rung der Beziehungen seines Gessionars zur Regierung. Uebri- 
•gens werden alle im Besitze und in der Benützung der Pa- 
tente vor sich gehenden Veränderungen in der Patentsamm- 
lung kundgemacht (Art. 21. d. G. u. Art. 19 u. 21 d. Vollzgsvrdg.) 

Die Frage; ob der Uebernehmer eines Erfindungspatentes 
auch ein Recht habe auf das von dem Ueberträger nachher 
erlangte Patent für eine Verbesserung der Haupterfindung, ist 
durch das belgische Patentgesetz nicht entschieden. Das fran- 
zösische Gesetz beantwortet sie im Art. 22 bejahend; Hr. TU- 
li^re verneint sie aber mit Berufung auf das gemeine Recht. 

Die verliehenen Patente verlieren ihre Giltigkeit durch 
Erlöschung und Nichtigkeitserklärung. Erlöschung 
(dtfchdance) und Nichtigkeit (nullit^) sind unter sich wesent- 
lich verschieden obwohl das Gesetz sie nicht immer genau 
auseinander hält, und ihre Verschiedenheit nicht formulirt. 
Der Hr. Verfasser zieht den Unterschied zwischen beiden sehr 
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scharf und findet ihn in drei Funkten: im Grunde, in den 
Wirkungen und in den Organen, denen die Fällung des 
bezüglichen Erkenntnisses zusteht. 

Die Erlöschung hat ihren Grund In dner Thatsache, 
die sich nach der Erlangung des Fatentes ereignete, in der 
Nichterfällung einer der Bedingungen, die zur Erhaltung des 
erworbenen Fatentrechtes aufgelegt sind; die Nichtigkeit 
entspringt dagegen aus einem ursprünglichen wesentlichen Man- 
gel des Fatentes, der das Fatentrecht gar nicht zur Entstehung 
kommen lässt. Belangend die Wirkung, so hatte im Falle 
der Erlöschung der Fatentirte ein Recht, das er nun zu be- 
sitzen aufbort ; der Inhaber eines nichtigen Fatents hatte aber 
nie ein Recht. Die Nichtigkeit wirkt zurück bis zum Momente 
der Ueberreichung des Fatentgesuches, während die Erlöschung 
ihre Wirkung erst von dem Tage bat, an dem der sie be** 
gründende Umstand eintrat oder auf sie erkannt wurde. End- 
lich gehört das Erkenntniss auf Erlöschung zu den Attri- 
buten der Regierung, der Ausspruch der Nichtigkeit aber zur 
Gompetenz der Gerichte, weil die Erlöschungsursachen weit 
mehr den Staat, die Gesammtheit der Bürger interessiren, wäh* 
rend durch die Nichtigkeitsursachen zunächst mehr die Interes*- 
sen der Einzelnen berührt werden. Diese theoretisch vollkom- 
men richtig bezeichneten Unterschiede liegen auch im Geiste 
des belgischen Gesetzes, und was den letzten, sich auf die 
Gompetenz der erkennenden Organe beziehenden betrifft, so 
ist er im Gesetze selbst ausgesprochen. 

Das neue belgische Gesetz (Art. 22 u. 23) kennt nur 
zwei Fälle der Erlöschung eines Fatentes: die Nichtzahlung 
der Taxe im Monate ihrer Fälligwerdung und die Unterlassung 
der Ausbeutang des Fatentgegenstandes binnen einem Jahre 
nach Ausführung desselben im Auslande. 

Der erstgenannte Erlöschungsfall, der in dem früheren Ge- 
setze nicht vorkam, unterliegt gerechter Beanstandung und wird 
auch von Herrn Tilli^re grundsätzlich nicht gebilligt Wenn 
die Fatenttaze — und diess ist die einzig richtige Auffassung 
derselben — eine Steuer ist: so muss es höchlich befiremden, 
dass die Nichteinhaltung des Steuertermins ohne alle voran- 

SHI. JMuOr f. d. iUdUiw. XJyUL Bd, Uh Btf». 26 
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gogaogeoe MabaaBg die Expropfiation dea beate^ertem Objectea 
aor umnitteJbaren Folge hat . Es würde nicht nwe dem Id^q» 
resse des Erfinders, sondern a»cb jei^m des Fiskosi vaAf en^-^ 
qprttohest wmin an die Uaterlwmg dier TaxQzaUuAg hlosß elae 
Sttafaa&ctifin gebaüpft werben ml^ehtoi lH^t^h Qerra TÄlU^ce 
aoAtst bei Niebtadblnng der Taste di^ Gflö^cbaog d^ Fatenta 
wenlgttena alchi ipso jive eintreten, pio {IjQgierwg loIUe^ 
berer äe die ErKscb^ng ausspffiebti. dftf» Fatj^ntinhaber in Kennte 
nias setoeo, bis dabin noch nacbtvügllcli. die Zi^noi^ djBi^ Taxe 
annekmeii uod gegründeten EiUscbaldignngea 191 SäuoBiiywBfAU^ 
Gehör gehe«. Uebrigens bSIt Berr TUU^re dafür^ da^eiauch 
nach dem helgiscben Qesetse, eibwehl eioe ausdrücklich^ Yor- 
adiKift nicht bei^hl» bei wterlasemer ^^xzablung dip Beru«^ 
^QBg 9sd cleo. FaU d^ force ni%ienre ^cbt. ansgestcblosseQ* sei, 
weil kein Gesell etwaa Unaiöiglicb^s fordern könne» 

Der siKeite Erloscbangsfalli ist dem betgiacl^a Qe^etae 
eiigenthümlicfay er findet sieb ii^ keioew c^r blsb^evigen Patent* 
geselae. Er wurde nicht von 4er Regierung yorgescblagen, er 
lalL das Ecgebnlsa v^rscbtodener steh dturcbkreozepideir Am&ßde- 
mmtBy die kn Laufe einer langea Debatte gestellt warden* lUe 
Bsi^aDg hatto die Beibehaltnng der Be«timi999g de« Elfteren 
Gesetse» beiuBütragt, wonach die ErflndiH^ ixi dei^ ßegel im*^ 
MM binnen awei «fahren, vom, Datum des F^^ta geüecboi^t. 
ausgeübt: werden musste. Dieser Anig^ sties9 auf groseen» 
¥i§id^proch. Diei Gegner des«elheo gtogeA jedü^b: ,10 üoim 
Ansichten auseinander. Einige iSFÜascblen^ hhm eiQe Yopdä«^ 
gemng der Frist tat AosHtbung' der* Ejsfedmg. Aivl^e woU- 
tfOL Uesft <Kft Inhaber im Einfütuningepatente. dei; Yerjiiib^tuBiS 
!9ur Attsübnog unterworfen sehen ; wieder Aedece. sejUugep vor,! 
dlesa. Yerpffichtufig erst dann auffsnlegen, wenst die Esfindung 
im Auslande bereits in's Werk gesetat worden; endüoh ver- 
langten Mehrere das völljge Fallenlasseii <tor fra^^eben Yer- 
pfliehftung imd des darauf gebauten Eriösebuugogimudea, Unter 
diesen akh bekämpfenden Ansichtiei» gewann ecbllBßslich die^ 
jienige die Mehrheit für sich, welche den Fat^ttfabob^ir au^ 
Ausbeutung seiner Eifindong in der Segel nicbt» und. bloss^ aua«^ 
nahmaweise binnen Jahresfrist ia de» FaUe: verjj)fiiebtet esUftrik 

Digitized by VjOOQIC 



wetn die Erfindofiigp bereitir kn Auslai^ la Äusüboag getreiea 
brt« Dieee Ansiefat erachien als die beste Yermlttlung wider* 
stieatenAet F^ordenii^eci} durcb. sÄe. war sowohl den Interessen 
der BAtiooatei Arb^ alsf der DisposUionefveibeii des^ Patentiii^ 
tmbcarsf gebiArende Beühnung getragem , Sie wvd dann in daa 
OeMz idfgGiiommeB. Znm Eintritt der VerpflichtoDg. nov Aus» 
Übung det £rfinidaug in Bel^eir wird erfordert) dass diese^ im» 
Anslaside wirklieb sehen ansgeäbt wird. Eine blosse Sohekir- 
ausübang begiründet diese YerpfliebluBg eben so wenige 4ls dl« 
Nädbtnachflog dnrah einen nicht befagten Dritten, in jenem aus- 
mästig^eQ Staate, in dem der Inhaber des belgischen Patenlma 
(te Putent auf dieselbe Erfiad4ing besitzt^ wofern, ef niur so- 
^kttli nftcb erhaltener Kenntnass gegen des Maehmaeher di^ 
¥erJM(gung ctoleitet. Auch, die Ausübang dnreb den Fateot^ 
inbabeir diurf k^e- Stheraausübusig sein,, es muas die Erlnduog, 
au6i»eutett, 4 h^ wenn äe» in etnem neue» Piedoeto bestobt){ 
Aasselbe! fabrizfren, und wenn sie sieh auf e*a nenes. Verfah-^ 
r^n besiebt, dacselbe imwenden^ Der belgiscbe Patentinhaber 
kann eintretenden FaUea seine VerbindlleULe&ti auch doreh Dritte 
erfüllen lassen, die statt seiner die Erfodnng aiiBbeai0n.t Ob 
abet die> Aunbdatimg der Erfindang durch einw «nbefugten 
NacfaiBAcber den Patentinhaber, der diie Ausbeotong uaterliess^T 
vor dem V^faUe des Patentes schtitzli^ wie der Herr Yedaamr 
meint, möchte doch wohl zu bezweifeln s^. Die stattgefiinr- 
den« Auabeatmig darf, sobald die^ Vecbindliehkeii hie^ he« 
gründet, ist^ ameb später binnai gMeher Fnet niehi unteabso-- 
eben wesden,, dennr Aueb aof die: eiü^ähtige Unterbreefaung, der 
AuBbentvng verhängt das Gesetz die Eriöschung des Patenieok 
Der Lauf dei? In Kede stehenden Frist beginnt nach Hrn.. Til- 
H^irer -^ dae Gesetz schweigt hierüber — mit dem Momente, 
ift dein dev' Patentidiabes von der Aasnbung seines Erfindung: 
im: Auslände Kenntoisa erkogem konnte. Die Regierung kannt 
bM widiGgen Ursachen dne Verlängerung der Frist auf böchstena- 
ein Jahr bewültgen.. Dm betreffende Gesuch ist an den Mi«« 
nMer 4ea Ilinera za rtäiten^ und wenigstena zwei Monate vor 
Ablanfi den im. Gesetze bestimmten essten Frisl zn überrdeheiK# 
DaüfteUbd m&se gehSiig motiturt sein, nnd den zur AnsflUiruafg 
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der Erfindung für nothwöndig erachteten weiteren Termin be» 
zeiebnen. (Art. 18 der Vollzgsvdg.) Die Bewilligung ist mit 
Angabe der Gründe dem Moniteur noch vor Ablauf der ein- 
jährigen gesetzmSssigen Frist einzuschalten. In diesem zwei- 
ten Erlöschungsfalle wird der Patentinhaber nicht de plein droit, 
wie bei der NIchtweiterzahlung der Patentaxe, d. h. nicht schon 
gleich mit dem Momente des Ablaufes der Frist seiner Patent- 
rechte verlustigi sondern erst nachdem die Begierung das die 
Erlöschung aussprechende Erkenntniss gefällt hat. 

Die Regierung hatte ausser den beiden genannten Eilö- 
schungsarten in ihrem Entwürfe noch eine dritte proponirti 
welche dem französischen Gesetze (Art. 31. Nr. 3.) entlehnt 
war, und jenen Patentinhaber treffen sollte, der im Auslande 
fabrizirte Gegenstände, die jenen des Patentes gleich sind, in 
das Inland einführen würde. Nachdem aber die Kammer den 
zweiten Erldschungsfall angenommen hatte, hielt die Begierung 
das Interesse der nationalen Arbeit hinlänglich gewahrt und 
bestand nicht weiter auf ihren Antrag, den die Kammer verwarf. 

Nichtig wird das Patent nach dem Wortlaute des Ge^ 
setzes (Art. 24 u. 25j in 4 Fällen: 

1. Wenn der Patentirte in der seinem Gesuche beige* 
fügten Beschreibung absichtlich. von einem Theile seines Ge- 
heimnisses Erwähnung zu thun unterlassen oder dasselbe un- 
genau angegeben hat; 

2. wenn bewiesen ist, dass der Patentgegenstand bereits 
vor dem legalen Datum der Erfindung, Verbesserung oder Ein* 
führung von einem Dritten im Königreiche in kommerzieller 
Absicht angewendet, in's Werk gesetzt oder ausgebeutet wurde; 

3. wenn bewiesen ist, dass die vollständige Beschreibung 
und genaue Zeichnungen des Patentgegenstandes schon vor 
Ueberreichung des Patentgesuches in einer veröffentlichten Druck- 
schrift oder Sammlung mitgetheüt waren, wenn nicht, was Ein- 
führungspatente anlangt, diese Veröffentlichung ausschliesslich 
das Werk einer gesetzlichen Vorschrift gewesen; 

4. wenn der Gegenstand, auf den ein Erfindungs- oder 
Verbesserungspatent ertheilt wurde, schon früher in Belgien 
oder im Auslande patentirt war. Das Gesetz fügt jedoch hier 
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die BeschränkuDg bei, dass das Patent, wenn sein Inhaber die 
gesetzliche Eigenschaft zur Erlangung dines Einführungspatentes 
besitzt, als ein Einfährangspatent aufrecht erhalten werden kann; 
diese Umwandlung des Patentes hat nach der Auslegung des 
Herrn Ti liiere nämlich stattzufinden unter der Voraussetzung, 
dass der Inhaber des auswärtigen Patents in Belgien, anstatt 
ein brevet d'importion zu begehren, um ein brevet d'invention 
oder de perfectionnement in bona fide angesucht hat, also nicht 
in der Absicht, um sich die längere Dauer des brevet d'in- 
vention zu erschleichen. 

Da die aufgezählten Kichtigkeitsfälle entweder aus we- 
sentlichen Mängeln der Beschreibung der Erfindung oder aus 
der fehlenden Neuheit der letzteren entspringen und von den 
Erfordernissen der Beschreibung, sowie von der Neuheit der 
Erfindung als der Grundbedingung eines giltigen Patentes be- 
reits eingehend gehandelt wurde, so bedarf es keiner weiteren 
Erläuterung dieser Nichtlgkeitsgründe. 

Herr Ti liiere fügt denselben noch zwei andere hinzu, 
die zwar nicht im Gesetze ausgedrückt sind, aber im Geiste 
desselben liegen, weil sie auf dem Mangel zweier anderer Grund- 
erfordemisse eines giltigen Patentes beruhen. Diese zwei wei- 
teren Nichtigkeitsfalle sind: wenn der Patentgegenstand den 
Gesetzen, den guten Sitten und der Sicherheit des Staates ent- 
gegen ist; dann wenn das Patent auf eine neue Idee gegeben 
wurde, von der die industrielle Anwendung nicht angezeigt ist. 

Ueber die Nichtigkeit eines Patentes, mag sie aus was 
immer für einem Grunde eintreten, haben die Civllgerichte zu 
entscheiden. Die hierauf gerichtete Klage folgt dem allge- 
meinen Gerichtsstande des Wohnortes des Geklagten. Das Ver- 
fahren ist summarisch wie bei Prozessen wegen contrefa^on. 
Jeder Interessent kann auf Nichtigkeit klagen; als solcher ist 
nicht bloss derjenige anzusehen, der selbst ein ausschliessendes 
Becht auf die Erfindung behauptet, sondern Jeder, für den das 
Patent ein Hindemiss ist rücksichtlich der freien Ausübung 
Hünea Gewerbes oder Handels und der daher auf Grund des 
Patentes gerichtlichen Prozeduren ausgesetzt ist. Da der blosse 
CoQsnment letztere nicht zu gewärtigen hat, so gesteht Herr 
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Tf Ili%r« ihm gaDs folgerecht kein Khgerecht zu. Das jlffait^ 
Ikhe Mlnliterum Ist nach den im Lanfo der Verhandlungen ron 
4er Regfemog gegebenen Erklttrangen nicht berechtigt^ auf Niefa<- 
tlgkeit eine« Patentes sa klagen nnd die Einleitung eines Nich- 
tigkeitsproceeses ist lediglich dm Priratinteressenten überlassen« 
Kach der wofalbegründeten Ansicht des Herrn Verfassers sollte 
dem difentllchen Ministerium in dem Falle, wenn das Pateirt 
wegen gesetzlicher Unerlaubtheit des Gegenstandes als nichtig 
erscheint, gleich anderen Priyatinteressenten das Recht zustehen, 
auf Nichtigkeit des Patentes bei dem Civilgerichte zn klagen, 
iä hier offenbar das Becht und Interesse der Gesellschaft in 
Frage kommen. 

Betreffend die rechtlichen Wirkungen des über eine Nich- 
tigkeitsklage ergangenen Urtheils, so ist nach Herrn Tiili^re 
tu unterscheiden: ob das Urtheil die Klage abweist, das Pat- 
ient folglich aufrecht bleibt, oder ob letzteres für nichtig er- 
klärt wird. Im ersten Falle bleibt es bei dem allgemeinen 
Grandsatze, wornach ein richterlicher Sprudi nur für die Par- 
teien Wirkung hat ; im zweiten Falle wirkt das Urtheil gegen 
Jedermann, denn Folge der Nichtigkeit ist, dass der Patent*- 
gegenstand nun Gemeingut wird und daher Niemand w«gen 
Nachmachung yerfolgt werden kann. Uebereinstimmend hiemit 
sdnreibt das Gesetz (Art. 26) vor, dass die durch ein rechts- 
kräftiges Nichtigkeitserkenntniss erfolgte Aufhebung des Pa*- 
tentes sofort durch königliche Verordnung kund zu machen ist. 
Vermöge weiterer Vorschrift (Art 21 und 22 Vollzugsvdg.) 
sind die Nichtigkeits«- sowie die Erlöschungserkenntnisse in die 
Patentsammlung aufzunehmen und die Originalien der Beschr^ 
bungen und Zeichnungen der betreffenden, nun in das Eigenr 
dium des Publikums übergehenden Erfindungen im Mustfe de 
Tüidnstrie zu hinterlegen. 

Noch muss des Einflusses gedacht werden, den die Er- 
löschung oder Nichtigkeitserklärung des Hauptpatentes auf das 
bezügliche Verbesserungspatent, dann die Erlöschung oder Nich- 
tigkeitserklänmg des auswärtigen Patents auf das für densel- 
ben Gegenstand in Belgien erlangte Einführungspat^t äussert 
Das belgfsdie Patentgesetz gibt über diese Frage keine 
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(ib^tii^die EatMheidang. D«lr Hto Ydrfknm hkit Hidi NmOht, 
il^))d dem Geiste des Ge«^es entiprecireiid Im Wege ddr 
DoktHfi m fifiden. Er kommt in Beachtung der hier ekitr»- 
te&den FIQle zu folgenden Ergebnissen. Was die Verbosse- 
tungBplitente befrifft, so unterscheidet elr, ob der Inhaber des 
Haüpterfindungs^tentes oder ein Dritte das Verbessdrungspie 
tent genommen hat. Im letzteren Falle ist die Erlöschung so- 
wohl als die IJngiltigkeitserklärung des Hanp^tentes ohne 
Wirkung gegen den Besitzer des Verbesserungspatentes^ diss 
hier als ein selbststSndlges Patent ersdidnt bt ab^r der 
Haupterfinder ssugl^ch der Inhaber des Vetfaesserungspät^tes, 
80 zieht die Erl^chüng des Hauptpatentes, wenn sie wegen 
Nichtfortzahlung der Taxe eintrat, immer audi die Erläediung 
des Verbesserungspatentes nach sich, da hier fttr letzteres beoie 
besondere Taxe gezahlt wird ; wenn aber das Hauptpatent We- 
gen Unterlassung der bedingnisswelse vom Gesetze geforder- 
ten Ausübung erlosch, erlischt das VerbeiäserangBpatent nur 
dann mit, wenn die Verbesserung ohne die Haupterfindung 
nicht ausgeübt werden kann, ausser diesem Falle, der aller- 
dings die Begel büdet, bleibt das Verbei»erangq>atent, diKi 
abö* hier eigentlich eiu Erfindnngspatent ist, aufrecht« Die 
Nichtigkeitserklärung des Hauptpatentes aber macht nach dein 
Herrn Verfasser das Vetbessungspatent noch hiebt uhgiltig. 
Der Herr Verfasser keigt diese an dem Fälle^ wenn die Haupt- 
erfindung als nicht neu erkannt wurde > indem er hervorbebt, 
dass trotzdem die Verbesserung Ja noeh immet die Eigensehitft 
der Neuheit haben ktttm« Der übrigen NichtlgkeUsHWe ge- 
deukt er jedoch nicht 

Ueber die Wirkung, welche die Erldsehung dee austriir- 
tigen Patentes vor AblAUf der Patöäizeit, attf dessen Gmiird 
in Belgien ein Einfährungspateut ertheilt wurde, tof das letatere 
äussert, liegt eine b<gfiitimmte Erklärung des Ministers ih der 
Diskussioh vor, die er im iSeuate gab uud woffiäch hledufoh 
das EiufQhrungspatent nicht afflzirt wird. ]^ür am tM d6r 
Nichtigkeitsetklärung fÄll ^ne solche &klämng der Regie- 
rutig. Nach der Ansicht deH Eterrn Tilltbre kommt es Mr 
d&rauf an^ ob der Nidiiigkeitdgtuiid, tr^g^tt iMmi d«i tm- 
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wSrtIge Patent annnllirt wnrde, der auswärtigen und belgischen 
Gesetsgebung gemeinsam Ist, oder ob er im belgischen Ge- 
setze nicht vorkommt. Im ersten Falle ist das Einführung^- 
patent nichtig, im zweiten nicht, weil ein Einführungspatent 
nach denselben Grundsätzen zu behandeln iA, wie ein Erfin- 
dnngspatent, dieses aber hier nach dem belgischen Gesetsse 
aufrecht bleiben würde. 

Der Schlussartikel (27) des Gesetzes enthält transitorische 
Bestimmungen für die früher verliehenen Patente, die zur Zeit 
der Kundmachung des neuen Gesetzes (am 24. Mai 1854} 
noch in Kraft sind. Es wird der Grundsatz aufgestellt, dass 
diese Patente nach dem Gesetze, das zur Zeit ihrer Verleihung 
— nicht zur Zeit der Ueberreichung des Patentgesuches — 
in Geltung war, behandelt werden. Dieser Grundsatz, dem 
zufolge das neue Gesetz keine rückwirkende Kraft hat, erleidet 
jedoch eine Beschränkung in Ansehung der Bestimmungen über 
das gerichtliche Verfahren in Patentstreitigkeiten ; diese finden 
auch auf die schon vor der Wirksamwerdung des neuen Ge- 
setzes verliehenen Patente Anwendung, und nur die noch unter 
der Herrschaft des alten Gesetzes begonnenen Prozeduren wer- 
den nach den Vorschriften des letzteren fortgesetzt und zu 
Ende geführt. 

Es steht übrigens den Inhabern jener früheren Patente 
frei, sie innerhalb des der Kundmachung des neuen Gesetzes 
nachfolgenden ersten Jahres unter den Schutz desselben zu 
stellen und sich dadurch der Vortheile zu versichern, die das 
letztere bietet. Sie haben zu diesem Ende ein Gesuch zu 
überreichen und sich, wenn sie bis dahin einen Taxbetrag, 
welcher nach Massgabe der bisherigen Dauer des Patentes der 
Gesammtsumme der durch das gegenwärtige Gesetz vorge- 
schriebenen Jahreszablangen gleich kömmt, noch nicht ent- 
richtet haben sollten, hierin auszuweisen, dass sie diese Zah- 
lung geleistet oder vervollständigt haben, widrigenfalls das 
Gesuch nicht als vorgebracht angesehen werden könnte. Dem 
Ansuchenden wird eine bestätigende Erklärung darüber, dass 
das Patent taun unter den Schutz des neuen Gesetzes gestellt 
ist| hinausgdgeben und in der Sammlung der Patente kund- 
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gemacht (Art. 20 u. 21 d. Vollegsvdg.). Hiernach wird hei 
solchen Patenten, wenn für sie die Taxe nach dem früheren. 
Gesetze entweder gar nicht oder bloss zam Theil entrichtet 
wurde, die Taxe auch für die schon abgelaufene Zeit, also ganz 
nach dem neuen Gesetze bemessen ; wenn aber die nach dem 
früheren Gesetze entfallende Taxe für die volle Dauer des Pa- 
tents bereits gezahlt wäre, treten die neuen gesetzlichen Vor^ 
Schriften in Ansehung des Satzes der Taxe erst für die weitere, 
vermöge des neuen Gesetzes . verlängerte Dauer des Patentes 
in Anwendung. 

Die Inhaber der älteren Patente, die von dieser Erlaub- 
niss Gebrauch machen, bewirken damit, dass diese nach dem 
gegenwärtigen Gesetze in allen Punkten, daher auch in Betreff 
der Patentzeit, die sich nun bis auf 20 Jahre — mit Aus- 
nahme der Einführungspatente — erstrecken kann, behandelt 
werden ; nur sind auch bezüglich dieser Patente die vor Kund- 
machung des neuen Gesetzes begonnenen Prozeduren nach 
den Bestimmungen des älteren Gesetzes zu Ende zu führen. 
Wir hoffen durch vorstehende Darstellung dem Leser die 
Ueberzeugung gegeben zu haben, dass das belgische Patent« 
gesetz, wenn man ihm auch in manchen Bestimmungen nicht 
beitreten kann, wenn es auch mehrere erprobte Verbesserun- 
gen sich anzueignen unterlassen hat und manche Lücke auf- 
zeigt, doch zu den hervorragendsten Leistungen auf dem Gebiete 
des Patentwesens gehört, den neuesten legislativen Schöpfungen 
dieser Art — der englischen und österreichischen — würdig 
zur Seite steht, ja in mehreren Punkten sich noch über sie 
erhebt und daher als Muster für weitere Reformbestrebungen 
aufgestellt werden kann. Zugleich aber wünschen wir, dass 
es uns gelungen sein möge, durch dieses Referat in dem Leser 
das Verlangen erweckt zu haben, sich mit dem trefflichen Gc»n- 
mentar dieses Gesetzes, den wir Herrn Tilli^re verdanken 
und durch den die Literatur des Patentwesens eine wesentliche 
Bereicherung erhalten hat, näher bekannt zu machen. 
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XX. 

lieber vergleichende Staats- und Rechtsgeschichle 
mit Rücksicht auf: 

1. Essai sur Vhiskire g^irtäe du droit par M, fouhaer. Paris i84^, 

2. Essm $ur FmegaKie d^s Racm AimMtHet far M* A. d4 606111«««. 
Fmis 2854-^5. 4 Bde. 8. 

Von 



Im Augenblidke, wo die kritische Zeitschrift für die Ge- 
tetsgebaDg und die Rechtswissenschaft zu erscheinen aufhört, 
dürfte es jseltgemäss sein, über einen Zweig der Recfatswiseen* 
Schaft einige Worte zu sagen, welchem durch dieselbe in einem 
Zeitraum Ton sieben und zwanzig Jahren wesentlidier Vor- 
ediub geleistet wurde; wir meinen die rergleichende Gal- 
tur«, Staats^ und Recfatsgeschiohte. £s hat dieselbe 
die erhabenste Aufgabe der Wissenschaft zu lösen, die ge- 
schichtsphilosophisohe Bescfaauong des Rechts und seiner Ent- 
wicklung im Reiche der ganzen Memehheit Der grossaHlge 
Gedanke einer solchen Beschauung wurde bekanntlich Im An- 
fange des vorigen Jahrhunderts durch den genialen Italiener 
Oiambatista Vico gefasst und ausgeführt. Zuerst in Sdner 
Abhandlung de universi juris uno prindpio et fine uno (Nea- 
poU 1720), dann in seinen Prindpii di una Seimxa nuova 
intomo aUa natura delU nazior^ ß72Ö), deren Bedeutung 
erst im Anfang unsers Jahrhunderts erkannt wurde, deutsch 
von Weber (1826), französisch im Auszuge von Michelet 
(1827).i) Auf dasselbe folgt 1748 Montesquieu's un- 
sterbliches Werk de Vesprit des Loisj neben welchem VoUttires 
äbrigi de Vhistoire imifv&^elte depuis Charlemagne (1758), des* 
sen Essai sur VhkUdre gSniraU des moeurs et de Vesprü des 
nations (1756) und Goguet's Werk de Vorigine des his etc. 



1) Das Buch fahrt den Titel : Principes de la philosophie de thistoire, 
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(1758), mid cwar die beiden eisten liets, weniger aber das letste 
genannt zu weiden Terdienen. In Dentsefaiand blieb die veiy 
gleiebende Staats- nnd Eecblsgeichichte nnr ein €apitel der 
<]Uturg68ebichte und deren Beaibdtung von geringerer Bedie»- 
tung, wefl die Verfosser der BtUdier über die Gescbiehte der 
Hensdiheit und dergleidien i^cfat bloss keine Eecbtsgdebrten, 
sondern kaum im Besitze der nötiügen juristiselien Vorkennt- 
nisse waren. 

In Frankrekb war aber die Idee der hütoirt comparSe 
des Ugislations eine nationale, es wurde für deren Aosführung 
ein Lehrstuhl am ColUge de Frante errichtet, den Pastoret 
und Lerminier inne hatten, und der jetzt von unserem ge<- 
iehrten Freunde E. Laboulaye^) besetzt ist 

Eine erste Fracht dieser Studien war Fastaret's frei- 
lich wenig kritische, aber wegen ihres reichen Matmais immer 
scliätzenswerthe histoire des ligislations in 11 Bänden (von 
1817 — 1837), desgleichen leistete der durch seinen glänzenden 
Vortrag und seine schriftstellerische Gewandtheit gleich ausge- 
zeichnete Lerminier diesen Studien Vorschub, und würde es 
noch in höherem Grade gettian haben, hätte er sich nidxt auf 
das blosse Fopularisiren der Errungenschaftoi der Staats- und 
rechtsgeschichtiichen Forschungen beschränkt und sich yer- 
flacbt. Eine Hauptstütze dieser WissenschafÜ; wurde aber die im 
Institut als dgene Section geschaffene AectdSmie des Sciences 
moräles et poUtiques. Sie förderte diese Studien dureh gut 
gewählte Preisaufgaben, deren Laboulaje zwei auf die rühm* 
ToUste Weise löste in seiner histoire de la proprieti en oec»- 
dent (1889)^) und dem Werkcfaen de la condition civüe et 
pölitique des femmes (1843). 

Andere g^r^nte Preisschriften sind in Deutschland weni- 
ger bekannt geworden, doch jedenfalls Koenigswarters top- 
dienstvolle histoire de Vorgamsation de la famiUe y. J. 1851 ;^) 



2) Die ErdffnuDifgrede seiner YorlesangeB Über did iUsfoir« eom- 
fNfree des le^UlatUms ist gedruckt im Bd. 2 d«r Rivue v. Welowsky 
V. J. 1849. S. 1—37. 

3} Angezeigt rem Ref. im Bd. i% S. *204 unsere* Zeitschrift.. ^ 
4) Sie ist tngeseigt im Bd. 25. S. 5S aasert? Zeitsclsrül Der 
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«Qch war man bisher nicht nach Gebühr aufmerksam anf die 
in den Mimoiret dieser Acadimie enthaltenen Abhandlung^en, 
nnd die vielen AnfsStee und Artikel in der nnter Mignet's 
Direction zuerst von den Heim Loiseau und Verg^, spä- 
ter Tom leisten allein redigirten Zeitschrift SSanees et Trd- 
vattx de f Aecuiimie des seienees tnorales et polUiqtses, im Juni 
1856. 87 Bünde. 

Es wurden femer diese Studien in Frankreich gef5rdert 
durch die Theorien der socialistischen Schulen, z. B. durch die 
St Shnomstigche Eintheilung der Qeschichtsperioden in kritische 
und organische, durch manche Gedanken Fouriers, Proud- 
hons, Charles Gomte's (Tratte de ligUlation) und August 
Gomte's (philosophie positive), sowie durch andere Schriftstel- 
ler, unter welchen Bef. kürzlich Tillard, Gu^pin und Gros- 
meireville in unserer Zeitschrift Bd. 27. S. 343 angezeigt hat 

Leider findet sich in allen diesen Versuchen neben man- 
chem Bichtigen viel Unhaltbares und Unreifes; man construirte 
oft zu rasch aus wenigen oder nicht ToUstSndig constatirten 
Thatsachen allgemeine Entwicklungsgesetze der Gesellschaft, 
während wie Grosmeireville und Littrd (Comervatisme, 
BSvolution et Posüivisme, Paris 1865) vorsichtig Torschlagen, 
man erst die nöthigen Vorstudien zu einer zweckmässigen Meäiode 
hätte machen sollen. Eine solidere Bichtung schlug der durch 
die deutsche Wissenschaft genährte Schützenberger in seir 
nem vom Bef. in unserer Zeitschrift (Bd. 23. S. 157, Bd. 24. 
S. 256fr.) ausführlich angezeigten Werke Les Laix de Vordre 
social ein, doch hat dies Buch mehr eine practische als histo- 
rische Tendenz, ist aber jedenfalls durch die Feststellung der 
bei diesen Studien einzuhaltenden Gesichtspnncte von grosser 
Bedeutung. Zu den neuesten in das Fach emschlagenden fran- 
zösischen Werken gehören (die hier näher zu besprechenden) 



Verf. schrieb noch eine sehr geistreiche Abhandlung Ehides swr U dett'- 
hppement de la $ocUU Aumiitiie, die in einseinen Artikeln der Aeotie 
V. Wolo wsky Bd. I. J. 1849 p. 145—179 in den Scknces tt iraioaux de 
fÄcademie des Sciences morales Bd. XV. p. 75. Bd. XVL p. 65. XVII. 
p. 101—112. XEL p. 69 erschien. Ref. konnte sich aber das Game 
derselben nicht yerschaffen. 
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von Pouhaer Essai sur Vhistoire gSnSrale du droit. Paris 
1849) und A. de Oobineau^) Essai sur finigäliU des races 
humaines. Paria 1853—55. 4 Bde. 

Endlich waren dem Stadium der vergleichenden Staats« 
und Rechtsgeschichte auch Foelix Eivue Etranglre du 
droit später (1844) Eivue du droit Fran^ais et itran-* 
ger i^ia 1850) und die 1853 mit dem 46. Bande beendigte 
Rivue de ligislation et de jurisprudenee von Wo^ 
lowshi gewidmet Gegenwärtig (seit 1865) erscheint noch als 
Organ für diese Stadien die von Laboulaye, Dareste, de 
Boziere und Ginoulhiac redigirte Eivuehistorique du 
droit frangais et Stranger, welche Hr. Laboulaye 
mit einem höchst lesenswerthen Programme über die Tendens 
dieser im edelsten Shme des Wortes wissenschaftlichen Zett- 
schrift eröffnet hat. 

Während aller dieser Bestrebungen in Frankreich blieb 
Deutschland auf diesem Gebiete nicht zurück; für die allge- 
meine durch Herder luigeregte PhUosophie der Geschichte 
waren unsere Philosophen, Hegel an der Spitze, thätig; in den 
zahlreichen beschreibenden Werken über Gulturgeschichte wurde 
(wie früher) auch die Rechts- und Staatsentwicklung der Völker 
berücksichtigt, und es sind hier die Hrn. Klemm und Wachs- 
muth^ mit Auszeichnung zu nennen. Von dem ersten steht 
für dessen so eben begonnene Gulturwissenschaft ein eigener 
Band über dieses Capitel zu erwarten, wobei wir ihm dringend 
empfehlen, sich von emem diesen Studien huldigenden Rechts*» 
gelehrten unterstützen zu lassen. Specieller waren dem Fache 
gewidmet Zachariä's yierzig Bücher vom Staate (theilwtise 
auch Schmitthenner's 12. Bücher von demselben). End«» 
lieh wurde unser Vaterland mit einem diese Wissenschaft voll- 
ständig begründen sollenden Werke in 3 Bänden beschenkti 
nämlich mit Vollgraff's erstem Versuch einer Begrün- 
dung sowohl der allgemeinen Ethnologie durch 



5) Der Verf. war erster Gefandtschaftssecretair in der Schweis, 
dann in Frankfnrt und ist ea jetsi am persischen Hofe. 

6) Allgemeine Coitargeichichte 3 Bde. Leipzig 1850—52. 
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die Anth>rd^pologiQ^Wieaaeh der Staats-^HadReehts- 
phüosoplile dutob die Ethnologie oder Nationa- 
lität der Völker. Mwrbmrg 18&1 — 1855, zmamm^i ent- 
halteDä assa S^enü 

Dia über die. Ergebnitsd der übeir bonder^älirigeB Stadien 
auf dam Gebtetft der Tergleichendea Staats-* tmd Becfatsg«- 
sdikbto «lieb ebi ürthail bilden zu können und tbul Stande z» 
sein^ dfm gegemvrärtlgeii Höfaepunct dieses Zweiges der Recfatsr* 
wies0BS«h«ll Stt bestimmen, ist es nöüiig, sieb über £e. Idee^ 
dm laweds UAd die PirobleBie dteeer geBcbicfat^riliilosopfaiBeh«» 
"WisseRacbaft «i vefstäaAgen* Ycrscbiedene Aaifasaangen vmA 
RiCbtuii^eQ Bind ni%Hcb und auch verfolgt worden. Es ist 
ferner notbij; , Ae BediogungeD der Ausführui^ e&es resbi»- 
pMd6a{ihisÜ«n Tbeorie nnd endKtib die dabei etazoliaHeBito 
Methode zu kennen. 

I. ytm fli» dietRiehtiuig lietrifft, so- kann dieselbe entweder 
ekle practiscbe TOTherrseheiid oder eine theoretMsche (aisa 
gesefttiebtsphitosophisefa«) sein. £He erste als die der pnustisdiem 
Jaristtenj aamentlkh der Staatismäaner nnd Geseiegeber, aach 
der* staatsrelormätoriaKiifacii Scbrxftetelkr , sdbst der Meaiistea 
tmd Utopist^ (dabei aocb der nenem SoeiaBstcn) hat zum 
Ziweke, die föi^ düse Gegenwant nöchügai Staats- und Rechte- 
insllttilto kenneur ztt lemeii; &mxh Betafoy dieselbe zur Beeep^ 
tton oder Naebabniaiig zn empfehlea, das bestekenie Bechfi 
etiles: bestiniBiten Staateer zm vet besseni and wen» das Ziel höiiec 
gesteh wb4 (wie in &cbUtz4nhtergeffs Iahs de Vmpdtte so^ 
ääli} die> pmaUs<ib*riiebtige» aUgemebMu Sntvridkho^sgieaeteer der 
CleiseMsehaft, d. b. de» Staats*- and: Secbtslebo» aD£ eme ab»* 
Hebe WeiBe za constatire», wae diese die s. g. OeDonomistan 
m Beziehung auf die Volks^ and StaatswfrthsdiaftBleinse zn 
tKun pfiegen; 

' Die SchrtrtisteBer^ wdcHe: dteei Richtung feigen^ beachten: 
iti dtf Regel nar die sooisiLen Institute t)erwaadter Nationen} 
und Staaten; wie z. B. früher die Franzosen, dann auch die 
Deutschen ihre Aufmerksamkeit den englischea Sjtaatseindch- 
tungen zuwandieft, später auch, den AmenkaBischeoi ödes 
wie die Deotsehea Italänei^ Spamec u» s» w« deui neu: fraazö« 
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sUdieii* Dieser letzte unmittelbar practiscbe Standpaiict war 
vorherrsehead auch in unserer Zeitsehrift für die- Ge&et^e- 
himg und Becht^wissensebaft des Auslandes sowie in den Eevuen 
Ton Foelix und: Wolowski, und man darf e» wohl sagen, 
ohn^ unbesebeidep ssn sein, es wurde namentUcti durch die 
erstem Zeitacbrift unendlich viel geleistet, so daas* vermUtelst 
der grossen Zahl ihrer Artikel sich ein ziemlich vellständiges 
Panorama der Zustände der Gesetzgebung und Becfatswissen- 
scb/af( des Auslandes in einer faßt dreissigjährigen fortscbrei^- 
tenden Bewegung coostruiren lässt. Die Zeitschrift war ein 
Zeitspiege)| in welchen unsere Nachkommen (wir aind es über** 
zeugt) oft mit Vergnügen und Gewinn blicken werden« 

Die die zweite Biqhtung verfolgende theoretische Behand- 
lung der vergleichenden Staats- und Bechtsgeschichte ist ein 
uninteressirtes philosophisches Stadiiun, welches der Erkennt* 
nisa der geschichtlichen Entwicklung einer Hanptfunetion des. 
sittlichen Willens der Völker gewidmet ist und eine ganzem 
nicht minder wichtige Seite dea Lebena der Menschheit zu er- 
forschen sieh vorsetzt, als z. B. die allgemeine vergleichende 
Religionsgeschichte zu thun pflegt. Es sind hiebei freilich 
yerschiedeno Auffassungsweisen möglich, niedere und höhere; 
niedere, die nur (gewissermassen materialistisch} die nächsten 
Ursachen der Verschiedenheit der Staats^ und Bechtsinstitute^ 
der Völker festzustellen und diese daraus zm begreifen suchen,, 
od^ höhere^ welche die Entwicklungsgesf^tze der Becbtsideeir 
selbst erforschen upid aus ihnen seine welthistorische. Gestal- 
tung in ihrer nnei^dUQben Mannigfaltigkeit zt^ erklären sich 
vorsetzen. 

Diese Bichtung verfolgten Vico, Montesquieu, Za* 
chariä, doch nicht immer mit einem klaren Bewusstoein des 
Zieles und vermittelst einer philosophischen Theorie. Erst Voll- 
graff thut dies, und mit Becht konnte er sagen: sein Werk 
sei ein erster Versuch der allgemeinen Ethnognosie undEthno* 
logle und (wie der Titel des 3. Bandes lautet) einer PoUgno- 
sie und Polilogie. 

Ob freilich die zur Lösung eines so grossen Preblemt 
nötUgen philosophischen und histAriacben Vorstudieu schon go« 
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maeht sind, oder ob ein Venach, wie der oben bezeichnete, 
nicht ein verfrühter genannt werden müsse, ist eine andere 
Frage, die jedoch dahin 2a beantworten sein dürfte, dass von 
dem gegenwärtigen Höhepuncte der philosophischen und histo- 
rischen Wissenschaften aus jedenfalls eine Lösung des Pro- 
blems mit mehr Aussicht auf Erfolg versucht werden kann, 
als es 1725 und 1748 möglich war. 

IL Eine Hauptvorbedingung einer befriedigenden verglei- 
chenden Gultur-, Staats- und Rechtsgeschicbte ist die Kennt- 
niss der Bildungs-, der Staats* und Rechtsgeschichte aller 
Völker des Erdbodens. Die erste ist aus den ethnographischen 
und historischen Werken der Völker zu schöpfen. Gerade die- 
ses Fach wird in unsern Tagen mit einem Eifer bearbeitet, 
den man früher nicht ahnte. Namentlich ist es die älteste 
Geschichte des Orients, deren Studium mit einem unglaubli- 
chen Erfolg gekrönt wurde/ Die Entzifferung der ägyptischen 
Inschriften , die Entdeckung der assyrischen Alterthümer neben 
der überaus gründlichen Bearbeitung der Geschichte Indiens 
und Chinas, ja Amerikas haben unsere Kenntnisse der ältesten 
Geschichte des menschlichen Geschlechts auf das Erfreulichste 
erweitert und noch vieles steht zu erwarten. In der zweiten 
Auflage von D unk er 's Geschichte des Alterthums besitzen 
wir schon eine höchst lehrreiche Zusammenstellung der Re- 
sultate dieser Forschungen und Studien, die, wenn auch der 
Verfasser die Staats- und Rechtsentwicklung der Aegypter^ 
Babylonier, Assyrer (mit Einschluss der Phönicier und Israe- 
liten) und Perser nicht so, wie zu wünschen ist, berücksichtigt, 
doch eine feste historische Grundlage ist, von welcher ausge- 
gangen werden kann. 

Aehnlichen Inhalts ist das näher von uns zu besprechende 
jedoch mehr ethnographische Werk des Hrn. von Gobineau, 
dessen Titel an der Spitze dieser Anzeige angegeben ist, an- 
derer Werke nicht zu gedenken, wie von Hammer 's Ge- 
schichte der Osmanen, Bunsen's grosses Werk über Aegyp- 
ten, Ewald 's Geschichte der Israeliten u. s. w., während die 
Fortschritte der Studien über die Geschichte der Griechen, 
Römer, der Germanen und Slaven allgemein bekannt sind. 
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Aber auch die Staats - und Bechtsgeschicbte der Haupt- 
Yölker der Welt, Damentlich die letzte, bat seit dreissig Jahren 
eine so grtiodliche Bearbeitung gefunden, dass der Unterbau 
einer vergleichenden Geschichte des Staats - und Rechtslebens 
derselben fast als vollendet angesehen werden kann. Welch 
grosse Fortschritte die römische und germanische Bechtsge* 
schichte gemacht hat, ist allgemein bekannt. Ebenso ist die 
der übrigen Völker der Erde mit Eifer bearbeitet worden. 
Die wichtigsten Werke gehören bekanntlich Deutschland an, 
aber auch in Dänemark, Schweden, Russland und Polen war 
man dafür thätig; in neuster Zeit werden diese Studien mit 
grösstem Eifer in England, Italien und Spanien betrieben, und 
unsere Zeitschrift hat nicht verfehlt, auf alle wichtige Erschei- 
nungen auf diesem Gebiete aufmerksam zu machen. 

Wie fleissig die Bearbeitung der französischen Staata- 
ünd Rechtsgeschichte betrieben wurde, braucht kaum gesagt 
zu werden , und wenn wir bis jetzt nur zwei deutsche Dar- 
stellungen des Ganzen derselben besitzen, so ist doch in Frank- 
reich selbst fast Alles zu einem vollständig befriedigenden Gre- 
Schichtswerke dieser Art durch Herausgabe der Quellen und 
einer Menge Mouographieen vorbereitet und in Laferrilre^s 
hiatoire du droit fran^aia ein ruhmvoller Anfang zu 
dessen Ausführung gemacht. Am meisten thut Noth die Eennt- 
niss der Staats- und Rechtsgeschichte des Orients und Grie- 
chenlands. Was das letzte betrifft, so bjesitzen wir in Wachs- 
mut h ' s hellenischer Alterthumskunde vom Gesichtspuncte 
des Staats, in Hermann's. Staatsalterthümern und Sohö- 
mann's Antiquitates juris publiei graeci eine reidie, 
auch gut geordnete Zusammenstellung des Stoffes; allein es 
Ist leider bei den zwei ersten Verfassern ein Mangel tech- 
nischer juristischer Bildung zu fühlen, so dass der Rechts- 
gelehrte durch ihre Darstellungen nicht befriedigt wird. Ge« 
Qügender sind manche Monographien, wie schon die gekrönte 
Preisschrift Bons en 's de jure hereditario Aiheniensium 
vom J. 1815. Frankreich blieb .in dieser Beziehung sehr 
^rück| wie n. a. Lerminiers histoire de la ISgisla^ 
iion et des constitutione de laOriee antique vom 

KHU Mttekt. f. BiOttw. XXYUl Bd. UL BfU 27 
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J. 1858 beweist. Noch immer sind die Tom es 6. 7. 8. 10. 
11. TOn Pastoret^s hisioire de la ISgislation die 
bedentendsten französischen Werke über die griechische Staat»- 
nnd Recbtsgeschichte. Dagegen verdanken wir den Franzo- 
sen sehr wichtige Bücher über die BechtsgeecUchte des Orienta^ 
wir führen an die histoire des constittdians de Moise ron Sal- 
vador (1829); V.Henequin'8 Introduction a V itude 
de la ISgislation fran^aiie (j. 1842), enthaltend die 
Qeschicbte des älteren nnd späteren jüdischen Beehts, welche 
freilich einer nach Ewald's, Saalschütz's und Faaael's 
Arbeiten vorzunehmenden Revision bedürfen ; wir nennen femer 
ailt gffösster Auszeichnung die neuesten französischen Werke 
über das Moslemitische Recht, welche grossentheils der Er* 
oberung Algiers durch die Franzosen ihren Ursprung verdan« 
keU) es sind: 

Worms, Reeherches sur la eonstUuUon de la proprüte 
territoriale ehez les Mtisuhnans 184$. 

Vincents, Etudes sur la loi Mustdmane (1842 über 
Griminalrecht.) 

Perron 's grosses Werk, das eine mit Anmerkungen be- 
gleitete Uebersetzung von E. Ehalils (1422) Mochtaasar 
(eine Art von Pandecten) des moBlemitischen Rechts nach dem 
malekitiscfaen Ritus in 6 dicken Bänden (t X— XV.) der auf 
Staatskosten gedruckten Eploration de VAlgerie {Saenr 
ees kistoriques) enthält. 

E. d' Adelburg, Meeueü des Fetwas eu «feotnbat de 
la M Musulmane eoneemant le contra de Louage. Ccwwtafi»* 
Un. Jtö87; 

endlich eine nicht geringe Zahl von Abhandlungen ans dem 
moslemitischen Rechte im Journal asiatique, unter welchen 
die notice st^r la marehe et Us pogrds de la jurisprudenee 
parmiUs seetes orthodoxes musulmanes von Mirza Casem 
Begh (v. 1850) und Ducaurroi's Untersuchungen über das 
moslemitische Recht die erste Stdle einnehmen. 

Wie nun aber die Rechtswissensdiaft ein Gemeingut aller 
gebildeten Völker Europas ist, so haben auch die Engländer, 
die Deutsdiea, besonders der sohoa genannte berühmte (Mea« 
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tsliftt V« Hammer, endlich ftuch die Russen unsere Eeant"- 
niss des moslemitischen Rechts sehr gefördert. Rassland gehört 
iwt oben gedftnnto Miraa Carsem Begb und Nie v. Ter* 
nowan, dedsen kunses Lehrbuch des moslemitischen 
Rechts 4us den Quellen dargestellt (deutaefa In Leip^ 
zig 1855 erschiene»)! ein wahres Meisterstiiek ist, und uns das 
in Perslen u. s. w. geltende Recht d^ Schiitischen Muselman* 
neu mit Vergleiehilng des Sunnitischen darstellt ^ während in 
den andern Werken das der Sunniten bearbeitet ist. 

Der ttuit 60 gltichlicfa beendigte orieatalisebe Krieg hat) 
seitdem ttlMä^re Staats^ und Rechtskimde des Oimanischen 
Rdohs sehr gefördert und wird noch wiebtigere wissensohaft- 
liehe £r£K;heintiBgen auf diesem Gebiete tut Folge haben. 

Neben den Studien, des mestemitfdehea Rechts sind es Vor 
alleitt die des Indisehen, welche in unserem Jahrhunderte ,rie* 
senhafte Fortschritte gemacht haben« Wir verdanken ^selbe 
fast auÄschliesslieb den Engländeirn! die schon eine reiche ju* 
ristische Literatur Indiens besitzen, welche durch Uebersetzuo^ 
gen und Nachbildungen den des Englischen nicht afiher kun- 
digen Gelehrten des Continents zugänglich gemacht werd^i 
solHen; seit den ersten Werken von Colebroke v. 1801 bis 
1810 sind Viele vortreffliche Lehrbücher des indisehen Rechts^ 
sowie bedeutende Monographien in englieeher Sprache erschienen, 
untör welche]» wir Elli'a Werk onthe Law BoohaoftkeHindtu, 
LoodoB 1827. 4. and die von Thomas' Strange hervor- 
hebeik lu Ai^lien glMiben. In Deutfichlaad madite sieh um 
die indische Rechtskunde Prof. Stenzler durch die Heraus- 
gabe des höehflt interessanten iniKschen Rechtribuoha Yajana- 
yalkya mit Uebersetzung (1851) verdient, während unsre 
Zeitschrift mir ehie von f Spange nberg gefertigte Notiz der 
int&iehen Bechtsliteratw (Bd. lY» v. J. 1832) enthält. Vor 
kurzem begann auch ja Frankreich die Bearbeitung des indi« 
sdieo Rtfcbtcf, freiHeb mt den sehr wenig befriedigenden Etudea 
8ur U droit des Eindous von Oibelin (1846—49), worauf 
aber neuestens (1855) eine vortreffliche aper^ historique et 
ßnalytique droit hindou in der SSvue liUtorique da droit franr 
fai8 et etranger Bd. Lp. 806--U4O vpn Boscberon des 
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Portes folgte y der Ref. besonders anznrühtneii sich für ver- 
pflichtet hielt. 

Geringere Fortschritte machte in Earopft die Eenntniss 
des chinesischen Rechts; noch immer ist die allgemein zu* 
glüigliche Hauptquelle desselben, die 1812 nnter dem Titel: 
Lots fandamentales du Code pSnal de la Chine etc. von He- 
nouard de sainte-Croix veranstaltete Uebersetzung der von 
Staunton 1810 gemachten englischen Ausgabe eines der 
grossen Gesetzbücher des himmlischen Reichs (im Aaszage 
deutsch in Klemm 's Culturgeschichte Band VI. S. 173 ff.). 
Durch die Werke Davids, Methnrstes, Well Williams 
(deutsch von Colmann, Kassel 1852) u.a. ist allerdings nnsre 
Kunde des chinesischen Rechts gefördert worden, doch bei 
weitem nicht ausreichend.^ Gewiss haben wir grösseres za 
erwarten und hoffentlich auch von Frankreichs erstem Sino- 
logen Stanislaus Julien. 

Ueberhaupt ist zu wünschen, dass die englischen, franzö- 
sischen und deutschen Zeitschriften über die Literatur des Orients 
der juristischen Literatur desselben mehr Aufmerksamkeit sehen-- 
ken als bis jetzt geschehen ist; desgleichen die der Ethnogra- 
phie des Auslandes gewidmeten periodischen Schriften, wie 
das in dieser Beziehung unverzeihlich magere Ausland Cot- 
ta's. Der ESvue des deux mondes gebührt wenigstens einiges 
Lob, da sie, wenn auch nicht specielle Darstellungen des Rechts, 
doch der geselligen Zustände aller Länder des Erdbodens, and 
zwar in der Regel ebenso gründliche als geistreich geschrie- 
bene zu geben pflegt. 

Mit diesen Kenntnissquellen der Rechts- und Staatsein- 
richtnngen der Hauptvölker der Welt konnte allerdings schon 
ein Versuch einer vergleichenden Staats- und Rechtsgeschichte 
gemacht werden ; doch war vorher eine Zusammenstellung der 
Ergebnisse der bisherigen Studien nöthig. Deutschland ergriff 
hier gleichfalls die Initiative in 6 an 's Erbreeht in welt- 



7) Refer. bat indessen ruhmvoll zu erwähnen Herrn Basitk*s Re^ 
cherchei nir les insHtutions oäminisiraHves ei municipaies de Ja Chine: im 
Journal Aiiatique v. 1854 u. 1855. 
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g^chichtlicher Entwicklung (1824-^1835), der gewiss so viel 
geleistet hat, als damals möglich war. Allein die Idee der 
Weltrechtsgeschichte, freilich nnr in Umrissen, musste in den 
unter dem Namen der juristischen Encyclopädie bekannten orga- 
nischen Darstellungen der Rechtswissenschaft ausgeführt wer- 
den, wenn diese auf den gegenwärtigen Höhepunkt der wis- 
senschaftlichen Behandlung emporgehoben werden sollte. Einen 
Anlauf dazu nahmen zu gleicher Zeit (1846) Fütter in 
Greifswald und Eschbacli in Strassburg (letzter in seinem 
C(mr% (fintroduction generale du droit pp. 346 — 391, letz- 
tere schon unter der Aufschrift Etüde comparative du Ugis- 
latians etranghres). Ausgeführt wurde die Idee in den §§. 58 
bis 132. S. 107 -— 387 der 1853 erschienenen juristischen 
Encyclopädie des Refer., der alsbald 1855 in G. Ahrens 
einen Nachahmer fand. Dass ein erster Versuch dieser Art 
überaus viel zu wünschen übrig lässt, begreift sich leicht, 
und inwieweit der Verfasser sich genöthigt sah, (zum ersten- 
mal) sich auf ein ihm darchaus neues Gebiet zu wagen, wird 
man die Unvollkommenheit seiner Darstellungen um so lieber 
entschuldigen, als (wie es sein heissester Wunsch ist) es für 
die in seine Fussstapfen tretenden jüngeren Bearbeiter des 
Faches, dieselben zu yerbessem, ein leichtes Geschäft sein wird, 
m. Die Behandlungsweise der vergleichenden Cultur-, 
Staats- und Rechtsgeschichte ist schon durch die im Wort 
^y ergleichen d^ liegende Begriffsbestimmung dieses Zweiges 
der Rechtswissenschaft gegeben und muss dieselbe sein, wie 
die der yergleiehenden Anatomie und Physiologie des Pflanzen- 
und des Thierreichs; nur hat man es mit geschichtlichen That- 
sachen zu thun. Die Staats- und Rechtsgeschichte ist jeder- 
zeit die eines Organismus, des Organismus des äusseren Ge- 
meinlebens der Menschen. Es ist daher, vor allem nöthig, die 
Grundbedingungen, wesentlichen Momente und die der Natur der 
Sache nach möglichen Gestaltungen desselben zu kennen. Diese 
Eenntniss yerschafft allein eine befriedigende Rechtsphilosophie« 
Es ist daher unmöglich, ohne von einer solchen auszugehen, 
auf eine wahrhaft wissenschaftliche Weise sowohl die Staats- 
nnd Recl|t8gescbichte ehies conaeten Volkes, als eine allgemein 
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rarglddieod« ni schreSben. Ohfif sie wird die Mite nur eine 
mehr oder weniger willkürliche ZiuaiBmeiistellang recbtohisto- 
rischer Thatfschen, und die letste ein vagee Baisosniren iumA 
fobjeetiren OesichttponcCen« 

Das letste ist unter andern ans verschiedenen über den 
Geist dieses oder jenes Bechts geschriebenen Büchern oder 
Abhandlangen ersichtlich, in welchen oft Yortreffliches und 
Geistreiches sich findet, aber selten eine mit Bewnsstsetn der 
wahrhaft massgebenden Momente angestellte Beschaunng nnd 
Beurtheiiang der rechtsphilosophisch au beleuchtenden Qesels- 
gebnngen. 

Durch die Bezeichnung ,,Tergleichend^ ist der in der 
Behandlung dieser Wissenschaft einzuschlagende Weg anf das 
genaueste vorgeschrieben. Es handelt sich nicht von einer 
anf einanderfolgenden Darstellung der Staats- und Bechtsge^ 
scUehte der verschiedenen Völker der Erde, also nicht von 
einer s. g. Universalgeschichte, sondern von einer gemeinsam 
men eomparativen Beschattung aller; die Methode ist daher 
die in der Bearbeitung der Bechtsgeschichte von der s. g. 
ehronologischen verschiedene s. g. synchronistisehe. 
Doch muss nothwendig die Darstellung zugleich eine gene- 
tische sein, weil sonst das Begrei&n des historisch Gege- 
benen unmöglich sein würde. 

Unter den dem Bef. bekannten Bearbeitern des Faches 
hat nur der schon genannte YoUgraff diese wichtige Wahrheit 
erkapnt, sie zur Norm seiner Ethnologie und Polilogie gemacht, 
nnd in dieser Beziehung, sollte man auch seiner Theorie nicht 
hold sein, doch den allein richtigen Weg eingeschlagen. 

Zu einer wissenschaftlich sich rechtfertigenden Feststellung 
der in der Bearbeitung der vergleichenden Staats« und Beohts- 
gescfaichte zu beachtenden Momente bedürfte es der Ausem- 
andersetzung eines in sich vollendeten reohtsphilosophisoken 
Systems, was freiUeh bei demjenigen chaotischen Znstande dieses 
Faches für Jeden ein anderes sein könnte. Die durch unsere 
Zeitschrift gesetzten GrXnzen gebieten dem Bef., sieh in grösster 
Kürze zu fassen, d. h. nur die Besultate seiner (übrigens be- 
kannten und mit den Grundanschaunngen Savigny's u. A. 
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•üböreinfltimmeoden) Fandamentaltohre biex wieder m gelXH, 
die sieh ibm stets als die sieherste Grandla^e einer bistexi- 
schea Rechtsphilosophie und als der Schlüssel der philoaophl- 
sehen Lösung aller rechtshistorisdien Probleme bewUbrt hat ^) 

Das bei irgend einem Volke und zn irgend einer Zeit 
geltende Becht ist nichts anderes, als der von ihm versuchte 
V^wirklichungszustand der der moralischen Natur des MeiMIchen 
immanenten praktischen Idee der Gerechtigkeit. Die 
Yerwirklichung besteht in einer ihr gemässen socialen Lebens- 
Ordnung, in welcher Jedem seine Freiheitssphäre zugetheilt, das 
Ganze aber als mehr oder weniger glücklich gebildeter Orga- 
nismus durch eine Centralgewalt aufrecht erhalten wird* Die 
Menschen werden jedoch bei Ihren Handlungen nicht blos durch 
die Gerechtigkeitsliebe, sondern auch durch das Streben nach 
dem eigenen und dem fremden Wohl (Hegel Rechtsphilosophie 
§. 134) bestimmt, und der Organismus der Gesellschaft hat 
auch die Verwirklichung der zweiten praktischen Idee« des 
Wohls, zum Gegenstande, Hiemlt ist schon ein Haupt- 
moment für die vergleichende Staats- und Bechtsgeschichte 
gegeben ; sie hat zu zeigen, auf welche Weise die Völker und 
die Staaten diese Ideen zu verwirklichen strebten und in wie 
weit die eine oder die andere bei der Gestaltung ihres Ge- 
meinlebens vorherrschend war, welche Gollinonen entstehen 
konnten und entstanden und auf welche Weise die Gegen- 
sätze ausgeglichen oder auch wie der gordische Knoten zer- 
hauen würde. 

Das Recht ist, wie schon oft gesagt wurde, nichts an- 
deres als das Socialleben seibat, von einer besonderen Seite 
aus aufgefasst und dieser Auflassung gemäss durch positive 
Normen regullrt. Die verschiedenen faktischen Verhältnisse 
des Gremeinlebens sind daher seine materiellen Gründe oder, 
wie Pachta sagt, seine faktische Unterlage, die BegulintBg 
das Prodnkt einer sittlichen Geistesihätigkeit, d. h. das der 



8) Eine Skizze derselben findet sich inSchletter's Jahrbackern der 
deutschen Rechtswissenschaft von 1856. S. 97, und seine ganze Theorie 
in seiner Pkilosophia Juris Lüietmenta. Tttb. 1855. 
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Fecbtlichen Benrtbeilmig derselben, oder kürzer gesagt, dea 
jaristiscben Denkens^ also etwas Rationelles, welches das 
Zustandekommen jener Normen, also von etwas Geschicht- 
lichem, zur Folge- hat. Die Beachtung der drei ewig wie- 
derkehrenden Grundlagen des Rechts mnss daher dem Bear- 
beiter der vergleichenden Rechtsgeschichte bestfindig leiten. 
Er hat bei allen Rechtsinstitutenden ethnologischen, ma- 
teriellen Kernr aufzusuchen, desgleichen die möglichen recht- 
lichen Beurtbeilungen derselben, was ihn dann von selbst zar 
comparativen Darstellung des wirklichen Geschichtlichen fuhren, 
aber vor jeder willkiirlichen Aufstellung bewahren wird. 

Diess Verfahren ist nöthig sowohl bei der Ausführung 
eines Gesammtgemäldes der Rechtsgeschichte, wie bei sepa- 
raten Beschauungen, also einer vergleichenden Darstellung des 
Civllrechts oder einzelner Theile desselben, z. B. Familien-, Erb- 
recht u. s. w., desgleichen des Staats-, Straf-, Frozessrecbts u. s. w. 

Das Recht als geschichtliche Erscheinung hat seinen (frei- 
lich oft gestörten) natürlichen Entwicklungsgang, durchläuft 
gewisse Stadien, welche in der Hauptsache Savigny schon 
1815 meisterhaft zeichnete, die aber seitdem noch richtiger 
geschieden wurden, als die des (auf blossem Gewohnheits- und 
Gesetzesrecht beruhenden) Volks, die das durch die Tech- 
nik der Wissenschaft ausgebildete sog. Juristenrecbt 
und endlich das Stadium der Beide ausgleichenden Codifica- 
tion. ®) Die vergleichende Staats- und Rechtsgeschichte würde 
nun ihre Aufgabe gewiss nicht lösen, wenn sie diesen geschicht- 
lichen Entwicklungsgang des Rechts nicht beachtete. 

Alles, und daher auch das Volksleben ist etwas Concre- 
tes, in welchem die allgemeinen Lebensgesetze, von welchen die 
ganze Menschheit eben so beherrscht wird, wie die Natur durch 
die ihrigen, und daher haben jedes Recht und jeder Staat 
einen concreten Charakter. Dieser wird ihnen gegeben durch 
die Einwirkung s. g. natürlicher Ursachen, über welche der 
menschliche Wille nicht hinaus kann. Seit Montesquieu hat 
man nun fast allgemein diese Ursachen wenn nicht als die 



9) Yrgl. des Ref. jaristische Encyplopädie SS> 51—54. 
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einzigen doch als die Hanptfaktoren der Verscbiedenheit der 
Rechts« nnd StaatsfonnnlationeD angesehen; dieselben, wie 
man zu sagen pflegt, meistens nur p^le mlle beschaut und erst 
Hugo in seiner juristischen Anthropologie . sie systematisch 
zusammengestellt. Man handelt vom Einfluss des Clima's, der 
Bodenverhältnisse, der Rassenverschiedenheit, der Nationalität, 
der Culturstufen , der Religion, der Verschiedenheit der Re- 
gierungsformen u. s. w. Es versteht sich von selbst, dass 
alle diese Dinge für die Bearbeitung der vergleichenden Staats- 
und Rechtsgeschichte Momente abgeben, und zwar höchst wich«- 
tige; allein nach dem schon Ausgeführten kommt es gewiss 
nicht auf sie allein an, sondern es bedarf einer tief gehenden 
anthropologischen und philosophischen Erfassung der mensch- 
lichen Natur überhaupt, einer genauen Eenntniss der Action 
der sittlichen Ideen als höhere Naturgesetze u. s. w. 

Erst dann ist es möglich, das höchste Ziel der verglei- 
chenden Staats- und Rechtsgeschichte zu rerfolgen und ihr 
gewissermassen ihre Weihe zu geben, d. h. bei der Beschau- 
ung jedes Staats- und Rechtsinstitnts zu zeigen, welchen Werth 
dieselbe bei diesem oder jenem Volke gehabt hat, und zwar 
nicht blos den der relativen Zweckmässigkeit und Güte, son- 
dern auch der absoluten in sich selbst sittlichen« Ref. könnte 
diese Betrachtung noch weiter ausführen und andere durch 
die Natur der Sache gegebene hinzufügen. Allein er hat ja 
hier nur die einzuschlagenden Richtungen anzudeuten , da- 
gegen noch eine letzte Verpflichtung zu erfüllen, nämlich die, 
freilich auch nur im Allgemeinen, den Inhalt von drei von 
ihm hier berücksichtigten Werken über diesen Zweig der Rechts- 
oder Socialwissenschaft anzugebem Es sind die beiden an 
der Spitze dieser Anzeige aufgeführten Werke von Ponhaer 
und Oobineau und das unseres Landsmanns Voligraff. 

Das Werk des Herrn v. Oobineau hätte vor dem Pou- 
haers erscheinen und diesem bekannt werden sollen, wie es 
sogar ihm fördernd gewesen sein würde, wenn die in Outfpins 
obwohl etwas fratzenhafte Philosophie du 19. stiele von 1854 
enthaltene s. g. Biologie seiner histaire generale du droit 
voran gegangen wäre. Gobineaus Essai ist eämologlsehi steht 
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jedcdi 10 Besifibooi^ su t^rgleidiaDdeii Staats* «ad Bedbt»- 
geicbidite; Poabadrs Essai iflt der YemaA, einer yerglei- 
cbend g dialtenen aUgemeineOi freilich aa allgenoeioeo Beehta^ 
geechichle selbst. 

Der Gedankengang des letsten Verfassers ist folgender: 
Ch. 1. de la dSstinSe humaine et du developpement 
historique du genre humain. Er spricht hier auerst 
▼on der Bestimmong der Menschen als Individnen, dann von 
der der Nationen nnd von der des ganzen menschUchen Ge- 
schlechts und stellt das Princip des Fortschritts als höchstes 
sütlicfaes NatnrgesetE auf. Ch. IL du droit naturell d. h. 
Ton der moralischen Nator des Mensehen, namentlich ihrem 
hi^ehsten Geseta des Sociailebens (diess ist ihm das Natur- 
recht), dann von der Offenbarung seiner Wahrheiten durch 
die menschliche Vernunft. Ch, HL du droit positifj ou 
des legislations humaines. Das positive Recht und 
die Gesetzgebungen sind die geschichtlichen Verwirkliehnnga- 
yersttche jener sittlichen Naturgesetze; sMne Geschichte ist theüs 
äussere, theils innere, sie zerfällt in eine barbarische und 
eine civilisirte Periode, wie der Verfasser durch die Veiv- 
gleichung der mosaisdien, römischen, germanischen und die Ge- 
setzgebung der gebildeten Neuzeit im Aiigemeinen nachzuweisen 
▼ersucht; fernerhandelt er rom Verhfiltniss desBechts zurBe- 
Bgion (und daher des Staats zur Kirche, und ron dem des 
Bechts zur Sitte). Ch. IV. du gouvernement, nämlich 
von der Soureränetät nnd ihrer Legitimität, den Beherrschnngs- 
formen überhaupt, von den der barbarischen Völker als der 
Jagd treibenden, der Nomaden und den Acker bauenden ; dann 
den Staatsformen des Orients, insbesondere seinm theokratischea 
Monarebieen, von den europäischen Staaten im ÄUgemeineDy 
von den des Alterthums und der neueren Zeit insbesondere. 
Ch. V, du droit criminel, nämlich vom Recht zu strafen 
und der menschlichen Strafjustiz überhaupt, vom Strafrecht der 
barbarischen Völker, dem des Orients nnd des heutigen Euro- 
pas. Ch. VI. de la famille, und zwar von der Ehe and 
der eheherrlichen Gewalt ^ der barbarischen Völker , dann der 
des Orients, des Occidents, den Kindern in der väterlichen 
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Gewalt, ißm FamQieBverbaBd ab Oriiiidlage 4es ebdicbea 
Güterrecht«, der Erbfolge und von den TestamenteD, vor ullem 
bei deQ barharlieben und den gebildeten Völkern des Oriente 
und des Ooeklente, und endlich von der Familie betmchtet 
ab soeiäe polUiquf, Ch. VIL De9 classes soeiaUß de 
l^eeelavage, des castes dans le9 Etats theocra-' 
iiques, de la nation conqu^rantß et du naiionn 
»u)ette9/ioß\>^{mi%x^duVa8S€lage, delaNobUasevaai de^ 
elasaes sociales et deV4galit6 civile dans les temp$ 
modernes, Ch, VIIL de la propriite, von ibr^i» um- 
sprang und Bechtsgrundy dem beweglicheii dgenthum in d^m 
Handel, dem Grandalgenthum bei den barbarlsoben «nd bei 
den gebildeten Völkern ded Orients und des Occidents. Man 
begreift, dass dieser viel umfassende Stoff auf 534 gross ge- 
druckten Seiten nicht mit der nötbigen Gründlichkeit hat be*- 
arbeitet werden können. Wir haben es -in der Regel nnr mit 
allgemeinen Angaben und selbst mit Andeutungen zu tbun. 
Der Verfasser geht meistens vom biblischen Standpunkte über 
die Ursprünge und Urberechtigüngen der Menschen an», hSlt 
sich im Oeschiehtlichen an die Quellen und an die bewän«- 
testen Sdiriftsteller, fr«lieh fast nur der französischen oder 
derjenigen fremden, deren Werke, wie 2.B, Heeren's Ideeai 
ins Fransösisehe übersetzt sind; seine Beleuchtoig entnimmt 
er meistens der französischen Gesehichte. Uebrigena liest 
sich das Buch leicht und macht einen angenehmen Totalein- 
dru^, ungeachtet einer gewissen OberflUebtiehkeit, 

Graf V. Gobineau zeigt sich in den vier Bänden seir 
nes inhaltsreiehen, dem König von Hannover gewidmete Werks 
als emen auf der gegenwärtigen Höhe der ethnoIogieGheii Wish 
senschaft auch mit der nidit französisehen , namentUeh der 
deutschen und englischen Literatur über das Fach voUstäadig 
vertrauten Gd^rten. Er will die Ungleichheit (oder Ungleiehr 
artigkeit) der Mensdienrassen nicht bloss in ihren wiebtigsteü 
Beziehungen oft bis ins Einzelnste nachweisen, sendern anoh 
dieselbe (in wie weit es überhaupt möglidi ist) erklären. Er 
beginnt in einem ersten Buche mit Conaiderations pr£^ 
liminaires, difinitions und einer ^scA^rcAd et Ex^ 
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Position du Lois qui rSgiisent le monde social. 
B. I. p. 1 — 366. Er geht in Ch. I. Ton der Ansicht ans, 
das8 die ihrer Natur nach rergängliche Civiiisation. der Ge- 
sellschaften auf einer allgemeinen und gemeinsamen Ursache 
beruhen müsse (p. 1 — 10), er zeigt in Ch. ü. 1) dass der 
Fanatismus, der Luxus, die Sittenverschlechterung und Irre- 
ligiositSt bei den Völkern den Untergang derselben und ihrer 
Staaten nicht nothwendig zur Folge haben (p. 11—29), 2) in 
Ch. in., dass die relative Vortreffiichkeit der Regierungen den 
Verfall der Gesellschaften nicht hindern kamt (p. 30 — 35), 
3) in Ch. IV., was unter Entartung eines Volkes zu verstehen 
ist, wie sein geselliger Zustand sich bildet und auflöst (p. 36 
bis 57), 4) in Ch. V., dass die sittlichen Verschiedenheiten 
der Völker nicht die Wirkung ihrer Staatsinstitutionen sind 
(p. 86—87), 5) in Ch. VI, von welchem Einflass auf die 
Entwicklung des geselligen Lebens, das Clima und die Boden- 
asustände sind (p. 88—101), 6) in Ch. VII, dass nicht das 
Christenthum die Ursache der Verschiedenheit der sittlichen 
Zustande ist (p. 102-124), geht dann in Ch. VIII— IK zu 
einer genauen Begriffsbestimmung der sog. Civilisation über 
(p. 125 — 175), bespricht die Ansichten der Anatomen, welche 
diese Verschiedenheiten physiologisch zu erklären pflegen (p. 176 
bis 196), führt dann, nachdem er in Ch. XI die Beständig- 
keit der ethischen Ungleichheit der Völker nachgewiesen, ansi 
wie sie durch die (vom Verf. auf eine eigenthümliche Weise 
erklärten) Rassen Verschiedenheit erzeugt werde (Ch. 12 — 14, 
p. 237 — 284). Seine Ansicht ist der Elemms verwandt, der 
eine passive und active Menschheit unterscheidet, doch 
hält er an der gemeinsamen Abstammung des Geschlechtes 
aus einem ersten Paar fest, das noch keine bestimmte Hanpt- 
farbe und psfchologische Formation gehabt habe und daher, 
dem ersten allgewaltigen Einflnss der climatischen Verhältnisse, 
kurz nachdem die Erde für die Menschen bewohnbar gewor- 
den, ausgesetzt, sich in die drei Hauptrassen, die weisse, 
die schwarze und die aus Amerika stammende, von dort 
nach Ostasien u* s. w. eingewanderte MongoUsche, gelbe Basse 
-(wozu die Malaien gehören), gespalten hätte. Im XV. Ch. 
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handelt er Yon den Sprachen in ihrer Uebereinstimmong mit 
der Kassenversebiedenheit p. 307 — 349^ nnd stellt in Ch. XYI 
das Hauptresultat fest, des Gegensatses einer Ssthetiscb schö- 
nen, starken und herrschenden, Ton ihm s. g. arischen 
Rasse und zwei schwächeren, der der Chamiten und der 
Semiten. 

Dies erste Buch bildet, so zu sagen, den allgemeinen Theil 
zu den fünf folgenden, welche die Urgeschichte der an den verschie- 
denen Bässen gehörenden Völker/amilien behandeln ; der zweite 
hat die Ueberschrift: Civilisation antique rayonnant 
de l'Aaie centrale au Sudouest, und handelt von den 
Chamiten, den Semiten, den Ghanaanischen Küstenbewohnerui 
den Assyrern, Hebräern, Chorr^ens, denEgyptern und Aethiopiem« 

Das dritte Buch mit der Ueberschrift Civilisation 
rayonnant de VAaie centrale vera le 8ud et le 
»udestj handelt von den Ariern in Indien und von den 
Chinesen; das vierte mit der Aufschrift Civilisation 
Semitique du Sud-Ouest, von den zoroastrischen Völ- 
kern, den Autochthonen und den semitischen Golonisten 
Griechenlands (Bd. I Ende u. Bd« II); der fünllte, über- 
schrieben Civilisation europienne semitisie, von 
den Ureinwohnern Europas, als den Thraciern, Illyrern, Etrns- 
kern, Iberern, Galliern, den Urvölkern und tynheniscben Etrus- 
kern, von Roms etruskischer , italienischer und semitischer 
Bevölkerung; das sechste, überschrieben la civilisation- 
occidentale endlich handelt von den Slaven und den Arisch* 
Germanischen Völkern und schliesst mit den Ureinwohnern 
Amerikas (Bd. III und IV> 

Herrn v. Gobineaus Urgeschichte der Völker des Orients 
beschaut jedoch nicht so allseitig dieselben Nationen ^o) wie 
Dunker 's Geschichte des Alterthums, und trifft, da beide 
Schriftsteller aus denselben Quellen schöpften. In der Haupt« 
Sache mit derselben zusammen, nur ist es in ihr mehr auf 
den Nachweis der Abstammung der einzelnen Völker, Fami« 
lien, als auf eine vollständige Schilderung der Religions-, Cultur« 



10) Ueberdieii noch die Chineflen« 
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iiod sUuillleii^tt 2aitittile titid ihrer Geschicbte abgesehen. Naoh 
seiner Ansichl trirten nuefst die GbamltUichen Völker ron dank- 
lerer Hautfarbe (im aHeti Babflon) in der Geschichte auf, 
Ton welchen ^n Tbeil als schwarze Basse entartete. Sie war- 
demr als die schwächste Rasse des menschlichen Oeschleebts 
von den stärkern semitischen Nationen, nachdem diese Aaf sie 
gestossen, naterjocht oder verdrängt, diese aber von deo noch 
8tärk«iren, In Jeder Benebnng dmen Üheiiegeoen Arischen. 

Diese gesehiehtltche Orandanscbaunng des Verfassers 
bat einen maassg^bendeit Einflnss auf seine Glattlfication der 
einsehiefi, näMentlleh der dordi Ereusnngen entstandenen Na^ 
tieneh, Welcher daher von den sonst angenommenen ond sa- 
metitUch der von Dnnker getheilten Ansichten abweiobt. 

&ef. tmniB alle diese Fragen, sowie des Verfassers Erklä- 
rtitig^tenidch der später eingetretenen Spaltung einer Mein 
sehenjpfttfuDg in drei Rassen, ans deren Vermischung andere 
imd ttAbiit die Nationalitäten ii) bervorgievgen , sowie einer 
Menge kühner Behauptungen derselben, der Kritik dor Fach* 
männer überlassen. IHne solche ist seinem Werke schon m 
Tbeil geworden in dem so eben dem Ret zakonmienden^ ans 
ehicrr Becension tu einem Boche herangewachsenen Schrift 
UBiiKires h5ch6t cOmpetenten Gelehrten Prof. A. Fr. Pott In 
Halle j der (auch unter dem Titel die Ungleichheit der Bas- 
B^rti Lemgo n. Detmold 1856) das ganse Werk des Hrn. 
y. Oobinean, und awar $ine ira et studio ^ der gründ- 
liebsl^n und nmfasseads(i«ii Prttfong onterwirft, devön Ergebe 
niss (wie schon ein blosses Dafcblanfen <Seser Beoriheihmg 
zeigt) die Verwerfung nicht nur der Grondideed des Verf.>sondcnl 
auch die seiner Hauptansieht ist, wie nnter Andern dtei das 
mettschliche Geschlecht sei durch die Bassenvermiichung nach 
dnd na^h verschleehtert w^d^n nnd st Ae am Vorabende aei* 
nes Untergangs. 

Indessen bleiben seind^ obirobl nnr «i oft blos oonjeo^ 



11) Herr v. Gobineau glaubt, wie 1855 ein anderer seiner Lands- 
leute, Gurtet de Lisle, man könne sogar in jedem Individuum die 
Rassen-Mischangsbestandtheile angebea* 
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tanden Forsclnibgeii jedenfalls ein sckätzbarer Bdlbrag snr 
Ethnologie, welche eine wesentliche propäddntiitthä Wissen- 
scfaaffc für die vergleichende Staats- und Bechtsgesebichte idt« 
Als solche bat sie nun unser am Schlass dieses Artiicels 
hervorsuhebender, doich Tide SchrtfteB rühmlich bekannte Lands« 
maon Yollgraff behandelt und in seinem 3 Bände starken, votf 
uns mehrmals schon angefahrten Werke wirklich dea ersteif 
Versuch einer Begründung sowohl der allgemeine» 
Ethnologie durch die Antliropologie, wieaaehder 
Staats* und Rechtsphilosophie durch die Ethno- 
logie gemacht 

Leider ist Ref. ein näheres Eingehen auf diesii Werk ili 
einer der Gesetzgebung und der Rechtswissenschaft des Aus- 
landes gewidmeten Zeitschrift nicht gestatte, doch mosa er 
die Erklärung abgeben, dass dasselbe das umfassendste nach 
einef streng wissenschaltlkhen Methode und mit einer Staunen 
erregenden vielseitigen Erudition geschriebene Werk ist, wel-> 
cbes seit Monteaquieuä de VE&prit des Ixnx auf diesem Ge* 
biete erschien, und das, wie man auch die Theorien des Ver- 
lassers beurtheilen mag, theüs seines reichen Inhalts, theita 
mandber höchst befriedigenden Aufklärungen w^en s0ine Stelle 
bdianpten wird. 

Ref. hat in einer andern Zeitschrift (den gelehrte» 
Anzeigen der königlich bairischen Academie) eine 
ausführliche, beziehungsweise kritische Anzeige desaeH^ea er* 
scheinen lassen, auf die er hieuit verwiesen halben will, wess- 
halb er sidi hier darauf benehiänkt, den £em desselben ant 
zugeben. 

Der Verf. will s. z. als Fortsetzung von Oken's phSoso*« 
{diischer Naturgeschichte die des Mens eben reichs geben, 
namentlich die Naturgesetze constatiren, durch welche sowohl 
die Einzelnen wie die Nationen und das ganze Measchenge- 
sddecht in ihrer gesammten Lebensthätig^it nnd ihrer weit- 
geschichtlichen Entwioldung beherrsdit werden. 

Er lieginnt im ersten Tlieil der Anthropognosie mit der 
Erforsdumg dieaer Gesetze beim eh»elnen Menschen nnd Itgt^ 
die von ihm eoastatittea im 2. Theil der Ethnognoile und 
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Ethnologie zu Grande. Obwohl auf empirische und psycho- 
logische Thatsachen sich stützend, verHüirt er doch überall 
wie Oken construlrend, zwängt aber den ganzen überaus rei- 
chen Stoff in einen vermittelst seiner philosophischen, immer 
mit quarternären Eintheilongen gefertigten Rahmen ein. 
Wie beim einzelnen Menschen unterscheidet er auch bei den 
Völkern zwei Hauptlebensperioden , die durch vier Alterstufen 
fortschreitende des gesunden Zustandes, und die des Alters 
und Absterbens (bei den Völkern des Verfalls und des 
Untergangs). 

Die unendliche Verschiedenheit der Oultur-* und Clvilisa-^ 
tions* (d. h. Staats- und Rechts-)entwicklung derselben erklärt 
er aus der naturgemässen Allmacht der Temperamente, 
und zwar der schon im Aiterthum unterschiedenen bekannten 
vier, nach welchem er zuerst alle Völker der Welt in vier 
Stufen elntheilt, nämlich 1) phlegmatische oder träge, 
(die eigentlich nie in Staatsgenossenschaft lebenden) Wilden, 
2) melancholische oder regsame, die Nomaden (sie 
zerfallen in Jäger, Weide-, Raub- und Eroberer-No- 
maden), 3) die cholerischen oder lebhaften Industrie- 
völker (Ackerbauer, Gewerbetreibende, beides nnd 
zugleich Handeltreibende und gelehrte Völker), endlich 4) san- 
guinis c h e oder feurige, d.h. hoch culti virte Humanitäta- 
Völker, von welchen Religionssysteme ausgingen und die Phi- 
losophie mit Erfolg gepflegt wurde. 

Jede dieser vier Stufen zerfällt nach dem Verf. in vier 
Klajsen, jede Klasse in vier Ordnungen, jede Ordnung in 
vier Zünfte (die Nationen), indem sich jedesmal die ursprüng- 
lichen vier Gulturfähigkeitsgrade der Temperamente wiederho- 
len. Das ganze Menschengeschlecht zerfällt daher in 256 Na- 
tionen, davon die am tiefsten stehenden die Papuasneger auf 
Neuholland, die höchsten das indische Braminenvolk sind. ' Mit 
unglaublicher Anstrengung führt der Verf. in §. 139 bis §. 475 
des 2. Theils seines Werkes diese ethnologische Classification 
durch und weist den Entidcldungsgang der physischen wie der 
geistigen Cultur der Menschheit nach dieser Classification bis 
Ina Einzetete nach| dch jederzeit auf von ihm angeführte 
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historische Thatsachen stützend. Er erklärt, wie auch Herr 
von Oobinean, die absolute Perfectibiiität aller Stnfenrassen für 
eine Absurdität, zeigt die feindselige Gesinnung derselben ge- 
geneinander, erklärt die Kreutzungen für naturwidrig, und da 
diese dennoch so zahlreich geworden und sich immer mehr 
rermehren, so erscheint Ihm der gegenwärtige Gulturzustand 
als der einer grossen Verschlechterung, als ein Feld von RuineUi 
welche den Untergang des Menschengeschlechts vorbereite 1 
Auch in dieser Beziehung stimmt er mit Hrrn. von Gobineau 
überein. -^ Die Zustände der Verschlechterung der Völker 
schildert er nun in der zweiten Hauptabtheilung seiner Ethno- 
logie, in seiner Darstellung des Volkslebens im Stadium der 
Altersschwäche und des Verfalls. Seine ethnologische Theo* 
rte wird nun im 8. Bande die Unterlage seiner Polignosle und 
Polilogle oder philosophischen Staats- und Rechtsgeschichte; 
worin er jedoch vielfach von seinen quaternären Eintheilungen 
abgeht^ und mit einer Menge neuer Ansichten, z. B. über den 
Begriff der Staatsgewalt Im Gegensatz der Regierungsgewalt 
auftritt, unter welchen manche sehr treffend^ andere dagegen 
sehr gewagt sind, von welchen allen jedoch unter Verweisung 
auf seine oben genannte Anzeige des Vollgraf f 'sehen Werkes 
Ref. hier Umgang zu nehmen jich genöthigt sieht. Lassen 
sieh nun auch gegen die Systematislrungen des Verfassers nnd 
viele seiner Ansichten gegründete Zweifel erheben, so ist den- 
noch in dem Werke die vergleichende Gultur-, Staats- and 
Rechtsgeschichte zum erstenmal in ein wissenschaftliches Sta- 
dium getreten, in welchem gewiss später kommende Gelehrte 
dieselbe ihrer Vollendung entgegenführen werden. 



Kit» MtfOf f. d, B§ekttw. XXrtU. Md. tü, Btft, aA . 
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XXL 

Geschichte des Völkerrechts« 

Von 



Buloir$ du DraU des Gent t( du nUuumi intemaümudes. Far L, Lau- 
rent. Tom* IV, Le Chnstianiame, Gand^ ck. H, Baste; Parie^ ck. 
Durand; Bonn^ eh. Marcus, iS55. 549 S. 8. Auch unter dem Titel: 
Eivdes tur VBisUnre de VBumaniU. 

Die drei ersten Bände diefles Werkes %\nA von mir in 
gegenwärtiger ZeitBcbrift, Bd. ^XIV» S. 313 ff., bereits «Dge- 
zeigt und nach GFebübr anerkannt worden, wegen der Gross- 
artigkeit der Aoifaisnng des Gänsen, wegen der beinahe fa« 
beihaften Gelehrsamkeit des Yerfasaers, und wegen der Be* 
herrschung des weltgeschichtlichen Stoffes. Ab^ ieh habe mir 
auch gestattet, meine Ton dem Grundgedanken des Werkes 
wesentlich abweichende Ansicht anzudeuten. Spätere gegen- 
seitige Erörterungen haben, wie dies so zu geben pflegt, jeden 
TOB uns nur von der Biehügkeit seiner eigenen Meinung weiter 
überzeugt; auch liegt hier in der That ein besserer Grund 
zum Beharren vor, als blosse Eigenliebe oder Festhalten an 
Gewohntem. Handelt es aldi doch yon der ganzen Weltauf- 
fassung. — Indessen ist ein weiterer Band des grossen Wer^ 
kes erschiaien, und ich glaube meine ThäUgkeit tai diesen 
Blättern nicht geeigneter bescbüessen zu kSnnen, als wenn ieh 
auch diese Fortsetzung zum Gegenstände einiger Betrachtung 
gen mache. 

Das Werk, oder Tielmehr der Verfasser, hat seine Eigen- 
schaften vollkommen bewahrt. Ganz in der Art seiner hohen 
und weiten Auffassung schildert er das Yerhältniss des Chri* 
stenthumes zur Welt der Griechen und Römer in festen und brei- 
ten Zügen und mit überraschender Selbstständigkeit. Gar Manche 
werden nicht einverstanden sein mit seinen Urtheilen ; Viele werden 
in ihren religiösen Gefühlen verletzt werden: aber Keiner kann 
verkennen I dass er hier eine gewaltige Handhabung der Ge- 
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schicbto dea Menfichengegchlecbtes vor sich hat. Geradezu er- 
scfareckeod Ist die Gelehrsamkeit des Verfassers, namentlich 
wenn man die in dem vorliegenden Bande hervortretenden Sta- 
dien vergleicht mit den so gan« verschiedenartigen mi doch 
nicht minder umfassenden und gründlichen, welche in den drei 
ersten Bünden zu Tage gehen. Während in den letzten der 
Verf. sieh vertraut zeigte mit allen Forschungen über den Orient 
und mit der gesammten classischen Literatur, zeigt er sich hier 
gründlich bewandert in den Kirchenvätern und als ein gelehr-*, 
ter Theolog. Sowohl cUe Quellen selbst, als die Bearbeitungen 
der Kirebengeschichte von Franzosen und yon deutschen, von 
Katholiken und von Protestanten sind ihm gleichmässig be- 
kannt. Endlich flipricht sich di0 Herrschi^ft über den ßtoff aadi 
hier wieder in einer geschickten Gruppirung ii\is, wie ^ine 
solebö nicht bloss durch Kunst des Schriftstellers, sondern viel 
mehr noch durch vollständiges Wissen möglich gemacht wird. 
TrcMiz dem kann man das Buch nicht ohu? ein lebhs^tea 
Bedauern aus der Hand legen. Man ist um eine bedeutende 
Geistesarbeit reicher, aber um eine Hoffnung ärmer geworden« 
Die Geschichte des Vöjkerrechtes, deren Fortführung 
man mit so grosser Spannung entgegen sah, tritt unerwafte^ 
so sehr in den Hintergrund, dass sie fasst verschwindet; un4 
nach dem vom Verfasser genommenen Anlaufe, so wie n^u^ti 
seinen ausdrücklichen Andeutungen, ist auch in den nodi zu 
erwartenden Bänden kaum auf eine dgentlicbe JBüQkkchr zu 
jener ersten Aufgabe zu hoffen. Wenn nämlich, wie das Ver- 
wehrt Terkündet, die Gegenstände dieser spiiteren Bände sein 
werden; »^Die Barbaren und der Katholizismus^ j »der Papst 
nnd der Kaiser^; „das Lehnwesen und die Kirche^; und wenn 
in noch fernerer Aussicht eine „Geschichte des Kampfes der 
Kirche mit der Reformation und mit der Philosophie^ gestelU 
wird: so ist doch wphl klar, dass in diesem Gemälde kaum 
eine nennenswerthe Stelle für das Völkerrecht bleibt. Der Ver- 
fasser stellt diese Veränderung seines Gegenstandes in der Vor- 
rede nur als eine Berichtigung des Titels dar, zu welcher er 
durch gegründete Ausstellungen bewogen sei. Die frühere Be* 
zelchnong sei ^ine zu 4nge gewordeui indem er von jeher nicht 
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bloBs die Geschichte des Völkerrechtes, sondern vielmehr die 
Geschichte der Entwicklung des Menschengeschlechtes znr Ein- 
heit habe darstellen wollen. Dem ist denn aber doch nieht ganz 
80. Anch schon in den drei ersten Bänden griff allerdings der 
Verf. weit aus und brachte überreichen Stoff herbei; aber im- 
mer wurde dieser doch mit festem Hinblicke auf den Zweck 
zusammengehalten und nur für solchen Terwendet. Es war er- 
staunlich, dass ein so grosser Theil der Weltgeschichte und 
der Literatur ^es Alterthumes als Vorarbeit, oder richtiger ge- 
sprochen als Hintergrund, für eine Geschichte des Völkerrechtes 
verwendet wurde: aber es wurde dies Alles in der That hierzu 
gebraucht; und eben darin bestand das Staunenswerthe des 
Werkes, dass der Verf. „die grosse und kleine Welt^ durch- 
studirte, um dies Alles für den besondem Zweck zu verwen- 
den. Jetzt ist eine wesentliche Veränderung eingetreten. Schon 
der neue Titel weist darauf hin, und der Inhalt bestätigt es, 
dass es sich nun überhaupt von einer Philosophie der Ge- 
schichte der Menschheit, und nicht mehr bloss von der Ge- 
schichte des rechtlichen Verhältnisses der Völker zu einander 
und der Ordnung ihres Verkehres handeln soll. Wenn noch 
von Völkerrecht die Rede ist, so geschieht es nur Ehren hal- 
ber und nicht immer ungezwungen ; man möchte' es fast mit 
den Höflichkeitsrücksichten vergleichen, welche einer verlasse- 
nen Geliebten zu Theü werden. — Ich für meine Person ge- 
stehe nun, diese Aenderung in dem Plan des Verfassers auf- 
richtig zu bedauern. Nicht, dass nicht die Anschauungen eines 
so geistreichen und gelehrten Mannes über den Gang der Ent- 
wicklung des Menschengeschlechtes ebenfalls von hohem In- 
teresse wären; allein ich bin im Handwerke befangen genug, 
um zü wünschen, dass wir lieber die uns schon so lange feh- 
lende Geschichte des Völkerrechtes erhalten hätten, und um 
zu bedauern, dass Herr Laurent, der vor allen Anderen un- 
zweifelhaft hierzu berufen war, das Gebäude nicht vollenden 
wollte, zu welchem er so schöne und breite Grundlagen ge- 
legt und dessen erstes Stockwerk er bereits aus dem Boden 
hatte steigen lassen. Gerne würde ich den grösseren Palast| 
den er jetzt daraus machen will, daran gegeb^ haben. Ph!« 
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losophieen der Geschiebte haben wir schon viele, und werden 
wir ohne Zweifel noch weitere bekommen; aber wo ist Der 
jetzt, welcher uns die Geschichte des Völkerrechtes schreibt? 
Der Verf. legt ein grosses Gewicht darauf, seine subjäctive 
Auffassung der Entwickelung des Menschengeschlechtes nach 
dem Gesetze der Harmonie, d. h. der Einheit in der Viel- 
heit, darzulegen, und er glaubt den Schlüssel zum Ver- 
Btändniss der Vergangenheit übergeben und einen Blick in die 
Zukunft eröffnen zu können. Er möge mir verzeihen, wenn 
ich ihm offen sage, dass er sich in der Wirkung und somit in 
der Bedeutung dieser Darlegung doch wohl täuscht. Die Zahl 
der Standpunkte, von welchen ein so ausserordentlich reiches 
Leben, wie das der ganzen Menschheit ist, geschichtlich auf- 
gefasst werden kann, ist sehr gross; und es kann also, selbst 
zugegeben, dass der von dem Einzelnen herausgehobene Ge- 
sichtspunkt ein relativ richtiger ist, doch keine conerete Auf- 
fassung die ganze Wahrheit enthalten^ und zwar um so we- 
niger, je schärfer sie formulirt ist und je folgerichtiger Alles 
unter diesen einen Gesichtspunkt gestellt wird. Hier wird es 
also, wie bei allen bisherigen Theorieen dieser Art, niemals* zu 
einem allgemeinen Zugeständnisse kommen; es wird an lau- 
tem Widerspruche nicht fehlen (und hat bereits an solchem 
nicht gefehlt) ; neue Philosophien werden neue Ausgangs- und 
neue Endpunkte bringen ; an einen Abschluss ist nicht zu den* 
ken. Herr Laurent's Lösung der Aufgabe behauptet ohne 
Zweifel einen ehrenvollen Platz unter allen diesen Versuchen ; 
aber sie ist doch eben nur eine Philosophie unter all den übri- 
gen Philosophieen ; ein System, wie so viele vor, und so viele 
andere nach ihr. Hieran kann die Trefflichkeit einzelner Aus- 
führungen, der Scharfsinn gewisser Aufdeckungen, der Muth 
in Bekämpfung mächtiger und durch Furcht erbitterter Gegner 
lediglich nichts ändern, wenigstens nicht im Wesentlichen und 
Grossen. Eine bescheidenere Aufgabe selzt sich allerdings 
die Geschichte einer einzelnen positiven Seite des menschli- 
chen Handelns und eines verhältnissmässig kleinen Theile des 
Wissens. Aber hier mochte für alle Zeiten das Wünschens- 
werthe geleistet, das Bedürfniss für immer befriedigt werden. 
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*Weiiü wir eine Gedchlchtö des VSlkerrechtd , irld Bio Herr 
Läarefit begonnen hatte, nnd wid er, und ritileicht nnr et, 
sie tollenden konnte, elrhalten hStten, so wSre dlesB für alle 
2Sbiteki gewonnen gewesen. Dass dem nicht so sein soll, ist, 
Uta es noch einmal zu sagen, sehf zu beklagen. Nichts ist 
allerdings abgeschmackter, als mit einem Schriftsteller darfiber 
tti hadern, dass er sein eigenes Thema und nicht das Thema 
Anderer gewKhlt hat; allein hier liegt die Sache doch etwas 
terBchteden. Hert Laurent hatte uns nicht nur ein6 G^ 
Bchtehte des Völkerrechtes durch den Titel seines Werkes rer- 
s^rochen, sondern auch schon einen prächtigen Abfang der 
Ausführung gemacht. Wenn er nun diese Geschichte mitten 
in dei^ Arbeit erweitert zu einer allgemeinen Philosophie der 
Geschichte, so nimmt er uns doch etwas, worauf wir bereits 
eine Art von Anspruch hatten ; diess aber sogar zu seinem 
eigenen persönlichen Nachtheile, indem er sich in eine Qnab- 
aehbare, staubige Rennbahn begibt, anstatt einen ihm sicher 
Winkenden Itranz auf sein Haupt zu setzen und dich unter 
Allet beiiall an einem näheren und erreichbaren Ziele nieder- 
ISuäet^en. 

Diesen fiedenketi und diesem Bedauern Wird zwat ohtte 
Zweifel der Verf. entgegenhalten, dass selbst für die Geächtthte 
des Völkerreehtes schliesslich nichts verloren sei, wenh ei- seinen 
jetzigen Plan durchgeführt habe, den leitenden Gedanken in 
det ^edchichte der Menschheit nachzuweisen, indem es dann 
sehr leicht sein werde in Beziehung auf die eine Seite des 
menächliehen Lebens, welche der Völkerverkehr bilde, auch 
jenes allgemeine Gesetz anzuwenden, nnd namentlich 2u zei- 
gen, wie Sich auch das Völkerrecht an dem Gesetze det Ein- 
heit ausbiide und zu dessen Wiricsämkeit beitrage. — Hietanf 
ist denh äbet doeh Zweierlei zu antworten. Einmal, dass, wie 
wir bisher keinen Mattn Von Herrb tauteht^s Geist und 
Wissen für diede Arbeit hätten, 66 uns ein boithet aubb künf- 
tig noch lange fehlen kahn. iSweitenö aber, i^aisä möglicher- 
weise (er verzeihe mir die Anspielung auf unsere frühere Vtei" 
nungsverschiedenheit) sein für die Philosophie der Gestrolchte 
gefundenes Gesetz der Einheit in der Vielheit niete ah das 
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riohtige erkaüiit wird. In diesem Falle bllft denn seine allg^ 
jneine Arbeit, wie rortrefflich sie in ihrer Art sein magi niditis 
zar Auflbildong der Geschichte eines einzelnen Verhältniftses ; 
während, wenn er selbst diese Geschichte geliefert hätte, auch 
ein nicht gut geheissener philosophischer Gedanke die Haupt- 
Sache, nämlich die gelehrte und geistreiche BehancUung des 
Stoffes und die Mittheilung der entscheidenden Thatsacfaen, nur 
unbedeutend verkümmert haben würde. 

Doch dem ist nun einmal so; und meine Aufgabe ist es, 
einen Begriff von dem Buche zu geben, wie es vorliegt. Ich 
erfülle diese Aufgabe aber um so lieber, als die Arbeit auch 
in ihrer jetzigen Wendung sicher eines der merkwürdigsten 
Werke der neuesten Zeit Ist. Wenn dasselbe, wenigstens in 
Deutschland, das Aufsehen bis jetzt nicht gemacht hat,. zu 
welchem es angethan ist, so liegt wohl die Schuld hauptsäeh- 
lieh daran, dass gerade die vorzugsweise berufenen und zu 
einem Urthelle befugten Leser in einer angeblidien Geschickte 
des Völkerrechtes den wirklichen Gegenstand nicht vermuthen. 

Herr Laurent setzt sich vor, die Verwandlung der alt^ 
Welt in die christliche in ihren Ursachen und in ihrem Gange, 
aber auch in ihrer UnvoUkommenheit darzustellen. Er will 
zeigen, wie es gekommen, dass die hellenlsch-römisdie Ge- 
sittigung der neuen, aus so unscheinbaren Anfängen ver*- 
waclisenen asiatischen Weltreligion erlegen sei ; dass diese Ver- 
wandlung als eine nothwendige Bedingung der weiteren Ent^ 
Wicklung des Menschengeschlechtes anerkannt werden müsse; 
daes aber innere Unvollkommenheiten des Christenthums die 
Schuld tragen, wenn es bei dieser ersten Umgestaltung nicht 
habe sein Bewenden behalten können, sondern ihr eine weitere, 
noch tiefer greifende bald habe folgen müssen, nämlich der 
Einfall der Barbaren. Der die ganze Autfassung durchdrin- 
gende und leitende Gedanke ist, wie in den früheren Tfaeiien 
des Werkes, die Annahme, es sei das Ziel der Menschheit, 
mittelst eines langen Proeesies allmählig zur Einheit in der 
Vielheit zu gelangen. Das ganze AUerthum sei, so wird 
gelehrt, nur eine Vorberdtmig gewesen. Zuerst haben sidi 
ün Oriente abgeschlossene Theokratieen gebildet Deren Starr- 
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kelt 0ei spSter swar darch die freiere hellenisehe Coltar ge- 
broehen worden ; aber dieser haben keine rerschiedenen Volks- 
thümlichkeiten , sondern nur mancherlei Bürgerschaften zur 
Grundlage gedient , es sei also kein Stoff zur vielheitliehen 
Einheit vorhanden gewesen. Die plumpe Römergewalt habe 
•odann allerdings eine Einheit geschaffen, aber nur eine halbe 
oder vielmehr eine faische; n&mlich eine Einheit der Macht, 
mit vollständiger Unterdrückung aller einzelnen Yolksthümlidi- 
keiten. Die providentieUe Aufgabe des Christenthums sei es 
nun gewesen, die Menschheit aus dieser falschen Stellung za 
bringen, und es habe dasselbe auch in der That solches bewerk- 
stelb'gt durch Begründung und Vorbereitung einer ganz neuen 
Lebensauffassung und eines neuen philosophisch-religiösen Dog- 
ma's. — In ersterer Beziehung habe es nämlich die drei fol* 
geschweren, der alten Welt völlig unbekannten Forderungen 
aufgestellt: Barmherzigkeit, Gleichheit, Brüder- 
lichkeit, mit deren Erfüllung eine ganz neue Gestaltung 
der Gesellschaft, der Gesittigung, kurz alles menschlichen Zu- 
sammenlebens habe beginnen müssen. Diese Geltendmachung 
sei zwar nicht leicht gewesen, doch schliesslich, wenigstens 
in genügender Weise, erfolgt Offenbar sei nämlich bei der 
völligen inneren Verschiedenheit der ganzen Lebensauffassung 
und bei der tiefen Versunkenheit der heidnischen Sittlichkeit 
die nothwendige gänzliche Umwandlung nicht möglich gewe- 
sen durch blosse Belehrung und Verbesserung im Einzelnen, 
durch Weiterbau auf der gereinigten bisherigen Grundlage; 
vielmehr habe es hierzu einer schroffen Gegenüberstellung zur 
Austilgung des ganzen bisherigen geistigen" Lebens bedurft. 
Als nächstes hierzu taugliches, wenn schon an sich keineswegs 
löbliches und für alle Zeit brauchbares, Mittel habe sich denn 
die übertriebene Spiritualität des ersten Christenthums erwiesen. 
Die alte Welt sei in ihrer materialistischen Wirklichkeit zer- 
stört worden durch die Lehre, dass der Mensch dieser Erde 
nicht angehöre; eine Lehre, als deren 2war mannigfach ver- 
kehrter und schädlicher aber unvermeidlicher Ausdruck das Ein- 
siedlerleben und das Mönchthum geglänzt und gewirkt habe. 
-— Zum Kampfe mit dem höheren Leben des Heidenthums 
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aber, nämlich mit der Philosophie det Griechen nnd BSmer^ 
habe das Ghristentham, welches anfänglich ntrr Aufforderung 
an das Gemüth gewesen sei, eines Dogma's bedurft Auch 
hierzu sei denn bald geschritten und allmählig, zwar unter 
heftigen inneren Kämpfen nnd nach wechselnden YersucheAi 
ein umfassendes Lehrgebäude aufgestellt worden. In seiner 
Bildung liege die grosse Wirksamkeit und die weltgeschichtliche 
Stellung der Kirchenväter. 

Aber das Christenthumi so setzt der Verfasser weiter aus« 
einander, habe doch, trotz dieses folgertcbtigen und nothwen* 
digen Ganges, in mehrfachen Beziehungen an wesentlichen Un- 
vollkommenheiten und Irrthümern gelitten, und habe dessbalb JBe 
Aufgabe der Umwandlung nicht vollständig zu lösen vermocht. 
— Einmal nämlich habe es ihm ganz an Sinn gefehlt für 
staatliche und überhaupt weltliche Freiheit. Sich begnügend 
mit der Freiheit des inneren Menschen und des Verhältnisses 
SU Gott, habe es sich mit der gräulichen Zwingherrschaft der 
römischen Imperatoren abgefunden und selbst bei den weltberühm- 
ten Verfolgungen sei es mit denselben nur zufällig feindlieb 
casammengestossen , weil die Kaiser auch das Pontifikat zu 
ihren Rechten gezählt haben, die von den Christen verweigerte 
Anerkennung eines solchen Hoheitsrechtes also als Ungehorsam 
und Hochverrath erschienen sei. Von wirklicher acht mensch- 
licher Freiheit habe das Christenthum so wenig einen Begriff 
gehabt, dass es nicht einmal gegen die Sklaverei angegangen 
sei, weil ja auch der Sklave geistig frei und in dem Herrn 
gleich habe sein können. Das so häufig gehörte Lob für an- 
gebliche Zerstörung der kaiserlichen Gewaltherrschaft und der 
.Sklaverei sei völlig unverdient, gehöre vielmehr der Frtiheits- 
liebe und der Persönlichkeitsachtung der Barbaren. — Ein 
zweiter Fehler sei die falsche und unausführbare Friedensliebe 
des Christenthums gewesen. Die folgerichtige und vollständige 
Ausführung des Gebotes, jeden Widerstand, selbst einen gegen 
offenbares Unrecht gerichteten, zu unterlassen, würde jeden 
Staat und dessen gerechteste Vertheidignng gegen Innen od« 
Aussen unmöglich gemacht haben. Eine lebensfähige Ordnung 
der DUige habe auf dieser Grundlage nicht bestehen kSnnep. 
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-^ DÄzd Mi iebiienlieh naeh gekommen, daas es dem (%ri^ 
«tenthnme doch nicht gelungen sei, die entsetzliche sittliche 
FXnlniss des Heidenthnmes gans ea tii>erwinden nnd eine rei- 
nere Moral «n deren Stelle an setzen, ohne welche doch von 
^em wirklichen Portschritte gar die Bede nicht habe sein 
können. Nicht an dem Willen der neuen Lehre, wohl aber 
wä der Auftiahmefthigkeit der alten Welt habe es gefehlt. Wie 
wenig das Christenthum auf der Ornndlage der römisch-belle- 
niseben Oesittigung eine Emeurnng der menschlichen Zustände 
habe herbeiführen können, zeige am l>esten das ost-römisebe 
Kaisertham, welches in geistiger Erschöpfung und in sinn- 
loser Verdorbenheit den schlimmsten Zeiten des Heidenthums 
mindestens gleichgestanden habe. 

Desshalb sei denn auch die Verwandlung in die neue 
Äera der Menschheit nicht durch das Christenthum allein ge- 
schehen. Es habe vielmehr dasselbe nur zum ersten Angriffe 
und fOr die nächste Zeit gedient, und die Erscheinung der 
Barbaren, auf deren frische EmpftogUchkeit ein tiefer Eindruck 
möglich gewesen sei, und deren Freiheitsliebe die Handhabe 
zu einer besseren Gestaltung der staatliehen Zustände gegeben 
habe, sei nothwendig gewesen. AilerdingB sei alle bisherige 
Oesittigung durch den Efaifall dieser rohen Naturvölker ver- 
nichtet worden, und es habe vieler Jahrhunderte bedurft, um 
wieder helleres Licht zu schaffen; es komme ^es jedoch sieht 
In Betracht gegenüber von der mächtigen Förderung des 
Menschheitszweckes, und zwar um so weniger, als durch die 
gesunde Natur der rohen, aber in Herz und V^stasd anver- 
dorbenen Barbaren auch das Oiristenthnm von der verkehrten 
und zu einer neuen Gestaltung menschlicher Dinge unfähigen 
Richtung wieder abgebradit wordra sei. 

So weit führt Herr Laureat in dem voiiiegenden Bande 
«eine Entwiekelung der Geschichte ausfährlieh und nadi allen 
Besiehungen aus. Ueber die spätere Zeit sind znnädist nur 
Andeutungen g^eben, welche mit breiten Strichen den im 
wetteren Verlaufe der Arbeit zurtickzulegenden Weg anzeigen. 
Es wäre natürlidi voreilig, to Einaelnen errathen zu wollen, 
welöhe neuen Ansichten und BeridUigungen der gewöhnlich 

Digitized by VjOOQIC 



Mohls ^eichieht« d«i V<ltt(erfeoblt. 419 

angetkotnmetien SStöe ein 80 gtthz eig^mhflitiltefaer und selbst« 
ständiger Denker mittheilen Wird; doeh erhellt &viß dem be- 
reits Gegebenen wenigstens so iriel, dftss et das ohristliche 
Leben des Mittelalters ebenfalls nur als eine weitere einlet- 
tettde Stufe zur endlichen Erreichung des einheitlichen Mensch- 
heitszweckes betrachtet, und ihm auch die vom Ohristenthum in' 
der Barbarenwelt gestl^^ete Einheit noch nicht die tinmittelbaar 
richtige, d. h. die aus oiner Vielheit susammengefasste , ist. 
So sehr er nltnlich die Verdienste des christlich gewordenen 
Barbarenlhunis um die Immer weiter gehende einheitliche Ent* 
Wickelung des Menschengeschlechtes anerkennt, deutet er doch 
an, dass die neue Gestaltung des Lebens und da» spätere 
Dogma der mittelalterlichen Kirche in einen schweren Irrthnm 
verfallen sei, indem sie die Einheit so abstrakt aufgefasst ha- 
be, dass für die natürlichen und unbeseitigbaren Verschieden- 
heiten der Himmelsstriche und der Nationalitäten kein Platz 
gewesen sei. Dieser Fehler habe dann wieder Zerrissenheit 
und Feindseligkeit erzeugt, und zwar indem er einerseits den 
Muhamedanismus hervorgerufen, andererseits Sekten im eige- 
nen Schoosse erzeugt habe. Es sei somit, so wtrd ange- 
deutet, als ein wahres Glück zu betrachten, dass cBe far das 
grosse christliche Weltreich gewählte Regidrengsform) Papst 
und Kaiser neben einander, einen unheilbaren Dnalismios ent- 
halten habe, welcher zwar zunächst zu unendlichen Kämpfen 
und Verwüstungen die Veranlassung gewesen, aber doch aneh 
eine Auflösungsursache für die allzu statre Beschränktheit ge- 
wesen sei. '-^ Noch weiter hin als die Beurth^lung des Mit- 
telalters liegt natürlich die Auffassung der neuesten Zdt und 
gar der Zukunft; und ich würde in der Furcht eines Miss- 
rerständnisses mich bedenken, auch nur ein Wort darüber «u 
sagen, wenn nicht Hr. Laurent In ganz unzweiMhalten Sätzen 
sich auch hierüber schon vorgreifend ausgelassen häffte. fir 
spricht nämlich wiederholt aus, dass das Chdstenitmm in sei- 
nem Innern Leben bereits erloschen tmd v<m der Utbereeogung 
der "Gebildeten aUer Vfflker verlassen seS. Noch mügen fvA- 
leicht die hohlen Ruinen Jahrhunderte lang aufrecht stehen; 
tOlein der für ä» Entwickelung des MensehengesehlechfteB zu 
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Mitonde Diaiuil sei erfOllt, und es stehe die Zeit beror, in 
weldier aoser Geschlecht unter der Aegide einer neuen Re- 
ligion in eine weitere Phase der Aosbildang xar Einheit in 
der Vielheit einsutreten habe. 

Ich werde nach Anfiihrang vorstehender, freilich sehr 
nnToUstlndiger, Andeutungen über den Inhalt des Buches jetst 
wohl gerechtfertigt erscheinen, wenn ich oben die Grossartig- 
keit der Auffassung und die Beherrschung des Stoffes gerühmt 
habe. Auch wird es iLeinen Widerspruch erfahren, wenn ich 
die Kühnheit einer solchen Weltanschauung und den Muth, 
sich offen zu ihm zu beicennen, hervorhebe ; namentlich ist zu 
bedenlcen, dass der Verfasser in Belgien lebt, wo zwar unbe- 
schr&nicte Pressfreiheit, aber auch eine unberechenbare Macht 
der Geistlichen ist. — Eine ganz andere Frage ist freiifch die, 
ob diese Ansichten die richtigen, ob sie zu theilen sind. Aach 
ganz abgesehen vom christlichen Standpunkte, — von welchem 
aus der Verf. natürlich nur Verdammung erwarten kann, so- 
wie er seinerseits denselben als einen überwundenen und der 
Berüdksichtigung nicht weiter werthen erachtet, — kann man 
nSmlich hinsichtlich des Grundgedankens und seiner Evolutionen 
gar wohl verschiedener Ueberzeugung sein. Alles steht und 
füllt offenbar mit dem obersten Satze, dass Harmonie oder 
Einheit in der Vielheit das Gesetz des Universum sei, und 
zwar nicht blos formales und Susserlich bestimmendes Gesetz, 
sondern auch die Vorschrift für den Inhalt und das Ziel alles 
Lebens. Von diesem Gesichtspunkte aus hat der Verf. mit 
bewnndernswerther Kraft des Gedankens den ganzen Gang der 
Weltgeschichte aafgefasst, und nur aus diesem Gesichtspunkte 
beurtheilt und verbindet er die einzelnen Erscheinungen. Von 
diesem Satze ausgehend, ist ihm selbst das Christenthum nur 
eine zwar höchst ehrwürdige und in den meisten seiner Wir- 
kungen wohlthätige, die Menschheit kräftig weiter fördernde 
providenzielle Erscheinung, aber doch auch nur eine wesentlich 
vorübergehende, weil wesentlich unvollkommene Gestaltung. 
Hat man nun eine andere Grundanschauung von dem Inhalte 
und von dem Zwecke des menschlichen Daseins auf dieser 
Erde; hXlt man die Harmonie nur für eine nothwendige lo- 
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gische Fonn, nicht aber für die Sache selbst; ood gibt man 
vielmehr dem einzelnen Menschen und dem ganzen Geschlechte 
eine stofiTliche und somit wesentlich verschiedene Aufgabe des 
Daseins: so fällt auch vom blos philosophischen Standpunkte 
das ganze Gebäude des Verf. in sich zusammen. Solche aber, 
welche einer verschiedenen Auffassung sind, wird es sehr Viele, 
nnd aus sehr verschiedenen Gründen geben; und auf nichts 
weniger kann also der Verfasser hoffen, als auf eine allgemeine 
Zustimmung zu seiner ganzen Ausführung, Dass z. B. ich 
selbst einer solchen abweichenden Ansicht bin, habe ich oben 
bereits angedeutet; es ist aber hier nicht der Ort, dies weiter 
auszuführen. 

Dass in einer Philosophie der ganzen Geschichte die 
Rücksicht auf das Recht und auf die einzelnen Seiten deesel^ 
ben, also namentlich auch auf das Völkerrecht, gar sehr in 
den Hintergrund tritt, und daher die Ausbeute des neuen Ban- 
des für die in diesen Blättern zunächst zu berücksichtigenden 
Verhältnisse und Wissenschaften nur eiiie geringe ist, ist schon 
oben bemerkt worden, und lumn auch Keinen in Verwunderung 
setzen. Doch ist die Arbeit auch in ihrer jetzigen Richtung 
nicht ganz ohne Ergebniss für die Jurisprudenz und für das 
Völkerrecht zunächst geblieben. Theils waren die rechtlichen 
Beziehungen der Menschen zu einander immerhin eine za be-. 
achtende Seite der Zustände und der mit ihnen vorgehenden 
Veränderungen; theils erinnerte sich der Verf. doch seinw 
früheren Hauptaufgabe gelegentlich mit einem Reste von Eifer. 

Für die Geschichte des Völkerrechtes hisbesondere sind 
zwei Sätze in ausführlicher Begründung und in allen ihren 
Nebenbeziehungen deutlich gemacht — Einmal, dass eüi Völ- 
kerrecht im eigentlichen Sinne des Wortes erst durch das 
Christenthum möglich wurde, insoferne ein solches Recht eine 
gleiche Berechtigung der eoexistirenden Völker voraussetzt, 
diese Rechtsgleichheit aber, im Gegensatze gegen die feind- 
selige Absonderung des Heidenthumes, erst in der christlichen 
Lehre von der Gleichheit aller Menschen vor Gott und von 
der allgemehien Brüderlichkeit eine Begründung erhielt — 
Zweitens aber, dass dne alsbaldige wissenschaftliche Ent- 
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wickehmg rölkerreohtUcber Lehre oder gar ihre Anwendung 
im Leben ein Ding der Unmöglichkeit war, so lange das 6e* 
bot der Menschen- und selbst der Feindesliebe in der unbe- 
sehränkten Ausdehnung der ersten J^irche bestand , well, wo 
keine Abwehr von Unrecht stattfinden darf, es völlig nutzlos,, 
ja dnnlos ist, Ton Becht au reden, r- Diese beiden Gesichts-- 
punkte sind allerdings an und für sich nicht ganz neu; allein 
in ihien^ velleii SinnCi in allen ihren Folgerungen und in ihrer 
gegenseitigen Bedingung hat sie doch jetzt ^»t den Scharfsina 
und die Gelehrsamkeit des Verfassers dargelegt. 

Fik andere Tfaeile der Rechtswissenschaft aber ist das 
Werk hauptsächlich in zwei weiteren Beziehungen tqu Werth, 
Znnäohst gibt es über den Gang der römischen Gesetzgebung 
in den ersten vier Jahrhunderten und über ,das alimählige 
Eindriagen d^s neuen christlichen Elementes sehr heachtens^ 
werthe Winke ; und je häufiger der Verf. von den gewöhnlich 
angenommenen Auffassungen abweicht, desto beachtenswerther 
ist seine Darstellung, sei es nun, dass man ihr schliesslich 
betreten kann, oder nicht« Sodann dient der ganze vorlie- 
gende Bland als erste Grundlage für die Geschichte des Staats- 
rechtes und des Kirchenrecbtes im Mittelalter, Den eigent- 
lidien Inhalt dieser Geschichte haben wir freilich noch erst 
zu erwarten; dass sie aber durch Neuheit, Scharfsinn und Oe^ 
lehrsamkeit überraschen wird, kann nach dem Anfange mit 
Bestimmtheit vorausgesagt werden« Sind also auch in den bei- 
den angedeuteten Beziehungen keine unmittelbar verwendbaren 
und soUlesslich festgestellten Ergebnisse gewonnen, so findet 
sich doch rechlicher Stoff zum Kacbdenken theils über den 
ganzen grossen Theil der Bechtswissensobaft, theils über ein*- 
zelne mit eigenthümlicher und scharfsinniger Kritik behandelte 
Pankte, und werden wir für Weiteres vorbereitet. 

Dass der Verf. bei der kühnen Büchsicbtslosigkeit seiner 
Darstelhing nicht ohne schwere Anfechtungen geblieben ist, 
begr^ft sich leicht'; und sonder Zweifel wird ihm dies auch 
in Beziehung auf die Fortsetzung begegnen. Allein selbst 
der entschiedenste Gegner muss Achtung vor ihm fühlen, denn 
offenbar giebt ihm nur die tiefste Ueberawgung von der 
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Wabrhctt seiner Änscbauang den Maihy 00 onverhüBt über die 
schwierigsten Dinge zu reden. Er ist sich volllconimen be- 
wusst, dass seine Auffassung des Weltlaufes und des Ganges 
der Vorsehung abweicht von dem Glauben seiner meisten 
Zeitgenossen und also auch seiner Leser , und er weiss, dass 
es sich dabei von grossen Interessen und atarlcen Leidenschaft 
ten handelt Allein seine Forschnngen haben ihn zn gewissen 
Ergebnissen geführt; er ist subjectiv von ihrer Richtigkeit 
überzeugt: und so erachtet er es denn nicht bloss für sein 
Recht y sondern für seine Pflicht» das ihm als wahr erschei- 
nende auch zu veröffentlichen, werde daraus, was da wolle. 
Wie man nun auch über die Klugheit und über die Noth* 
wendigkeit einer solchen Mittheilung denken mag, so viel ist 
unter allen Umständen unbestritten, dass Hr. Laurent in der 
Form des Werkes nicht zu der geringsten Klage Berechtigung 
giebt Sehie ganze Behandlung durchdringt auch d&^ wo er 
dem Glauben der Mehrzahl schneidend entgegen tritt, ein so 
sittlicher Ernst, er ist so völlig frei von jeder Leichtfertigkeit, 
dass man ihn wohl bekämpfen, niemals aber des Frevels am 
Heiligen beschuldigen darf. Selbst das odlum theologicum 
sollte gegenüber von einem solchen Widersacher sich massigen. 
Wenn aber unsere Zeit vielleicht nicht danach aQgethwi ist, 
so gereicht diess nicht ihm, sondern ihr zur Unehre« 

xxn. 

Die neuesten wissenschalUichen Arbeiten in Prankreich 
auf dem Gebiete der Strafrechtswissenschaft. 

Angezeigt 



f) Queitiöns et exception$ pr^udicieUes en nuMre criminelle eic, de Id 
competenee et de rautorite de» dedeion» du juge repressif sur les quer 
sHm$ de droU et«i/, que lacHon pMique sotiföve. Par a Bertauldf 
hakmier de f^rdn du acpeale de Cmm eiFrofetmm. Patie ches Hh- 
1856. 
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2) Du frindpe iu dnni pinal. Iniroducli^n de la deuxUme idiHon du 

traiU du droU paud de Rotsi, Par Faustin Helii^ Coitfdfler 

ä la Cour de CatMation, Paris 1855. 
S) Rapport sur le traile du droit penal de Rossi, Par Odilon Barrot 

(sianees et fravaux de Vacademie des sciences moral et poUtiques). 

Campte rendu. Paris 1856. Mai p. 185. Juin p. 34. 

4) ObetrtaHaui eur h iraiti des dilits et des peines de Beccaria par Vau» 

stin Belii (\n den ekmees et trumnus de Facademie des edmeee 
moraUe). Paris 1855. 12. Heft^ p. 505. 

5) De la repression penale, de ses formes et de ses effets par Berenger. 

Paris 1855. 

6) De rinfanüeide dans ses rapports atee la toi, la moraltU^ la medecine 

legale et Ue nUtures adminieiraUves par ChatagnUr^ juge ä Bourg. 
Paris 1855. 

7) De la eomplicite par G. Joly. Caen 1855. 

8) Journal du droit criminel ou jurisprudeuce de la France. Recueil cri- 

tigue par Morin. Paris 1855 — 1856. 

9) Rieue critique de hgislation et de jwisprudence parTroplong, Wo" 

lowski^ Pens, Faustin Belid^ Oäillard^ Laferri^re, Coin- 
Delisle. Paris 1855-1856. 

10) Revue historigue de droit fran^ais et etranger par Laboulaye^ Ro- 
»tire, Darestey Ginoulhiac. Paris 1855 — 1856. 

llj Rectieü de Vacademie de hgislation de Toulouse. 1855. IV Tom. 
12) Reoue bibliographique et crilique de droit fran^is et etranger. Paris 
1855—1856. Decembre et Amril. 

Wir haben seit einer Reihe von Jahren in dieser Zeit- 
Bchrift Nachricht über die Fortschritte der Strafrechtswissen- 
Schaft in Frankreich gegeben« Wenn auch zunächst die ror- 
herri^chend praktische Richtung in Frankreich Arbeiten, welche, 
wie in Deutschland, der Erforschung der Grundsätze und wis- 
tensehaftilchen Erörterungen einer Lehre gewidmet sind, weni- 
ger beliebt macht, und vorzugsweise die Leistungen auf die 
Sammlung und Zergliederung neuer Rechtssprüche oder die 
Erörterung einzelner Streitfragen gerichtet sind, so hat doch 
in neuerer Zeit ein erfreuliches Streben sich geltend ge- 
macht, das Strafrecht wissenschaftlich zu erforschen und lei- 
tende Grundsätze aufzustellen. Wir haben in dieser Hinsicht 
auf das bis zum sechsten Band fortgeschrittene, treffliche, wis- 
aenschaftliche, praktische Werk von Faustin Helid (traitd de 
rinstraction criminelle) aufinerksam gemacht, die rechtshisto- 
risehe Arbeit von du Boyt und die systematischen Darstel* 
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hiDgen des aUgemeiBen TheOs des Strafrechts imd die Erfoi^ 
sehüDgeB der Strafrechtsprineipien in den Werken von Holiniefi 
Bertanldy Trebutien geschildert. Wir liaben insbesondere 
gezeigt, dass allmäbllg in Franlcreich immer mdir die lieber* 
ceugnng sidi geltend macht, dass die frfiher beliebte sogenannte 
KntKensphilosophie, nnd die Strafrechtsprineipien der Abscfare» 
ekmig nnd der Sichernng nicht gerechtfertigt werden könneUi 
dass die Strafgesetsgebong anf den Omndsatz der Gerechtig- 
keit gebaut werden mnss, nnd Alles nnr daranf ankömmt, 
dies Princip in der dorch das Sodalprindp nothwendigen Ver** 
Mndung praktisch durchzufahren ; vorzüglich liegt diese Biehr 
tnng den Arbeiten von Bertanld und Trebutien snm Grunde. 
Es mag nun unsem Lesern nicht ohne Werih sein, bei den 
neuesten strafirechtlidien fransSsischen Arbeiten zu verw^en. 
Wir machen vorerst auf die neueste, oben unter Nr. 1 ang»* 
IBhrte Schrift von Bertanld aufmerksam, von dessen verdienst- 
lichen Leistungen in der Zeitschrift vielfach gesprochen wurde» 
Der Verf. hat zu seiner Arbeit zwei in allen Ländern viel* 
fach bestrittene Fragen gewählt; 1) die über die sogenannten 
I^äjudizialfragen und Einreden, 2) die über 'VRrknng der 
Rechtskraft der Strafnrtheile auf Qvilfragen. In Bezug auf 
den ersten Punkt ist es bekannt, wie wenig auch in den 
neuem Gsetzgebungen darüber eine Gleichförmigkeit der An* 
siebten sich findet Die französische Beehtsliteratur war es, 
welche zuerst den Gegenstand erörterte; das Gesetzbuch selbst 
enthält zwar darüber keine Bestimmung; die Rechtssprüche 
des GassationshofiB gaben aber der Rechtsübung eine Richtung; 
abor auch noch jetzt sucht man vergeblich ehie Gleichförmige 
keit der Ansichten. Um so verdienstlicher ist die Bearbdtung 
des Hrn. Bertanld, welcher die Arbeiten seiner Vorgänger 
einer sorgiälägen Prüfung unterzieht Der Verf. zeigt, dasa 
die Ausdrücke: question pr^judicielle und exception in einem 
sehr verschiedenen Sinne gebraucht werden. In der französi!- 
sehen Gesetzgebung ist es der Art 327 des Code civil, wel* 
eher ausspricht: Taction criminelle contre un ddlit de suppres- 
rion d'^tat ne pourra commencer qu' aprte le jugement de- 
finitiv snr la question d'^tat, und dadurch eine Abweichung 
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lern Qnmcbiise der UnabhXo^gkeii d«r Stra{?erfolgiiiig 
«nfatellt Alles kottmt nun darauf an, in welchem Säine dieser 
8aiB gemeint ist» und welche Folgerungen daraus abzuleiteD 
sind. Die eigestliche präjodiaielle Eibrede hat ihren Sitz in 
der fransöslschen (Jesetsgebung über den Artikel 182 und in 
Artikel 89 des Gesetxes ron 1829 en matitre flavial, nnd 
bedeutet ein Yertheidigungsmittel, das aus dem Dasein des 
Eigenthnms oder andern dergleidien Beohts auf eine Liegen- 
schaft in dar Art abgeleitet war, dass dies Becht die Straf- 
barkeit der Haadlnng aiBsschliesst fV^t m^ nun, ob der 
Art 827 des Code aus dem römischen Becht oder dem frühem 
Craneösischen Becht stammt, so zeigt der Ter f. (p. XUI), dass 
dies nicht der Fall ist, dass der Strafrichter immer an^kaniB^er* 
nassen die ToUe Gedchtabarkeit hatten, andi über aUe Ponkte 
M richten, weldie sich auf sein Uribeil besogen, datier anch 
die Unterandmng dieser Punkte in seinen Kreis &a aiAen, 
und Bo gab es weder eine Exeeption, welche präjudiziell für 
die Strafrerfolgnng, noch eine solche, die es für das Straf« 
urtheil gewesen wäre. Der Verl geht von dem Principe der 
Unabhängigkeit der Strafverfolgung (action publique) ads, er 
betrachtet den ia Art 327 au^ei^dlten Satz als eüie Aus- 
nahme von dem Grundsatze , gerechtfertigt (nach den Aens- 
aerangen des Bedners im Tribunat), durch die Besoigniss, 
dass diejeiügen, welche Statuskiagen aabringeki wollen, 
dnrdi die Anrnfimg der Strafgerichte die Ton der franzüsi» 
sehen Gesetzgebung flir weise erachteten Beschränkungen dea 
Zengenbeweises zu umgehen suchen und dass durch die Vor- 
sdirift des Art 326 u. 327 diesem Unheüe vorgebeagt wird» 
indem der Strafrichter die Anklage wegen Unterdrückung des 
Status nicht einleiten darf, bis über die Statusfirage endgiltig 
▼on dem (Xyilrichter entschieden ist Der Yert zeigt nun aof 
eine gründliche Weise, wie dies in keinem andern Werke ge« 
scheben ist, die Art, wie statt der ursprün^^dh vorgesehfa^enen 
Artikel die Art. 826 u. 327 zu Stande kamen, und welchen Bimk 
sie haben, wobei er alle vorkommenden Streitfragen gut erörtert 
und die Meinungen Anderer widerlegt Der Verf. prüft dann das 
Wesen der Einwendungen, welche pr^juAUIeU Or das Straf* 
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iltb«il sind (p. 78) mi führt clen Graii4flats d»ir<A, Ami fl^ 
Strafrichtor befogt ist, dus Dasein aller Merkmale, welcto 
weseatiich zu der strafbaren, dem Strafricbter überwies«gie« 
Handlung gdiören (^Mmens constitutifs), selbst zu eniscbdd^^ 
weil der Strafricbter innerhalb der gesetziicheB Sehrankm 
seiner Gompetenz volle Gerlehtsbarkeit hat. Was in einselnea 
Gesetzen, z« B. im Forstgesetze, abweichend yorkömmty ist 
(p. 89) Ausnahme, die nicht ausgedehnt werden darf; be* 
bauptet der des Diebstahls Angeklagte, dass die eigentlicb 
gestohlene Sache ihm gehöre, so entscheidet über dies Yer-. 
theidigungsmittel der Strafrichter ebenso, wie im Falle dec 
Anklage wegen Unterschlagung, wenn der Angeklagte den Ver*- 
wabrungsTertri^ in Abrede stellt (p. 89), oder wenn der An* 
geklagte gegen die öffentliche Urkunde, die den Yerwahmocsn 
vertrag beweist, en faux sich einschreiben will (p. 91), Oder 
wenn Jemand wegOn betrüglichen Bankerotts verfolgt wirdi und 
Streit entsteht, ob er commergant ist (p. 98) ; der Verfasser «eigti 
dass hier nicht ein wesentliches Merkmal, sondiNm eine Vor^ 
bedingung des Daseins des Bankerotts vorliege. Aach bti 
dem der Bigamie Angeklagten, wenn dieser behauptet, dasii 
die angebliche erste Ehe eme nichtige sei, will der Yerfc 
(p. 105) den Strafrichter über die Yertheidigung entscheidea 
lassen (die Widerlegung von Delamarre ist sehr scharfsinnig). 
Die Schwierigkeit liegt^ nun darin, welche Wirkung das Ur* 
theil des Strafrichters hat, wenn er über einen solchen, auch 
aufCivilfragen wirkenden Punkt entschied, ob das Straf urtheii 
audi rechtskräftig in Bezug auf bürgerliche Interessen wird« 
Der Yerf, ist hier wieder consequent» er hält an der Selbst-- 
stllndigkeit des Strafgerichts und daran fest, dass wenn dl^s 
bürgerliche Gesellschaft vom Strafrichter einen Punkt abnrthei- 
len Hesse, dieser Funkt durch das Urtheii als entschieden allen 
Mitgliedern des Staats gegenüber gilt (p. 123), allein er will 
das Ansehen des Strafurtheils nur beschränken auf die Gren« 
zen der durch das Urtheii hergestellten Yerlflcation, also 
die Bedingungen der Anwendung der Strafe. 

Die Yernrtheilung w^en Bigamie stellt (p. 129) her, dasa 
die erste Ehe dem Yerurtheilten gegenüber giltig ist» aber 
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dem Dritten gegenflberi e. B. d«r ersten Ehefrau» etekl sie nieht 
entgegen , in so ferne sie auf Nichtigkeitsgründe sich stützt, 
welche ihr eigenthümlich sind. Wir empfehlen die schöne 
Darohflihrang der Grundsätze des Yerf. unsem Lesern, und 
bedauern nur (was wir so oft bei dem Studium der Werice 
liranzOe. Juisten bedauern müssen), dass der Verf. alle in 
neuerer Zeit über den von ihm behandelten Gegenstand bei Ge- 
legenheit neuer legislativer Verhandlungen vorkommenden deut* 
sehen ErllrtMungen, z. B. in Hy e leitende Grundsätze der Ssterr. 
StraQ[irozessordnung S. 90, in Schwarze in der Zeitschr. für 
Bechtspflege und Verwaltung X. S. 218 und im königl. sächsi- 
sdien Strafpr.-Ord. §. 129, und hierzu Schwarze Com. 1. 
8. 212 nicht beachtet hat. Er würde ^darin manche richtige 
Bestätigung seiner Ansicht, aber auch manche abweichende 
merkwürdige Ansicht gefunden haben. 

Die oben unter Nr. 2 und 3 genannten Schriften sfaid am 
besten geeignet, den jetzigen Standpunkt, welchen die Strafrechts- 
Wissenschaft in Frankreich in Bezug auf das Prinzip des Straf- 
rechts in neuester Zeit einnimmt von Seite der Männer zu zeigen, 
welche ein selbstständiges freies Urtheil haben und nicht durch 
die alten Vorstellungen, denen der Code penal huldigt, sidi 
bestimmen lassen. Wir haben schon in dieser Zeitschrift die 
Arbeiten von Bertauld und Trebutlen in dieser Bezie- 
hung geschildert Die Veranlassung zur Schrift von Helle, 
der entschieden der bedeutendste Griminalist Frankreichs ist, 
gab die Herausgabe einer neuen Auflage von dem bekannten 
Werke von Bossi. Seit dem Erscheinen der ersten Auflage 
(1829) hatte sich doch auf dem Gebiete der Strafrechtswissen- 
schaft Vieles geändert. Bossi's Werk, die Arbeit eines 
philosi^hischen Geistes, der alle grossen Eigenschaften seiner 
Landsleute (er war Italiener) mit der Klarheit und der frischen 
Anschauungsweise seiner neuen Landsleute, den Franzosen, 
verband, war Epochemachend, es hatte namentlich in Frank- 
reich gewirkt, um viele Anhänger der früheren Abschreckungs- 
theorie zu bekehren, und den Sinn für die Begründung des 
Strafrechts auf der Grundlage der Gerechtigkeit zu wecken. 
Bossi war unwillkürlich zu manchen abstrakten AufEsssungen 
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und Formeln y in welche er seine Sätsö kleidete, gekommeOi 
80 dass es an vielen Einwendungen, namentlich auch in 
Deutschland und an Berichtigungen seines Systems nicht fehlte; 
allein sein Werk durfte, nachdem die erste Auflage vergriffen 
war, nicht der weitern Verbreitung entzogen werden. Helie 
übernahm es, durch eine Einleitung, in welcher er sich über 
den gegenwärtigen Stand der Strafrechtsansichten erklärte, die 
neuö Ausgabe In das Leben zn führen. Wir betrachten die 
Schrift von Helie als selbstständig und als eine ebenso klare 
als gelstreiche und gründliche Revision der verschiedenen An* 
sichten über Straf rechtsprincip. Helie zeigt (p. 11), wie all- 
mähilg bei jedem Volke schon auf früher Stufe der Bildung die 
Idee des Strafrechts ans dem Recht der Rache sich entwickelt, 
wie bald die Religion Schranken derselben zieht, wie allmäh« 
lig erst die Idee der vindicta publica hervortritt. Es verdient 
Beachtung, wenn der Verf. p. 20 nachweist, wie immer mehr 
die Gesetzgeber von der Vorstellung durch Strafrecht den 
Nutzen der Gesellschaft zu fördern geleitet werden, wie aber 
nach den verschiedenen Bildungsstufen der Gesellschaft die 
Idee des Nutzens verschieden auffasst, wie jedoch unter allen 
rohen Versuchen die Idee des moralischen Gesetzes hervor- 
bricht (p. 24) und bei Anstellung wissenschaftlicher Bestre- 
bungen Systeme erzeugt, wie sie z. B. bei Plato in dem 
System der Expiation zum Grunde Hegt. Die DarsteUung der 
verschiedenen Systeme (p. 37 — 62) ist reich an feinen Be- 
merkungen. Grundgedanken des Verf. sind: dass die Gerech- 
tigkeit der bürgerlichen Gesellschaft zwar ein Ausfluss der 
moralischen Ordnung Ist, aber eine weit beschränktere Auf- 
gabe hat, da sie nur die bürgerliche Ordnung schützen muss; 
dass die Ableitung menschlicher Gerechtigkeit von der göttlichen 
anf Irrthümer führt (p. 71) und auf den Zweck der explation 
nichts gebaut werden darf (p. 74), auch die Vorstellung der 
Aufhebung des durch das Verbr. gestatteten moralischen Uebels 
eine irrige ist, und das gesellschaftliche Interesse verschieden 
von dem der ordre moral ist Dies moralische Gesetz ist nach 
dem Verf. (p. 83) ein Element des Strafgesetzes, aber nicht 
seine QneUe; irrig ist es aber, auch den allgemeinen Nutzen 
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d4r OeMÜBcbaft mm Stra^rindp sn erheben (p. 89). Nach 
dem Verf. (p. 99) ist die Strafe der ZafGgung eines Leidens 
»ach dem Verhältniss der Grösse des socialen Uebels, d. b. 
nach der Grösse der durch die Uebertretnng hervorgebrachten 
Stimmung. — Wenn man auch nicht verlcennen kann, dass 
bei dieser Auffassung von Helie der Gesetzgeber auch nur 
auf das Gebiet der Wllllciir yerwiesen wird, so ist doch die 
kleine Schrift sehr beachtenswerth wegen des Reichthumes le- 
gislativ wichtiger Bemerkungen. Es ist interessant mit dieser 
Schrift dem in der Akademie in Paris bei Gelegenheit der 
neuen Ausgabe von Rossi's Werk über den Charakter dieses 
Werkes vorgetragenen Bericht (oben Nro. 8) des Odilen 
Barrot zu vergleichen, da der Verf., ein langjähriger be- 
rühmter Advokat, muthiger Abgeordneter und Staatsmann 
(er war in kritischer Zeit Minister) in manchen Beziehungen 
von den Ansichten Rossi's abweicht und das Strafrecht mit 
vorherrschend praktischem Gesichtspunkt auffasst; während er 
die grossen Talente und die Verdienste von Rossi aller Ge- 
rechtigkeit widerfahren lässt, erkennt er in dem Werke, das 
er als Philosophie de droit penal bezeichnet, überall die £cole 
spiritualiste et liberale, und hebt (p. 189) recht gut hervor, 
in welchem Zusammenhange das Strafrecht mit Sitten, mit der Ci- 
vilisation, mit pol. Einrichtungen, mit dem Zustande der Wis- 
senschaften steht etc., mit welchen Hindernissen ab(!t vor- 
züglich wegen gewissen Vorurtheilen der Gesetzgeber zu kämp- 
fen hat. Die in alle Einzelnheiten eingehende Darstellung 
des Werkes von Rossi zeichnet sich durch Treue, durch 
Klarheit und durch das Hervorheben der richtigen Punkte aus, 
sowie durch die überall eingestreuten Bemerkungen des Be- 
richterstatters über die einzelnen Ansichten des Verf.; mit 
Interesse folgt man dem Berichte, wenn p. 204 Odilen B. 
die Zeiten, in denen (1829) das Werk von Rossi erschien 
und die damaligen Ansichten mit den jetzigen vergleicht und 
bemerkt, wie der damalige heftige Kampf von Rossi gegen 
die Nntzenstheorie begreiflich war, während jetzt in Frank- 
reich die Ansichten sich läuterten und die Bedeutung, die 
man dem utilit^ sociale beilegt, eine andere ist als früher. 
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Auch Odilon B. etkUrt sich p. 206 endrgisdi gegen die oft 
noch yerbreiteten Voretellnng^ii yon der Aufgabe des Straf- 
reehti die josüee morale absolue zu reaüsiren. Aaoh die Be- 
merkongen fiber Rossi's Vorstellung tob dem mal moralf 
das im Verbrechen liegt (p. 328), sind sehr scharfsinnig; es 
wird gezeigt, wieviel für den Gesetzgeber darauf ankommet 
die Natur der einzelnen Verbr. zu erforschen, hiezu Geschichte 
and Beobachtung zu benützen und die Nachtheile der Straf* 
Verletzung mit denen der Straflosigkeit eines Vergehens ztl 
ver^eidien. Reich an praktisch wichtigen Beobachtungen ist 
das, was zur Berichtigung der Ansichten von Boss! über 
Einflttss des jugendlichen Alters (p. 336), über Trunkenheit 
(p. 343), über Versuch und Vorbereitungshandlung (p. 351) 
der Berichterstatter sagt, der sich überall als den fein beob- 
achtenden praktischen Juristen bewährt. — Die unter Nr. 4 
genannte Schrift ist eine Zeitgemässe. In einer Zeit, in welcher 
die in Rom ersehnende Zeitschrift: Giviltä cattolica-Boma 
1853 Agosto vol. Vn. p. 395 in leidenschaftlichen Ausdrücken 
Becearia, dessen Werke eben wieder in Florenz mit einem 
Vorwort von Villa! n 1854 herausgegeben wurden, als Ketzer 
anklagt und als eine geföhrliche Arbelt seine bekannte Schrift 
schildert, während in England ein geistvoller Aufsatz im Law 
Review 1S55 Febr. p. 285 die Bedeutung des Wirkens von 
Becearia anerkennt, aber auch die Einseitigkeit seiner auf die 
Vertragstheorie gebauten Rechtsphilosophie nachweist, und in 
Deutschland Glaser in seinem Werke: Cäsar Becearia 
über Verbrechen und S^afen, übersetzt Wien 1851, gerecht 
die Verdienste des Verf. des Werks: Dei delitti würdigt, war 
es passend, wenn auch eine Stimme in Frankreich den Geist 
des Werkes von Becearia schilderte. Es war eine wür* 
dige Aufgabe des gründlichen Griminalisten F. Helle in dem 
Vortrage an die Akademie dies zu thun. Becearia gehMe 
zu jenen Geistern, die berufen sind, alte Vorurtheile mit allen 
geistigen Waffen anzugreifen und durch die Kühnheit ihrer 
Sätze die Begeisterung und Klarheit der Darstellung der 
Mensehen, welche sonst vielleicht noch lange zwar mit dem 
0«CüUe der Unbehaglichktit, aber dennoch gehorsam am Alten 
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denken und den Math su weckeui sich ebenfalb «ossaeprechen, 
F* Helle hielt es fOr nothwendigi die wlesenschaitlichen Ge- 
danken der von Beccaila aufgestellte Theorie und die 
Stelle ZQ würdige, welche In der Beditswissenschaft ihm ge- 
bührt Helle fasst richtig das Streben das Reformators au^ 
(p. 413) y der sich nicht in Kämpfe gegen das bestehende 
Strafrecht einlSsst, das er nur nebenher angreift, sondern es 
▼oraog, freilich oft mit VernachlSssigung der Geschichte und 
der Gksetsgebung Sätze aufiEustellen, wie das die Forderungen 
der Givilisation entsprechende Strafrecht geordnet sein müsste. 
Die Neuheit der Ideen und die Klarheit der Darstellang und 
die schlagenden Gründe für seine Vorschläge weckten damals 
mächtig die Geister aus dem Schlammer. Gerne folgt man 
Helle, wenn er p.420, um Beccaria's Werke gerecht zu 
würdigen, den Charakter der Richtungen schildert, die damals 
schon, wenn auch weniger klar, sich im Strafrecht geltend 
machten. Indem eine Ansicht an das göttliche Gesetz, an 
das moralische Princip und den Zweck der Strafe knüpfte, 
die Ordnung durch Expiation herzustellen, während die andere 
Ansicht nur das Interesse der bürgerlichen Gesellschaft In die 
Erhaltang der Ordnung darin vor Augen hatte. Sehr gut Ist 
die Schilderung, wie zur Zeit, in der Beccara lebte, diese 
Ideen im Kampfe waren. Die Grundidee jenes Schriftstellers 
war nicht in das Reich, auf welches der Staat keine Macht 
üben kann, einzngreifen , vielmehr das Strafrecht nur auf 
den allgemeinen Nutzen zu bauen, aber in einer Weise, bei 
welcher das politische und das moralische Gesetz In Harmonie 
sind. Helle wird im nächsten Hefte die Durchführung dieser 
Idee zeigen. 

Eines der bedeutendsten Werke ist das unter Nr. 6 an- 
geführte. Hr. B er eng er ist einer der seltenen Männer, 
die ihre Ueberzeugung auch unter dem Wechsel der Ver- 
hältnisse treu geblieben sind. Was er 1818 In seinem 
trefflichen Werke: de la justice Crimin. en France verthei- 
digt , erkennt er noch für , nothwendig. Er will Freiheit, 
aber im Einklang mit^ Ordnung und Gesetzesherrschaft; er will 
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der bürgerliehen Gesellschaft alle nottawendige Energie xar Be- 
kämpfung des Unrechts geben, aber er will nar Mittel ange« 
wendet wissen, welche ein Vertrauen erweckendes, auf Gleich« 
helt der Anklage und Yertheidigung beruhendes StrafFcrfah- 
ren sichern. Er übernahm die Sendung, die Strafanstalten 
Ikiglands und Frankreichs zu besuchen, die Ergebnisse des 
Strafensystems beider Länder zu vergleichen, Erfahrungen zu 
i»mmeln und zu prüfen, welche Maassregeln am besten für 
ein Gefängnisssystem empfohlen werden können. So entstand 
als Bericht an die Akademie das vorüegende Werk, dessen 
Inhalt, soweit er die Gelangnisse und die Verbesserungsvor- 
schläge des Verf. betriSt, wir bereits im Archiv des Griminal- 
rechts 1865 mitgetheüt haben. Wir wollen hier aber auf an- 
dere wichtige Gegenstände, die der Verfasser behandelt, auf- 
merksam machen, und zwar im ersten Theile auf das, was er 
von dem englischen Strafverfahren und im zweiten Theile von 
der Geschichte der französ. Gesetzgebung über Strafen sagt 
(p. 1 — 39); nicht genug kann zur Beachtung das empfohlen 
werden, was Hr. B er enger p. 86 — 39 über den Gang der 
Ansichten in Frankreich in Bezug auf die Todesstrafe bemerkt 
(vorzüglich mit Angabe eines Gesprächs, welches er mit dem 
König Ludwig Philipp p. 31 anfahrt). Vortrefflich ist die 
EntWickelung p. 51 — 81, was die Gesetzgebung Frankreichs 
von 1791 bis jetzt aus der Jury machte, tim sie nach den 
Wünschen zu modeln. Lehrreich und warnend ist, was ^r 
p. 152 — 232 über die Geleeren und die in neuerer Zeit be- 
liebte Deportationsstrafe mittheilt. Welchen reichen Stoff zu 
ernsten Betrachtungen geben dje Ausführungen pag, 337 
über den Znstand der französ. Gesellschaft (der Verf. lässt 
Vieles zwischen den Zeüen lesen), über den Einfluss socialer 
Zustände auf polit. Verbrechen (p. 342) und auf die gemeinen 
Verbr. p. 367, über die Einflüsse auf die Criminalität und 
die Ursachen der Verbr. p. 399 — 415. M. bemerkt; möchten 
seine Worte überall verstanden und gewürdigt werden! — 

Das unter Nro. 6 oben genannte Werk zeigen whr um 
80 lieber an, je weniger die französische Literatur mit Mono-» 
graphien über einzebe Verbrechen und ihre rechtliche Natur 
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stell baseUtfUgt. Der Verf. iw vodlegeodeB W^es üh»r 
deD Ekiisaord hat sidi bereits chirch eine gnte Arbdt über 
die SteQang onter Poliseiaufsicht, deren Nachtheile er zeigt, 
Tortheilhaft bekannt gemacht Der Verf. liefert vorerst einige 
geschiehüiche Nachrichten über dies Verbrechen, nnd zeigt, 
dass der Art 302 des jetzigen Code aus dem Kindsmord dn 
exceptionelies Verbrechen machte nnd durch eine scluroffe, ge- 
Denriisirende Vorschrift, vermöge gesetzlicher Vermnthung, dem 
Vatermorde gleichstellen and durch die absolute Drohnng der 
Todesstrafe von dem Verbrechen abschrecken wollte, bis der 
Gesetzgeber 1824 (erschreckt durch die Häafigkeit der Los- 
sjirechangen durch Geschworene, welche vor der Härte des 
Gesetzes zurückschauderten) angemessen milderte nnd 1832 
durch die Gestattung der Annahme der Mildernngsgründe ehien 
andern Ausweg zur Milde bot Der Verf. giebt p. 35 — 41 
eine gute Ausführung, dass das Merkmal der Lebensfähigkeit 
nicht zum Thatbestande des Kindsmords gefördert werden soll, 
eine ErOrternng über die Bedeutung neugeboren mit Be- 
ziehung auf die verschiedenen Ansichten findet sich p. 59—72. 
Der Verfasser erklärt sidi gegen jede gesetzliche Feststellung 
eines Zeitpunkts p. 72, über Tödtung des Kindes während 
des Gebuftsakts p. 85, über Tödtung des Kindes durch den 
Vater (wo der Cassationshof 1816 gleichfalls den Art 300* 
anwendet). Eine Ausführung p. 93 bezieht sich auf die Frage: 
ob das Merkmal, neugebomes Kind, eine circonstance constitu« 
tive ou aggravante sei (was nach franz. Rechte wegen der 
Fragensteilung wichtig wird). Das Kap. III. p. 104 bezweckt 
die Nachweisung der Schwierigkeiten, das Dasein der statt- 
gefundenen Niederkunft nnd cap. V. p. 116 die Merkmale des 
Kindsmords darzuthun (der Verf. hat nicht genügend mit den 
Fortschritten der gerichtlichen Studien sich vertraut gemacht). 
Im Kap. VI. unter der Aufschrift: defense de la fllle-m^re 
und Kap. VI. Widerlegung de la defense gibt der Verfasser 
alle Gründe an, welche man zur Entschuldigung unglücklidier 
verführter Müdchen anführt, und zeigt dann p. 181, dass häufig 
diese Vorsteliungen auf Uebwtreibnngen beruhen und nach der 
Erfidirung, dass in der Regel die Kindsmdrdeniinen keine 
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solcben zur Verzweiflong gebrachte, sontlem mAv leiehtsimiife 
oder verworfene, aus niedrigen Beweggründen bändelnde Pffr- 
8onen sind, die nicht selten mit Vorbedacht handdn. Gegeii 
einzelne Bemerkungen des Verf., z. B. p. 148, wenn er die 
Geschworenen warnt, von den Zweifeln alch leiten zu lassen, 
welche durch die Aerzte oft erweckt werden, wäre Vieles 
einzuwenden; die (auch mit statistischen Nachritten p. 22$) 
begleiteten Bemerkungen des Verf. über den Seelenzustand der 
Eindsmörderinnen verdienen Beachtung. Ita Kap. VII. p. 280 
werden die Fälle zergliedert, wo Ehefrauen oder Wittwen 
oder eine dritte Person ausser der Matter ein neugeborenes 
Kind tödten. 

Einen guten Beitrag zur schwierigen Lehre von der Theit* 
nähme enthält die unter Nro. 7 angeführte Schrift von J0I7. 
Der Verf. zergliedert vorerst die römischen Fragmente und ze^t, 
dass der Ausdruck: cuius consilio nicht gleichbedeutend war 
mit cuius ope et consilio, er beweist p. 21, dass conscins Im 
röm. Recht nach verschiedenen Verbrechen auch verschiedene 
Bedeutung hatte, und zergliedert p. 28 das Verhällniss der 
receptatores. Bei der Frage, ob, wenn bei dem Urheber vet- 
Bchärfende oder mildernde Umstände eintraten, sie auch auf 
den Theilnehmer wirkten, nimmt der Verf. p. 36 im röm. 
Recht eine allgemeine Regel an, die aber durch viele Aus- 
nahmen sehr modificirt wurde. Nach ihm war die Regel die: 
dass die verschärfenden Umstände auch auf die Theilnahme 
wirkten, während die bei dein Urheber vorhandenen Milde- 
rungsgründe nicht dem socius nützte (p. 39). Es ist zu be- 
dauern, dass der Verf. die Forschungen der deutschen Schrift- 
steller in der Lehre nicht kennt; erfreulich dagegen ist es, 
dass er p. 41 als wichtiges Auslegungsmittel des franzos. Rechts 
das .germanische Element anerkennt und hier auch bei den An- 
sichten der Coutumes verweilt und zeigt, dass die Verfasser des 
Code nur geleitet vom Abschreckungsprinzip strenger wurden, 
als die vor der Revolution herrschende Jurisprudenz war. Bei 
der Auslegung des Code über Complice, ist sehi leitender 
Grundsatz p. 5, dass der complice nur accessorius des Un 
hebers ist, also seine Bestrafung einen auctor voraussetzt, er 
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Migft aber p. 68, d«S8 diese Begel lüdit aasnahmslos in der 
flnuusiku Beohtisprechiuig durchgeführt ist, z. B. bei Bankemtti 
bei Ehebruch. Sehr gut ist p. 57 die Äasftihruog, wie weit 
bei dem Diebstahl unter Verwandten auch der dritte — nicht 
▼erwandte Theibehmer strafbar ist, wo in Franlcreich drei ver- 
•diiedene Systeme vorlcommen, femer p. 66 die Aasftthmng, 
wie ein Franzose als complice Theii an einem im Aus* 
lande Terübten Verbrechen nfanmt Der Best der Abhandlung 
ist der schwierigen Lehre Yom Verhalten des Begünstigers 
(receleur) gewidmet. «- 

Die unter Nro. 8 genannte Zeitschrift kann als eine Er- 
gänsung und Fortsetcang des werthiroUen Werkes von Morin 
Bepertoire du droit criminel betrachtet werden, und ver« 
dient allgemeine Beachtung« Sie enthält alle im Strafrecht 
ergangenen Bechtssprüehe des Cassationshofs und der Appel- 
lationshöfe, augldch mit Hinweisung auf andere über die in 
Frage stehenden Punkte ergangene Bechtssprüche , oft mit 
efaier freimüthigen, würdigen Kritik der Entscheidung und mit 
eriäutemden Anmerkungen. Ausserdem liefert der Heraus« 
geber im Anfang des Jahres unter der Bubrik: B^Fue annuelle 
eine gute Ueberschau über den Gang der Gesetzgebung des 
verflossenen Jahres und über den Charakter der Bechtssprechung, 
wie er über einzelne wichtige Fragen der Gesetzgebung und 
Bechtsanwendung in den arr^ts des vergangenen Jahres sich 
kund gibt. Die Zeitschrift enthält aber auch die Mittheilung der 
neuesten Gesetze mit den stattgefundenen Verhandlungen und 
liefert eine Beihe guter, mit praktischem Geist geschriebenen 
Abhandlungen über wichtige Fragen, z. B. im Jahrgang 1855 
über die confiits de Jurisdiction et reglement des juges p. 49, 
über die Befugnisse des Staatsanwalts und des Untersuchungs- 
richters in Bezug auf Verbrechen, die zur Zuständigkeit be- 
sonderer Gerichte gehören p. 82, über die Bestrafung der 
Geschworenen p. 113, über das Verhältniss der Entscheidung 
der chambre de conseil in Bezug auf mehrere Theilnebmer 
eines Vergehens p. 195, über Behandlung der Erfindungspatente 
p. 177, über die Befugnisse des Staatsanwalts in Fällen des 
flagrant d^t p. 241, über die Cour d'assise, und deren Besetzung 
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und die procedme intermediafre p. 387. Wir empfehlen die 
Benüüning dieser Zeitschrift den dentsohen Juristen. 

Die unter Nro. 9 angeführte Zeitschrift muss zum Theile 
als Fortsetzung der von Wolowski gegründeten und Tide 
Jahre hindurch gut redigirten R^vue de legislation, aher auch 
als selbstständiges, nach einem grossem Phine ausgeführtes 
Unternehmen betrachtet werden. Wir finden hiezu nicht Mos 
die oben unter Nr. 9 als Directeurs genannten ausgezeichnet- 
sten französ. Juristen, sondern auch andere, als Praktiker (z. B. 
Delangle, Boyer, oder als vrissenschaftliche MSnner hoch^ 
geschStzte Demolombe, Eoenigswaerter, Labou- 
laye, Molinier vereinigt Nach dem Zwecke des jetzi- 
gen Aubatzes beschäftigen uns nur die auf das Strafrecht sich 
beziehenden Leistungen. Aus frühem Bänden ist schon der 
ausgezeichnete Aufsatz von F. Helle über Auslegung und 
Anwmidnng der Strafgetze bekannt; aus dem Ji^rgang 1855 
führen wir als vorzüglich beachtungswürdig an den Aufsatz 
von Faustin Helle p. 527 über die in der letzten Zeit 
zur Nachahmung der belgischen Gesetzgebung vorgeschlagene 
Einrichtung, die an die Geschworenen bisher gewiesenen Yer- 
brechen zu correktionallsiren, d. b. sie dem correktionellen 
Gerichte zuzuweisen. Der Verfasser, dessen Aufsatz sich auf 
andere Aufsätze in der B^vne vol. Y. p. S52 und 1885 
p. 245 über diesen Gegenstand bezieht i prüft genauer als es 
gewöhnlich geschieht, ob die Behauptung, dass die Geschwo- 
renen von falschem Mitleiden sich leiten lassen, grundlos oft 
Milderangsgründe annehmen und ob die Zahl der Terbrechen 
in Frankreich zunimmt, wirklich gegründet ist; er bewdst, 
wie wir glauben, überzeugend durch Benützung der statisti* 
sehen Tabellen, dass die Behauptungen übertrieben sind, in» 
dem er warnt, so leicht das Institut der Geschworenen anzugrei* 
fen. Eine andere gute Arbeit findet sich p.816 von Eoenigs- 
waerter über die österreichische Strafprozessordnung v. 1858. 
Der Verf. zeigt, dass er mit dem Geist der neuen deutschen 
Gesetzgebung über Strafverfahren vertraut ist ; er erkennt ge- 
rechterweise manche gute Bestimmungen der österr. Gesetz- 
gebung, tadelt aber andi mit gutem Grunde manche Yorr 
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•ehriften, i, B« was er über die abielutix ab iastantia sagt, 
ist wohl begründet In den Heften des Jahrganp 1856 ver- 
dient Beachtung ein Aufsat« von Lagrange (Präsidenten) p. 3 1 
über die Wirkungen der Rechtskraft des in Strafsachen ergange- 
nen Urtheils, wo der Verf. den Sata vertheldigt, dass das los- 
sprechende Urtheil im Strafprozesse nicht der civilrecbtlicheii 
Verfolgang gegen den Losgesproebenen entgegensteht 

Die unter Nro. 10 oben angeführte Zeitschrift gehört zu 
den bedeutendsten I da ihre Herausgeber , die mit den Fort- 
scbritten der Wissenschaft auch des Auslandes vertraut sind, 
die Aufgabe sich gesetat haben, den Arbeiten, die sie auf- 
nehmen, einen streng wissenschaftlichen Charakter zu ge- 
ben. Da die bisher erschienenen Hefte kehie Arbeiten für 
Strafrecht liefern, so gehört eine weitere Anführung nidbt in 
den Kreis dieses Aufsatzes. £s genüge nur ausausprechen, 
dwfl in den AulsStsen über Quellen des germanischen Bechta 
von Laboulaye auch jeder Ausländer ein kostbares Mate- 
rial finden wkd. Die verdienstlichen Leistungen der elueo 
Mittelpunkt gründlicher wisseDsobaftlicher Forschungen bilden- 
den Akademie der Gesetzgebung in Toulouse, die neuerlich 
eine ihrer Zierden, den vorzüglichen Gründer und eifrigen 
Förderer, Hm. Prof. Benech, durch den Tod verloren hat, 
wurden bereits in früheren Heften dieser Zeitschrift geschildert; 
aus dem neuesten Bande, dessen treffliche, auf Clvilrecht und 
Becbtsgeschichte bezüglichen Arbeiten nach dem Zwecke des 
gegenwärtigen nur das Strafreeht betreffenden Aufsatzes nicht 
Gegenstand unserer Mittheilung sind, heben wir den für Strafe 
redit bedeutenden Auisatz vonCaze (p. 141) über das Peni- 
tentiarsystem hervor, vmd empfehlen ihn der Beachtung AUer, 
welcbe mit GefKugnisskunde sich beschäftigen, -^ ,Der Verf,| 
der bereits 1845 sich für die Einzelnhaft ausgesprochen hat» 
ist Einer der Wei^gen, welche ihren Ansichten treu gebliebea 
eind. ITach ihm ist die Besserung der Sträflinge nicht bloa 
^e philantropischo oder christliche Idee, sonder« durch das 
Interesse der Gesellschaft geboten, weil sie sonst auf den ia 
ihre Mitte zurückkehrenden Sträfling nach seiner Strafseit nur 
mit Schrecken blicken kann. Dass au diesem Zwecke ii% 
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Oefangenen zur Nachtzeit von einander abgesondert, und am 
Tage dem Gesetze des StiUscbweigens unterworfen werden 
sollen, war als allgemeine Forderung anerkannt; allein der 
Yei^f. zeigt, dass nach den Erfahrungen das Erste nicht ge- 
nügt ^ um die Gefahren zu beseitigen und das Stillschweigen 
sich ohne andere Nachtheile herbeizuführen nicht durchführen 
lässt Die Versuche, durch eine Classifikatfon der Gefangenen 
wenigstens zu bewirken, dass sie nicht schlechter aus der An- 
stalt kommen, mussten, wie der Verf. zeigt, scheitern; als 
grundlos zeigte sich besonders die Olassifikation, welche dar- 
nach gemacht wurde, je nachdem der Verbrecher zu einer 
oder anderen Strafart verurtheilt war. Der Verf. findet nur in 
der Emzelttltaft das Mittel der Abhülfe $ unter dem äussern 
Ansohein einer Gleidifdrmigkeit in der Strafantretong hat dies 
Sjstem nach ihm den Vortheil, dass es alle Modifikationen 
■üigüch maeht, die nach den Tersehiedenen Naturen und Ei-« 
gensohaftan für die Ansteckung notbwendig werden. Wenn 
auch der Vortrag von Gaze nichts Neues über das System' 
enthält, so yerdient doch dieser Vortrag Beachtung, weil dia 
Voriheile der Einzelnhaft klar erörtert und die Einwendungen 
gut widerlegt sind. Die unter Nro. 12 angeführte Zeitschrift 
ist eine erfreuliehe Erscheinung, da sie nicht blos den Zweek 
iMt, eine klare Uebersicbt gewährende Anzeige aller neuen 
in Frankreidi und im Auslande erschienene Jurist Werke (seihst 
kldner, sonst Idcht unbeachtet bleibender) Scfadftmi liefert, 
aamentlieh genaue Anzeige der in Spanien erscheinende 
Werke ) in Zeitschriften z. B. im rorliegenden Hefte p. 108 
gibt, sondern auch literarhistorische Nadtfichten, Biogr^hiea 
bedeutender Juristen, z. B. in dem jetzigen Hefte f. 143 von 
Deslisle mtttfaeilt 
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Beiträge zu einer statistischen Vergleichung der 
Thätigkeil und der Wirksamkeit der Schwur- 
gerichte in Preussen und in Frankreich. 

Von 

Hern THmMp 
Geheimen Jii«lifl-Raih su Berlin. 



Der Gebraach, welchen die Gesetsgebung in ien ver- 
sdiiedenen Staatea seither von Btatistischen NotlzM cu macben 
sich veranlasst gesehen hat, ist auch Ui Bedehnng anl daa 
Strafrecht und das Strafverfahren als ein BedürMM anerkannt 
werden. Dennoch ist die Benutzung selcher Emdttlongen sel- 
ten über die Grenzen des eigenen Staates hinansgegangeni und 
es scheint erst der neaesten Zeit vorbehalten geblieben m 
sdn, den innigen Znsammenhang und die nahe Verwandtsohafti 
in welcher die für gleiche Zwecke thStigen Staatsinstitute aUer 
eivilisirten Nationen zu einander stehen, gehörig zu würdigen. 

Vorzüglich sind es Frankreich und England, auf welche 
man von Deutschland ans in dieser Beziehung seine Blicke 
richtete, und es war insbesondere die Stmfgesetzgebung Frank- 
reichs, die auf die Umbildung des Strafrechts und Strafvtf- 
fahrens der deutschen Staaten den wesentlichsten Eii^nss 
ansfible, und audi für Preussen zum MusterbUde diente. 

Efaie statistische Vergleichung des Umfanges, der Thfitig- 
keit und der Wirksamkeit der Schwurgerichte Preussens und 
Frankreichs erhält dadurch ihre vollständige Berechtigung, 
und wird eben so anziehend als belehrend. 

In diesen Blättern soll es desshalb versucht werden, die 
Besultate einer solchen Vergleichung insoweit wiederzugeben, 
als sie geeignet erscheinen, über die Einrichtung dieser Schwur- 
gerichte , über die Geschäftsumfang derselben, die in einem 
bestimmten Jahre vor denselben verhandelten Verbrechen und 
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über die Yor dieselben geeteUten Verbrecher ein helleres Licht 
2U verbreiten, und so die Mängel und Vorzüge dieser Schatten- 
seite des Bechtslebens, in Betreff beider Staaten, schärfer her- 
vortreten zu lassen. 

Die Quellen, welche hiebei benutzt wurden, waren für 
die prenssischen Schwurgerichte die im Justiz-Ministerium 
angefertigte Statistik derselben für das Jahr 1854 und das 
Jalirbuch der preussischen Gerichtsverfassung für dasselbe Jahr, 
für Franl^reicli aber der compte g^n^ral de Tadministration cri* 
minelle en France pendant Tann^e 1853. 

Dass resp. das Jahr 1854 nnd das Jahr 1853 ab die 
critischen Jahre angesehen werden mussten, war ein nicht zu 
vermeidender Uebelstand. In der Annahme der Einwohner- 
zahl Freussens, im Jahre 1854 auf 16,923,721 und der Ehi- 
wohnerzahl Franicreichs im Jahre 1853 auf 35,783,149, kann 
jedoch, da sich die Verhältnisse in beiden Jahren nicht we* 
sentlich verändert haben dürften, ein ungefährer Maassstab für 
die anzustellenden Vergleichungen sehr wohl gefunden werden. 

L 

Die Competenz, die Anzahl und die Besetzung 

der preussischen und französischen 

Schwurgerichte* 

Das preussische Strafgesetzbuch vom 14. April 1851 un- 
terscheidet hl §. 1 die Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen, wie der Code p^nal im Artikel 1 die 
crimes, d^lits und contraventions. 

Die Handlung, welche die preussischen Gesetze mit der 
Todesstrafe, mit Zuchthausstrafe oder mit Einschliessung von 
mehr als fünf Jahren bedrohen, ist ein Verbrechen, so 
wie es die Rechtsverletzungen (infractions) sind, welche der 
gedachte Artikel 1 als crime bezeichnet, weil sie das Ge- 
setz mit schweren Leibes- . oder entehrenden Strafen (peines 
afficUves ou infamantes oder des peines en mati^re crimi- 
nelle beahndet habe. Nach dem, durch das Gesetz vom 
28. April 1832 modifizirten Art. 7 des code p^nal, sind diese 
peines affictives et infiunantesy der Tod, die travauz forctfs i 
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perpdtaite, die d^portaiion , die travanx forc^s ä temps, die 
dAomion und die redasioDy so wie, nacli Art 8, die peines 
seuleiiieDt iBfamantes, das banniesement and die d^gradation 
ciyiqne. 

Die Handinngen, welclie die preusslflchen Gesetze mit 
der EiBBchlieMung bis su fünf Jahren, mit Gefängniss von 
mehr als sechs Wochen, oder mit Geldbusse von mehr als 
fSnfsig Thalem bedrohen, bilden die Vergehen, wogegen nach 
dem firanzösiachen Rechte, Artikel g. l*c., die d^lits mit den 
peines correctionnels oder dem emprissonnement ä temps dans nn 
lie« de c<hTection , den interdlctions k temps de certaines droits 
civiquesy dvils oa de famflle oder mit einer Geklbosse bedroht 
worden sind. 

Endlich bilden in Preassen die Handlangen, welche mit 
G«fiSngni8s Us zn sechs Wochen oder mit Geldbusse bis zn 
fSofzig Thalem bedroht shid, die Uebertretnngen, welche 
als contraventions in Frankreich mit den peines de police, die 
sich auf eine ein- bis ftinfeägige Gefängnissstrafe oder eine 
Geldbusse bis zu 15 Francs, nach Artikel 464 I.e. beschränken, 
bedroht worden sind. 

Ebenfalls dem Systeme der Dreitheilung folgend, fiberwei- 
sen die Artikel XIII und XY des Elnführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch vom 14. April 1851 die Untersuchung und 
Entscfaeidung in Ansehmig der Verbrechen den Schwurgerich* 
ten, in Ansehung der Vergehen den aus drei Mitgliedern be- 
st^hehden Abtheilungen der Gerichte erster Instanz, in der 
Bheinprovinz der Zuditpolizei-Eammer der Landgerichte, die 
Uebertretungen dagegen aber Einzelricbtern, als Commissarien 
der Ersünstanzgerichte, in der Rheinprovinz den Folizeifichtera. 

In Frankreich sind dagegen die cours d*asi^es für die 
cdmes, die tribnnanx correctionnels, für die delits tmd die 
trfbhnank de simple police, für die contraventions die c<»ape* 
tent^ Gerichtshof!». 

Nach dem §. 60 der Verordnung vom d. Januar 1849, 
die Einfährnng des mtindiichen und ^ffentiichen Verfalirens 
1^ Geschworenen in UntersuchungsMichen betrei^id, und bach 
Artftei XIX des gedaditen Einfüfarnngsgeselaes A^aA «loh Ae 
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Competenz der preassischen Schwurgerichte auch auf die po* 
litischen und Press vergehen aus, sie bat seitdem jedoeb 
verschiedene Einschränkungen erfahren. 

Das Strafgesetzbuch vom 14. Aprii 1851 hatte den er- 
sten schweren Diebstahl nach §.218, und den einfachen Dieb«* 
stahl im wiederholten Bückfall nach §. 219 mit Zuchthaus 
beahndet, und so in die Reihe der Yerbrechen gestellt , ob- 
gleich diese strafbaren Handlungen, nach dem vorgedacbten 
§. 60 der Verordnung vom 3. Juni 1849 um desshalb in den 
meisten Fällen nicht in das Gebiet der Schwurgerichte gefU'- 
len waren, weil dieses erst bei härteren als dr^eljährigen Frei* 
beitsstrafen begann, das allgemeine Landrecht aber geringere 
Strafen vorgesehen hatte. 

Der Geschäftsumfang der Sdiwurgerichte b^ktte sieh di^« 
durch fast bis zum dreifachen gesteigert, und so das Gesets 
vom 22. Mai 1852 hervorgerufen, nach welchem die Untdr-^ 
suchuAg und Entseheldung wegen ersten schweren Diebstahls 
und wegen einfachen Diebstahls und einfacheir Hehlerei im 
wiederholten Bückfall, mit Ausschluss der B)ielnprovinZ| den 
Geriisbtsabtbeilungen zugewiesen, und so den Schwurgerichten 
entzogen wurden. Diese Massregel hatte den Erfolg, da^g 
1853 von 12,704 Verbrechen nur 5808 den Schwurgerichten, 
6896 aber den Gerichtsabtheilungen zufielen. 

Im Jahr 1851 hatte sich die Zahl der Schwurgerichts« 
saehen nur auf 5240, im Jahr 1852 aber auf 11,384 belaufen« 

Da das Strafgesetzbuch den Verlust der bürgerlichen Ehc^ 
durch seine Verknüpfung mit der Zuchthausstrafe allein von 
dem Ausspruche der Geschworenen abhängig ;gemacht hatte;, 
nach dem Gesetze vpm 22. Mai 1852 aber die grösste Zaiü. 
der Zuchthausstrafen von den Gerichtsabtheilungen nunmehr 
anszuaprechen waren, so wurde das ebengedachte Frincip des 
Strafgesetzbuchs durch dasselbe vollständig erschüttert Wir 
[rennögen dies, unbeschadet seiner sonstigen Zweckmässigkeit^ 
für einen Fortschritt nicht anzusehen, und würden es für an- 
gemessener gehalten haben, wenn man die gedachten Ver- 
sprachen ganz in die Beihe der Vergehen gestellt hätte, wo 
sie dann» ausaer der zeitigen, event. über fünf Jahre hinaujh 
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nuetsendeii OefttngniBflstrafe , nicht mit dem dauernden, 
sondern nur mit dem zeitigen Verluste der bürgerlichen 
Ehrenrechte bestraft worden wären. 

Da die in Preussen einzurichtenden CentralgefiUignisse, 
welche zur Verbüssung der längeren Gefängnissstrafen bestimmt 
study im Wesentlichen die Einrichtung der Zuchthäusser er- 
halten werden, so würde diese Art der Bestrafung in ihrer 
Wirksamkeit den jetzigen Strafen der Verbrechen nicht son- 
derlich nachstehen, und es würde doch ein Grundsatz aufrecht 
eifaalten worden sein, auf welchen das grösste Gewicht sa 
legen, wohl die dringendste Veranlassung vorhanden war. 

Je grösser die Garantien sind, welche ein Staat der Ehre 
seiner Bürger gewährt, und je kräftiger der Schutz ist, wel- 
chen er diesem hödisten Gute derselben angedeihen lässt, um 
so höher stellt er sich selbst in der allgemeinen Ächtuug« 
Ist es nun aber das Verfahren yor dem Schwurgerichte, mit 
welchem der Staat die grösstmöglichsten Garantien und den 
wirksamsten Schutz für den Angeklagten verbunden hat, dann 
müssen nur die Geschworenen ihn für ehrlos erachten können, 
nicht aber zugleich auch die für die Vergehen bestimmten, 
aus drei Mitgliedern bestehenden, Gerichtsabtheilungen. 

Demnächst erfolgte durch das Gesetz vom 25. April 1853, 
die Bildung eines besonderen, mit dem Kammergerichte zu 
Berlin yerbundenen, Staatsgerichtshofes, welchen die im ersten 
Titel des zweiten Theils und in den §§. 74, 76 und 78 des 
Strafgesetzbuchs yorgesehenen Verbrechen des Hochyerraths, 
des Landesyerraths , der Thätlichkeiten gegen die Person des 
Königs, der Königin, des Thronfolgers oder eines anderen 
Hitgliedes des Königlichen Hauses und des Regenten des 
preussischen Staats, so wie die hoehyerrätherischen Handlun- 
gegen befreundete Staaten zu seiner Competenz zugeth^lt wur«- 
den, und bei welchem zwar Mündlichkeit und Oeffentlichkeit 
des Verfahrens, nicht aber die Zuziehung yon Geschworenen 
stattfindet 

Um den Schwurgerichten den Charakter eines politischen 
Instituts noch mehr zu entziehen, bestimmte hierauf das 6e- 
seu yom 6. März 1854, dass auch die politischen und Press-- 
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vergehen, gleich den übrigen strafbaren Handlangen, den Be- 
stimmungen der Artikel XIII und XV unterliegen sollen, der 
Artikel XIX aber, welcher die Pressvergehen den Schwur- 
gerichten vorbehalten hatte, aufgehoben sein solle. 

Die Novelle zum Strafgesetzbuche vom 14. April 1856 
wirkt endlich wiederum beschränkend auf die Competenz der 
Schwurgerichte ein, indem sie, durch Abänderung der §§. 193, 
217 und 218 des Strafgesetzbuchs, einmal die Körperver- 
letzungen, auch wenn sie eine längere als zwanzigtägige 
Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit zur Folge hatten, und nur 
desshalb, nach §. 193, zu den schweren zu rechnen waren, 
fernerhin nicht mehr für schwere, sondern nur für erheb- 
liche erachtet, und nur mit Gefängniss bedroht, und ferner, 
weil sie den Diebstahl, der in einem bewohnten Gebäude zur 
Nachtzeit von zwei oder mehreren Personen verübt ist, zu 
den einfachen Diebstählen rechnet, und somit in die Beihe 
der Vergehen aufnimmt, so dass diese Art der Körperver- 
letzungen gar nicht mehr, diese genannten Diebstähle aber im 
Rückfall nicht mehr an die Schwurgerichte gelangen, was so 
lange der Fall war, als sie das Gesetz für schwere Diebstähle 
erachtete. 

Soviel uns bekannt, hat sich das französische Strafrecht 
von solcher Competenz Beschränkungen ferngehalten, und es 
sind nur dieDecrete vom 31.December 1851 und 17. Februar 
1852, welche die Press vergehen den Gorrectionalgerichten zu- 
iheilen, hier zu erwähnen. 

Die in dem Gesetze vom 28. April 1832 erfolgte Zulas- 
sung der circonstances att^nuantes bei allen Verbrechen hat 
in Frankreich bisher hinreichend geschienen, verbunden mit 
der MUderung und Aufhebung einzelner Strafarten, die Härte 
des Code ptfnal auszugleichen^ ohne zu einer gänzlichen Re- 
vision desselben schreiten zu müssen. 

Die Gerichtsbarkeit wird in Preussen überall 
durch Königliche Geriehte verwaltet. Die Stadtgerichte in 
Berlin, Breslau und Königsberg, die Stadt- und Kreisgerichte 
zu Dandg und Magdeburg und 238 Kreisgerichte bilden in 
den Provinzen Brandenburg, Pommern, Preussen, Schiede, 
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Posen, Sachsen .und Westphalen mit ihren Deputationen und 
Gommissionen , die Gerichte der ersten Instanz und umfassen 
die Bezirke von 21 Appellationsgerichten. 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofs zu Cöin sind 
dagegen als Brstinstanzgerichte und als zweite Instanz, inso- 
fern eine Berufung gegen die Urtheile der 125 Friedensricbter 
zulässig ist, neun Landgerichte, und unter denselben alz 
Einzelrichter mit beschränkter Competenz die obengedacbten 
Friedensrichter vorhanden. 

Als Bevisions- und Cassationshof besteht, nach dem Ge- 
setze vom 17. März J852, für die ganze Monarchie gegen- 
wärtig allein das Obertribunal zu Berlin. 

Die Assisen werden bei den vorgedachten Stadt, den Stadt- 
nnd Ereisgerichten, den Landgerichten und denjenigen Kreis- 
gerichten abgehalten, welche als Schwurgerichte von dem Justiz- 
Minister besonders bezeichnet sind. Da gegenwärtig überhaupt 
nur 88 Schwurgerichte bestehen, so umfassen die meisten der- 
selben die Bezirke mehrerer Ereisgerichte. 

Es befinden sich: 

I. in der Provinz Brandenburg mit 2,245,886 Ein- 
wohnern; in dem Bezirke des Kammergerichts zu 
Berlin das Schwurgericht des dortigen Stadtgerichts mit 
438,958, das Ereisschwurgericht daselbst mit 229,139, die 
Schwurgerichte zu Potsdam mit 129,788, zu Perleberg mit 
208,958, zu Brandenburg mit 102,161, zu Wriezen mit 75,296, 
und zu Prenzlau mit 157,511, zusammen mit 1,341,811 Ge- 
richtselngesessenen; 2) in dem Bezirke des Appellations- 
gerichts zu Frankfurt a. d. Oder die Schwurgerichte 
zu Frankfurt mit 203,958, zu Cottbus mit 204,506, zu Soram 
mit 168,804, zu Cüstrin mit 152,112 und zu Landsberg 
a. d. Warthe mit 154,688, zusammen mit 904,075 Gerichts- 



n. In der Provinz P o m m etn mit 1,254,710 Einwohnern, 
8) in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Stet- 
tin, die Schwurgerichte zu Stettin mit 121,020, zu Anclam 
mit 143,448, zu Naugatd mit 181,717 and zu Pomm^tar^ 
gard Büt 144^841) zusammen mit 590,426 Gerichtseifigesessenen. 
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4) in dem Bezirke des Appellatioasgericbts 2a Oös- 
11 n die Schwurgerichte zu Cöslla mit 203,879, zu Stolp mit 
155,178 und zu Keu-Stettin mit 110,226, zusammen mit 
469,426 Gerichtseingesessenen; 5) in dem Bezirke des Apel* 
lationsgerlchts zu Greifs wald die Schwurgericht^ zu 
Greifswald mit 76^307 und zu Stralsund mit 118,694, zu- 
sammen mit 195,001 Gerichtseingesessenen. 

m. In der Provinz Prenssea mit 2,604,795 Einwohr 
nern; 6) in dem Bezirke des Äppellationsgerichts zu 
Königsberg die Schwurgerichte zu Königsberg mit 162,211, 
zu Neidenburg mit 130,180, zu Bartenstein mit 163,471, Z9 
Braunsberg mit 84,155, zu Heilsberg mit 46,065, zu Wehlau 
mit 119,501, zu Memel mit 46,915 und zu Mehrungen mit 
135,379, zusammen mit 887,877 Gerichtseingesessenen; 7) in 
dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Insterburg 
die Schwurgerichte zu Insterburg mit 215,584, zu Angerborg- 
Lyk mit 244,758 und zu Tilsit mit 181,863, zusammen mit 
642,205 Gerichtseingesessenen; 8) in dem Bezirke des Apel-* 
lationsgerichts zu Marienwerder die Schwurgerichte 
zu Danzig mit 222,328, zu Conitz mit 105,426, zu Deutsch* 
Crone mit 104,648, zu Elbing mit 152,695, zu Graudenz mit 
157,214, zu Marienwerder mit 140,346, zu Preuss. Stargard 
mit 86,429 und zu Thorn mit 105,627, zusammen mit 1,074,713 
Gerichtseingesessenen. 

lY. In der Provinz Schlesien mit 3,148,119 Einwoh^ 
nern; 9) in dem Bezirke des Appellationsgericbts zu 
Breslau die Schwurgerichte zu Breslau mit 532,167, zu 
Brieg mit 196,691, zu Glatz mit 233,185, zu Jauer mit 
180,414 und zu Schweidnitz mit 236,589, zusammen mit 
1,870,046 Gerichtseingesessenen; 10) in dem Bezirke dQ9 
Appellationsgerichts zu Glogau die Schwurgerichte zu 
Glogau mit 179,260, zu Bunzlau mit 129,264, zu Görlitz mit 
178,133, zu Grüneberg mit 155,308 und zu Lignit^ mit 
116,499, zusammen mit 758,464 Geriehtseingesessenen; 11) in 
dem Bezirke des Appellationsgerichts zuBatibor die 
Schwurgerichte zu Batibor mit 276,421, zu Gleiwitz mit 
267,240, zu Oppehi mit 219,678 und zu Neisse mit 342,270, 
zusammea mit 1,005,609 Geriehtseingesessenen. 
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y. In der Provinz Posen mit 1,881,745 Einwohnern. 
12) in dem Bezirke des Appellationsgerichts zn Posen 
die Schwurgerichte za Posen mit 308,262, zu Lisso mit 187,857, 
za Ostrowo mit 223,174 und zu Meseritz mit 187,450, zu- 
sammen mit 906,743 Gerichtseingesessenen; 13) in dem Be- 
zirke des Appellation sgorichts zu Bromberg die Schwur- 
gerichte zu Bromberg mit 177,678, zu Gnesen mit 139,599 
nnd zu Schneidemühl mit 157,725, zusammen mit 475,002 
Gerichtseingesessenen. 

YL In der Provinz Sachsen mit 1,817,085 Einwoh- 
nern; 14) in dem Bezirke des Apellationsgerichts zu 
Magdeburg die Schwurgerichte zu Magdeburg mit 375,522 
und zu Stendal mit 167,495, zusammen mit 543,017 Gerichts- 
eingesessenen; 15)in dem Bezirke des Appellationsgerichts 
zu Halberstadt die Schwurgerichte zu Halberstadt mit 166,997 
nnd zu Heiligenstadt mit 189,020, zusammen mit 356,017 
Gerichtseingesessenen ; 1 6) In dem Bezirke des A p p e 1 1 a t i o n s- 
gerichts zu Naumburg die Schwurgerichte zu Erfurt mit 
161,761, zn Halle mit 281,596, zu Naumburg mit 253,328 
nnd zu Torgau mit 221,366, zusammen mit 918,051 Gerichts- 



YH. In der Provinz Westphalen mit Qstfriesland 
mit 1,809,217 Einwohnern; in dem Bezirke des Appellations- 
gerichts zu Münster das Schwurgericht zu Münster mit 
429,863 Gerichtseingesessenen; 18) in dem Bezirke des Apel- 
lationsgerichts zu Paderborn die Schwurgerichte zu 
Paderborn mit 164,606 und zu Herfort mit 307,169, zusam- 
men mit 471,775 Gerichtseingesessenen; 19) in den^ Bezirke 
des Appellationsgerichts zu Hamm die Schwurgerichte 
zu Hamm mit 119,395, zu Hegen mit 158,509 und zu We- 
sel mit 175,010, zusammen mit 452,914 Gerichtseingesessenen« 
20) in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Arns- 
berg die Schwurgerichte zu Arnsberg 119,615, zu Siegen 
mit 110,016 und zu Hechingen mit 65,634, zusammen mit 
295,265 Gerichtseingesessenen; 21) in dem Bezirke des Justiz- 
Senats zu Ehrenbreitstein das Schwurgericht zu Neuwied 
mit 159,450 Gerichtseingesessenen. 
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Vin. In der Rheinprovins mit 2,572,086 Einwoh- 
nern, und zwar In dem Bezirke des Appellations^erichtshofs 
zu Cöln, die Schwurgerichte zu Aachen mit 422,282, zu Bonn 
mit 222,089, zu Cleve mit 214,578, zu Göln mit 294,578, 
zu Coblenz mit 344,630, zu Düsseldorf mit 328,527, zu EI- 
berfeld mit 240,699, zu Saarbrück mit 168,963 und zu 
Trier mit 335,789 Gerichtseingesessenen. 

Auch in Frankreich wird die Justiz nur von Kaiser* 
liehen Gerichten verwaltet Es waren im Jahr 1853, ausser 
der cour de Cassation zu Paris 27 Appellhöfe (cours impe- 
riales), 361 cours de la prämiere instance und 2847 Friedens- 
richter vorhanden. 

Für jedes der 85 französischen Departements wird, nach 
Art. 251 des code d*instruction criminelle, ein Schwurgericht 
gebildet, und gewöhnlich In dem Hauptorte des Departements 
abgehalten, insofern nicht der betreffende Appellhof dazu ein 
anderes Erstinstanzgericht des Departements nach Art. 2581c. 
bestimmt. 

Die Seelenzahlen der Departements, und somit auch die 
der einzelnen französischen Schwurgerichte, stellen wir nach- 
stehend zusammen. Es befinden sich, 1) In den Bezirken der 
cour imperiale» zu Agen, die Departements Gers mit 307,479, 
Lot mit 296,224 und Lot et Garonne mit 341,345, zusammen 
mit 945,048 Einwohnern. 2) In dem Bezirke der cour im- 
periale zu Aix, die Departements Basses- Alpes mit 152,070, 
Bouches du Rhone mit 428,989 und Var mit 357,967, zu- 
sammen mit 939,026 Einwohnern. 3) In dem Bezirke der 
cour imperiale zu Amiens, die Departements Aisne mit 558,989, 
Oise mit 403,857 und Somme mit 570,641 , zusammen mit 
1,533,487 Einwohnern. 4) In dem Bezirke der cour impe- 
riale zu Angers, die Departements Maine et Loire mit 515,452, 
Mayenne mit 374,566 und Sarthe mit 473,071, zusammen 
mit 1,363,089 Einwohnern. 5) In dem Bezirke der cour Im- 
periale zu Bastia das Departement Corse mit 236,251 Ein- 
wohnern. 6) In dem Bezirke der cour imperiale zu Besan^on 
die Departements Doubs mit 296,679, Jura mit 313,446 und 
Hante-Saone mit 347,469, zusammen mit 957,594 Einwohnern. 
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T) in dem BesiFke ddr coar imperiale zu Bordeaux die Depar- 
tements Charente mit 382,912, Dordogne mit 505,789 und 
Gironde mit 614,387, zusammen mit 1,503,088 Einwohoero. 
8) In dem Bezirice der conr imperiale zu Bourges die De- 
partements eher mit 306,261, Indre mit 271,938 und Ni^vre 
mit 327,161, zusammen mit 905,360 Einwohnern. 9) In dem 
Bezirke der cour imperiale zu Caen, die Departements Caloados 
mit 491,210, Manche mit 600,882 und Orne mit 439,886, zusam- 
men mit 1,531,978 Einwohnern. 10) In dem Bezirke der cour 
imperiale zu Colmar, die Departements Bas-Rhin mit 587,434 und 
Haut^Rhin mit 494,147, zusammen mit 1,081,581 Einwohnern. 

11) In dem Bezirke der cour imperiale zuDijon,die Departements 
Gote d'or mit 400,297, Haute-Marne mit 268,398 und Saone 
et Loire mit 574,720, zusammen mit 1,243,415 Einwohnern. 

12) In dem Bezirke der cour imperiale zu Donai, die Depar- 
tements Nord mit 1,158,285 und Pas de Galais mit 692,994, 
zusammen mit 1,851,279 Einwohrern. 13) In dem Bezhrke 
der cour imperiale zu Grenoble, die Departements Hautes* Alpes 
mit 182,038, Drdme mit 326,846 und Is^re mit 603,497, zu- 
sammen mit 1,062,381 Einwohnern. 14) In dem Bezirke der 
cour imperiale zu Limoges die Departements Corribze mit 320,864, 
Greuse mit 287,075 und Haute- Vienne mit 319,379, zusam* 
men mit 927,318 Einwohnern. 15) In dem Bezirke der cour 
imperiale zu Lyon, die Departements Ain mit 372,039, Loire 
mit 472,588 und Rhone mit 574,745, zusammen mit 1,419,372 
Einwohnern. 16) In dem Bezirke der cour imperiale zu Mete 
die Departements Ardennes mit 331,296 und Moselle mit 
459,684, zusammen mit 790,980 Einwohnern. 17) In dem 
Bezirke der cour imperiale zu Montpellier, die Departements 
Aude mit 289,747, Aveyron mit 394,183, H^rault mit 389,286 
und Pjren^es-Orientaies mit 181,955, zusammen mit 1,263,171 
Einwohnern. 18) In dem Bezirke der cour imperiale zu Nanqr 
die Departements Meurthe mit 450,423, Meuse mit 328,657 
und Vosges mit 427,409, zusammen mit 1,206,489 E^wohner. 
19) In dem Bezirke der cour imperiale zu Nismes die Depar- 
tements Ardeche mit 386,559, Gard mit 408,1^3, Loz^re mit 
144,705 und Yauciuse mit 264,618, susammen mit 1,204,045 
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ElDwohnerD. 20) In dem Bezirke der cour imperiale zvl Or-« 
leansy die Departements Indre et Loire mit 315,641) Loire 
et eher mit 261,892 und Loiret mit 341,423, zusammen mit 
918,956 Einwohnern. 21) In dem Bezirke der cour imperiale 
zu Paris, die Departements Aube mit 265,247, Eure et Loire 
mit 294,892, Marne mit 373,302, Seine mit 1,422,065, Yonne 
mit 381,133, Seine et Marne mit 345,076 und Seine et Oise 
mit 472,554, zusammen mit 3,554,269 Einwohnern. 22) In 
dem Bezirke der cour imperiale zu Foitiers, die Departements 
Charente-Inferieure mit 469,992, Deux Sevres mit 323,615, 
Vendde mit 383,734 und Vienne mit 316,738, zusammen mit 
1,494,079 Einwohnern. 23) In dem Bezirke der cour im- 
periale zu Pau, die Departements Laudes mit 302,196, Basses- 
Pyrendes mit 446,997 und Hautes-Pyrendes mit 250,934, zu- 
sammen mit 1,000,127 Einwohnern. 24) In dem Bezirke der 
cour imperiale zu Rennes die Departements Cötes du Nord mit 
632,613, Finest^re mit 617,710, lile et Vilaine mit 574,816, 
Loire-Inf^rieure mit 535,664 und Morbihan mit 478,172, zu- 
sammen mit 2,838,777 Einwohnern. 25) In dem Bezirke der 
conr imperiale zu Riom, die Departements Allier mit 336,758, 
Cantal mit 253,329, Haute-Loire mit 304,615 und Pay de 
Dome mit 596,897, zusammen mit 1,471,599 Einwohnern. 
26} In dem Bezirke der cour imperiale zu Rouen die Depar- 
tements Eure mit 415,777 und Seine-Inferieure mit 762,039, 
zusammen mit 1,177,816 Einwohnern, und 27) in dem Bezirke 
der cour imperiale zu Toulouse, die Departements Arri^ge mit 
267,435, Haute-Garonne mit 481,610, Tarn mit 363,073 und 
Tarn et Garonne mit 237,553, zusammen mit 1,349,671 
Einwohnern. 

Hiemach zählt jedes der 88 preussischen Schwurg^erichte 
durchschnittlich 192,315 und jedes der 86 französischen Schwur- 
gerichte 416,083 Gerichtseingesessene, die letzteren sind mit- 
hin TOD einem mehr als doppelt so grossen Umfimge als die 
ersteren. 

InPreussen sind es 33 Schwurgerichte, deren Gericfatseinge- 
sessenenzahl die Durchschnittszahl übersteigt, in Frankrekh 32. 

In Preoflsen ist das grösste Schwurgericht das zu Breslau 
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mit 533,167 y in Frankreich das zu Paris mit 1,422,065 Ge- 
richtseingeseBsenen; das Itlelnste in Preussen das zu Heilsberg 
mit 46,065, in Frankreich das des Departements Haates-Alpes 
mit 132,038 Qerichtscingesessenen. 

In Preussen zShlt nur ein Schwurgericht über 500,000, 
3 sShlen 4—500,000, 6 zShIen 3—400,000, 22 zählen 2 bis 
300,000, 49 zählen 1—200,000 und 7 unter 100,000 Ge- 
richtseingesessene, der gr5s8te Theil dieser Gerichte ist dess- 
halb von einem angemessenen Umfange. Wir werden später 
auszuführen Gelegenheit haben, warum wir, nach den sonst 
in Preussen bestehenden Gerichtseinrichtnngen, grössere Schwur* 
gerichte als die mit einer Soelenzahl von 150—180,000 nicht 
für angemessen erachten. 

In Frankreich zählen 2 Schwurgerichte über eine Million, 
1 zählt 7—800,000, 6 zählen 6—700,000, 10 zählen 5 bis 
600,000, 18 zählen 4—500,000, 30 zählen 3—400,000, 15 zäh- 
len 2—300,000 und 4 zählen 1—200,000 Gerichtseingesessene. 

Die Schwurgerichte werden in Preussen durch einen Vor- 
sitzenden, vier beisitzende Richter, dem Staatsanwälte, einem 
Geriehtsschreiber und 12 Geschworene gebildet, welchen die 
erforderliche Zalil von Ergänznngsrichtem und Ersatzgeschwo* 
renen, soweit es das Bedürfniss erheischt, hinzutreten. 

Die Vorsitzenden werden, nach Art. 52 des Gesetzes 
vom 3. Mai 1852, für jeden Appellationsbezirk aus der Zahl 
der in demselben angestellten Siebter von dem Justiz-Minister 
jedesmal auf ein Jahr ernannt. Die Auswahl der Vorsitzenden 
für die einzelnen Sitzungsgemeinden wird von dem ersten 
Appellationsgerichts-Präsidenten aus der Zahl der vorgedachten 
Richter bewirkt. 

Die beisitzenden Richter bestimmen die Directoren der 
Stadt und Ereisgerichte aus der Zahl der Mitglieder der Ge- 
richte^ welche den Schwurgerichtsbezirk bilden. 

Der in dem Bezirke eines jeden Appellationsgerichts be- 
stellte Oberstaatsanwalt ist befugt, bei jedem Schwurgerichte 
dieses Bezirks zu fungiren, in der Regel wird die Staatsbehörde 
jedoch vor dem Schwurgerichte, von dem Staatsanwälte des 
Schwurgerichtsbezirks oder dessen Gebülfen vertreten. 
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Die Gerichtsscbreiber werden, nach der Bestimmung der 
Kreisgerichtsdirectoren , aus den Subalternen der Kreisgerichte 
oder den bei diesen zu ihrer Ausbildung beschäftigten Refe- 
rendairen und Auscultaioren genommen. 

Die französischen Schwurgerichte bestehen, nach dem 
Artikel 252 des code d'instruction criminelle, wie ihn das Ge- 
setz vom 28. April 1832 normirt hat, in den Departements^ 
wo die cour Imperiale ihren Sitz hat, aus drei Mitgliedern die- 
ses Oerichtshofs, wovon einer der Präsident der Assisen ist 

Die Functionen des minist^re public werden hier von dem 
procureur general, oder durch die General-Advokaten oder 
einen der Substituten des General-Procurators versehen. 

Der Greffier der cour imperiale oder einer seiner eidlich 
verpflichteten Gehilfen, commis asserment^s, erfüllt die Func- 
tionen des Geschichtsschreibers. 

Nach dem Art. 253, wie ihn das Gesetz vom 28. April 
1852 umgebildet hat, sind die cours d'assises in den andern 
Departements zusammengesetzt, 1) aus einem Käthe der cour 
imperiale als Assisenpräsidenten, 2) aus zwei Bichtern, welche 
entweder aus den Käthen der oour imperiale oder aus den 
Präsidenten und Bichtern des Erstinstanzgerichts des Orts, wo 
die Assisen gehalten werden, erwählt werden, 3) aus einem 
Procurator dieses Gerichts oder einem seiner Substituten, inso^ 
fern der G^neral-Procurator der cour imperiale oder einer sei- 
ner Substituten, die Function der Staatsbehörde nicht selbst 
übernimmt, und 4) aus einem Greffier oder dessen beeidigten 
Gehilfen des Erstinstanzgerichts und aus 12 Geschworenen. 

Was die Geschworenen betrifft, so kann in Prens- 
sen, nach §. 62 der Verordnung vom 3. Januar 1849, als 
solche nur berufen werden, diejenigen, welche die Eigenschaft 
eines Preassen besitzen, 30 Jahr alt sind, nnd sich im Voll- 
genasse der bürgerlichen Bechte befinden, lesen und schreiben 
können, und wenigstens ein Jahr in der Gemeinde, in welcher 
sie sich aufhalten, ihren Wohnsitz haben. 

Der §• 63 der gedachten Verordnung und der Art. 56 
des Ergänzungsgesetzes derselben, vom 3. Mai 1852, bestim* 
men, wer ausserdem noch znm Geschworenen nicht geeignet 
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erscheint Darchgreifend ist hierbei eia bestimmter CenstlSy 
80 dass auch die sogenaanten Capacitäten mit Ausnahme der §• 63 
der Verordnung vom 3. Januar 1849 gedachten nur dann zu 
Geschworenen berufen W'erden können, wenn sie die maass- 
gebenden Steuersätze entrichten. 

Nach dem an die Stelle des Gesetzes vom 7. August 1848 
getretenen französischen Gesetze vom 10. Juni 1853 kann 
Niemand das Amt eines Geschworenen bekleiden, wenn er 
nicht das 30. Jahr zurückgelegt hat, und wenn er nicht im 
Genüsse der politischen, bürgerlichen und Familienrechte steht, 
oder wenn er sich in einem der in Artikel 2 und 3 des Ge- 
setzes vorgesehenen Fälle der Unfähigkeit oder in einem der 
daselbst gedachten Yerhältnisse befindet, welche mit dem Amte 
eines Geschworenen unvereinbar erscheinen. 

Der Artikel 4 des Gesetzes schliesst ausserdem solche 
Personen vom Amte der Geschworenen aus, welche als Ge- 
sinde um den Lohn dienen, nicht französisch lesen und schrel«> 
ben können, und die, welche auf den Grund des Gesetzes 
vom 30. Juni 1838 in ein öffentliches Irrenhaus gebracht sind. 

So sehr nun auch dieses Gesetz, eben so wie das vom 
7. August 1848, welches Jagemann im Gerichtssaale von 1849 
Bd. 1, S. 77 sehr richtig ein Vexirsf^el mit Volksrechten nennt, 
gleichsam mit der andern Hand wieder nimmt, was es mit 
der emen gegeben hat, so geht die preusslsche Bestimmung 
eines bestimmten Census, welcher durch die Verpflichtung zur 
Zahlung der dassifizirten fänkommenssteuer, die earst mit einem 
1000 Thlr. übersteigenden Einkommen beginnt, der Zahlung 
von wenigstens 16 Thlr. jährlicher Klassensteuer, 20 Thlr. jähr- 
licher Grundsteuer oder 24 Tlilr. Gewerbesteuer gebildet wird, 
doch in ihren Beschränkungen noch weiter, fiie entzieht Un* 
lerrichtAten und vielen geistig Begabten die Berechtigung, aki 
Geschworene zu fungken, sofern sie mit Glücksgütera nit^ 
in dem Maasse gesegnet ünäj dass sie eine der gedadtten 
Steuern aufzubringen für verpflichtet erachtet worden rfnd. 

In Belgien ist zum Oeschworema befähigt, wer eine 
furofesfdon liberale treibt^ oder wer 90 bis 250 Er., die 
SoBiine ist lokal veisefaieden, jm Abgaben entciohtet. 
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Wenn das franzosiecbe Gesetz auch schon den, welcher 
mindesteDs zu einer einmonatlichen Gefängnissstrafe verurtbeilt 
wurde, in den nächsten drei Jahren, nach der Verbüssung 
dieser Strafe für unfähig zum Geschworenen erachtet, so scheint 
es offenbar zu weit zu gehen. Wird der Yollgenuss der bür- 
gerlichen Rechte nicht geschmälert, dann führt es auf die äl- 
teren Ansichten von der Bescholtenheit zurücl^, wenn 
man die Ausübung von Ehrenrechten schon nur desshalb schmä- 
lert, weil eine solche Bescholtenheit aus der vorgedachten 
Bestrafung sich herleiten lassen könnte. 

Erscheint die Ausschliessung in einzelnen Fällen demnach 
gerechtfertigt, dann lässt sich bei der Feststellung der Jahres- 
listen dieselbe auf andere Weise füglich realisiren. 

lieber die Bildung der Urlisten der Geschworenen ent- 
halten die §§. 64—66 der Verordnung vom S.Januar 1849 
und der Art 57 des Gesetzes vom 3. Mai 1852, für Preussen 
die näheren Bestimmungen, es liegen uns über den Umfang 
dieser Listen keine näheren Angaben vor. 

Was dagegen Frankreich betrifft, so wurden nach dem 
compte g^ndral für das Jahr 1853, nach Artikel 6 des Ge- 
setzes vom 7. August 1848^ in die listes g^ndrales dress^es 
par les Maires 964,521 Geschworene aufgenommen, so dass 
auf 37 Einwohner ein Geschworener kann. 

Das Seine Departement zählt die meisten Geschworenen 
124,097, demnächst das Marne Departement 33,317 und das 
Bhöne Departement 23,100. 

Das Departement Oorse enthielt bei 236,251 Einwohnern nur 
2487 Geschworene, mithin nur auf 95 Einwohner einen Geschwo- 
renen. Das Departement Loz^re mit 144,705 Einwohnern 2188 
Geschworene, mithin auf 58 Einwohner einen Geschworenen. 

In Corsika dürfte die Bestimmung, dass die Geschworenen 
des Lesens und Schreibens kundig sein sollen, einen bedeu- 
tenden Einfluss auf die Zahl der Geschworenen ausgeübt haben. 

Die nach Art. 8 des Gesetzes vom 7. August 1848 auf- 
gestellte Jahresliste, die liste annuelle extralte par les con- 
missions eantonales enthielt im Jahr 1853, 126, 176 Gesohwo- 
lene, die rioh naeb ihren BeEiifiv»^flchäf4eQ iolgendeKgestid^ ver- 
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theilten: 1) Artisans et onviiers vivant* da produit de lear 
travail 8800. 2) Galüvateura , fermiers und laboureurs 16917. 
3) Fonctionnaira et employds des administrations publiqaes 
10436. 4) Negociants, marcbants et fabricants 22,954. 5) Avo- 
cats, avou^s, medicins et autres professions liberales 14,006. 
und 6) Proprietaires virant de leur revdnu und rentiers 52,063. 

In 20 Departements gieng die Zahl der Geschworenen 
unter die Normakahl von 1500 herunter, sie betrug z. B. für 
das Departement Hautes- Alpes nur 660, für Loz^re nur 721 
und für Corsika 1144. Für das Seine Departement war die 
für dieses bestimmte Normalzahl von 3000 Geschworenen 
natürlich erreicht. 

Die Entschuldigungsursachen von 1671 Geschworenen 
wurden für begründet angesehen und nur 35 derselben zu 
einer Geldbusse verurtheilt, in 32 FSllen diese Strafe aber 
niedergeschlagen. Die Strafe, welche, nach Artikel 396 des 
Code d'instruction criminelle, für den ersten Bückfall 500 Fr. 
beträgt, kann, nach Artikel 29 des Gesetzes vom 10. Juni 
1853, am Gerichtshofe auf 200 Fr. herabgesetzt werden. 

Gegenwärtig wird, nach dem ebengenannten Gesetze, die 
Jahresliste durch 2000 Geschworene für das Seinedepartement 
500 für die Departements, deren Bevölkerung 300,000 See- 
len übersteigt, 400 für die, deren Einwohnerzahl 2 — 300,000 
und 300 für die gebildet, deren Einwohnerzahl weniger als 
200,000 beträgt. 

Der Präfect vertheilt, nach der Bevölkerungsliste, auf 
jeden Canton die Zahl der Geschworenen, welche derselbe 
zu stellen hat. In jedem Ganton stellt eine Commission, ge- 
bildet aus dem Friedensrichter, als Präsidenten, und den sämmt- 
liehen Moires des Gantons , die vorbereitenden Listen auf, in 
welchen eine dreimal grössere Anzahl von Namen aufgenom- 
men wird, als Geschworene erforderlich sind. 

Der Präfect erhält sodann diese Liste für den Hauptort 
des Departements, die Unterpräfecten dieselben für die andern 
Bezirke desselben. 

Eine Gommission, gebildet aus dem Präfecten, resp. Unter^ 
präfecteui als Präsidenten , und aus allen Friedensrichtern des 
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Bezirks, stellt sodann die Bezirksliste, durch die Auswahl 
der nöthigen Anzahl von Geschworenen zusammen, welche 
Liste Im Generalbureau des Präiecten deponirt wird. Ebenso 
wird die Liste der Ersatzgeschworenen formirt, welche fttr 
Paris 200 und für jedes Departement 50 Geschworene enthält. 

Für Paris und Lyon ist, in Betrefif der Bildung der LU 
sten, ein etwas abweichendes Verfahren vorgeschrieben. 

Der Präfect bildet aus den Bezirkslisten die Jahres- 
liste, und sendet sie am 15. December an den cour Imperial 
oder an den sonst mit der Abhaltung der Assisen beauflragten 
Gerichtshof. 

Wenigstens zehn Tage vor der Sitzung der Assisen zieht 
der Präsident des cour imperial, resp. der Präsident des Erst- 
instanzgerichts am Orte der Assisen durch das Loos die Na- 
men von 36 Geschworenen und von 4 Ersatzgeschworenen, 
und bildet so die Dienst liste für die betreffende Sitzung. 

Die Mitwirkung von Ersatzgescbworenen erfolgt, wenn 
nicht mindestens 30 Geschworene in der Sitzung anwesend sind. 

Nach §§. 66, 67 und 68 der Verordnung vom 8. Januar 
1849 und Art 58 des Gesetzes vom 3. Mai 1852 ist es der 
Regierungs-Präsident, welcher aus den Urlisten die Jahres- 
listen feststellt. Er wählt aus denselben 48 Personen aus, 
und sendet eine Liste ap den Vorsitzenden des SchwurgerichtSi 
welcher diese Zahl, nach seinem Belieben, auf 30 reduzirt, 
welche demnächst als Geschworene für die betreffende Sitzungs- 
periode berufen shid. Die Zuziehung der Ersatzgeschworenea 
von welchen am Anfange des Geschäftsjahrs das am Sitze 
des Schwurgerichts befindliche Gericht, ausserdem vom Begie- 
rungs-Präsidenten eine Liste erhält, ist erforderlich, wenn nicht 
24 GesQhworene in der Sitzung erschienen sind. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass die Geschwomen- 
listen sowohl in Frankreich als in Preussen ausschliesslich 
durch Beamte gebildet werden. In Ansehung der Bildung 
der Dienstlisten dürfte das französische Verfahren dem preus- 
sischen vorzuziehen sein; nach dem ersteren entscheidet bei 
derselben das Loos, welches der Gerichtspräsident zieht, nach 
dem letzteren aber die directe Einwirkung des Regierungs- 
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Prfisidenten imd dea Vorsitsenden des Schwurgerichts, weidie, 
wie die Erfahrung gelehrt hat, einer bestimmten einseitige 
Sichtung einen zn grossen Vorschab zu leisten geeignet erscheint 

n. 

Der Geschäftsamfang der preassischen und fran- 
zösischen Schwurgerichte im Allgemeinen. 
Die 88 preassischen Schwurgerichte haben im Jahr 1854 
in 330 Sitzungsperioden und an 3340 Sitzungstagen in 5553 
UntersuchungBsachen gegen 8985 Angeklagte, wovon 550 je« 
doch nur wegen eines Vergehens, vermöge der Connexität, vor 
Aie Schwurgerichte verwiesen waren, und somit gegen 8345 
eines VerlM«chens Angeklagte, zu verhandeln gehabt 

Die 86 französischen Schwurgerichte haben dagegen im 
Jahre 1853 in 885 Sitzungsperioden und an 3737 Sitzung»* 
tagen in 5440 Untersuchungssachen, und gegen 7317 Ange- 
klagte verhandelt Im Jahre 1852 war die Zahl der Schwur- 
gerichtssachen &340, mithin 100 weniger, im Jahre 1851 
5^87, mithin 153 weniger als 1B53. 

Diese Vermehrung wird hn compte g€n€ral allein der Zu- 
nahme der Bevölkerung zugeschrieben. 

Wir haben oben bereits bemerkt, dass sich 1851 inPreussen 
auf 5240, 1852 aber auf 11,384 die Zahl der Schwurgerichts* 
Sachen belaufen, und was zu dieser enormen Verm^rang die 
Veranlassung gegeben hat und dass diese Anzahl 1853 wiedw 
auf 5808 zurSekgegangen ist, so dass sich 1854 die Zahl der 
Untersuchungen nm 255 vermindert hatte. 

In Preussen mussten an den 3340 Sitzungstagen j^des-* 
mal '5, in Fraiücreich an 3737 solchen Tagen jedesmal 3 Rich- 
tur fungiren, dies giebt für Preussen 16,700 und für Frankreich 
11,211 richterliche Arbeitstlige. Hätte man in Preussen auch 
die Zahl der Assisenricbter auf 3 beschränkt^ dann wären nur 
10,020 richterliche Arbeitstage, mitbin 6680 weniger erforder- 
lich gewesen. Das Jahr zu 304 Arbeitstagen ang^oDoimeii, 
erfiillen diese 6680 Tage die Arbeitszeit von 22 Richtern, de- 
r^n Besoldung, der Normalgehalt eines Richters auf 750 Thk. 
migenomme&, 16,500 TMr. betragen hat 

Digitized by VjOOQ IC 



Tf iea t! Beitrüge xu einer fttatisli«c]ieft Verfirl^idinBgi 4S0 

Nach ungerem Dafürhalten würde die VerootederaBg der 
Richterzahl, welche sich in England ja sogar auf eins reduor^ 
keinem Bedenken nnferliegen, wenn man die Bestimmungen der 
Art 75 und 98 des Ges^es vom 3. Mai 1852, das guiUy 
PlSdiren des Angeklagten und die Entscheidung der Bidt' 
ter in Ansehung der Schuld bei einfacher Stimmenmehrheit 
der Geschworenen, und die complicirte Fragenstellung aufgeben 
wollte, welche im Grunde doch nur einem Misstrauen gegen 
die Schwurgerichte in Preussen ihren Ursprung yerdanken und 
welche es hauptsächlich sind, welche diejenigen richterlichen Be* 
rathnngen herbeiführen, die ein stärkers RiditercoUiigium noth- 
wendig machen. 

Der Verfasser hat die Artikel 75 und 98 des Gesetzes 
vom 3. Mai 1852 zum Gegenstande einer besonderen Abhand- 
lung gemacht, welche in einem der nächsten Hefte des Golt- 
daimmerschen Archivs für das Preussische Strafrecht vw&ffentlicht 
werden wird, und auf welche er sich zu beziehen hier dessfaalb 
um so mehr begnügt, als eine weitere Erörterung dieses Ge^ 
geni^landes dem vorliegenden Aufsatze fremd ist 

Was die Fragestellung betrifft, so wird man sieh von 
der Annahme loszumachen haben, dass man durch eine nm<- 
ständliche, die Bechtsbegrifiie masctffeibende, Darstellung des 
Sachverhältnisses den Geschworenen die Beantwortung aHw 
BeehtsfiFagen zu entziehen in den Stand gesetzt wird. 

Da mit der Schuldfrage jedoch auch jederzeit eine Rechts- 
frage beantwortet wird, indem die Schuldfrage wesentlich eine 
Rechtsfrage idt, so bleibt dies ein t^gebUches Bemühen, und 
es fübrt jedenfalls besser zum Ziele, wenn man die Frfigen 
etnfach dem Sach- und Rechtsverhältnisse anpaast, und es sor 
4ann dem Rechtsbewusstsein der Geschworenen überlässt, wie 
sie dieselben nach ihrer besten Ueberzeugung zu beantworten 
haben werden. 

Von den vorgedachten Sitzungsperiode der preussischen 
Sdhwurgerichte kommen durchschnittlidi 3-— 4 auf jedes Sehwur» 
gericht 

Nächst dem Stadtgerichte zu. Berlin, welches allmonatlich 
Sitaifi^peh hieK, stählten das £j:elssd}wurgericbt uqd das Scbwurr 
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gericht xa Breslau 8| die Schwurgerichte zu Brieg, Posen und 
Magdeburg 6, die Schwurgerichte zu Cottbus, Naugard, Anger- 
burg-Lyck, Gleiwitz, Neisse, Oppeln und Ratibor 5, die Schwur- 
gerichte zu Brandenburg, Potsdam, Wriezen, Landsberg a. d. W., 
Andam, Pomm. Stargard, Cöslin, Neustettin, Stolp, Königsberg, 
Bartenstein, Mehrungen, Neidenburg, Wehlau, Conitz, Elbing, 
Marienwerder, Preus. Stargard, Tbom, Jauer, Schweidnitz, Bunz- 
lau, Görlitz, Liegnitz, Gnesen, Halberstadt, Erfurt, Halle, Naum- 
burg, Torgan, Arnsberg, Siegen und Neuwied 3, die Schwur- 
gerichte zu Cfistrin, Greifswalde, Stralsund, Heilaberg, deutsch 
Grone und Hechingen 2, und endlich die Schwurgerichte zu Brauns- 
berg und Memel, aus lokalen Gründen, nur 1 Sitzungsperiode. 

Bd den übrigen 34 Schwurgerichten verblieb es bei der 
Regel, dass Tierteljährliche Sitzungen stattfinden sollen. 

Die Zahl der Sitznngstage des Stadtschwurgerichts zu Ber- 
lin betrug 148, des Ereisschwurgerichts zu Berlin 98, des 
Schwurgerichts zu Breslau 93, zu Brieg 51, zu Posen 74, zu 
Magdeburg 108, zu Gleiwitz 41, zu Neisse 49, zu Oppeln 
51, zu Ratibor 50, zu Cottbus 45, zu Naugard 50 und zu 
Angerburg -Lyclc 89. 

Durchschnittlich dauerte jede Sitzungsperiode 10 Tage. 

Das Justiz-Ministerium nimmt es als Regel an, dass jede 
Sitzungsperiode nur 12 — 15 Tage währen soll, damit die Ge- 
schworenen nicht zu lange ihren gewohnten Geschäften ent- 
zogen werden. Nach unserer Ersehnng ist es aber insbeson- 
dere der Nachtheil, welchen zu lange Sitzungsperioden auf den 
Betrieb der übrigen Geschäfte des Gerichts, bei welchen die 
Assisen abgehalten werden, ausüben, welcher es nothwendig 
macht, die Sitzungen nicht über die zweite Woche auszudehnen. 

.Diese Sitzungen entziehen drei bis vier Richter ihren son- 
stigen Geschäften gänzlich, diese müssen entweder ruhen oder 
übertragen werden. Das letztere hat nach der gegenwärtigen 
Einrichtung der Erelsgerichte seine besondem Schwierigkeiten. 
Die letzteren bestehen aus zwei Abtheilungen: iür die streiti- 
gen Angelegenheiten ist die erste, für die Hypothelcen-, Vor- 
inundschafts-,Nachlass-Testamentssacben und für die Handlungen 
der freiwilligen Gerichtsbarlceit die zweite Abtheilung beetimint 

Digitized by VjOOQIC 



Tri est: Beitrüge zu einer sUtiniscben Ver|f1eicbiiiig>. 46t 

Die Mitglieder der letzteren bearbeiten, in einem geo« 
graphisch abgegrenzten Theile des Gerichtsbezirkes, jeder die 
sämnitlichen Geschäfte der vorgedachten Art, nnd können da 
nur sie mit der Lage der einzelnen Sachen vertraut sind, 
nicht füglich übertragen werden ; es kommt wenigstens in den 
meisten Fällen jede Uebertragung einem Stillstande der Ge«*- 
schäfte ziemlich nahe. Was die Mitglieder der ersten oder 
Prozessabtheilung betrifft, so müssen aus diesen die Deputa- 
tionen für die gewöhnlichen Prozesse und Ehesachen, die Com- 
missarien für die Bagatellsachen, die Gerichtsabtheilung für die 
Vergehen, die sogenannte Rathskammer gebildet, die Einzel- 
richter für die Uebertretungen und die Untersuchungsrichter 
genommen, und die sonstigen streitigen Angelegenheiten, die 
Goncnrs-Liquidations- und erbschaftliche Liqnidations-Frozesse 
durch sie bearbeitet werden. 

Man kann in der Regel die Assisenrichter nur dadurch 
erübrigen, dass einzelne dieser Geschäfte ganz oder theilweise 
ruhen, und es liegt auf der Hand, wie nachtheilig dies für 
dieselben wird, wenn sich die Schwurgerichtssitzungen zu weit 
ausdehnen. 

Zu den grössten Anstrengungen, welche man der richter- 
lichen Thätigkeit zumuthen kann, gehört es übrigens, wie wir 
es Jahre lang erfahren haben, an demselben Orte als Assisen- 
präsident zu fungiren, und zugleich als erster Gerichtsvorstand 
jeden Augenblick unabweislichin Anspruch genommen zu werden. 
Wir würden den Präsidenten oder Director eines grossen Unter* 
gerichtes zum Besten des Dienstes niemals zum Assisenpräsi* 
deuten bestimmen. Es leidet darunter entweder das ihm an- 
vertraute Gericht oder das Schwurgericht, in jedem Falle aber 
die Gesundheit der betreffenden Beamten. 

Die Dauer der Sitzungsperioden von 12 — 15 Tagen ist 
in Angerbnrg nnd Lyck (die Schwurgerichte werden abwechselnd 
in Angerburg und in Lyck abgehalten) drei Mal überschritten 
worden, wo die Sitzungen resp. 21, 22 und 23 Tage dauer- 
ten, ein Mal in Tilsit, wo die längste Sitzung 24 Tage, zwei 
Mal in Danzig, wo die längsten Sitzungen 19 und 21 Tage, 
ein Mal in Elbing, wo sie. 21 Ta^e, ein Mal in Grajudenz, 
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WO sie 22 Tag6| zwei Mid iti Magdeburg, wo rie IS und 
87 Tage, awei Mal In Münster, wo sie 22 und 32 Tage, an 
Mal in Hamm, wo sie 20 Tage nnd ein Mal In Coblenz, wo 
de 21 Tage dauerten. 

Wo solche UebelstSnde sieb wiederholen, macht sich die 
Verkleinning der Schwargerichtsbezirke über kurz oder lang 
nothfrendig, nnd sohon dürfte es sich herausgestellt haben, dass 
die Bezirke des Kreisschwurgerichtes zu Berlin, der Schwur- 
gerldite za Breslau, Brieg, Posen und Magdeburg zu gross 
sind, und dass das Departement Ratibor eines 5. Schwurge- 
richts bedarf, da jedes der 4 Schwurgerichte, welche zu seineD 
1,005,609 Gerichtsangesessenen zählen, 5 Sitzungen abzuhat* 
ten genSthigt war. 

Schwurgerichte mit 150 — 180,000 Gerichtsangesessenen 
dürften, nach den vorliegenden Erfahrungen, die angemessen- 
sten sein, und auch der vorgedachten Durchschnittszahl von 
192,815 Oerichtsangesessenen ziemlich entsprechen. 

Die Regel des Artikels 259 des Code d'instruction cri- 
minelle, la tenue des assises aura Heu tous les trois mois ist 
in 73 Departements festgehalten worden. 

Nur die Schwurgerichte der Departements Boucbes da 
Rhone, Var, Aisne, Corse, Vaucluse, Finist^re^ lUe et Yilaine, 
Seine -Inf^rieure, Dordogne, Loire <-Inf(£rlenre, Puy de Dome 
und Seine kalten öfters Sitzungen. 

Im Departement der Seine, fanden 28 Sitzungsperioden, 
in den Departements Boudies du Rhone (Marseille) und Selne- 
Inf^rieure (Ronen) 8, in Bastia 7, in den Departements Aisne 
(Laon) und Ille et Vilalne (Rennes) 6, in den Departements 
Var (Toulon), Dordogne (Perigueux), Vaucluse (Avignon), Fi* 
nist^re (Quimper), Loire - InMrleure (Nantes) und Fuy de 
Dome (Clermont) 5 Sitzungsperloden statt. 

In Paris dauerten die Sitzungen 363 Tage, in Marseille 110 
Tage, In Rouen 107 Tage, in Bastia 126, in Laon 73 Tage, in 
Rennes 85 Tage, In Toulon 48 Tage, in Perigueux 50 Tage, in 
Avignon 55 Tage, in Quimper 66 Tage, in Nantes 58 Tage, in Cler- 
mont 49 Tage und In Lyon die 4 Sitzungen zusammen 54 Tage. 

Da alle 385 Sitzungen 3737 Tage ausfüllteui so war die 
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Dau^r jeder Sitsaog durchschnittlich 9—10 Tage, doch ist 
aach hier eiQe grosse Yersohiedeoheit wahrzonehmeo, die kürze<- 
steD SitzuDgen währten 1. 2. 4 und 5 Tage, die längsten 21. 
22 und 27 Tage. 

In Preussen kommen darchschnittlich 17 Sachen gegen 
21 Angeklagte auf jede Sitisungsperiode, wovon durchschnitt- 
lich 2 mit 3 Angeklagten verhandelt wurden. 

In Frankreich kommen dagegen durchschnittlich H Sachen 
gegen 19 AngeUagte auf jede Sitzungsperiode, und es wurde 
täglich durchnittlich IV2 Sache mit beinahe 2 Angeklagten 
verhandelt. Im Allgemeinen wurde mithin in Frankreich nicht 
so schnell, wie in Preussen verfahren. 

Hier wurden die meisten Sachen in der verhäUnissmSssig 
kürzesten Zeit in Breslau und Oppeln verhandelt In Breslau 
kommen auf 93 Sitzungstage in 8 Perioden 278 Sachen mit 
452 Angeklagten, mithin durchschnittlich auf jede Sitzpngs- 
periode 35 Sachen mit 50 Angeklagten, und auf jeden Tag 
3 Sachen gegen 5 Angeklagte. 

In Brieg kommen auf 51 Tage und 5 Perioden 164 Sa- 
chen mit 237 Angeklagten, mithin 33 Sachen mit 47 AogQ- 
klagten auf jede Periode, und auf jeden Tag 3 Sachen mit 
4 — 5 Angeklagten. 

Ausserdem sind nun bei 21 Schwurgerichten durdischnitt« 
tich täglich mehr als 2 Sachen verhandelt worden. 

Die verhaltnissmässig längste Zeit wurde hei folgendem 
Schwurgerichte verwendet, beim Eareisschwurgerichte zu Ber- 
lin, wo in 98 Tagen 88 Sachen mit 147 Angeklagten, heim 
Schwurgerichte in Brandenburg, wo in 20 Tagen 14 Sa- 
chen mit 24 Angeklagten, in Neustettin, wo in 23 Tagen 
20 Sachen mit 58 Angeklagten, in Danzig, wo in 57 Tagen 
54 Sachen mit 95 Angeklagten, in Stendal, wo in 35 Tagen 
34 Sachen mit 69 Angeklagten, und zu Münster, wo in 85 
Tagen 77 Sachen mit 113 Angeklagten verhandelt wurden. 

Man würde fehlen, wenn man dergleichen ungünstige 
Resultate jederzeit aus einem Verschulden der betreffenden 
Gerichte herleiten wollte, sehr oft liegt der Qrund in der 
Wichtigkeit und dem UmCpges der erledigten Sachen« 
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Die Anfordernngeni welche an den preoesiBchen Vor- 
flitsenden gemaeht worden, sind, wie der Verfasser aus langer 
Erfahmng weiss, sehr hoch gespannt, nicht viel geringer die, 
welche an den Staatsanwalt gemacht werden. Wir finden, 
dass 298 Sachen auf die nächstfolgende Sitznng vertagt wor- 
den, mithin 5 auf 100 der verhandelten Sachen. 2a solchen 
Vertagungen fuhrt nicht selten die mit einem wochenlang fort- 
gesetsten Vorsitze verbundene Erschöpfung des Vorsitsenden, 
des Staatsanwalts und auch der fihrigen Factoren des Schwor- 
gerichti, und auch schon um desshalb sind uns Sitsongen 
▼00 höchstens zweiwöchentlicher Dauer aogemessen. Sobald 
sich eine zu grosse Anstrengung des Schwurgerichtspersonals 
kenntlich machte, fanden sich onwillkührlich die Gelegenheiten 
aor Vertagong, sie erwachsen gleichsam ans dem Bedürfnisse 
der nöthigsten Erholung. 

Die Durchschnittszahl der Vertagungen ist am erheblich* 
Bten im Departement des Kammergerichts, wo auf 100 Sachen 
10, im Departement Stettin, wo auf 100 Sachen 11, und im 
Departement Posen, wo auf 100 Sachen 12 Vertagungen 
fielen. 

Am geriogsten war sie im Departement Cöln, in allen 
westphälischen Departements, und in den Departements Magde- 
borg, Greifswald ood Cöslin. Die Ursachen der Vertagung 
ergeben sich oft erst aus der Verhandlung selbst, und dies 
sind im wesentlichen die vorgedachten, oder sie beruhten in 
dem Ausbleiben wesentlicher Zeugen. Zu vermeiden wären 
sie in allen Fällen gewesen, wo eine mangelhafte Vorladung, 
die unterlassene Herbeischaffang von Beweisstüclcen , oder die 
unterbliebene Verhaftung des Angeklagten dazu die Veranlas- 
sung wurde. 

Es haben in den 330 Sitzungsperioden 68 Appella- 
tionsgericht sräthe, 77 Stadt- und Kreisgerichtsdirectoren und 
13 Stadt* oder Ereisgerichtsräthe, zusammen 163 Beamte 
den Vorsitz geführt, so dass durchschuittlich auf jeden dieser 
Beamten ein zweimaliger Vorsitz kommt Es haben jedoch 
ein Stadtgerichtsdirector in 8, 2 Appellationsgerichtsräthe je 
in 5, 18 Beamten je in 4 Sitzongsperioden präsidirt, ond 74 
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Beamte siod in weniger als 2 Perioden, theils nie zur Ver- 
tretung tbätig gewesen. 

Im Departement der Seine wurden in 28 Sitsungsperiodeo 
und 363 Tagen 608 Sachen mit 970 Angeklagten verhandelt» 
es kommen mithin auf jede Periode 21 Sachen, und auf jeden 
Tag 1—2 Sachen mit 2—3 Angeklagten. 

Im Departement Bouches da Rhone wurden in 8 Sitzungs- 
perioden und 110 Tagen 149 Sachen mit 210 Angeklagten, 
im Departement Selne-Inf^rieure in 8 Sitzungsperioden und 107 
Tagen 153 Sachen mit 212 Angeklagten, im Departement 
Corse in 7 Sitzungsperioden und 126 Tagen in 142 Sachen 
mit 184 Angeklagten, im Departement Ille et Vllaine in 6 
Sitzungsperioden und 85 Tagen 146 Sachen mit 187 Ange- 
klagten, im Departement Var in 5 Sitzungsperioden und 48 
Tagen mit 97 Angeklagten, im Departement Vaucluse in 5 
Sitzungsperioden und 55 Tagen 59 Sachen mit 75 Ange- 
klagten, im Departement Finistere in 5 Sitzungsperioden und 
58 Tagen in 133 Sachen mit 158 Angeklagten, im Departe- 
ment Pnj de Dome in 5 Sitzungsperioden und 49 Tagen In 
73 Sachen mit 106 Angeklagten yerhandelt. 

In den 8 Departements Correze, Hautes- Alpes, Hautes- 
Pyrendes, Landes, Vendde, Pas de Calais, Aisne und Meuse 
waren die Geschäfte der Assisen am kleinsten, es dauerten 
alle 4 Sitzungsperioden zusammen nur resp«: 10, 10, 12, 16, 
18, 18, 19 und 19 Tage, in welchen resp. in 10, 14, 13f 
23, 43, 34, 32 und 37 Sachen mit resp. 10, 16, 17, 28, 53, 
48, 38 und 57 Angeklagten yerhandelt wurde. 

In den Schwurgerichtssachen wurden in ^ Frankreich in 
den Voruntersuchungen 74817 und vor den Assissen 49303 
Zeugen vernommen. Es waren hiervon 45,062 ^ ä la re- 
qu^te du minist^re public, 3881 ä la requete des parties vor- 
geladen und 360 en vertu du pouvoir discretlonnaire du Pre- 
sident d'assises abgehört, von der discretionnairen Gewalt des 
Präsidenten In Beziehung auf die Zeugenvernehmung ist daher 
nur ein massiger Oebraueh gemacht worden. 
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XXIV. 

iDie neueste wissenschaftliche Bearbeitung des Straf- 
recbts in Nordamerika. 

Angezeigt 

Yon 

nittermaler« 



CenmmUuries on Ae eriminal law by Jod PrenHsM Bishop. V<4» l B0- 
$Um. 1856. 

Die Bearbeitung des Strafrechts war bisher in Nordame- 
rika nnr eise praktische; alle Leistungen der Schriftsteller 
beschränkten sich auf die Sammlung der Rechtssprüche, Mit- 
theilung von Verhandlungen, Erörterungen einaelner wicitigea 
Fragen des Strafrechts; in der letzten Beziehung enthält cBe 
in Boston monatlich erscheinende Zeitschrift: the monäily law 
Reporter viele sehr interessante Entwicklungen; nur in Be^. 
zug auf die Gefängnisskunde erschienen eti;iige kleine Schrif- 
ten, und das von uns in dieser Zeitschrift angezeigte Werk 
▼on Wharton American crhninal law Philadelphia wovon nener- 
lich eine zweite sehr vermehrte Ausgabe ersdiienen ist, so- 
wie die neuesten Werke von Wharton on the American law 
of homicide 1855 und a treatise on medical jurispmdence by 
Wharton and Stillt Philadelphia 1855 gehören in die Klasse 
wissenschaftlicher Arbeiten. £s fehlte aber an einer systema- 
tischen wissenschaftlichen Behandlung des Strafrechts in Nord* 
amerika in der Weise, wie Kent für das Givilrecht durch seme 
Commentaries ein klf^»isches Werk geliefert hatte. Diesem Be- 
darfnisse, ehie ähnliche Arbeit für Slrafrecht zu liefern hat Hr. 
Bishop abgeholfen, der semen Beruf zu einer solchen Arbeit 
durch das von uns in dieser Zeitschrift Band XXVIL S. 180 
angezeigte Werk über nordamerikanisches Eberecht hinrei- 
chend dargethan hat. Merkwürdig ist es, dass in neuester 
Zeit immer mehr die Aufmerksamkeit der amerikanischen Ju- 
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(tsten auch auf die deatsche Stra^egetzgebüDg gerioktet iat; 
die neae Sammlung der Uebecsetzongen der Strafgeseizbücheff 
des Auslandea ron Sanförd penal Code of Europa bat beige^ 
tragen die Kenntniss des deatschen Strafrechts in Amerika zu 
verbreiten. Wir wollen vorerst nnsern Lesern indem wir die 
lobaltsanzeige des Werkes mittheilen, den Entwickelungsgang 
des Verl. zeigen. Der vorliegende Band zeriSllt in 6 Bücher: 
I. Einleitende Gesichtspunkte. 11. lieber Gesetzesanslegung. 
UI. lieber Absicht bei Begehung der Verbrechen. IV. lieber 
Beschaffenheit der Handlung der Verbrechen. V. lieber den 
örtlichen Wirkungskreis der Verbrechen. VI. Folgen der Ver- 
brechen. -*• In dem ersten Buche handelt der Ver£ (Cap. 1) 
von dem common law im Aligemeinen, der Natur, den Quellen 
und der Anwendung desselben, von den Strafgesetzen. Im 
Buche 2 wird im cap. 3 von dem allgemeinen Gesichtspunkt der 
Statutargesetzgebung und der Befugniss der Staatsgewalt Ge* 
setze- zu erlassen, von den Gränzen derselben, im cap. 4 von 
den allgemeinen Auslegungeregeln, ci^. 5 von der wechselsei- 
tigen Beziehung der Gesetze auf einander und ihrem Verhähniss 
iBum common law, cap. 6 von der Biegsamkeit (elastieity of 
isitatutes), cap. 7 von einzelnen für die Auslegung wichtigen 
Grundsfttzen gehandelt. Im 3. Buche wird vorerst cap. 9 die 
Natur der zum Dasein eines Verbrechens genügenden Absicht 
erörtert und dabei einzeln von der Fahrlässigkeit, von dem 
rechts* und thatsäcblichen Irrthum, von der aus der Beschaf- 
fenheit der Handlung abgeleiteten Vermuthung der bösen 
Absicht, von dem Zusammentreffen verschiedener Richtungen 
der Absiebt gesprochen, cap. 10 entwickelt die Lehre von 
der Theilnahme Mehrerer an Verbrechen, cap. 11 die Lehre 
von dem Nothstande und dem Zwange, cap. 12 vom Ver- 
hältniss der Ehefrau zu dem Befehle des Ehemannes, cap. 13 
von der Kindheit, cap. 14 vom Mangel der geistigen Fähig- 
keit, cap. 15 von der Trunkenheit, cap. 16 von dem Ver^ 
hältniss der Korporationen liei Veibrecben. In dem Buche IV 
von der Handlung untersucht der Verf. cap. 17 vorerst wie 
bei einem Verbrechen Handlung und Absicht zusammentreffen 
müssen, wie weit die Handlung an sieh unrecht sein und 
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wi« teil dts SflentUdie Interesse dabei bethdligt Hin omM, 
«ad welchen Eanfinss die Einwilligang der verletsten Persoa 
hat Das 18. cap. behandelt die Frage wie das Strafgesetz 
die Gesammtheit schütat, sie mit Zergliederung der einzelnen 
Klassen der Verbr.| welche wir öffentliche Verbr. nenneUi cap. 19 
erörtert denSchuta der Indiyldaen darch Strafgesetze, wieder nach 
Verschiedenheit der Rechte (Verbr. gegen Personen — g^en 
Vermögen). In cap. 20 werden die Hauptabstofungen der Ver- 
brechen feloniesi treason und misdemeanor, in cap. 21 das 
Verhiltniss der Thäter, in cap. 22 von dem sogenannten Ver- 
gehen of componnding (nämlich Verabredang mit dem Thäter 
ihn nicht gerichtlich zu verfolgen) cap. 24 von misprison nämlich 
d^m Vergehen der Unterlassung der Verhinderung und Anzeige von 
Verbrechen. Eine ausführliche Erörterung der Lehre von Versuch 
enthält cap. 25 und über Verhältniss mehrerer Verbrechen zu 
einander cap. 26. Das Buch V. ist der Entwickelung der Lehre 
von dem Wirkungskreise der Gesetze nach der Oertlichkeit 
daher in Bezug auf die im Auslände begangenen Verbr. ge- 
widmet. Das Buch VI. erörtert cap. 29 die Lehre von den 
Strafen cap. 30 von der Confiskation, Unfähigkeit zum Zeug^ 
nisse als Folge der Verurtheilung wegen verübter Verbr., aus- 
führlich entwickelt cap. 31 die schwierige Lehre von dem 
Schutze gegen eine wiederholte Verfolgung und cap. 33 von 
der Begnadigung. Unsere Leser werden bemerken, dass das 
vorliegende Buch in dieser Weise alle Gegenstände und wich- 
tigen Fragen behandelt etc., welche wir in dem allgemeinen 
Tbeile der Lehrbücher des Strafrechts zu erörtern pflegen. 
Ueberall zeigt das W^rk die Selbstständigkeit der Forschung 
des Verf. Man weiss, wie in England und Amerika viele 
Juristen an den Aussprüchen d6r Bicbter hangen; der Verf. 
macht sich nach der Vorrede pag. VII, IX. das Verhältniss 
klar; er erklärt, dass es bei einer wissenschaftlichen Arbeit 
darauf ankömmt, Grundsätze aufzustellen; aber er will diese 
nicht auf die von den Richtern bei ihren Urtheilen ausgespro- 
chenen Meinungen ableiten, und warnt vor der Annahme, dass 
die Bichter Grundsätze auCstellen, während sie nur einzelne 
fälle entscheiden; auch warnt er p. IX. den Gründen, durch 
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welche oft die Richter ihre Urtheile ca rechtfertigen auchen, 
blind zu folgen: der Verf. meint (wohl mit Recht), dass oft 
die Richter gute Urtheile geben, aber schlechte Gründe da* 
für angeben, and dass, um Grundsätze aufzufinden, es des 
Stadiums und der Vergleichang einer langen Reihe von den 
in Bezug auf eine gewisse Frage gegebenen Entscheidungen 
bedürfe. Sehr gut ist die Erörterung des Verf. p. 1 bis 42 
über das Wesen des common law und die Nachweisung, dasa 
dies Recht neben allen Landesgesetzgebongen fortbesteht und 
Rechtsquelle Ist; (die historischen Nach Weisungen sind hier 
sehr wichtig) der Verf. zeigt p. 46, dass auch in Strafsachen 
das common law entscheiden müsse, dass aber in mehreren 
amerik. Staaten z. B. in Ohio, Jndiana dem Richter nicht ge- 
stattet ist, Vergehen bloss nach common law zu bestrafen. -^ 
Ueber die Auslegung der Gesetze giebt der Verf. p. 62 eine 
gute Anweisung, bei der er davon ausgeht, dass der Richter 
den Sinn des Gesetzgebers erforschen soll, aber eigentlich den 
Sinn, in welchem die Unterthanen die Absicht des Gesetz*» 
gebers aufzufassen berechtigt sind, wo es nicht darauf ankommen 
kann, was die einzelne Person des Gesetzgebers meinte, welche 
Deatung sie den Worten gab, und wo es auch auf gehaltene 
Reden in Versammlungen nicht ankommen kann. Die Ent- 
wickelung der besten Mittel der Auslegung p. 63 — 109 ist 
sehr scharfsinnig. Die grosse Masse der Beispiele, durch 
welche der Verf. die einzelnen Sätze, z. B. dass Strafgesetz eng 
ausgelegt werden müsse, erläutert, findet sich hier, wie vielleicht in 
keinem andern ähnlichen Werke. Der Verf. ist überall von dem 
sittlichen Ernst geleitet, der die Schlauheiten und gekünstelte 
Auslegung, um Schuldigen durchzuhelfen verschmäht. Das 
Wesen der verbrecherischen Absicht wird p. 228 ähnlich wie 
in Deutschland der dolus anfgefasst ist, zergliedert, und werth* 
voll ist p. 230—238 die Entwickelung (durch viele Beispiele) 
wie weit Jemand wegen Fahrlässigkeit strafbar ist; er recht- 
fertigt p. 238 den Grundsatz ignorantia joris non excusat, aber 
er will den Satz gemildert haben, durch die Rücksicht auf 
die bona fides mit welcher Jemand handelt; p. 248 wird der 
Grundsatz Tertheidigt, dass das Gesetz vermutbet, dass Jeder 
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die natürlieheni nothwendigen und selbst die wahr* 
echeinichen Folgea seiner Handlang vorherseiieD müsse; 
allein diese Vemrathung Icönne darch Gegenbeweis zerstört 
werden; sehr gut ist nun hier seine Ausföhnmg p. 254, dass 
man nicht su weit die obige Yermuthung ausdehnen dürfe, 
z. B. wenn yerschiedene Bichtungen der Absicht bei der näm« 
Sehen Handlung m5gHch sind; die Zergliederung der verscbie* 
denen Torgekommenen Beispiele p. 256 verdienen die Beach- 
tung cfines jeden Juristen, ebenso von p. 271 die Entwieke« 
Inng der Lehre von dem Nothstand. Eine der trefflichsten 
Arbeiten ist die über den Einfluss der Seelenstörung anf Zu^^ 
reehnung p. 288—297. Der Verf. beweist, dass er mit der 
schwierigen Lehre sich genau vertraut gemacht hat; er tadelt 
die allgemeinen und abstrakten Sätze, durch welche englische 
^Richter oft in ihren charges die Geschworenen verleiten, macht 
auf die unendliche Verschied«iheit der Form^ der Seelen- 
Störung aufmerksam, hält die von der Jury zu beantwortende 
Frage für eine Tbatfrage, bei der es nicht auf gesetzliche 
Aussprüche ankommen darf, und giebt zu, dass es Formen 
dter Seelenstörung geben kann, in welchen der Tbäter das 
ßewnsstsein seiner Handlung hat und doch wegen U&wi» 
derstehüchkeit des Antriebs straflos sein kann» In Bezug acrf 
Trunkenheit bemerkt der Verfasser p. 800, dass die amerikanisehe 
Ansicht von dar deutschen dadurch sich unterscheidet, dass 
äre Erste den Zustand &n sich als malnm in se betrachtet 
trnd daher das voü Trunkenen verübte Verbrechen nicht als 
isti^äflos erkennt, aber allerdings amiinmit, dass (jüe Jwry die 
TTrünkenheit in so weit zu berücksichtigen hat, ob nl<äit dadurch 
"der Vorbedadrt 1)ei der Handlung ausgeschlossen wird. In 
Bezug auf die Prajge, ob die Einwilligung des Verklagten die 
Handlung straflos maciit, erklärt der Verf. p. 898 , dass Alles 
Vbh den besondem Umständen des einzelnen FaOs abhängt -^ 
fteich an merkwürdigen Zergliederungen ist p. 455 das Kapitel 
von der Theilnahme an Verbrechen und das Verbaltniss der 
tJtheber. Man bemerkt, dass hier die amerikanische Rechts^ 
aftüsidit von der tJnsrigen bedeutend abwdcht, z. B< wenn 2 
befangene in verschiedenen 'Zellen neben dnander verwahet 
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Bind, and A dem B räth, sich selbst zu ermorden mid B Hb 
thut, so soll A als Urheber des Mords gelten, weil die von B 
verübte Handlung ihn aus dem Bereich menschlicher Verfol- 
gung setzt. Nach allen seinen Folgerungen werden p. 968 die 
Grundsätze des amerikanischen Rechts erörtert, dass der Ge-^ 
hülfe accessorisch dem Urheber folgt, nie strenger als der 
letztere bestraft und überhaupt nicht straibar werde, wo 
der Urheber nicht bestraft werden kann. Ausführlich ist die 
Lehre vom Versuch erörtert p. 510, man bemerkt, dass die 
in Europa dem französ. Code nachgebildete Theorie, nach wel- 
cher zu dem Versuch ein Anfang der Ausführung gehört, auch 
in Amerika gilt; eigenthümlich ist die Lehre von dem Versuche 
mit untauglichen Mitteln aufgefasst p. 517, überall wo es recht- 
lieh unmöglich ist, dass das Verbrechen, welches Jemand he* 
gehen will, verübt wird, ist der Thäter straflos, mag auch sein 
Wille bestimmt auf das Verbrechen gerichtet gewesen sein, z. R 
ein Knabe unter 14 Jahren kann wegen Versuchs der Nothzuelili, 
^in Mann, der vergiften will, aber einen Stoff wählt, der nicht 
C^ft ist, kann nicht bestraft werden; da aber, wo Jemand et- 
was unternimmt und faktische Unmöglichkeit der VerCä>ung 
des Verbrechens vorliegt, z. B< Jemand will ans der Tasche 
eines Mannes etwas stehlen, die Tasche aber ist leer, witd er 
wegen Versuchs gestraft. Nach den amerikanischen Schrift«* 
stellern liegt hier der Grund darin, dass der Versuch ein Be^ 
mühen einen Zweck zu erreichen und der f bäter dabei ein 
Experiment macht. Interessant ist aber zu sehen, wie in der 
Praxis p. 519 Ausnahmen gemacht werden wegen der Fassung 
einzehier Statuten, z. B. wenn Jemand auf einen Andern schiesst, 
dieser aber so fem steht, dass er nicht getroffen werden kann; 
das Bemühen einen Andern zur Begehung eines Verbrechens 
zu bestimmen, wird als Versuch aufgefasst p. 526. Umstand^ 
lieh ist die für die Befugniss der Geschworenen wichtige Frage 
erörtert, wie weit in der Anklage wegen eines Verbrechens auch 
die Anklage eines andern enthalten, angesehen werden kann 
p. 537* Merkwürdig ist die Ausbildung der Lehre von Be- 
strafung der Verbrechen, die im Ausland verübt sind; der 
Grundsatz Amerika's ist p. 599, dass die Gesetze emes Staats 
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nicht über dte GräiUBeii detselben sich ausdehnen, weil die Re- 
gierung w^der Interesse noch Gewalt hat, den Willen der Gesetze 
in YolbBUg su setzen. Interessant ist aber zu sehen, wie man 
in der Praxis durch mancherlei Verordnungen sich zu helfen 
sucht Eine Zierde des Werkes ist das cap. XXXI p. 650, 
über den Grundsatz: non bis in idem, daher dass das Gesetz 
Jedem, der wegen eines Verbrechens angeklagt ist, Schutz ver- 
leiht gegen ehie wiederholte Verfolgung wegen der nämlichen 
Handlung. Man bemerkt wie dieser Grundsatz durch ein 
sonderbares Zerren und Drehen an den Worten des schützen- 
den Verfassungsgesetzes durch Ausnahmen durchlöchert wurde. 
Um so wichtiger ist hier die Ausführung des Verfl, der den 
Grundsatz ohne Spitzfindigkeit durchfuhrt und trefiOich zer- 
gliedert, wie weit eine zweite Strafverfolgung als die wegen 
der nämlichen Handlung betrachtet werden kann, überall auch 
mit dem Grundsatze, dass Niemanden sein dolus nützen 
und da kein Schutz gegen neue Strafverfolgung gegeben wer- 
den soU, wo er durch gesetzwidrige Mittel im ersten Trial die 
Lossprechung bewirkte. — Diese kurze Andeutung einzelner, 
in dem Werke ausgeführter Fragen mag genügen, um zu zei- 
gen, dass dies durch Klarheit, SoharüBinn und feine Zerglie- 
derung einer Reihe von wichtigen Fragen, die in andern Wer- 
ken kaum berührt werden, so wie durch die grosse Zahl an- 
geführter Fälle ausgezeidinete Werk der Aufmerksamkeit des 
Juristen emes jeden Landes würdig ist 
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